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In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per e-mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Lindenthalgürtel 102 
50935 Köln 

Tel. 0221/9234497 

Fax 0221/9234499 

e-mail azadi@t-online.de 

i nter net www. nad i r. org/azad i/ 
V. i. S. d. P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 
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Prozess gegen YEK-KOM-Verantwort- 
liche wegen Identitäts-Kampagne 

Verfahren wird neu auf gerollt 

A m 13. Januar 2004 wurde vor dem Landgericht Düsseldorf ein Verfahren 
gegen den Vorsitzenden der Föderation der Kurdischen Vereine in 
Deutschland (YEK-KOM), Mehmet Demir, und das Vorstandsmitglied 
Ayten Kaplan wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz eröffnet. Sie sollen in 
ihrer Eigenschaft als Föderationsverantwortliche laut Staatsanwaltschaft Düssel¬ 
dorf in die im Frühsommer 2001 gestartete Identitätskampagne „Auch ich bin 
PKKTer” eingebunden gewesen sein, indem sie organisatorische und koordinie¬ 
rende Unterstützung geleistet hätten. Hierbei soll ihnen „bewusst“ gewesen sein, 
dass diese „Selbstanzeigeaktion“ in „demonstrativer Form Verbundenheit mit 
der PKK dokumentierte und deren Ziele aktiv unterstützte“. Zudem hätten sie 
„Kenntnis davon, dass gegen die PKK ein seit März 1994 unanfechtbares Betäti¬ 
gungsverbot besteht“. 

Im Laufe des Prozesses kristallisierte sich heraus, dass 
YEK-KOM keinesfalls in die von der Staatsanwaltschaft 
behaupteten Aktivitäten zu der Kampagne „Auch ich bin 
PKK’ler“ eingebunden war. Vielmehr hatte die „Konfödera¬ 
tion der kurdischen Vereine in Europa“ (KON-KURD) eine 
eigenständige Unterschriftenerklärung herausgegeben, in der 
die inkriminierten Passagen nicht enthalten sind. Auf einer 
Pressekonferenz am 31. Mai 2001 in Berlin wurde diese Erklä¬ 
rung der Presse vorgestellt und in der Folgezeit verbreitet. 
Mehmet Demir bestätigte auf Nachfrage von Richter 
Wolf, dass er als YEK-KOM-Vorsitzender und KON-KURD-Vorstandsmitglied 
an dieser Pressekonferenz teilgenommen habe. 

Nach mehrmaligem Insistieren der Verteidiger musste auch das Gericht reali¬ 
sieren, dass es tatsächlich zwei unterschiedliche Kampagnen gegeben hat. 

Dessen ungeachtet befragte der Vorsitzende Richter die Angeklagten, insbe¬ 
sondere Mehmet Demir, wiederholt nach deren Meinung zum Inhalt der „von 
der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) initiierten Unterschrif¬ 
tenaktion“. Beide betonten mehrmals, hierfür nicht verant¬ 
wortlich gewesen zu sein. Auch sei ihnen der Verfasser die¬ 
ses Textes nicht bekannt. Die Aufgabe von YEK-KOM sei, 
die Rechte der Kurdinnen und Kurden in Deutschland zu 
verteidigen. Die Erklärung von KON-KURD habe der 
Unterstützung der „zweiten Friedensinitiative“ dienen sol¬ 
len, nicht der Identitätskampagne „Auch ich bin PKK’ler“. 

Auch der Zeuge Jegutzki vom Staatsschutz des Polizei¬ 
präsidiums Düsseldorf konnte in der Befragung nicht sagen, 









wer für die „PKK“-Kampagne verantwortlich gewesen sei. Die KON-KURD-Erklärung sei ihm nur flüch¬ 
tig bekannt. In ihr habe jedoch nichts strafrechtlich Relevantes gestanden. Es handele sich jedenfalls nicht 
um den Kampagnen-Text. Zu keinem Zeitpunkt hätte der Düsseldorfer Staatsschutz gegen Herrn Demir 
und Frau Kaplan ermittelt. 

Wegen Terminschwierigkeiten, aber offenbar auch wegen der Probleme um den Gegenstand der Ver¬ 
handlung, wurden die ursprünglich festgelegten weiteren Verhandlungstage abgesetzt. Der Prozess muss 
nunmehr neu aufgerollt werden. Er wird voraussichtlich März/April wieder aufgenommen. 


Nachfolgend dokumentieren wir die Prozesserklärung von Mehmet Demir ; der sich Ayten Kaplan weitestgehend 
angeschlossen hat: 

Mit dem Verbot Lösungen verhindert 


A JDie Kampagne wurde seinerzeit vom kurdi¬ 
schen Volk organisiert. Ich möchte an dieser 
11 Stelle kurz eingehen auf die kurdische 
Geschichte, Geographie und Grundwerte. Die kur¬ 
dische Geschichte des 20. Jahrhunderts ist geprägt 
von Völkermord und Vernichtung. Die Kämpfe der 
Kurden hiergegen begannen 1925, setzten sich 1935 
fort bis hinein in die 70er Jahre. Die Massaker von 
Maras und Sivas seien hier genannt. 

Die Kurden haben ihre Probleme paketweise 
nach Europa mitgenommen. Als Teil des Assimilie- 
rungsplanes des türkischen Regimes wurden in den 
1960er Jahren Kurden massenhaft als Gastarbeiter 
nach Deutschland geschickt, insbesondere nach dem 
schweren Erdbeben in Varto. Mit dem Militärputsch 
von 1980 kamen andere Gruppen und Leute nach 
Europa. Sie baten um Zuflucht, weil sie ihr Land aus 
Gründen der Verfolgung wegen ihrer politischen 
Überzeugungen und Ziele verlassen mussten. 

In den 1990er Jahren begann in der Türkei und in 
Kurdistan ein neuer Abschnitt. Mit der Freiheitsbe¬ 
wegung des Volkes setzten breit angelegte Vertrei¬ 
bungen ein, Dorfzerstörungen und zahlreiche Morde 
durch unbekannte Täter. Nach 1993 wurde über 
diese Situation auf vielen verschiedenen Ebenen dis¬ 
kutiert und die kurdische Frage international auf die 
Tagesordnung gesetzt. Im gleichen Jahr hatte die 
kurdische Bewegung einen einseitigen Waffenstill¬ 
stand verkündet, weil der türkische Staat signalisiert 
hatte, dass Lösungen in der kurdischen Frage mög¬ 
lich sein könnten. Ausgerechnet da wurde in 
Deutschland das PKK-Verbot erlassen, in einer Zeit, 
als in der Türkei eine Tansu Ciller, ein Mehmet Agar 
und der Stabschef der Armee, Günes, regierten . Mit 
dem Verbot wurde de facto der Waffenstillstand 
zunichte gemacht. Dieses Verbot hatte psychologi¬ 
sche und soziologische Auswirkungen: die Kurden 
wurden kriminalisiert, indem man sie vor Gericht 
brachte, sie bestrafte, ihre Vereine und ihre kulturelle 
und politische Betätigung untersagte. Darüber hin¬ 
aus gab es noch weitere zahlreiche Probleme. 


Von Anbeginn an haben wir diese Verbotspolitik 
abgelehnt und kritisiert. Wie auch in diesem Verfah¬ 
ren versucht die Staatsanwaltschaft uns zu erklären, 
wir hätten verbotene Tätigkeiten durchgeführt. Doch 
ist das nicht zutreffend - heute nicht und in der Ver¬ 
gangenheit ebenso wenig. Wir haben versucht, die 
Folgen der Verbote, die unsere Arbeit beeinträchti¬ 
gen, an die Öffentlichkeit zu bringen. 

Politische Arbeit von YEK-KOM 
behindert 

■ 

Zu der Identitäts-Kampagne des Jahres 2001 ■ 

möchte ich folgendes bemerken: 

Zuerst: Ich bestehe auf meiner nationalen und 
politischen Identität. Ich habe als Vorsitzender von 
YEK-KOM am 31. Mai an einer Pressekonferenz in 
Berlin teilgenommen. Das geht auch aus dem dama¬ 
ligen Flugblatt erkennbar hervor. Über die neue 
Strategie der PKK, einen demokratischen Weg ein¬ 
zuschlagen und eine friedliche Entwicklung herbei¬ 
zuführen, wollten wir die Kurden in der Diaspora 
informieren. Deshalb dachten wir, hiermit insbeson¬ 
dere in Deutschland einen neuen Anfang zu 
machen. 

Doch in der Praxis sind wir als legale Organisa¬ 
tion trotz aller Veränderungen von kurdischer Seite 
fortwährend mit zahlreichen Problemen konfron¬ 
tiert. 

Ich selber bin nicht Organisator der Kampagne 
gewesen. Als diese Erklärung („Auch ich bin 
PKKler“) vorgelegt wurde, habe ich versucht, meine 
Erfahrungen in der politischen Arbeit einzubringen: 

Mit manchen Punkten in besagter Erklärung konnte 
ich mich nicht einverstanden erklären. Aber weder 
habe ich die Aktivitäten organisiert noch koordiniert. 

Betrachtet man die Situation von 1993 und ver¬ 
gleicht sie mit dem Jahre 2001, war die Zeit eine völ¬ 
lig andere. Es gab weder in Deutschland noch in 
meiner Heimat gewaltsame Handlungen. Zehntau¬ 
sende Kurdinnen und Kurden, die sich an der Kam- 
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pagne beteiligten, sind Mitglieder unserer 60 Ver¬ 
eine. Laut unserer Satzung sind wir verpflichtet, 
ihnen beizustehen und sie zu unterstützen. Wenn 
jemand sagt: Ich bin PKKler, dann sind es nicht 
unbedingt PKKler. Ich möchte daran erinnern, dass 
Kennedy vor vielen Jahrzehnten auch einmal sagte: 
Ich bin ein Berliner und niemand ist auf den Gedan¬ 
ken gekommen zu behaupten, Kennedy sei tatsäch¬ 
lich ein Berliner. Außenminister Fischer hat sich in 


den USA einmal in umgekehrter Weise geäußert. 
Sollen wir ihn jetzt als Amerikaner bezeichnen? 

Es war nicht unser Ziel, mit der Kampagne die 
deutsche Justiz lahm zu legen. 

Unser Wille ist und war stets, unsere politische 
Arbeit im demokratischen Rahmen unter Respektie¬ 
rung der Gesetze in Deutschland durchzuführen und 
in diesem Sinne unsere Aktivitäten zu entwickeln. 
Und das war auch das Ziel der KON-KURD-Kam¬ 
pagne. I 
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Gedenken an Eser Altinok 

Mit einem Besuch an Eser Altinok’s Grab auf dem 
Friedhof in Berlin-Spandau und einer Schweigemi¬ 
nute gedachten Angehörige der kurdischen Jugen¬ 
dorganisation TECAK dessen Todestag. Weil er 
glaubte, als Kronzeuge der Bundesanwaltschaft nicht 
mehr weiterleben zu können und weil er es - wie in 
einem hinterlassenen Brief geschrieben - als „ehr¬ 
los 66 empfand, mitgeholfen zu haben, Landsleute ins 
Gefängnis zu bringen, hat sich Eser Altinok am 5. 
Januar 1998 selbst verbrannt. Der Vorsitzende von 
TECAK-Berlin, Firat Andok, hielt eine Ansprache 
und betonte, dass der deutsche Staat eine negative 
Haltung gegenüber den kurdischen Jugendlichen 
einnehme. Jeder solle sich mit dem kurdischen Frei¬ 
heitskampf identifizieren, welcher dem Weg Abdul¬ 
lah Öcalans entspreche. 

(Azadi/ÖP, 71.2004) 

«Hürriyet» provoziert erneut 

In der europäischen Beilage der türkischsprachigen 
Zeitung „Hürriyet 66 vom 8. Januar erschien ein Arti¬ 
kel mit der Überschrift „Die Spuren in Hamburg 
führen zur PKK 66 und löste heftige Reaktionen bei 
den in Deutschland lebenden Kurden aus. Hinter 
dem angeblich geplanten Anschlag auf ein Hambur¬ 
ger Krankenhaus sollen - so behauptete Hürriyet - 
zwei kurdischstämmige Brüder aus der Türkei ste¬ 
hen. Einer der beiden Brüder, der einen Selbstmord¬ 
anschlag geplant haben sollte, soll sich in Süd¬ 
deutschland aufgehalten haben. Die Namen der 
beiden angeblichen PKK-Mitglieder sollen von der 
CIA an Deutschland weitergegeben worden sein. 


Zu diesem Artikel von Ismail Erel nahm Ayten 
Kaplan, Vorstandsmitglied der Föderation Kurdi¬ 
scher Vereine in Deutschland, YEK-KOM, Stellung. 
Sie kritisierte, dass solche Meldungen eindeutig dar¬ 
auf zielten, die Kurden in Deutschland zu kriminali¬ 
sieren. Sie seien nicht zufällig vor dem Besuch des 
türkischen Ministerpräsidenten Recep Tayyip Erdo- 
gan in Deutschland verbreitet worden: „Da die tür¬ 
kische Politik im Mittleren Osten nicht den 
erwünschten Verlauf genommen hat, wird versucht, 
die in Deutschland lebenden Kurden wieder einmal 
als Terroristen abzustempeln und sie mit Gescheh¬ 
nissen in Verbindung zu bringen, mit denen sie 
nichts zu tun haben. Die Türkei versucht, sich 
dadurch den Weg für ihre eigenen Interessen zu 
ebnen, 66 betonte Kaplan weiter. 

Mit diesem Verhalten jedoch könne die Türkei 
ihr Ziel nicht erreichen. „In Deutschland besteht ein 
PKK-Verbot. Auf verschiedenen Wegen versucht 
Deutschland, mit den Kurden in einen Dialog zu tre¬ 
ten. Deshalb ist verständlich, dass die Türkei mit 
Hilfe von Hürriyet ihre Hetzpolitik fortführt. Hier¬ 
von muss sie endlich Abstand nehmen. Es würde 
zum Vorteil aller Völker sein, wenn die Türkei ihre 
inneren Probleme löst und von ihrem Status quo 
absieht. Anderenfalls jedoch wird sie von sich selbst 
überholt 66 , erklärte Ayten Kaplan. 

(Gekürzter Artikel aus der Özgür Politika ,ÖP, v. 

9.1.2004;Übersetzung: Beate Rudolph) 
Einen Tag später hat Hürriyet ihre Meldung quasi 
dementiert und behauptet l , die Polizei habe ihr gegenü¬ 
ber falsche Angaben gemacht. 
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KONGRA-GEL auf US-Terrorliste 

Am 13. Januar 2004 hat das US-State Department 
KONGRA-GEL, den Mitte Oktober 2003 gegrün¬ 
deten Kurdischen Yolkskongress, mit der Begrün¬ 
dung auf die „Liste ausländischer Terroristenorgani¬ 
sationen“ gesetzt, es handele sich bei KONGRA 
-GEL lediglich um eine Namensänderung der im 
Frühjahr 2002 aufgelösten PKK und der Nachfolge¬ 
organisation KADEK. KONGRA-GEL kritisiert in 
einer Erklärung vom 18. Januar den Beschluss des 
US-Außenministeriums und führt u.a. aus: „40 
Millionen Kurden fordern Gerechtigkeit und Frie¬ 
den. KONGRA-GEL auf die Liste terroristischer 
Organisationen zu setzen, ist ungerecht und steht 
den Bemühungen um Demokratie im Mittleren 
Osten im Wege. Deshalb appellieren wir an die 
USA, ihre Entscheidung zu korrigieren.“ 

(Azadi/ÖP, 17.1.2004) 

US-Bundesrichterin Collins: 
Beratungsverbot für PKK und 
LTTE verfassungswidrig 

Weil sich fünf Organisationen und zwei US-Bürger 
für legale und friedliche Aktivitäten der inzwischen 
aufgelösten Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) und 
der „Befreiungstiger von Tamil Eelam 66 (LTTE) ein- 
setzen wollten, haben sie gegen den als „Heimat¬ 
schutzgesetz 66 der USA bekannten „Patriot Act 66 
geklagt. Erstmals hat nun eine US-Bundesrichterin 
Teile dieses Gesetzes als „verfassungswidrig 66 erklärt. 
Audrey Collins stellt in ihrem am 26. Januar veröf¬ 


Auch in Köln am 27.11.2003 zeigte die Polizei reges Interesse an Abdullah Öcalan Porträts Foto: ÖP 


fentlichten Urteil fest, dass das Verbot, Gruppen, die 
z.B. für das Selbstbestimmungsrecht der Kurden in 
der Türkei eintreten und als „internationale Terro¬ 
rorganisation 66 eingestuft sind, Hilfe und Beratung 
anzubieten, das Recht auf Meinungsfreiheit ein¬ 
schränke. Durch den „Patriot Act 66 drohten den Klä¬ 
gern in der Vergangenheit hierfür bis zu 15 Jahren 
Haft. Das US-Justizministerium erklärte, das Urteil 
prüfen zu wollen. Bürgerrechtskreise werteten die 
Entscheidung der Bundesrichterin als Erfolg der 
demokratischen Bewegung gegen die repressive US- 
Politik. 

(Azadi/jw, 28.1.2004) 

Berlin ohne «Freiheit für Öcalan» 

Vor der Gedächtniskirche in Berlin trafen am 17. 
Januar ca. 300 Kurden zusammen, um gegen die 
Isolation und für die Freiheit von Abdullah Öcalan 
zu demonstrieren. Auf den mitgebrachten Postern 
und Transparenten standen entsprechende Parolen. 
Die Polizei forderte die Demonstrierenden auf, die 
Poster mit Öcalans Konterfei einzurollen, weil diese 
verboten seien. Anderenfalls müsse die Kundgebung 
aufgelöst werden. Weil fünf Träger der Poster darauf 
beharrten, diese weiterhin entrollt zu zeigen, wurden 
diese beschlagnahmt. Daraufhin riefen die Demon¬ 
strierenden laut die Parolen „Es lebe Öcalan 66 und 
„Freiheit für Öcalan 66 . 

Zu diesem Vorfall nahm der Vorsitzende des kur¬ 
dischen Vereins „Mala Kurda 66 , Ismail Parmaksiz, 
Stellung. Das Vorgehen der Polizei nannte er unak¬ 
zeptabel und unglaublich. Vor einigen Tagen seien 

auch eine Reihe kurdi¬ 
scher Wohnungen von 
der Polizei durchsucht 
worden. Parmaksiz 
erklärte, man werde nach 
Rücksprache mit einem 
Anwalt juristische Schritte 
gegen die Polizei erwägen. 
Dogan Cakar äußerte, 
dass er Wochen vorher 
die Kundgebung ange¬ 
meldet habe und vier Mal 
zu Gesprächen bei der 
Polizei gewesen sei. Hier¬ 
bei sei von einem Verbot 
der Poster mit dem Bild 
Öcalans nicht die Rede 
gewesen, sondern erst am 
Tag der Aktion. Die Kur¬ 
den seien nicht bereit, 
diese willkürliche Art der 
Polizei zu akzeptieren und 
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würden auch weiterhin bei Veranstaltungen Abdul¬ 
lah Öcalan würdigen und die Öffentlichkeit auf seine 
Lebenssituation aufmerksam machen. 

(Azadi/ÖP, 19.1.2004; Übersetzung: Sevim Köroglu) 
Der kurdische Verein hat inzwischen in Schreiben an 
die Senatsverwaltungßr Inneres und an das Polizeiprä¬ 
sidium gegen das Vorgehen der Polizei protestiert. 

Polizei durchsucht Wohnungen 

Am 16. Januar wurden die Wohnungen von Kubilay 
Ballikaya und Erdal Uysal durch die Mannheimer 
Polizei durchsucht und Zeitschriften, Bücher sowie 
Zeitungen beschlagnahmt. Herr Ballikaya befand 
sich zur Zeit der Durchsuchung nicht zu Hause, son¬ 
dern auf seiner Arbeitsstelle. Er erklärte, dass es sich 
bei den in seiner Wohnung beschlagnahmten Dru¬ 
ckerzeugnissen um legale Publikationen gehandelt 
habe: „Die Polizei provoziert die Kurden, weil sie 


gegen die Isolation von Abdullah Öcalan demon¬ 
strieren. Diese Repressionen sind keine Zufälle. Auf 
die Forderung unserer Anwälte nach Angaben über 
die Durchsuchungsgründe gibt es bisher noch keine 
Reaktion/ 6 erklärt Kubilay Ballikaya. „Mit solchen 
Hausdurchsuchungen versucht man, die politischen 
und kulturellen Aktivitäten der Kurden zu verhin¬ 
dern. Man will uns kriminalisieren. 66 

Die Razzia bei Erdal Uysal fand in dessen Abwe¬ 
senheit durch sieben Zivil- und uniformierte Polizis¬ 
ten in einem Flüchtlingsheim bei Mannheim statt; 
beschlagnahmt wurde sein Personalausweis. Mesut 
Turan, der sich zu dieser Zeit dort als Gast aufhielt, 
wurde vorübergehend festgenommen. Auch er for¬ 
dert durch seinen Rechtsanwalt Aufklärung über das 
Vorgehen. 

(Azadi/ÖP, 21.1.2004) 



Am 26. November 2003 Jährte sich zum zehnten Mal das vom 
damaligen Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungs¬ 
verbot der und für die PKK. Aus diesem Anlass haben die Huma¬ 
nistische Union, Yek-kom und AZADI eine Broschüre herausge¬ 
geben, auf die wir nachstehend aufmerksam machen möchten. 





p kk. 




* 






Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 


Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 


Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Ver¬ 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431-75141 


Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 


War da was ? - Das PKK-Verbot im Bundestag 


Kurden brauchen Anerkennung 

Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


er Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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Leipzig ohne «Freiheit für Öcalan» 

Unter starker Teilnahme vor allem von kurdischen 
Frauen haben in Leipzig lebende Kurden am 21. 
Januar in schwarzer Kleidung und schweigend mit 
einer Sitzaktion für die „Freiheit für Öcalan“ demon¬ 
striert. Die von den Teilnehmer/innen gezeigten Bil¬ 
der von Öcalan wurden von der Polizei verboten. 
Die Demonstrierenden haben gegen dieses Verbot 
scharf protestiert: „Wir können das Verbot der Bil¬ 
der nicht akzeptieren. Mit unserer Aktion wollten 
wir auf die Isolationshaft von Abdullah Öcalan auf¬ 
merksam machen. Wir verurteilen das Verhalten der 
Polizei.“ 

(Azadi/ÖP, 22.1.2004) 

150 Verfahren wegen Identitätskampagne: 
Kurden: Anklage eine politische 
Entscheidung 

In Nimburg (Kreis Emmendingen) wurden 150 dort 
lebende Kurden wegen ihrer Beteiligung an der 
„Identitätskampagne „Auch ich bin PKK’ler“ ange¬ 
klagt. Die Nimburger Polizei hat die Betroffenen 
zum Teil einzeln zu Hause besucht und über die 
Anklage informiert. Diese haben erklärt, dass die 
deutsche Politik widersprüchlich und das Vorgehen 
gegen die Kurden eine politische Entscheidung sei. 

Unter anderem sind angeklagt: Sezai Özkan, Seh¬ 
mus Akbas, Mehmet Akyol, Cecan Erdern, Faruk 
Akyol, Murat Akyol, Suphi Akbas. 

Faruk Akyol: „Die Polizei kam zu uns und hat 
mitgeteilt, dass wir angeklagt werden wegen der 
„Identitätskampagne: Ich bin PKK’ler“. Man ver¬ 
sucht, uns Angst zu machen. Das ist anti demokra¬ 
tisch. Wir akzeptieren das nicht. Wir werden auf 
unsere Identität nicht verzichten.“ 

Der betroffene Sezai Özkan; „Wegen der Anzeige 
habe ich gestern Aussagen gemacht. Man hat mir 
gesagt, dass die PKK verboten sei, deswegen müsse 
ich angeklagt werden. Ich habe gesagt, dass ich die 
„Identitätskampagne unterschrieben habe, damit es 
in unserer Heimat Frieden gebe. Wir sind Kurden, 
wir wollen Frieden. Die deutsche Politik terrorisiert 
die Kurden. Zuerst wurden unsere Asylanträge 
wegen Unterstützung der PKK in der Heimat aner¬ 
kannt und jetzt werden wir aus dem selben Grund 
angeklagt. Das ist keine juristische, sondern eine 
politische Entscheidung.“ 

(Azadi/ÖP, 24.1.2004) 

Entscheidungen über Privat- und 
Freiheitsrechte 

Im Jahre 2004 wird das Bundesverfassungsgericht 
(BverfG) eine Reihe wichtiger Grundsatzentschei¬ 


dungen treffen müs¬ 
sen. Dies betrifft 
z. B. den Großen 
Lauschangriff, 
der vor fünf Jah¬ 
ren im Rahmen 
der Bekämp- 
füng der Organi¬ 
sierten Krimina¬ 
lität (OK) 
eingeführt 
wurde. Die Klä¬ 
ger, u. a. die frü¬ 
here Bundesjus¬ 
tizministerin 
Leutheusser- 
Schnarrenberger 
sowie der FDP-Innenexperte Burkhard Hirsch, 
sehen in der geplanten akustischen Wohnraumüber- 
wachung eine Verletzung der Privatsphäre. Ferner 
muss das BverfG darüber entscheiden, ob die seit 
1998 mögliche unbefristete Sicherungsverwahrung 
für besonders gefährlich eingestufte Straftäter gegen 
die Freiheitsrechte der Betroffenen verstößt. 

(Azadi/jw, 2.1.2004) 

Wiefelspütz: 

Ein hochinteressantes Konzept 

Der innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestags¬ 
fraktion, Dieter Wiefelspütz, hat den Vorstoß des 
schleswig-holsteinischen Innenministers Klaus Buß 
(SPD) unterstützt, verstärkt D N A-Tests bei der 
Verbrechensbekämpfung einzusetzen. Dieser hatte 
vorgeschlagen, dass die Polizei von jeder Person, die 
sie erkennungsdienstlich behandele, einen geneti¬ 
schen Fingerabdruck nehmen könne. „Wenn man 
sicherstellen kann, dass Missbräuche ausgeschlossen 
sind, ist die DNA-Analyse ein hochinteressantes 
Konzept“, meinte Wiefelspütz. Eine ressortübergrei- 
fende Arbeitsgruppe der Bundesinnen- und Justiz¬ 
ministerien prüfe derzeit eine Ausweitung des gene¬ 
tischen Fingerabdrucks. Laut Spiegel verfügt das 
Bundeskriminalamt über mehr als 300 000 DNA- 
Datensätze; täglich kommen etwa 300 neue hinzu. 

Bislang darf die Polizei nur mit einem richter¬ 
lichen Beschluss einen Verdächtigen einem DNA- 
Test unterziehen, wobei Daten nur bei schweren 
Straftaten wie Mord oder Vergewaltigung gespei¬ 
chert werden dürfen. 

(Azadi/FR, 5.1.2004) 
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Videoüberwachung 
nimmt überhand 

„Die Hemmschwelle sinkt 66 , kommentiert der 
baden-württembergische Datenschutzbeauftragte 
Peter Zimmermann die zunehmende Videoüberwa¬ 
chung. Die Verantwortlichen würden sich häufig 
kaum mehr Gedanken machen über die rechtlichen 
Voraussetzungen einer Kamerakontrolle, obwohl 
diese „in schwerwiegender Weise in das Grundrecht 
auf Datenschutz der Betroffenen eingreift 66 , betont 
Zimmermann. In Einzelfällen habe man die Instal¬ 
lierung von Kameras in Baden-Württemberg verhin¬ 
dern können. 

(Azadi/FR, 5.1.2004) 

Rechtsstaat geht, 

Big Brother kommt 

Am 15. Januar hat der Bundestag in erster Lesung 
über das neue Telekommunikationsgesetz (TKG) 
debattiert, dessen Neuregelung aufgrund von Vorga¬ 
ben der Europäischen Union erforderlich geworden 
ist. Für die drohenden massiven Eingriffe in das 
Grundrecht auf informationeile Selbstbestimmung, 
ist jedoch Bundesinnenminister Schily verantwort¬ 
lich zu machen, nicht die EU. Künftig sollen Tele¬ 
kommunikationsunternehmen befugt sein, „Ver¬ 
kehrsdaten 66 ihrer Kunden mindestens sechs Monate 
zu speichern. Nach den Vorstellungen des Bundes¬ 
rates sollen sie gar verpflichtet werden, Geheimdien¬ 
sten, Polizei und Justiz einen Zugriff auf die Daten 
zu ermöglichen. Außerdem sollen die Unternehmen 
verpflichtet werden, die Daten der Käufer/innen von 
prepaid-Karten für handys zu registrieren. Petra Pau, 
PDS-Abgeordnete, sagte in der Bundestagsdebatte, 
dass der Gesetzentwurf dem vor 20 Jahren geschaf¬ 
fenen Grundrecht auf informationeile Selbstbestim¬ 
mung und Datenschutz Hohn spreche. Weiter führte 
sie aus: „Diese angestrebte Identifikationspflicht ist 
nichts anderes als eine Datenspeicherung auf Vorrat 
und ohne Verdacht. Der Rechtsstaat geht, Big Brot¬ 
her kommt. 66 

Zwar haben die grünen Bundesminister im Kabi¬ 
nett dem Gesetzentwurf zugestimmt, doch regen 
Abgeordnete der Grünen und FDP an, die umstrit¬ 
tenen Vorschriften derzeit aus dem TKG auszuklam¬ 
mern, bis eine Gesamtrevision des Themas Telefon¬ 
überwachung vorgenommen worden ist mit dem 
Ziel, deren Ausuferung zu beenden. 

(Azadi/Bundestagsprotokoll 86. Sitzung/Jw, 15., 17.1.2004) 


Warnung vor staatlicher 
Sammelwut 

Die „Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) 66 
sowie das „Unabhängige Landeszentrum für Daten¬ 
schutz Schleswig-Holstein (ULD) 66 präsentierten ihr 
gemeinsames Buch Datenschutz für Verbraucher: 
99+1 Beispiele zu Ihrem Datenschutz.(download 
unter www.vzbv.de/shop oder 
e-mail: versandservice@vzbv.de). 

„Unternehmen sammeln immer mehr und 
immer systematischer Daten über Verbraucher, 66 
erklärte die vzbv-Vorsitzende Dr. Edda Müller. „Die 
Freigiebigkeit vieler Verbraucher bei eigenen Daten, 
die zunehmende Ausbeutung von Kundendaten und 
die staatliche Sammelwut nach dem 11. September 
2001 verdichten sich zu einem gefährlichen 
Gemisch, 66 sagte sie ferner. Bei der Überprüfung der 
Websites von 30 Unternehmen sprach der vzbv 16 
Abmahnungen wegen Datenschutzverstößen aus, z. 
B. gegen Mediamarkt, Otto, Quelle, TUI oder 
Yahoo. Die beiden Organisationen fordern u. a., den 
Datenschützern wirksame Instrumente zur Untersa¬ 
gung rechtswidriger Datenverarbeitung in die Hand 
zu geben. 

(Azadi/ND, 21.1.2004) 

Europäischer Haftbefehl droht 

Es geht um die Bundestagsdrucksache 15/1718 mit 
dem Titel „Gesetz zur Umsetzung des Rahmenbe¬ 
schlusses über den Europäischen Haftbefehl und die 
Übergabeverfahren zwischen den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union 66 . Noch ist dieses Gesetz in 
Deutschland nicht umgesetzt, dessen Einführung am 
13. Juni 2002 vom EU-Rat der Innen- und Justizmi¬ 
nister beschlossen worden war. 

Der Europäische Haftbefehl war einst gedacht als 
Wunderwaffe zur Terrorismusbekämpfung, obgleich 
die in Frage kommenden Straftaten von Kinderpor¬ 
nografie über Korruption bis zu Geldfälschung rei¬ 
chen. Er soll das bisherige Auslieferungsverfahren 
erheblich vereinfachen: Es genügt, dass ein EU-Staat 
bei einem anderen die Auslieferung eines vermeint¬ 
lichen Straftäters beantragt. Die bisherige Vorlage 
von Gerichts- und Polizeiakten soll künftig entfallen, 
weil Gerichtsentscheidungen in EU-Staaten pau¬ 
schal als gültig anerkannt werden. Kritiker wenden 
ein, dass die Gesetze der einzelnen Länder unter¬ 
schiedlich sind - sowohl im Hinblick auf die unter 
Strafe stehenden Delikte als auch bezüglich der 
Rechte von Beschuldigten. 

Laut Rechtsanwalt Sönke Hilbrans, Mitglied im 
Republikanischen Anwaltsverein, müsste in beiden 
Ländern sichergestellt werden, dass Beschuldigte 
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einen Verteidiger bekommen. Dieses Recht hätten 
sie zwar jetzt schon. Doch - so Hilbrans „Versu¬ 
chen Sie doch einmal in einem fremden Land, des¬ 
sen Sprache und Rechtssystem Sie vielleicht nicht 
kennen, sich ohne Informationen aus dem Gefäng¬ 
nis auf eigene Faust einen Anwalt zu besorgen. 66 
Zudem widerspricht die Regelung Artikel 16 Grund¬ 
gesetz, nach dem ein generelles Auslieferungsverbot 
für Deutsche besteht. Ausnahmen sind nur im Falle 
eines rechtsstaatlichen Verfahrens im betreffenden 
Land möglich. Der Gesetzentwurf wurde in erster 
Lesung im November in die zuständigen Aus¬ 
schüsse des Bundestages verwiesen. Ende Februar 
soll hierüber abgestimmt werden. 

(Azadi/ND, 21.1.2004) 

Dokumentierte Polizeigewalt 

In ihrem jüngsten Deutschlandbericht kritisiert 
Amnesty International (AI), dass Misshandlungen 
durch die Polizei von Behörden und Justiz nur unzu¬ 
länglich aufgeklärt und geahndet werden. 

In dem Dossier sind exemplarisch 20 Fälle doku¬ 
mentiert, in denen die Opfer zumeist schwere kör¬ 
perlich und seelische Schäden erlitten haben. In ein¬ 
zelnen Fällen hatten die Übergriffe tödliche Folgen. 
16 Betroffene waren Ausländer oder nicht-deutscher 
Herkunft. Erwähnung finden auch die Folterdrohun¬ 
gen des Frankfurter Vize-Polizeipräsidenten Wolf¬ 
gang Daschner gegen den Mörder eines elfjährigen 
Jungen. Zentrale Forderung von AI ist die Schaffung 
von unabhängigen Stellen, die durch unangemeldete 
Besuche auf Polizeidienststellen oder durch Akten¬ 
einsicht Vorwürfe überprüfen könnten. Ein UN- 
Zusatzabkommen zur Antifolter-Konvention, das 
die Bundesregierung jedoch bislang nicht ratifiziert 
habe, sehe derartige Kontrollen vor. 

AI nennt es „bedenklich 66 , dass Beschwerden von 
Opfern häufig mit Gegenanzeigen von Seiten der 
Polizei beantwortet würden. Zudem seien die 
Ermittlungen von Polizei und Staatsanwaltschaften 
häufig schleppend oder würden vorschnell einge¬ 
stellt. 

„Aktion Courage 66 veröffentlichte eine ähnliche 
Dokumentation über Polizeigewalt gegen Migrantin- 
nen und Migranten bzw. ausländisch aussehende 
Menschen. Seit dem Jahre 2000 hat die Organisation 
70 Beispiele recherchiert. Auch sie zieht das Fazit, 
dass Gerichte Verfahren gegen Polizisten oft einstel¬ 
len oder es folgen Gegenanzeigen wegen ange¬ 
blichen Widerstands gegen Staatsbeamte. Es herr¬ 
sche ein Verständnis von Korpsgeist. Aktion 
Courage dokumentiert u. a. einen Fall, in dem 20 


Beamte untätig einem Flüchtling beim Ertrinken 
zusahen. 

(Azadi/ND/FR/, 14. und 15.1.2004) 

EU muss Menschenrechte achten 

Amnesty International (AI) hat die EU aufgefordert, 
bei der Durchsetzung der Menschenrechte mehr 
Energie auf die Beseitigung von Missständen zu ver¬ 
wenden. Es reiche nämlich nicht, dem Ausland die 
Achtung der Menschenrechte zu predigen, erklärte 
Dick Oosting, Leiter des EU-Büros von AI. Ande¬ 
renfalls gerate Europa wegen mangelnder Glaub¬ 
würdigkeit in Bedrängnis. Vor allem drängt die 
Organisation auf die Bekämpfung von Ausländer¬ 
feindlichkeit und Diskriminierung. Beim Asylrecht 
müsse sich die EU ihrer Verantwortung zum Schutz 
von Flüchtlingen bewusst sein und dürfe sie nicht 
auf Drittstaaten abwälzen. Die geplante Regelung 
zum Verbot des Handels mit Folterwerkzeugen 
müsse ohne Verzögerung vom EU-Ministerrat gebil¬ 
ligt werden. 

(Azadi/ND, 13.1.2004) 

Aktionen für politische 
Gefangene 

27 Mitglieder von „Etxerat 66 , der baskischen Ange¬ 
hörigenorganisation politischer Gefangener, haben 
mit zahlreichen Aktionen auf die prekäre Situation 
der Gefangenen in Spanien aufmerksam gemacht. 
Fünf Tage lang befanden sie sich in einem „dynami¬ 
schen Hungerstreik 66 , der die Nahrungsverweigerung 
mit intensiver politischer Agitation verbindet. Auf 
diese Weise wollen die Basken ihrer Forderung nach 
Verlegung von rund 700 baskischen Gefangenen in 
heimatnahe Gefängnisse Nachdruck verleihen. Der¬ 
zeit befinden sich die Inhaftierten aus der baskischen 
Unabhängigkeitsbewegung Hunderte Kilometer von 
ihren Angehörigen entfernt. Diese Aktion sei aber 
auch als „eine Reaktion auf den Ausnahmezustand, 
den der spanische und französische Staat über das 
Baskenland verhängt hat 66 , zu verstehen, erklärte Jon 
Anza. Am 12. Januar gab es eine gemeinsame 
Kundgebung von Basken und der anatolischen 
Angehörigenorganisation TAYAD, deren Mitglieder 
sich in einem 50tägigen Hungerstreik für die Rechte 
der politischen Gefangenen in der Türkei befinden. 

(Azadi/jw, 13.1.2004) 
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Antiterrorkrieg verletzt 
Menschenrechte 

Nach Einschätzung der US-Organisation Human 
Rights Watch gefährde der „Krieg gegen den Terro¬ 
rismus“ die Menschenrechte. Viele Regierungen 
nutzten die Terrorbekämpfung zur Rechtfertigung 
von Menschenrechtsverstößen, erklärten die Men¬ 
schenrechtler in ihrem Jahresbericht. Der Irak-Krieg 
sei keine „humanitäre Intervention“ gewesen und 
der Umgang der USA mit mutmaßlichen Terroristen 
zu verurteilen. Der Schutz der Menschenrechte sei 
ein „legitimes Anliegen der internationalen Gemein¬ 
schaft“ geworden. So sei es heute viel schwieriger, 
einen Nelson Mandela 25 Jahre lang einzusperren. 
Dennoch habe man den Völkermord in Jugosla¬ 
wien, Ruanda und Menschenrechtsverstöße in 
Tschetschenien und in Osttimor nicht verhindern 
können. Außerdem lebe immer noch ein Viertel der 
Weltbevölkerung in absoluter Armut. 

(Azadi/ND, 27.12004) 

Annan will Komitee gegen 
Völkermord 

Anlässlich der Eröffnung der Konferenz gegen Völ¬ 
kermord hat UN-Generalsekretär Kofi Annan die 
Gründung eines UNO-Komitees gegen Völkermord 
vorgeschlagen. Es solle ein dem Sicherheitsrat unter¬ 
stellter Sonderberichterstatter ernannt werden. Auf 
diese Weise könnten „massive und systematische 
Verletzungen der Menschenrechte und Bedrohungen 
für den internationalen Frieden und die Sicherheit“ 
rascher aufgedeckt werden. Bei der Konferenz in 
Stockholm handelt es sich um die erste größere Ver¬ 
anstaltung seit Verabschiedung der UN-Konvention 
gegen Völkermord 1948. 

(Azadi/jw, 27.1.2004) 

Mein Gott, Bosbach! 

Wolfgang Bosbach, stellv. Vorsitzender der Unions- 
Bundestagsfraktion, fordert neue Regeln hinsichtlich 
der Ausweisung von Ausländern. Momentan, 
beklagte er, sei es „beim Vorliegen konkreter Ver¬ 
dachtsmomente“ nicht möglich,,jemanden auswei- 
sen zu können“. Der Staat müsse im Hinblick auf 
die Terrorgefahr durch den Islamismus „mit ganzer 
Härte und Konsequenz reagieren“, weil dieser 
„unsere freiheitlich-demokratische Grundordnung 
zerstören“ wolle. Dies mache eine „zwingende Auf¬ 
nahme der Religionszugehörigkeit im Ausländerzen¬ 
tralregister“ erforderlich. 

Für die PDS-Bundestagsabgeordnete Petra Pau 
„gilt in einem Rechtsstaat die Unschuldsvermutung, 


bis das Gegenteil bewiesen ist.“ Selbstverständlich 
für In- und Ausländer. Anderenfalls sei es kein 
Rechtsstaat. Immer, wenn der „Terrorismus“ für 
Schlagzeilen sorge, würden CDU/CSU Abschie¬ 
bungen, Überwachungen und Demoverbote for¬ 
dern. 

(Azadi/ND, 3./4.1.2004) 

Innenminister lässt Asyl¬ 
bewerberheime schließen 

Wegen „unzureichender Unterbringungsstandards“ 
hat das Innenministerium Mecklenburg-Vorpom¬ 
mern (MV) zum Jahreswechsel die Schließung von 
5 Gemeinschaftsunterkünften mit insgesamt 525 
Plätzen für politische Flüchtlinge veranlasst. Vier 
weitere Heime sollen bis Ende 2004 geschlossen 
werden und bei drei Unterkünften findet derzeit eine 
Überprüfung der Standards statt. Die Asylbewer¬ 
ber/innen aus den geschlossenen Heimen beziehen 
Plätze in den 43 verbleibenden Häusern. Hiermit ist 
Innenminister Gottfried Timm (SPD) einer Forde¬ 
rung von PDS und Flüchtlingen nachgekommen, 
die „Dschungelheime“ dicht zu machen. Nach der 
Lockerung der Residenzpflicht und der Umstellung 
von Sachleistungen auf Bargeld für Flüchtlinge sei 
mit den Heimschließungen ein weiterer Schritt zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen für Asylbe¬ 
werber/innen umgesetzt worden. 

Nach Angaben der Ausländerbehörden lebten 
Ende des letzten Jahres 3.558 Asylsuchende in MV. 
Sie kamen zumeist aus Togo und der Türkei. 

(Azadi/ND, 7.1.2004) 

PRO ASYL: Schily will Zukunft 
ohne Flüchtlinge 

„Wenn alle Flüchtlinge, die in Deutschland im Jahre 
2003 effektiven Schutz vor Verfolgung erhalten 
haben, in eine mittlere Konzerthalle passen, dann 
wird jedes Lippenbekenntnis des Bundesinnenminis¬ 
ters und der rot-grünen Regierung zum Flüchtlings¬ 
schutz unglaubwürdig. Otto Schily plant offenbar 
eine Zukunft ohne Flüchtlinge.“ Dies erklärt PRO 
ASYL anlässlich der Vorstellung der Asyljahressta¬ 
tistik 2003 durch den Bundesinnenminister am 16. 
Januar 2004. Danach lag die Zahl der Asylanträge 
mit 47154 um 28,9 % unter dem Niveau des Vorjah¬ 
reszeitraums. Pro Asyl zufolge hatten in diesem Zei¬ 
traum fast 20 000 Menschen weniger Asyl beantragt 
als im Vorjahr. Lediglich 1436 Personen (1,7 %) wur¬ 
den als Asylberechtigte anerkannt. Die Flüchtlings¬ 
organisation vermutet, dass vor einem möglichen 
Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes Fakten 
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Bilte anmelden 



tionsvertrages ist und auch 
in Beschlüssen des Bundes¬ 
tages sowie des Petitions¬ 
ausschusses festgehalten 
wurde, spiele Bundesinnen¬ 
minister Schily die Rolle 
des Blockierers. 

(Azadi/ND, 16.1.2004) 


Beckstein droht 


Afghanen 


geschaffen werden sollen, um Kapazitäten beim 
Bundesamt freizumachen für zukünftige Aufgaben¬ 
bereiche: „Vor dem Hintergrund von Schilys Quan¬ 
titätsoffensive verkommt die Kernaufgabe des 
Amtes, die Prüfung des Einzelschicksals, zum blo¬ 
ßen Hantieren mit Textbausteinen, 66 so Bernd Meso- 
vic, Mitarbeiter bei Pro Asyl. 

(AZADI/Pro Asyl v. 16.1.2004) 


Schily droht Libanesen 


Erstmals haben bayerische 
Behörden einen Afghanen, 
der straffällig geworden 
war, in seine Heimat abge¬ 
schoben. Günther Beck¬ 


stein, bayerischer Innenminister erklärt hierzu, „dass 
die Zeit der Rückkehr für afghanische Staatsangehö¬ 
rige bevorsteht, deren Rückführung aufgrund der 
kriegerischen Auseinandersetzungen in Afghanistan 
über Jahre hinweg nicht vollzogen werden konnte. 66 

(Azadi/ND , 20.1.2004) 


Kommen und Gehen 

Die Zuwanderung nach Deutschland hat 2002 stark 
abgenommen: Dem neuen Migrationsbericht zu¬ 
folge sank der Wanderungsüberschuss im Vergleich 
zu 2001 um 43 000 Menschen. „Deutschland ist 
gleichermaßen Einwanderungs- und Auswande¬ 
rungsland, 66 konstatierte die Integrationsbeauftragte 
der Bundesregierung, Marieluise Beck. Insgesamt 
standen 843 000 Zu- 623 000 Fortzügen gegenüber. 

(Azadi/Bonner Rundschau, 17.1.2004) 


Weil sie ihren Flüchtlingsstatus nach dem Abzug der 
israelischen Truppen aus dem Libanon verloren 
haben, sollen rund 10.000 Libanesen in ihre Heimat 
abgeschoben werden, erklärte Bundesinnenminister 
Otto Schily nach Gesprächen mit seinem libanesi¬ 
schen Kollegen Elias Murr in Beirut. Man wolle ein 
Abkommen zur Regelung der Rückkehr der Flücht¬ 
linge erarbeiten. 

(Azadi/jw, 22.1.2004) 

Bleiberecht für Familie Gözel ! 


Schily missachtet Kinderrechte 

Schily missachtet nicht nur die Rechte von Kindern, 
sondern auch das Parlament, so Uwe Kalbe im 
Neuen Deutschland vom 16. Januar 2004. Ab 16. 
Januar berät der UNO-Ausschuss für die Rechte 
des Kindes in Genf über den zweiten deutschen 
Staatenbericht zur Umsetzung der Kinderrechtskon¬ 
vention. Nach wie vor beharrt Deutschland auf den 
1992 gemachten Vorbehalt und schließt die Anpas¬ 
sung seiner Asylgesetze an das Völkerrecht aus. 
Nach Auffassung von Pro Asyl wird wie zu 
Kanther’s Zeiten das Kindeswohl durch unzulängli¬ 
che Betreuung und Unterkunft, Abschiebehaft und 
Ausweisung missachtet. Obwohl der Wille zur 
Rücknahme des Vorbehalts Gegenstand des Koali¬ 


Am 14. Januar demonstrierten rund 150 Menschen 
vor der Darmstädter Ausländerbehörde gegen die 
drohende Abschiebung der seit 1992 in Deutschland 
lebenden kurdischen Familie Gözel in die Türkei. 
Innerhalb kürzester Zeit wurden von einem Solidari¬ 
tätskomitee über 2.000 Unterschriften gegen die 
Abschiebung und für ein Bleiberecht gesammelt. 

Die Behörden hatten geplant, Ayse Gözel nach 
Ablehnung ihres Asylantrages mit ihren Kindern im 
Alter von 4 und 14 Jahren am 15. Januar abzuschie¬ 
ben. Sobald es sein Gesundheitszustand zulässt, sol¬ 
len auch ihr Mann Haydar und eine weitere Tochter 
Deutschland verlassen. Nach Ansicht von Men¬ 
schenrechtsorganisationen droht den Gözels in der 
Türkei die sofortige Verhaftung, weil die Familie sei¬ 
nerzeit die PKK-Guerilla mit Lebensmitteln unter- 
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stützt habe. Aus diesem Grund sei ihre Mehlfabrik 
von der türkischen Armee geschlossen und das 
Haus zerstört worden. Daraufhin floh die Familie 
1992 nach Deutschland. Haydar Gözel leidet noch 
heute an den Folgen der Folter in türkischer Haft. 

Die Stadtverordnetenfraktion PDS-DKP/Offene 
Liste Darmstadt hat eine Eingabe an den hessischen 
Landtag eingereicht, woraufhin der Familie für die 
Dauer des Petitionsverfahrens eine Duldung ausge¬ 
sprochen worden ist - eine vorübergehende Entwar¬ 
nung. 

(Azadi/Unsere Zeit , 23.1.2004) 

Türkei «sicherer Drittstaat»? 

Schily forciert Rücknahmeabkommen 

PRO ASYL berichtet in einer Presseerklärung über 
eine Rede des UN-Flüchtlingshochkommissar Ruud 
Lubbers, die er am 22. Januar vor dem EU-Minis- 
terrat für Justiz und Inneres gehalten hat. Hierin 
habe er vor einem Zusammenbruch des Asylsys¬ 
tems insbesondere in den zehn Beitrittsstaaten der 
EU gewarnt und darauf verwiesen, dass die derzei¬ 
tige Fassung der Asylverfahrensrichtlinie in 23 


Kategorien Asylsuchende vom Verfahren ohne 
rechtliche Überprüfung ausschließe. Deutschland 
und einige andere EU-Staaten würden eine „Super¬ 
drittstaatenregelung 66 forcieren. So wären bisherige 
Problemstaaten wie Russland, Weißrussland, die 
Ukraine, Rumänien, Bulgarien, Serbien, Kroatien, 
Mazedonien und die Türkei künftig potenzielle 
„sichere Drittstaaten 66 . PRO ASYL kritisiert, dass 
Lubbers dennoch übersehe, „dass der Ministerrat in 
Dublin ungerührt seine Agenda der Restriktionen 
abarbeitet 66 . Bundesminister Otto Schily warf die 
Flüchtlingsorganisation vor, „bei der Durchsetzung 
weiterer Maßnahmen gegen Flüchtlinge eine offen¬ 
sive Rolle 66 zu übernehmen. So setze er sich „für ein 
EU-Rückübernahmeabkommen mit der Türkei 
ein 66 , weil die Mehrheit der Asylsuchenden in 
Deutschland türkische Staatsangehörige sind. „Über 
die Tatsache, dass Menschenrechtsverletzungen und 
Folter in der Türkei fortexistieren 66 , gehe Schily hin¬ 
weg. 

Weiter soll - laut PRO ASYL - „ein mit 30 Milli¬ 
onen ausgestatteter EU-Fonds gemeinsame Rück¬ 
führungsmaßnahmen finanzieren 66 . 

(Azadi/Pro Asyl, 23.1.2004) 




mßbr 


«-“SS2«® 



AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 

Hedir Y. wurde von einem Landgericht wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz zu einer Geldstrafe verur¬ 
teilt. AZADI hat Anwalts- und Prozesskosten in Höhe von 545,62 € übernommen. 

Wegen Beteiligung an der Identitätskampagne wurde gegen Kenan Ö. ermittelt. Die Staatsanwaltschaft hat die 
Ermittlungen eingestellt. AZADI übernahm die Anwältinnenkosten von 133,40 €. 

AZADI übernahm die Gebühren für die Verlängerung von Zeitungsabonnements für zwei Gefangene in 
Höhe von insgesamt 283,— €. 




Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name:_.. 

Straße:_ 

PLZ/Ort: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 


Einzugseimächtigung: 

Bank!. 

BLZ:__ 

Konto:._ 

Ort/Datum!. 

Unterschrift: 


Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Lindenthalgürtel 102, 50935 Köln 
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In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per e-mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Lindenthalgürtel 102 
50935 Köln 

Tel. 02 21/9234497 

Fax 02 21/9234499 

e-mail azadi@t-online.de 

internet www. n ad i r. o rq/azad M 

V. i.S. d.P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 

S. 2 Interview 

S. 3 Verbotspraxis 

S. 5 Repression 

S. 8 Asyl-& Abschiebepolitik 

S.12 Letzte Seite 


Nachfolgend dokumentieren wir eine Stellung¬ 
nahme der Rechtsanwälte Wolfgang Diesing (Düs¬ 
seldorf) und Wolfgang Kronauer (Frankfurt) vom 
20. Februar 2004 zum Verfahren gegen Heyva Sor 
a Kurdistane: 

Verbot des Kurdi¬ 
schen Roten Halb¬ 
mondes im Visier 

S eit dem 11. Juli 2003 findet vor der Staatsschutzkammer des Landgerichts 
Koblenz der Prozess gegen zwei angeblich Verantwortliche für den Verein 
Heyva Sor a Kurdistane (HSK) statt, den Kurdischen Roten Halbmond, 
wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz. Dieser soll laut Anklage eine Teilor¬ 
ganisation der PKK sein. Mittlerweile haben 26 Verhandlungstage stattgefunden 
und ein Ende des Verfahrens ist nicht absehbar, denn offensichtlich befinden sich 
Kammer und Staatsanwaltschaft in Beweisnöten. Immer wieder werden neue 
Asservate aus alten Verfahren aus dem gesamten Bundesgebiet herangezogen 
und neu übersetzt, um doch noch zu dem gewünschten Ergebnis zu kommen, 
nämlich die Verurteilung der Angeklagten. Dahinter steht naturgemäß der näch¬ 
ste Schritt - das Verbot des bisher gemeinnützigen Vereins HSK sowie die recht¬ 
liche und tatsächliche Zerstörung der Arbeit des Vereins, zumindest in Deutsch¬ 
land. 

Die hier in Rede stehenden Tatvorwürfe datieren aus den Jahren 1997 bis zur 
bundesweiten Durchsuchung der in Verbindung zum Verein stehenden Räum¬ 
lichkeiten am 19. Januar 1999. Jahrelang wurde das Verfahren nicht betrieben. 
Ein Vorwurf wegen Weiterleitung der Spenden für den Kurdischen Roten Halb¬ 
mond an die PKK wurde schon vor Anklageerhebung fallen gelassen. Nun 
bestehen nach fünf Jahren Verfahrensuntätigkeit offensichtlich Schwierigkeiten, 
zu einem revisionssicheren Urteil zu kommen. Letzteres muss das Urteil unbe¬ 
dingt sein, denn noch im Jahre 2002 entschied der Bundesgerichtshof (BGH) 
positiv für einen Kurden, der für Heyva Sor Spenden gesammelt hatte: diese 
Tätigkeit sei ihm nicht als Verstoß gegen das Vereinsgesetz anzulasten. 

Die bisherige Hauptverhandlung hielt denn auch unangenehme Überra¬ 
schungen für die Anklagebehörde bereit, denn der Kronzeuge aus dem Zeugen¬ 
schutzprogramm des Bundeskriminalamtes (BKA) widerrief seine zunächst 
belastende Aussage am folgenden Verhandlungstag. Ein Polizeibeamter aus Düs¬ 
seldorf bestätigte die positive Zusammenarbeit zwischen dem Kurdischen Roten 
Halbmond und seiner Behörde seit 1996. Man habe quasi zusammen Festivals 
veranstaltet und sei froh gewesen, einen zuverlässigen Ansprechpartner zu 
haben. Es habe zwar einzelne Verstöße gegeben, dem Verein könne jedoch kein 
Vorwurf gemacht werden. Ähnliche Aussagen machte die zuständige Sachbear¬ 
beiterin des Verfassungsschutzes für Nordrhein-Westfalen: der Verein habe nie in 







ihrem Blickpunkt gestanden und die Behörde hätte ein solches Verfahren nie geführt. Im Hinblick auf die für 
den Verein positive BGH-Entscheidung sei ihr dies auch nicht verständlich. 

Die Staatsanwaltschaft Koblenz hat sich zudem selbst in das Verfahren involviert, weil sie die Beschäfti¬ 
gung eines der Angeklagten bei der kurdischen Hilfsorganisation während dieses Zeitraumes als Ableistung 
einer Geldstrafe angeordnet hatte. 

In der Verhandlung am 20. Februar kündigte das Gericht an, zwei neue Kronzeugen und nachgereichte 
Ordner des Bundeskriminalamtes (BKA) in das Verfahren einzuführen. Ferner hat das Gericht Verhand¬ 
lungstermine bis Ende Juli bekannt gegeben. 

Offensichtlich sollen die Angeklagten durch die lange Verhandlungsdauer sowohl ökonomisch als auch 
psychisch in die Enge gedrängt werden, um ein Geständnis und damit das gewünschte Ergebnis, das Ver¬ 
einsverbot, zu erreichen. 



Das PKK-Verbot muss aufgehoben werden 

Nach wie vor wird gegen Kurdinnen und Kurden ermittelt, die sich an der im Juni 2001 begonnenen Identitäts¬ 
kampagne „Auch ich bin PKKler/in “ beteiligt haben. AZADIsprach mit Anni Pues, Rechtsanwältin in Bonn, über 
ihre Erfahrungen mit den juristischen Auswirkungen dieser Kampagne. 


Sie vertraten bzw. vertreten Kurdinnen und Kurden, gegen die 
wegen ihrer Unterschrift unter die Selbstbezichtigung „Auch 
ich bin PKKler/in“ Ermittlungsverfahren eingeleitet worden 
sind und weiterhin betrieben werden. Was konkret werfen die 
Strafverfolgungsbehörden den Unterzeichnerinnen und Unter¬ 
zeichnern dieser Erklärung vor? 

Teilnehmer 

/innen an der Identitätskampagne werden beschul¬ 
digt, juristisch durch die Unterzeichnung einen Ver¬ 
stoß gegen das Vereinsgesetz begangen zu haben, 
weil Teile der Unterzeichneten Erklärung nicht mehr 
vom Recht auf freie Meinungsäußerung gedeckt, 
sondern als Unterstützung der PKK zu werten seien. 

Kommt es in allen Fällen für Ihre Mandantinnen und Mandan¬ 
ten zu Prozessen und Verurteilungen oder werden auch Ver¬ 
fahren von den Staatsanwaltschaften eingestellt? Zu welchen 
Strafen werden Kurdinnen und Kurden verurteilt? 

Meiner Er¬ 
fahrung nach werden die allermeisten Strafverfahren 
wegen geringer Schuld gemäß § 153 StPO einge¬ 
stellt. In NRW ist es allerdings so, dass die Staatsan¬ 
waltschaft Düsseldorf doch eine größere Anzahl von 
Kurd(inn)en angeklagt hat und diese dann in der 
Folgezeit vom Landgericht Düsseldorf wegen Ver¬ 
stoßes gegen das Vereinsgesetz zu Geldstrafen verur¬ 
teilt wurden. Angeklagt werden im Bezirk der Staats¬ 
anwaltschaft Düsseldorf die Personen, die in der 


Vergangenheit schon einmal polizeilich aufgefallen 
sind durch prokurdische Aktivitäten (beispielsweise 
als Plakatierer für kurdische Veranstaltungen oder als 
Vereinsvorsitzende). Die Höhe der Geldstrafen hängt 
vom jeweiligen Fall ab, aber sie liegen etwa zwischen 
200 und 2000,— Euro. Hinz u kommen in den meis¬ 
ten Fällen natürlich noch Prozess- und Anwaltskos¬ 
ten, für viele Betroffene eine große finanzielle Belas¬ 
tung. Da ist es gut, dass AZADI materielle 
Unterstützung leisten ka nn . 

Immer häufiger geschieht es, dass sich Behörden weigern, 
Kurdinnen und Kurden einzubürgern wegen deren Beteiligung 
an der Kampagne. Sind Ihnen derartige Fälle bekannt und 
inwieweit ist es möglich, auf juristischem Wege dagegen vor¬ 
zugehen? 

Die Ein¬ 
bürgerung kann durch die Teilnahme an der Unter¬ 
schriftskampagne verweigert werden. Die Behörden 
werten die Teilnahme daran als Ausschlussgrund im 
Sinne des §86 Nr. 2 Ausländergesetz. Das bedeutet, 
dass den betroffenen Kurd(inn)en unterstellt wird, 
verfassungsfeindliche Bestrebungen zu unterstützen. 
Die Behörden müssen die Betroffenen vor Ableh¬ 
nung des Einbürgerungsantrages zu dem Vorwurf 
schriftlich anhören. Wer einen solchen Brief be¬ 
kommt, sollte sich anwaltlich beraten lassen, um mit 
anwaltlicher Hilfe dazu Stellung nehmen zu können. 
In Einzelfällen gelingt es, die Vermutung der Unter- 
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Stützung verfassungsfeindlicher Bestrebungen zu 
widerlegen. Wer bereits einen Ablehnungsbescheid 
bekommen hat, sollte wegen der Möglichkeit der 
Einlegung eines Widerspruchs einen Anwalt oder 
eine Anwältin aufsuchen. 

Was müsste Ihrer Meinung nach geschehen, damit die unver¬ 
mindert angewandte Strafverfolgungspraxis gegenüber der 
hier lebenden kurdischen Bevölkerung beendet wird? 

Der Strafverfolgungspraxis lässt 
sich nur die Forderung nach Aufhebung des PKK- 
Yerbots entgegen setzen! 


Medy-TV geschlossen, 
Roj-TV eröffnet 


Am 12. Februar 2004 wurde der kurdische Fernseh¬ 
sender Medya-TV, der seit dem 30. Juli 1999 in Paris 
ansässig ist, vom französischen Lizenzrat geschlos¬ 
sen mit der Begründung, es handele sich bei ihm um 
den Nachfolgesender von Med-TV. Die Beschwerde 
gegen diese Entscheidung wurde vom französischen 
Revisionsgericht verworfen. Das Kurdische Men¬ 
schenrechtszentrum in Genf befürchtet in einer Erklä¬ 
rung vom 13. Februar 2004, dass „alle Einrichtungen 
und Institute von Kurden mit Verboten rechnen 
müssen, weil die Entwicklung solcher Einrichtungen 
die Interessen bestimmter Kreise zu stören scheint“. 
Der Vorstand des Senders ist der Auffassung, dass 
die Schließung von Medy-TV, der in 77 Länder 
gesendet hatte, eine Einschränkung der Sendefreiheit 
bedeute und den Menschenrechten widerspreche. 
„Mit politischen Beschlüssen können die Stimmen 
für Freiheit, Frieden und Demokratie nicht zum 
Schweigen gebracht werden,“ so das Menschen¬ 
rechtszentrum. 

Laut Kurdish Media vom 25. Februar 2004 wer¬ 
den jetzt Sendungen vom neuen kurdi¬ 
schen Fernsehkanal Roj TV aus Däne- 
JA mark-Satellitenstation Hotbird 6 (13 E), 
11585 V, 27500-ausgestrahlt. Ebenso 
hat der in Wuppertal ansässige kurdische Sender 
„Mezopotamia-TV“ eine dänische Lizenz erworben. 

(Azadi) 


Laut Kl 

o 


Durchsuchung in Heilbronn 

Mit der Begründung, sich an der Identitätskampagne 
(von 2001, Azadi) beteiligt zu haben, wurde am 9. 
Februar in Heilbronn die Wohnung von Emin Catik- 





kas und seines Bruders Basri durchsucht. Hierbei 
wurden Fotos von Guerillas und von Abdullah Öca- 
lan sowie handschriftliche Schriftstücke beschlag¬ 
nahmt. Die Polizei fragte die Beiden, warum sie die 
Selbstbezichtigung unterschrieben hätten. Schließ¬ 
lich handele es sich bei der PKK um eine terroristi¬ 
sche Organisation. Der Ausweis von Hasan Titiz, 
der sich zum Zeitpunkt der Durchsuchung als Gast 
in der Wohnung befunden hat, wurde vorüberge¬ 
hend beschlagnahmt. 

(Azadi/ÖP, 12.2.2004) 

Durchsuchung in Berlin 



Verstärkt in diesen Tagen, in denen an den 5. Jahres¬ 
tag des Internationalen Komplotts gegen Abdullah 
Öcalan erinnert wird, sind Repressionen gegen Kur¬ 
den intensiver geworden. Die deutsche Polizei 
bemüht sich weiterhin, die Kurden zu kriminalisie¬ 
ren. Bundesweit ist die Anzahl der Hausdurchsu¬ 
chungen wieder gestiegen. Insbesondere betroffen 
hiervon waren Wohnungen derjenigen, die sich an 
der Identitätskampagne „Auch ich bin PKKler/in“ 
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keiner ist zu Hause geblieben 66 , beschreibt Ayse Alp 
die Stimmung. 

Schon am Tag zuvor war Alps älteste Tochter 
Sema bei der Besetzung der griechischen Botschaft 
am Wittenbergplatz dabei. Es kam zu Sachschäden, 
verletzt wurde aber niemand. Dass sich dann, am 
zweiten Tag, die Wut der Berliner Kurden gegen das 
israelische Konsulat richtete, habe nichts mit Antise¬ 
mitismus zu tun, versichert Ayse Alp. Doch dann 
sagt sie den Satz: 

„Die Israelis halten sich für das auserwählte Volk. 
Israel ist ein gefährlicher, kaltblütiger Staat. 66 

Vier Kurden wurden von den israelischen Sicher¬ 
heitsleuten getroffen. Die 18-jährige Sema stand auf 
der Treppe zum Konsulat, als eine Kugel sie in den 
Hinterkopf traf. Ayse Alp sah ihre Tochter auf dem 
Boden liegen, doch die Polizei hielt sie zurück. Sema 
starb im Krankenhaus. 

Heute jährt sich zum fünften Mal die Schüsse aus 
dem israelischen Generalkonsulat. Der beispiellose 
Vorfall drohte damals die diplomatischen Beziehun¬ 
gen zwischen Israel und Deutschland zu beeinträch¬ 
tigen. Die Sicherheitsleute wurden schnell nach 
Israel ausgeflogen: Weil die Schüsse auf israelischem 
Territorium abgefeuert wurden, genossen die Konsu¬ 
latsangehörigen diplomatische Immunität. 

Israel bot zwar eine Vernehmung der Sicherheits¬ 
männer an, doch nur unter der Bedingung, dass ihre 
Anonymität gewahrt bliebe. Darauf ließen sich die 
deutschen Gerichte nicht ein. So standen die beiden 
Todesschützen nie vor einem Richter, weder als 
Angeklagte noch als Zeugen. 

Immer wieder beklagten die Verteidiger der Kur¬ 
den, dass es zur Verschleppung der Ermittlungen 
gekommen sei. Die israelische Seite hätte internatio- 


beteiligt hatten. Am 13. Februar gegen 8.30 Uhr z.B. 
wurde in Berlin die Wohnung des Ehepaares Meh¬ 
met und Saniye Edeballi von 9 Polizisten durch¬ 
sucht. Saniye Edeballi erklärte, dass an der Durch¬ 
suchung auch eine türkischstämmige Polizistin 
beteiligt war, die besonders aggressiv vorgegangen 
sei und sie misshandelt habe. „Wir durften nicht ein¬ 
mal unsere Kleider anziehen. Die Polizisten zeigten 
mir die Selbstbezichtigung und wollten wissen, ob 
das meine Unterschrift sei. Das habe ich bestätigt. 
Fünf Stunden lang haben sie die Wohnung durch¬ 
sucht, sogar den Kühlschrank. 66 

(Azadi/ÖP, 14.2.2004) 


Durchsuchung in Hannover 


Wegen seiner Teilnahme an der Identitätskampagne 
wurde in Hannover früh morgens um 6.oo Uhr die 
Wohnung von Sükrü Aksoy durchsucht. Nach sei¬ 
nen Aussagen seien an der Durchsuchung 8 Zivilpo¬ 
lizisten beteiligt gewesen. Man habe ihn zur erken¬ 
nungsdienstlichen Behandlung auf die Polizeiwache 
mitgenommen und vorübergehend seinen Reisepass 
eingezogen. Bei der Durchsuchung seien Bilder von 
Abdullah Öcalan beschlagnahmt worden sowie eine 
ERNK- und YCK-Fahne. Sükrü Aksoy will gegen 
die Durchsuchung juristisch Vorgehen. 

(Azadi/ÖP, 14.2.2004) 


Erinnern an Sema Alp, Ahmet Acar, 
Mustafa Kurt, Sinan Karakus 


Vor 5 Jahren versuchten aufgebrachte Kurden, das 
israelische Generalkonsulat zu stürmen. Sicherheits¬ 
beamte erschossen vier Demonstrant(inn)en, eine 
davon war die 18-jährige Sema. Ihre 
Mutter würde heute mit ihren 
Töchtern wieder die Botschaft 
besetzen - und hält Israel für einen 
„kaltblütigen Staat 66 . 

Nein, Angst um ihre Kinder 
habe sie keine gehabt, damals am 
Morgen des 17. Februar 1999. Ayse 
Alp fuhr mit ihren Töchtern Sema, 

Emine und Gülseren nach Berlin- 
Schmargendorf, um vor dem israe¬ 
lischen Generalkonsulat zu demon¬ 
strieren. Wie viele kurdische 
Familien hatten die Alps im Fernse¬ 
hen die Verhaftung Abdullah Öca- 
lans verfolgt, als sich das Gerücht 
verbreitete, der israelische Geheim¬ 
dienst habe bei der Entführung des 
Kurdenführers geholfen. „Alle Kur¬ 
den sind auf die Straße gegangen, 
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nale Gepflo¬ 
genheiten 
bei Rechts¬ 
hilfeersuchen 
missachtet, 
die deut¬ 
schen Er¬ 
mittler hät¬ 
ten offenbar 
diplomatisch 
heikle Ver¬ 
höre vermei¬ 
den wollen. 
Monate später stellte ein Berli¬ 
ner Untersuchungsausschuss schließlich 
fest, dass die Version der Israelis, die Beamten hätten 
in Notwehr gehandelt, nicht haltbar sei. 

Ganz anders die Lage für die an der Erstürmung 
beteiligten Kurden: Gegen rund 50 von ihnen wurde 
ermittelt, mehr als 30 standen vor Gericht. Die 
Jugendlichen wurden zu Freizeitarbeit verurteilt, die 
Erwachsenen erhielten neben Freisprüchen Bewäh¬ 
rungsstrafen von bis zu zwei Jahren wegen Landfrie¬ 
densbruchs. Zudem sollten alle Verurteilten in die 
Türkei ausgewiesen werden. Erst mit einem Urteil 
des Verwaltungsgerichts konnten die Ausweisungen 
gestoppt werden, da den Kurden im Falle der Rück¬ 
kehr in die Türkei Schlimmes drohte. Auch Ayse 
Alp sei von türkischen Beamten verhört und gefol¬ 
tert worden, als sie den Leichnam ihrer Tochter in 
die Türkei begleitete, sagt sie. 

Alp sitzt in dem Kurdenzentrum Mala Kurda am 
Kottbusser Tor. An den Wänden hängen Bilder von 
Abdullah Öcalan und den vier Erschossenen. Alp ist 
erst 59, doch die tief liegenden Augen und das ein¬ 
gefallene Gesicht lassen sie älter aussehen. Wenn sie 
über Politik spricht, ist sie kaum zu stoppen. Ihre 
Bewunderung gilt dem einstigen PKK-Führer 
Abdullah Öcalan. Alp bereut es nicht, 1999 mit 
ihren Töchtern zum Konsulat gefahren zu sein: „Es 
geht ja nicht nur um Sema.“ Für Alp gehören Opfer 
zum politischen Kampf: Einer ihrer Söhne hatte sich 
dem bewaffneten Kampf in der Türkei angeschlos¬ 
sen, sagt Alp. Die beiden anderen Söhne seien als 
PKK-Sympathisanten gefoltert worden. 

(Azadi/gekürzter Beitrag aus der taz Berlin, 17.2.2004) 


Durchsuchungen in Zwickau 

Die seitens der deutschen Polizei durchgeführten 
Hausdurchsuchungen bei kurdischen Familien in 
Zwickau und Umgebung haben in letzter Zeit dras¬ 
tisch zugenommen. Zuletzt wurde die Wohnung von 
Hasan Özmen durchsucht und Poster von Öcalan, 
Bücher und Videokassetten beschlagnahmt. Er 


selbst befand sich zu diesem Zeitpunkt in Lörrach, 
wo er arbeitet. Hasan Özmen ist zudem Vorstands¬ 
mitglied im Kurdisch-Deutschen Freundschaftsverein in 
Zwickau. In Folge der Entführung Abdullah Öcalans 
am 15. Februar 1999 brachte er seinen Protest hier¬ 
gegen durch die Besetzung des griechischen Konsu¬ 
lats zum Ausdruck. 

Vor ca. 2 Wochen wurde die Wohnung des Vor¬ 
sitzenden des Kurdisch-Deutschen Freundschafts¬ 
vereins, Yavuz Kaya, durchsucht und er vorüberge¬ 
hend in Gewahrsam genommen. Die Kurden 
erklärten, dass sie sich diese Angriffe und Repres¬ 
sion nicht von ihrem Freiheitskampf abbringen las¬ 
sen würden. 

(Azadi/ÖP, 24.2.2004) 

«Staatssicherheit» in Zahlen 

Derzeit sind im Bundeskriminalamt (BKA) die Fin¬ 
gerabdrücke von mehr als drei Millionen Personen 
erfasst. Im Durchschnitt werden monatlich 41000 
neue „Fingerabdruckblätter“ angelegt. Im Jahre 
2001 sind laut BKA Fingerabdrücke von 158000 
Personen nach Ablauf gesetzlicher Fristen wieder 
ausgesondert worden. 

In der Wiesbadener Behörde sind darüber hinaus 
mehr als 3,9 Millionen Personalien von Tätern 
gespeichert, die schwere oder „überregional bedeut¬ 
same“ Straftaten begangen haben. Allein 2001 wur¬ 
den mehr als 437000 neue Akten angelegt. 

Im Zentralcomputer des BKA befinden sich etwa 
6 Millionen Fotos von mehr als 2,7 Millionen Perso¬ 
nen, die erkennungsdienstlich behandelt worden 
sind. Auf Anfrage verschickte das Amt ca. 50000 
Bilder an Polizeidienststellen im In- und Ausland. 

Seit 1998 hat die Behörde begonnen, eine DNA- 
Analyse-Datei einzurichten. Damit sollen Wiederho¬ 
lungstäter schneller ermittelt werden, die „Straftaten 
von erheblicher Bedeutung“ begangen haben. Inzwi¬ 
schen sind in der Datei die DNA-Sequenzen von 
mehr als 325000 Verdächtigen gespeichert; 11 Pro¬ 
zent dieser Spuren stammten von Personen, die bis¬ 
lang nicht identifiziert werden konnten. 

Zur Zeit sind im Informationssystem der deut¬ 
schen Polizei (Inpol) etwa 850000 Personen zur 
Festnahme ausgeschrieben; hiervon 667 000 wegen 
drohender Abschiebung, Ausweisungsverfügung 
oder Ausschreibung zur Aufenthaltsermittlung. Im 
Jahre 2002 sind laut polizeilicher Kriminalstatistik 
6507 394 Verstöße gegen das Strafgesetzbuch regis¬ 
triert worden. 

(Azadi/FR: Plus, 11.2.2004) 
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Verfassungsschutz nicht sanierbar 


Einen Monat vor Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland erlaubten die alliierten Besatzungs¬ 
mächte den Aufbau eines Inlandsgeheimdienstes. 
„Meldungsbefehl für SS- und Berufsoffiziere. 
Geheime Staatspolizei gebilligt“ lautete 1949 die 
Überschrift eines Beitrags der Tageszeitung Neues 
Deutschland zur Gründung des Vorläufers des heuti¬ 
gen Bundesamtes für Verfassungsschutz. Die Frank¬ 
furter Allgemeine Zeitung nannte sie eine „Peinliche 
Notwendigkeit“. 

Laut einer Umfrage aus dem Jahre 2000 halten drei 
Viertel der Deutschen den Verfassungsschutz für 
notwendig, ein Viertel versagt dem Geheimdienst 
eine Existenzberechtigung und ein Drittel misstraut 
der Behörde. Der grüne Bundestagsabgeordnete 
Christian Ströbele bezeichnete 1986 den Verfas¬ 
sungsschutz noch als eine „Gefahr für die Demokra¬ 


tie“ und hielt ihn für „nicht mehr zu sanieren“. Mitt¬ 
lerweile, als Mitglied im Parlamentarischen Kontroll- 
gremium, meint er u. a.: „Soweit es darum geht, 
Informationen über extremistische Bestrebungen für 
die Arbeit von Regierung, Parlament und Politikern 
zu sammeln und aufzuarbeiten, ist die Existenz eines 
Dienstes in Ordnung.“ 

Hans-Gert Lange, 30 Jahre lang Pressesprecher 
des Verfassungsschutzes kritisierte in der Festschrift 
zum 50. Jubiläum des Amtes, dass der damalige 
Bundesinnenminister Manfred Kanther 1993 mit 
seinem „Maulkorberlass“ verhindert habe, dass das 
Bundesamt einen offeneren Umgang mit den 
Medien pflegen kann. Die Süddeutsche Zeitung warf 
dem derzeitigen Bundesinnenminister Schily vor, er 
wolle die Pressestelle des Amtes zu einem „Schwei¬ 
gekloster degradieren“. 

(Azadi/FR: Plus,, 11.2.2004) 


Am 26. November 2003 jährte sich zum zehnten Mal das vom 
damaligen Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungs¬ 
verbot der und für die PKK. Aus diesem Anlass haben die Huma¬ 
nistische Union, Yek-kom und AZADI eine Broschüre herausge¬ 
geben, auf die wir nachstehend aufmerksam machen möchten. 


Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 



Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 


Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Ver¬ 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


Der Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431-75141 literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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DNA-Datei für Kinder 
populistischer Irrsinn 

Laut Omid Nouripour, Mitglied im Bundesvorstand 
der Bündnisgrünen, marschiere Roland Koch „mit 
Siebenmeilenstiefeln in Richtung Überwachungs¬ 
staat 66 und verfolge mit dem Entwurf einer Ände¬ 
rung des hessischen Gesetzes über öffentliche 
Sicherheit einen „populistischen Irrsinn 66 . Danach 
plant die Landesregierung die Schaffung einer 
DNA- Datei auch für strafunmündige Kinder. Thilo 
Weichert, Vorsitzender der deutschen Vereinigung 
für Datenschutz, hält die Planungen für völlig unge¬ 
eignet. Sie hätten weder etwas mit Gefahrenabwehr 
noch mit Strafverfolgung oder gar mit einem päda¬ 
gogisch richtigen Umgang mit gefährdeten Kindern 
etwas zu tun. 

(Azadi/FR, 11.22004) 

Ende eines Hungerstreiks, aber 
kein Ende der Unterdrückung 

Nach einem mehrwöchigen Hungerstreik wurde die 
Isolationshaft gegen Ilhan Yelkuvan und Veli Sezer 
im Hamburger Gefängnis Santa Fu am 11. Februar 
2004 aufgehoben. Sie waren der „Rädelsführer¬ 
schaft 66 beschuldigt worden, weil sie angeblich 
gemeinsam mit neun Gefangenen am 18. Dezember 
2003 einen „Aufstand im Gefängnis 66 herbeigeführt 
hätten. Daraufhin wurden sie in Isolationszellen ver¬ 
legt, wo sie einen Hungerstreik begannen. Laut 
einem Brief von Ilhan Yelkuvan an das TAYAD - 
Komitee in Hamburg werde den Gefangenen auch 
nach deren Beendigung des Hungerstreiks zahlreiche 
Rechte vorenthalten. So seien die Berufserwerbs¬ 
möglichkeiten aufgehoben worden, der Kontakt zur 
Familie oder Freund(inn)en werde behindert, Frei¬ 
zeitaktivitäten würden untersagt und die Bewegungs¬ 
freiheit sei aufgehoben (23 Stunden in der Zelle): 
„Jawohl, wir sind dazu verurteilt, in einem Loch zu 
leben, in dem keine Justiz herrscht, sondern die 
Gesetze des Senators Kusch und des Gefängnislei¬ 
ters Dr. Behm. 66 

Laut TAYAD sind im Santa Fu-Gefängnis 40% 
der etwa 460 Gefangenen Staatsbürger/innen aus 
der Türkei, 20% der Menschen aus anderen Län¬ 
dern. „Wie lange wird sich dieses reaktionäre Ver¬ 
ständnis einer Regierung halten können, das die 
Rechte den Gefangenen Schritt für Schritt entzieht 
und erwartet, dass sie dazu schweigen? Ob nun in 
Bezug auf Isolation und Zensur oder die Beschlüsse 
gegen Ausländer/innen? 66 fragt TAYAD in einer 
Erklärung vom 11. Februar. 

(Azadi/TAYAD, 11.2.2004) 


Eingriffe ins Persönlichkeitsrecht 

Franz Josef Hanke, hessischer Landes Sprecher der 
Humanistischen Union (HU), erklärte in einem 
Gespräch mit dem Neuen Deutschland über den 
genetischen Fingerabdruck und Speichelproben, 
dass es sich bei der zwangsweisen genetischen 
Untersuchung „um einen relativ schwerwiegenden 
Eingriff in das Persönlichkeitsrecht eines Menschen 66 
handele. Zudem sei diese Methode „keineswegs so 
sicher, wie behauptet wird 66 . Es seien schon „Proben 
im Labor vertauscht 66 worden. Der Humanistischen 
Union seien „Fälle bekannt, wo Männer im Alter 
von Mitte 20 zum Speicheltest aufgeforderten wur¬ 
den 66 , weil sie „als Jugendliche mit 15 Jahren Strafta¬ 
ten begangen 66 hätten. Es werde „ein enormer Druck 
auf die Menschen 66 ausgeübt. Die HU werde in den 
nächsten Wochen in verschiedenen Städten Veran¬ 
staltungen hierzu durchführen. Es sei zu fordern, 
dass künftig ein Richter Stellung nehmen müsse, 
wenn er beabsichtige, „Freiheitsrechte von Personen 
einzuschränken 66 . 

(Azadi/ND, 13.2.2004) 

Grüne: EUROJUST praktisch, 
schnell, unbürokratisch 

„Heute ist ein guter Tag für die Strafverfolgung im 
gemeinsamen Raum der Freiheit, der Sicherheit und 
des Rechts, 66 verkündet Alfred Hartenbach, Parla¬ 
mentarischer Staatssekretär beim Bundesjustizminis¬ 
terium zur Verabschiedung des Gesetzes über die 
„Errichtung von Eurojust zur Verstärkung der 
Bekämpfung der schweren Kriminalität 66 (Eurojust- 
Gesetz-EJG). In der Bundestagssitzung vom 
13. Februar 2004 stimmten alle Fraktionen - mit 
Ausnahme der beiden PDS-Abgeordneten - in drit¬ 
ter Beratung diesem Gesetz zu. Eurojust mit Sitz in 
Den Haag soll der optimalen Koordinierung der 
Polizeiarbeit in Europa dienen und könnte - laut 
SPD-Abgeordneten Joachim Stünker - „zu einer 
europäischen Staatsanwaltschaft ausgebaut werden 66 . 
Jerzy Montag von den Bündnisgrünen führt in der 
Debatte u.a. aus: „Mit diesem Gesetz werden die 
Grundlagen geschaffen, damit deutsche Strafverfol¬ 
gungsbehörden und andere staatliche Institutionen 
mit Eurojust praktisch, schnell und unbürokratisch 
zusammen arbeiten können. 66 

Die Errichtung von Eurojust basiert auf dem 
Beschluss des Rates vom 28. Februar 2002 zur Ver¬ 
stärkung der Bekämpfung der schweren Krimina¬ 
lität, der mit der Bundestagsentscheidung in nationa¬ 
les Recht umgesetzt worden ist. 

(Azadi/Protokoll des Bundestages v. 13.2.2004) 
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Fragwürdige Kronzeugenregelung 

Haben sich der Deutsche Anwaltverein als auch der 
Deutsche Richterbund erst Ende Januar gegen Pläne 
zur Wiedereinführung der „Kronzeugen“-Regelung 
ausgesprochen, verfolgen CDU/CSU in einem 
Gesetzentwurf gar deren Ausweitung. Danach soll 
es großzügige Angebote für redefreudige Täter nicht 
nur bei terroristischen Straftaten, sondern auch bei 
gewöhnlicher Kriminalität geben. Jerzy Montag, 
rechtspolitischer Sprecher der Bündnisgrünen ver¬ 
wies auf das Problem fragwürdiger Glaubwürdigkeit 
von Kronzeugen. Um Straftätern gerecht zu werden, 
die zu Aufklärung und Verhinderung neuer Verbre¬ 
chen beitragen, seien keine neuen Gesetze nötig: 
„Wir leben nicht in einer Monarchie, sondern in 
einer Demokratie 66 . 

(Azadi/ND, 1422004) 

Hausverbot gegen Kaplan 
aufgehoben 

Das Landgericht Köln hat dem Islamistenführer 
Metin Kaplan gestattet, in die frühere Zentrale seiner 
verbotenen Organisation „Kalifatsstaat 66 zu gehen, 
um seine Familie zu besuchen. In zweiter Instanz 
wurde damit ein von Bundesinnenminister Schily 
verhängtes Hausverbot gegen Kaplan endgültig auf¬ 
gehoben. 

(Azadi/ND, 1622004) 

Überall ist Feindesland 

„Wir wollen keine Militarisierung der inneren 
Sicherheit, brauchen aber eine verlässliche Unter¬ 


stützungsleistung der Bundeswehr 66 , so der schles¬ 
wig-holsteinische SPD-Innenminister Klaus Buß auf 
dem 7. Europäischen Polizeikongress, der unter dem 
Motto „Terrorismus und Bevölkerungsschutz 66 in 
Bonn stattfindet. Er forderte den Aufbau einer Küs¬ 
tenwache unter einheitlicher Kommandostruktur. 
Der Zugang zu Fährschiffen soll nach Buß’ Vorstel¬ 
lungen dem auf Flughäfen üblichen Sicherheitsstan¬ 
dard angepasst werden. Bundesinnenminister Schily 
schwebt hierbei als Vorbild die US-Coast Guard vor. 
Seit den Anschlägen vom 11. September 2001 habe 
es Schily zufolge 182 Ermittlungsverfahren wegen 
Terrorverdachts gegeben und 25 600 Spuren des 
islamistischen Terrors seien verfolgt worden. Ganz 
oben auf seiner Wunschliste steht die Einführung 
biometrischer Verfahren bei der Einreise nach 
Deutschland, der Ausstellung von Visa sowie der 
Einpassung der Merkmale in Personaldokumente. 

Bayerns Innenminister Günther Beckstein for¬ 
derte im Vorfeld des Kongresses eine schärfere 
Abschiebepraxis von Mitgliedern terroristischer 
Organisationen oder Personen, die für solche Orga¬ 
nisationen werben würden. Zudem müsse das Pro¬ 
blem des Spendeneintreibens zu Gunsten scheinbar 
humanitärer Einrichtungen angepackt werden. 

Die Nase voll von Bundesinnenminister Schily 
hat der Vorsitzende des Bundes deutscher Kriminalbe¬ 
amter, Klaus Jansen. Er meinte, dass die Masse der 
vor zwei Jahren beschlossenen Anti-Terror-Maßnah- 
men keinen Sinn mache. Die Einführung der Kron¬ 
zeugenregelung und eines Aussteigerprogramms für 
Terroristen hingegen befürworte er. 

(Azadi/FR, 1722004) 















* 53353883 ®^ 


Januar: 6815 Asylsuchende, 119 anerkannt — 
Die meisten Bewerber/innen aus der Türkei 


Binnen Jahresfrist ist die Zahl der neuen Asylbewer¬ 
ber in Deutschland um mehr als ein Drittel zurück¬ 
gegangen. Insgesamt beantragten im Januar 3 767 
Menschen Asyl. Dies seien 2357 weniger als Januar 
2003. Die mit Abstand meisten neuen Asylbewerber 
kamen laut Ministerium erneut aus der Türkei. Ihre 
Zahl stieg gegenüber dem Dezember um knapp 
neun Prozent auf 493 an. Aus Serbien und Monte¬ 


negro stammten 328 Menschen und auf dem dritten 
Platz stand mit 259 Asylbewerbern die Russische 
Föderation, gefolgt von Iran, Aserbaidschan, Irak 
und Vietnam. 

Das Bundesamt entschied dem Innenministerium 
zufolge im Januar über Anträge von insgesamt 6 815 
Asylbewerbern. Asylrechtlich anerkannt wurden 
davon 119 Bewerber bzw. 1,7 Prozent. 133 Men¬ 
schen erhielten Abschiebeschutz. 

(Azadi/ND, 922004) 
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Ausreisezentrum Halberstadt 
unverantwortlich 

„Unter dem Verdacht der Verschleierung von Iden¬ 
tität und Staatsangehörigkeit werden Flüchtlinge 
ohne richterliche Überprüfung in das Ausreiselager 
eingewiesen, was als willkürliche Inhaftierung anzu¬ 
sehen ist/ 6 kommentiert Antje Arndt, Mitarbeiterin 
des Flüchtlingsrats Sachsen-Anhalt, die Entschei¬ 
dung des Innenministeriums zum Weiterbetrieb des 
Ausreisezentrums Halberstadt. Seit Jahren fordert 
die Organisation dessen Schließung. „An der grund¬ 
sätzlichen Situation, wie der faktischen Inhaftierung, 
Isolation, des psychischen Drucks, Schwierigkeiten 
bei der durch das Sozialamt zu erteilenden Geneh¬ 
migung einer medizinischen Behandlung und der 
Reduzierung der Leistungen auf Essenspakete hat 
sich nichts geändert/ 6 kritisieren Flüchtlinge in 
einem Offenen Brief die Lebensbedingungen in dem 
Lager. 

(Azadi/ND, 10.2.2004) 

10 Jahre Büren: 

Unmenschliche Abschiebehaft 

„Wer beispielsweise nicht arbeitet, verbringt bis zu 
22 Stunden pro Tag in seiner Zelle. Es fehlt in Büren 
an so ziemlich allem: einer ausreichenden Zahl von 
Sozialarbeitern, so genannten Resozialisierungspro¬ 
grammen, Schulunterricht für Kinder und Jugendli¬ 
che und Hafturlaub 66 , erklärt Frank Gockel vom 
Verein Hilfe fir Menschen in Abschiebehaft Büren e. V. 
gegenüber der jungen weit anlässlich des 10-jährigen 
Bestehens des Abschiebeknastes im nordrhein-west¬ 
fälischen Büren. „Im Verlauf eines Jahres sind dort 
rund 3 500 Menschen inhaftiert. Die maximale Bele¬ 
gungszahl beträgt 560, wonach Büren der größte 
Abschiebeknast Europas ist 66 , so der Vereinsvorsit¬ 
zende weiter. Der Leiter der JVA, Peter Möller, 
behauptet, sein Gefängnis sei „schöner 66 als andere. 
Hierzu Gockel u. a.: „Das Gefängnis ist idyllisch im 
Wald gelegen - ohne Anbindung an den öffentlichen 
Nahverkehr und schwer erreichbar für Besucher. 
Auf dem Anstaltsgelände befindet sich ein Garten¬ 
teich mit Parkbänken - in einem Bereich, den die 
Gefangenen nicht betreten dürfen. 66 Einige Gefan¬ 
gene dürfen für zwei Euro pro Stunde arbeiten, 
wovon jedoch die Hälfte des Lohns sofort gepfändet 
wird: „schließlich muss ein Gefangener seine Haft¬ 
kosten selber bezahlen. 66 

Arrestzellen oder der so genannte Bunker befin¬ 
den sich - so Gockel - „alle im Keller versteckt 66 . 
Büren sei „optisch eine schöne heile Welt, in der die 
Gefangenen jedoch psychisch kaputtgehen. 66 Der 
Verein werde „weiterhin versuchen, die Öffentlich¬ 
keit über die Unmenschlichkeit der Abschiebehaft 


zu informieren. 66 Vom 21. bis 23. Mai findet in Pader¬ 
born ein bundesweites Vernetzungstreffen der 
Abschiebehaftgruppen statt. 

(Azadi/jw, 10.2.2004) 

Dokumentierte Unmenschlichkeit 

Die aktualisierte Auflage der Dokumentation 
„Bundesdeutsche Flüchtlingspolitik und ihre töd¬ 
lichen Folgen 1993-2003 66 ist erschienen, herausge¬ 
geben von der Antirassistischen Initiative e.V., dem 
Antirassistischen Telefon und der ZAG-Redaktion 
in Berlin. In etwa 3 400 Einzelfällen werden die Aus¬ 
wirkungen der „Ausgrenzungs- und Abschottungs¬ 
politik auf Flüchtlinge 66 geschildert. Den Angaben 
der Organisationen zufolge war 2003 die Zahl der 
Flüchtlinge, „die in der Bundesrepublik Asyl bean¬ 
tragten, mit 50564 die niedrigste seit 1984 66 . Das 
gleiche gilt allerdings auch für die Anerkennung poli¬ 
tischen Asyls, nämlich lediglich 1,6 Prozent, das 
„kleine Asyl 66 erhielten nur noch 1,7 Prozent der 
Flüchtlinge. 

Im Zeitraum vom 1.1.1993 bis 31.12.2003 star¬ 
ben der Dokumentation zufolge 145 Flüchtlinge auf 
dem Weg in die Bundesrepublik oder an den Gren¬ 
zen, 398 wurden beim Grenzübertritt verletzt, 493 
Menschen haben sich aus Furcht vor der Abschie¬ 
bung oder aus Protest selbst verletzt oder versuch¬ 
ten, sich zu töten. 234 Flüchtlinge erlitten Verletzun¬ 
gen aufgrund von Zwangsmaßnahmen oder 
Misshandlungen während der Abschiebung und 361 
Menschen wurden im Herkunftsland von Polizei 
oder Militär misshandelt und gefoltert, 57 Personen 
verschwanden nach der Abschiebung spurlos und 12 
Menschen starben durch rassistische Angriffe auf 
der Straße. 

Das Fazit der Organisationen: In den 10 Jahren 
seit der Herausgabe der Dokumentation kamen auf¬ 
grund staatlicher Maßnahmen in der BRD 302 
Flüchtlinge ums Leben und 78 Menschen wurden 
Opfer rassistischer Übergriffe. 

Die Dokumentation ist auf Papier (DIN A4 - 
268 Seiten, Ringbindung) und demnächst auf CD- 
Rom zum Preis von 10,— erhältlich unter: 
ari-berlin@gmx.de, Internet: www.berlinet.de/ari 
(Azadi/Anrirassist.Initiative/Antirassist. Telefon/ZAG Red¬ 
aktion, 15.2.2004) 

NEIN zur geplanten EU-Superdritt- 
staatenregelung 

Komme es zu einer Drittstaaten-Regelung , unter¬ 
laufe die EU - so die Warnung von Amnesty Interna¬ 
tional, Pro Asyl, Deutschem Anwaltverein, Neuer Rich¬ 
tervereinigung und mehrerer Wohlfahrtsverbände - 
damit nicht nur das völkerrechtliche Verbot der Ket- 
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tenabschiebung, sondern forciere die faktische Aus¬ 
höhlung des Asylrechts. Bleibe es bei den derzeiti¬ 
gen Plänen, gerate das gesamte internationale 
Flüchtlingsschutzsystem ins Wanken. Die EU- 
Innen- und Justizminister beraten bei einem am 
19.2. beginnenden informellen zweitägigen Treffen 
über Mindeststandards für Asylverfahren, u. a. über 
die Einführung einer Art „Superdrittstaatenrege¬ 
lung“. Danach könnten Asylsuchende an den EU- 
Außengrenzen ohne reguläres Asylverfahren in 


Nachbarstaaten zurückgeschickt werden, z. B. nach 
Russland, in die Ukraine oder die Türkei. Auf Miss¬ 
trauen stößt auch der Vorschlag des UN-Flücht- 
lingskommissars Ruud Lubbers, EU-Aufnahmezen¬ 
tren zu schaffen, in denen „erfahrene Teams“ von 
Asylentscheidern tätig werden sollen. Ob diese Zen¬ 
tren inner- oder außerhalb der EU liegen sollen, 
lässt Lubbers noch offen. 

(Azadi/FR, 19.2.2004) 



Angst vor Abschiebung bleibt 
Verwaltungsgericht sieht in der Türkei 
keine Gefahr für kurdische Familie 

Ob der kurdischen Familie Bekirogullari Asyl 
gewährt wird, darüber verhandelte am 19. Februar 
2004 das Verwaltungsgericht Gießen. Die in Büdin¬ 
gen ansässige Mutter und ihre fünf Kinder fürchten 
in der Türkei Verhaftung, Verfolgung und Misshand¬ 
lungen. Das Urteil wird in zwei Wochen erwartet. 

Cacani Bekirogullari und ihre Kinder waren im 
Gerichtssaal 101 des Verwaltungsgerichts Gießen 
nicht allein: Rund 20 Freundinnen und Freunde aus 
Büdingen begleiteten die kurdische Familie. Kon¬ 
zentriert versuchten die Schulfreunde, Lehrer und 
Freunde aus der Evangelischen Jugend des Dekan¬ 
ats Büdingen den juristischen Wortwechseln des 
Richters und des Anwalts Ludwig Müller-Volck zu 
folgen. Richter Werner Bodenbender hatte zu ent¬ 
scheiden, ob dem Asylantrag von Frau Cacani Beki¬ 
rogullari stattgegeben wird. Oder ob sie mitsamt 
ihren Kindern in die Türkei, aus der sie 1997 floh, 
abgeschoben wird. Damals wurde nicht nur ihr 
Mann, sondern auch sie selbst von der türkischen 
Polizei verhaftet und misshandelt. Bodenbender 
meinte, dass heute derartige Vernehmungen in der 
Türkei nicht sicher seien und auch nicht wahr¬ 
scheinlich, insbesondere, wenn die Ausreise der 
Mutter nach der Ausreise ihres Mannes erfolgen 
würde. Ihr Mann verbüßt zur Zeit eine Haftstrafe. 
Er war während der weltweiten Proteste gegen die 
Auslieferung des PKK-Vorsitzenden Abdullah Öca- 
lan durch Kenia an die Türkei an der Besetzung des 
kenianischen Fremdenverkehrsamtes in Frankfurt 
beteiligt. 

Gerade wegen dieser Handlungen ihres Mannes 
müsse seine Mandatin weiterhin Verfolgung in der 


Türkei befürchten, argumentierte ihr Anwalt. Zwar 
sei die Türkei offiziell „auf dem Wege der Besse¬ 
rung“, aber die Statistiken der Menschenrechtsorga¬ 
nisationen sprächen dagegen, so Müller-Volck. Die 
türkischen Sicherheitsbehörden würden versuchen, 
aus seiner Mandantin weitere Informationen über 
die PKK zu pressen: „Dann droht ihr eine ver¬ 
schärfte Vernehmung.“ Aber weil Bodenbender die 
Möglichkeit erneuter Vernehmungen von Cacani 
Bekirogullari ausschloss, war es für den Richter 
auch unerheblich, ob ihre angeschlagene Gesundheit 
dadurch noch mehr Schaden erleiden würde. Seit 
den damaligen Misshandlungen leidet sie an post¬ 
traumatischen Belastungsstörungen, Depressionen 
und Suizidgedanken. Sie ist heute noch in psycho¬ 
therapeutischer Behandlung. 

Sie fragte den Richter: „Ich bin damals, 1995, 
schon wegen meines Mannes verhaftet worden, 
warum nicht auch heute?“ Bodenbender meinte, 
dass damals eine andere Situation geherrscht hätte. 
Dass den Familienvater in der Türkei Gerichtsver¬ 
fahren und Gefängnis erwarte, „darüber müssen wir 
uns keine Illusionen machen“, so Bodenbender. 
„Aber warum die türkischen Behörden Interesse an 
Ihrer Person haben sollten, wird hier nicht deutlich.“ 

Vorher hatte die 44-jährige Kurdin dem Richter 
von ihrer ständigen Angst erzählt. „Im Falle einer 
Rückkehr in die Türkei fürchte ich Misshandlungen 
und sogar Vergewaltigung. Sie werden versuchen, 
aus uns Informationen herauszukriegen.“ Sie mache 
sich Sorgen um die Zukunft ihrer Kinder, die einen 
Anspruch auf ein Leben ohne Angst hätten. Und sie 
sprach die Befürchtung aus, dass nach einer Rück¬ 
kehr auch ihre Kinder von der türkischen Polizei 
vernommen werden würden. Wenn sie nicht solche 
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Angst hätte, würde sie in ihre Heimat zurückkehren. 
Aber: „Dort haben wir keine Überlebenschancen. 66 

Der Yerwaltungsrichter will sein Urteil dem 
Anwalt in zwei Wochen mitteilen, wenn das Proto¬ 
koll geschrieben ist. Zur Zeit sichert eine Petition 
beim Hessischen Landtag, unterschrieben von rund 
600 Bürgerinnen und Bürgern, den geduldeten Auf¬ 
enthalt der Familie Bekirogullari. 

(Artikel von Monica Bielesch in der Rhein-Main-Ausgabe 
der Frankfurter Rundschau v. 24.2.2004; siehe auch Azadi- 

infodienst Nr. 13/2003) 

Sabahattin Bekirogullari droht in 
der Türkei Inhaftierung und neues 
Strafverfahren wegen PKK-Unter- 
stützung 

Am 24. Februar 2004 sollte Sabahattin Bekirogullari 
um 22.10 Uhr von Frankfurt über Lubljana nach 
Istanbul abgeschoben werden. Dieser Versuch schei¬ 
terte jedoch am schlechten Wetter bzw. der erheb¬ 
lichen Verspätung des Flugzeuges. Nur kurz konnte 
der Kurde Kontakt mit seiner Familie aufnehmen 
und von Handgreiflichkeiten der Sicherheitskräfte 
berichten. Sabahattin Bekirogullari wurde wieder in 
die JVA Butzbach gebracht, in der er eigentlich eine 
Haftstrafe verbüßen sollte. Wegen seiner Beteiligung 
an der Besetzung des kenianischen Fremdenver¬ 
kehrsbüros in Frankfurt im Februar 1999 aus Protest 
gegen die Verschleppung von Abdullah Öcalan war 
er vom Landgericht Frankfurt am 30. August 2000 
zu 5 Jahren und 6 Monaten verurteilt worden. Doch 
entschied das Bundesamt für die Anerkennung aus¬ 
ländischer Flüchtlinge am 15. September 1997 - 
bestandskräftig seit 17. Juni 2002 - dass dem Verur¬ 
teilten der Aufenthalt in der Bundesrepublik auf 
Dauer untersagt werde. Die Hälfte der Freiheits¬ 
strafe war auf den 21. Februar 2004 datiert. Um den 
Kurden allerdings abschieben lassen zu können, ver¬ 
zichtete die Staatsanwaltschaft Frankfurt/M. auf die 
Vollstreckung der Restfreiheitsstrafe. 

Nun wollen die Behörden einen erneuten Ver¬ 
such in der ersten März-Woche unternehmen, um 
den Kurden in die Türkei zu deportieren. Über den 
Eilantrag, den sein Rechtsanwalt Ludwig Müller- 
Volck gestellt hat, ist noch nicht entschieden. Er hat 
allerdings auch keine aufschiebende Wirkung. Die 
Gefahr für Herrn Bekirogullari, in Istanbul festge¬ 
nommen und angeklagt zu werden, ist vor dem poli¬ 
tischen Hintergrund seiner Inhaftierung äußerst 
groß. Aufgrund des zwischen der BRD und der Tür¬ 
kei bestehenden Strafnachrichtenaustausches ist 
davon auszugehen, dass die Behörden über alle Fak¬ 
ten informiert sind. Sabahattin Bekirogullari empfin¬ 


det das Verhalten der deutschen Behörden als unge¬ 
recht und unverständlich. Er fühle sich „wie ein 
Schaf, das den Wölfen zum Fraß vorgeworfen wer¬ 
den soll. 66 AZADI fordert in seiner Pressemitteilung 
vom 1.3.2004 die sofortige Freilassung von des 
Kurden und ein Bleiberecht für die ganze Familie. 

(Azadi, 25.2.2004) 

Aus Angst vor Abschiebung in 
Brand gesetzt 

Ümit Abay aus Dersim hat sich am 19. Februar 
gegen 23.00 Uhr aus Protest in Köln Mülheim vor 
der Moschee „Yunus Emre 66 in Brand gesetzt und 
hierbei Parolen gegen die deutsche Asylpolitik geru¬ 
fen. 95 % seiner Haut sollen dabei verbrannt worden 
sein. Warum er für seine Aktion diesen Ort gewählt 
hat, ist bisher unklar. Die Polizei hat sofort Ermitt¬ 
lungen aufgenommen. 

Ümit Abay hat im Oktober 2003 in Braun¬ 
schweig einen Asylantrag gestellt. Danach wurde er 
nach Jena verbracht und später in den thüringischen 
Ort Geisa. Dort lebte er in einer alten russischen 
Militärkaserne, die heute als Asylheim genutzt wird. 
Aus Furcht vor einer Abschiebung in die Türkei und 
wegen der Lebensumstände in der Asylunterkunft 
hat er diesen Ort verlassen und ist zu seinen Ver¬ 
wandten nach Köln gegangen. 

Yusuf Dine, der Onkel des Jugendlichen, hat 
erklärt, dass dieser das Asylheim wie ein halb offe¬ 
nes Gefängnis empfunden hatte. Deswegen sei er 
dort psychisch krank geworden. Immer wieder habe 
er sich die Frage gestellt: „Was mache ich, wenn 
mein Asylantrag abgelehnt wird und ich in die Tür¬ 
kei abgeschoben werde? 66 

Yusuf Dine erklärte weiter, dass die Ärzte ihn 
zuerst wegen der hohen Operationskosten (ca. vier 
bis fünftausend Euro) nicht hätten operieren wollen. 
Doch wird er derzeit weiter behandelt. 

Ümit Abay wurde 1981 in Istanbul geboren. 
Seine Familie stammt aus Dersim (türkisch: Tun- 
celi). In der Türkei wurde er seit 1996 wegen politi¬ 
scher Aktivitäten mehrfach festgenommen und vom 
Staatssicherheitsgericht zu einer über vierjährigen 
Haftstrafe verurteilt. Als seine Strafe vom Kassa¬ 
tionsgericht bestätigt wurde, ist er nach Deutschland 
geflüchtet. Ümit Abay ist am 27. Februar in einem 
Kölner Krankenhaus an Nieren- und Lungenversa¬ 
gen verstorben. Auf Wunsch der Familie soll er in 
Dersim beigesetzt werden. 

Azadi/ÖP, 24.2.2004) 



ASYL-&ABSCHIEBEPOLITIK 



BKA: Kersten geht, Ziercke kommt 


Er sei eine „führungsstarke Persönlichkeit mit einem „sehr weit reichenden Horizont“, stellte Bundesinnen¬ 
minister Schily den neuen Chef des Bundeskriminalamtes vor: Jörg Ziercke, 56 Jahre, SPD-Mitglied und 
seit 1995 Leiter der Polizei-Abteilung im Innenministerium von Schleswig-Holstein. Er habe sich bei 
Umstrukturierungen einen Namen als Reformer gemacht. Ministerpräsidentin Heide Simonis hält ihn für 
den „richtigen Mann am richtigen Platz“. Die Gewerkschaft der Polizei frohlockt, dass sich Schily für „einen 
fachlich versierten und erfahrenen Polizeibeamten“ entschieden habe. Im Zusammenhang mit den Ausein¬ 
andersetzungen um die Pläne, die BKA-Zentrale in Wiesbaden und den Standort Meckenheim nach Berlin 
zu verlegen, wurde der bisherige Präsident, Ulrich Kersten, von Schily in den einstweiligen Ruhestand ver¬ 
setzt, von vielen als „Bauernopfer“ bezeichnet. 

(Azadi/ND, 7.2.2004) 


Nicht vergessen: 

18. März — 

Internationaler Tag der 
politischen Gefangenen 

1922 wurde auf dem IV. Weltkongress der kommunistischen Internationale die Internationale Rote Hilfe 
(IRH) gegründet und u. a. die Durchführung eines internationalen Tages der politischen Gefangenen 
beschlossen, der am 18. März 1923 zum ersten Mal ausgerufen werden konnte. Mit diesem Tag sollte 
vor allem das Bewusstsein und die Solidarität für die Lage der politischen Gefangenen weltweit erzeugt 
und verankert werden und auf diese Weise auch praktisch zum Ausdruck kommen. 

1933 wurde dieser Tag von den Nazis verboten. Seit 1996 wird der 18. März als Tag der Solidarität mit 
den politischen Gefangenen propagiert. Auf Initiative der Roten Hilfe und anderen Gruppen finden in 
vielen Städten und Regionen der BRD vielfältige Aktivitäten statt, um in der Öffentlichkeit auf staatliche 
Unterdrückung und Repression aufmerksam zu machen. 

Zum 18. März wird - wie in den Vorjahren - der Tageszeitung junge weit eine Sonderzeitung der Roten 
Hilfe (RH) beiliegen mit Beiträgen über die politischen Hintergründe und die Situation politischer 
Gefangener. Weil es nicht möglich ist, über alle Gefangene weltweit zu berichten, stehen die dargestell¬ 
ten Fälle exemplarisch für die Vielzahl anderer Gefangener in ähnlicher Lage. Auch Azadi wird mit 
einem Beitrag auf die Kriminalisierung von Kurdinnen und Kurden in der BRD aufmerksam machen. 

(z.T. aus der RH-Beilage vom 18.3.2001) 


Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name: 

Einzugsermächtigung: 

Bank: 


Straße: 

BLZ: 


PLZ/Ort: 

Konto: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Ort/Datum: 

Unterschrift: 


Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 

Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Lindenthalgürtel 102, 50935 Köln 
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ln eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Lindenthalgürtel 102 
50935 Köln 

Tel. 02 21/9234497 

Fax 02 21/92344 99 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 

V. i.S. d.P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 


BLZ 

430 609 67 

Kto-Nr. 8035 782 600 

Aus dem Inhalt: 
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Kongra-Gel auf EU- 
Terrorliste gesetzt 

Zübeyir-Aydar: Schlag gegen 
Demokratie und Menschenrechte 

Während die italienische Kreisstadt Cosenza, die sich in Europa als Stadt der Men¬ 
schenrechte hervorgetan hat, den diesjährigen Menschenrechtspreis der Stadt an 
Abdullah Öcalan verliehen hat, hat die EU am 3. April 2004 entschieden, den Kon- 
gra-Gel in die Liste der terroristischen Organisationen aufzunehmen. Wir dokumen¬ 
tieren die (gekürzten) Stellungnahmen des Kurdischen Nationalkongresses (KNK) 
sowie des Vorsitzenden des Kongra-Gel, Zübeyir Aydar, vom 5. April 2004: 

» Diese Entscheidung bedeutet gegenüber dem kurdischen Volk eine 
enorme Ungerechtigkeit und ist ein Schlag gegen die Demokratie und die 
Menschenrechte. Gleichzeitig wird internationales und jeweiliges nationa¬ 
les Recht mit Füßen getreten. Es bedeutet ein großes Zugeständnis an den tür¬ 
kischen Staat, sich so gegen die Lösung der Problematik zu stellen. Für das 
kleine Zypern versucht Europa alle Mittel und Wege, aber für jegliche nationale 
und demokratische Forderungen des 40 Millionen umfassenden kurdischen Vol¬ 
kes gelten offenbar andere Maßstäbe. Daher verurteilen wir als Kurdischer 
Nationalkongress diese Entscheidung und fordern, dass sie unverzüglich über¬ 
prüft und aufgehoben wird. Unserem Volk sagen wir: Den Kongra-Gel auf die 
Liste der terroristischen Organisationen zu setzen ist eine Beleidigung. Wir wis¬ 
sen, dass ihr zu diesem Beschluss nicht schweigen werdet. Wir sind sicher, dass 
ihr die notwendigen demokratischen Reaktionen und eure Stimme jedem zu 
Gehör bringen werdet.“ 

Der Vorsitzende des Kongra-Gel, Zübeyir Aydar, betrachtet die EU-Ent- 
scheidung als „Aufstachelung zum Krieg“ und erklärte, dass er dieses Spiel ver¬ 
eiteln werde. „Dass die EU den Kongra-Gel auf die Terrorismusliste gesetzt hat, 
ist ein unbegründeter, ungerechter Schritt und entbehrt jeder rechtlichen Grund¬ 
lage. Er stellt ausschließlich ein Produkt der interessengeleiteten Politik der EU 
in der Region dar.“ Er unterstrich, dass die kurdische Frage einem „Kuhhandel 
über Zypern geopfert worden“ sei und machte darauf aufmerksam, dass die EU 
in der Kurdenfrage mit zweierlei Maß messe. Der Beschluss werde „weder der 
Türkei, noch der Europäischen Union, noch dem Mittleren Osten, noch Kurdis¬ 
tan nutzen“. Er betonte ferner, dass mit einer Trennung in „gute“ und „schlechte 
Kurden“ das Problem nicht zu lösen sei. „Lösungswege zu versperren, werde zu 
Instabilität in der Region führen“, warnte Aydar. Er rief das Volk Kurdistans 
dazu auf, „auf allen Ebenen wachsam gegenüber solchen Intrigen zu sein und 
seine Reaktionen überall zum Ausdruck zu bringen.“ Weiter sagte er: „Der Kon¬ 
gra-Gel ist eine Volksbewegung und stützt sich auf das Volk. Wir werden poli¬ 
tisch und juristisch dagegen vorgehen. Niemand wird uns von dem Weg, den wir 














als richtig erkannt haben, abbringen können. Aydar 
machte zudem deutlich, dass der Kongra-Gel nicht 
die Fortsetzung der PKK sei: „Menschen wie wir 
und viele andere, die sich am Befreiungskampf in 
Kurdistan beteiligen, haben sich zusammengeschlos¬ 
sen und den Kongra-Gel gebildet. Wir sind eine 
zivile, demokratische Bewegung. Wir arbeiten für 
eine friedliche, demokratische und politische Lösung 
des Kurdistan-Problems. Uns mit ungerechtfertigten 
Zuschreibungen auf die Liste zu setzen, bedeutet, zu 
einem Krieg in Kurdistan anzustacheln. Es bedeutet, 
keine Lösung für die Region zu wollen. Es bedeutet, 
uns zum Krieg, das kurdische Volk zur Gewalt zu 
drängen.“ Gegen ungerechte Praktiken und Festle¬ 
gungen werde man sich auf allen Ebenen verteidi¬ 
gen. 

AZADI verurteilt die Entscheidung der E U aufs Schärf¬ 
ste. Sie ignoriert bzw. bekämpft zugunsten übergeordne¬ 


ter machtpolitischer Interessen das seit Jahren erklärte 
und praktizierte Bemühen der kurdischen Bewegung 
um eine politische Herangehensweise an die nach wie 
vor ungelösten Probleme des Kurdistan-Konfliktes. 
Gerade die Kurdinnen und Kurden haben durch grund¬ 
legende strukturelle, politische und taktische Verände¬ 
rungen ihren Willen und ihre Fähigkeit zum Ausdruck 
gebracht, sich einer veränderten weltpolitischen Lage 
anzupassen. Wie bei anderen Konflikten auch, setzen 
die imperialistischen Kräfte offenbar darauf, die Gewalt¬ 
spirale in gefährlichem Ausmaß höherzuschrauben und 
einer Militarisierung den Vorzug zu geben. Anders ist 
die Entscheidung der EU nicht zu erklären. Damit 
dürfte ein Ende der Repression von Kurdinnen und Kur¬ 
den in Deutschland oder gar die Aufhebung des PKK- 
Verbots in noch weitere Ferne gerückt sein. Dennoch 
bleibt die Forderung nach einer Legalisierung der kur¬ 
dischen Einrichtungen und der politischen Arbeit unab¬ 
dingbar. 



Bundesverfassungsgericht verwirft Beschwerde von Rechtsanwalt 
Dr. Heinz-Jürgen Schneider 


Die Verfassungsbeschwerde, die der Hamburger 
Rechtsanwalt Dr. Heinz-Jürgen Schneider sowohl 
gegen das Urteil des Landgerichts Hamburg vom 
28. Januar 2003 als auch gegen den Beschluss des 
Bundesgerichtshofs vom 14. Oktober 2003 einge¬ 
reicht hatte, wurde vom Bundesverfassungsgericht 
mit Beschluss vom 9. Februar 2004 einstimmig und 
ohne Begründung abgewiesen. 

Rechtsanwalt Schneider hatte am 2. Juli2001 eine 
kurdische Delegation zur Justizbehörde Hamburg 
begleitet, die dort im Rahmen der Identitätskam¬ 
pagne eine Petition mit über 2000 Selbstbezichti¬ 
gungserklärungen „Auch ich bin PKKler/in“ über¬ 
reicht hat. Mit dem Vorwurf der Förderung und 
Propaganda für eine verbotene Vereinigung wurde 
gegen die Delegationsmitglieder, den Leiter der Ver¬ 
sammlung vor der Behörde und gegen Rechtsanwalt 
Dr. Schneider ermittelt und Anklage erhoben. Die 
Staatsschutzkammer des Landgerichts Hamburg 
stellte die Verfahren gegen die kurdischen Angeklag¬ 
ten gegen Zahlung von jeweils 250 Euro ein. Dr. 
Schneider forderte für sich Freispruch. In der Ver¬ 
handlung am 28. Januar2004 hat ihn das Gericht zu 
einer Verwarnung mit Strafvorbehalt und einer 
Geldstrafe auf Bewährung mit einer Zahlung von 
1000 € als Bewährungsauflage verurteilt. Gegen die¬ 


ses Urteil hatte er Revision eingelegt, die der 
Bundesgerichtshof (BGH) jedoch im November 
2003 als „unbegründet“ verworfen hat. Der BGH 
argumentierte, dass Schneider „unabhängig von 
einer möglichen anwaltlichen Beistandsfunktion, 
einen eigenen persönlichen Förderungsbeitrag zu 
Gunsten der PKK erbracht“ habe. Weil er sich 
durch die BGH-Entscheidung in seinen Grundrech¬ 
ten auf Meinungs- und Berufsfreiheit verletzt sah, 
legte er Verfassungsbeschwerde ein. 

In seiner damaligen Prozesserklärung zum erho¬ 
benen Anklagevorwurf hatte Schneider ausgeführt, 
dass er lediglich in einer beratenden und vermitteln¬ 
den Funktion die Delegation begleitet habe. Dass er 
gebeten worden sei, als Anwalt mit anwesend zu 
sein, habe daran gelegen, dass er bereits seit Jahren 
Kurden vertrete und berate. „Wenn ich erstens an 
kurdischen Aktivitäten nicht beteiligt war und zwei¬ 
tens in der Justizbehörde kein Wort gesagt habe und 
drittens eine anwaltliche Funktion hatte, dann bleibt 
als Anklagegrund nur meine politische Meinung. 
Diese werde ich auch haben, bis in der Türkei 
umfassende demokratische Rechte für Kurden und 
Türken gelten und in Deutschland ein demokrati¬ 
sche Dialog das Umgehen bestimmt.“ 
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Er sei nicht in die Justizbehörde gegangen „für 
PKK-Propaganda, sondern für Menschenrechte, 
nicht für die Förderung eines verbotenen Vereins, 
sondern für die Förderung von politischer Kultur,“ 
so Schneider. „Das Haben einer Meinung und die 
Wahrnehmung von Grundrechten und ein 
Gesprächsversuch mit staatlichen Instanzen darf 
nicht in die Grauzone einer Straftat gedrängt und als 
Unrecht kriminalisiert werden.“ 


Doch genau das ist mit der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts geschehen. Es bestätigte 
die vorangegangenen Urteile, dass Rechtsanwalt 
Schneider durch seine Anwesenheit bei der Unter¬ 
schriftenübergabe eine „Tathandlung“ begangen 
habe, „die geeignet ist, eine für die verbotene Ver¬ 
einstätigkeit vorteilhafte Wirkung hervorzurufen“. 
Und somit den Straftatbestand des Verstoßes gegen 
das Vereinsgesetz darstellt. 

(Azadi, 5.4.2004) 



Beschimpft und erniedrigt 

Bericht eines kurdischen politischen Gefangenen 


Weil uns der nachfolgend dokumentierte Bericht „An 
die Öffentlichkeit“ des kurdischen Gefangenen Hasan 
Adir erst kürzlich zugegangen ist und ins Deutsche 
übersetzt werden musste , veröffentlichen wir diesen Text 
verspätet. Hasan Adir ist wegen seiner politischen Betä¬ 
tigung am 20. Oktober 2003 vom Oberlandesgericht 
Celle nach §129 StGB zu einer Freiheitsstrafe von 3 
Jahren und 3 Monaten verurteilt worden. Gegen dieses 
Urteil wurde Revision eingelegt; eine Entscheidung steht 
noch aus. 

„Am 1. Februar 2003 wurde ich auf Grund des Ver¬ 
stoßes gegen das Vereinsgesetz auf Befehl der 
Bundesanwaltschaft festgenommen. Von diesem 
Zeitpunkt bis zum 17. März 2003 befand ich mich in 
der Transportabteilung der Kölner JVA, in der sich 
Gefangene in der Regel nur wenige Tage aufhalten. 
Dieser Aufenthalt dient der Vorbereitung auf eine 
Unterbringung in einer bestimmten JVA. Ich ver¬ 
brachte einen Monat und 16 Tage hier. Abgesehen 
vom täglichen Ausgang für eine Stunde hatte ich 
keine weiteren Rechte. Auf Grund meiner Rücken¬ 
schmerzen war ich in dieser Zeit 2 Wochen bettläge¬ 
rig. Ich konnte weder aufstehen noch sitzen. Die 
Ärzte der Anstalt teilten mir mit, dass sie gegen mei¬ 
nen Zustand nichts tun könnten. Mein Wunsch, in 
ein Krankenhaus verlegt oder von anderen Ärzten 
untersucht zu werden, wurde abgelehnt. 



Kulturelle Unterschiede 
Für den Prozess musste ich nach Celle verlegt wer¬ 
den. Der Antrag meiner Anwälte, mit einem meinen 
gesundheitlichen Problemen entsprechenden Trans¬ 
portwagen nach Celle gefahren zu werden, stieß 
ebenfalls auf Ablehnung. So kam es, dass die Reise 
von Köln nach Celle, die am 17. März 2003 began, 
zwei Tage dauerte und sich daraufhin mein gesund¬ 
heitlicher Zustand verschlechterte. 

Mein Verfahren beim Landesgericht in Celle dau¬ 
erte vom 1. April 2003 bis 20. Oktober 2003, wobei 
im Durchschnitt zwei Tage in der Woche getagt 
wurde. Sowohl auf der Hinfahrt als auch auf der 
Rückfahrt zum Gericht musste ich mich unter dem 
Vorwand der Kontrolle komplett ausziehen. Ich 
wurde nicht nur untersucht, sondern musste häufi¬ 
ger Beschimpfungen und ein erniedrigendes Verhal¬ 
ten erdulden. Diese Situation wurde sowohl von mir 
als auch von meinen Anwälten dem Gericht geschil¬ 
dert. 

Als Folge unserer Beschwerden erklärte der Ge¬ 
richtsvorsitzende am 20. Mai 2003, diese Untersu¬ 
chungen entsprächen dem Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften. Der Grund für meine Ablehnung kön¬ 
ne mit den kulturellen Unterschieden zusammen- ■ 
hängen. Am gleichen Tag wurde mir auf der Rück¬ 
fahrt gesagt, es sei mir nicht mehr gestattet, private 
Kleidung zu tragen. Ich solle ab sofort Gefängnis¬ 
kleidung tragen. Als ich das ablehnte, wurde ich 
vom Sicherheitsbeauftragten des Gefängnisses, 
Koutsogiannakis, dem Wärter Luttkermann und ei¬ 
nem anderen Wärter, dessen Namen ich nicht ken¬ 
ne, geschlagen, getreten, auf den Boden gezwungen 
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Willen 
ausgezo¬ 
gen: Ent¬ 
weder 
ich trage 
Gefäng¬ 
nisklei¬ 
dung oder 
könne 

nackt her¬ 
umlaufen. Er¬ 
neut weigerte ich mich. Darauf¬ 
hin drohten sie mir, mich von unserem Standort bis 
zu meiner Zelle nackt durch das Gefängnis zu füh¬ 
ren. Es war gerade Ausgangszeit, viele Gefangene 
befanden sich auf dem Hof. 

Am nächsten Tag, dem 21. Mai 2003, teilte ich 
den Vorfall dem Gericht mit. Erneut bestand der 
Gerichtsvorsitzende darauf, dieses Verhalten unseren 
unterschiedlichen Kulturen zuzuschreiben. Zusätz¬ 
lich erhielt ich eine 1-wöchige Disziplinarstrafe, da 
ich durch meine Weigerung, Gefängniskleidung zu 
tragen, den Befehlen der Beamten nicht gefolgt sei. 

Die bestätigt die menschenunwürdige und 
gewaltvolle Gesinnung des Gerichts und der 
Gefängnisdirektion. Hand in Hand handeln sie 
angeblich im Namen der Justiz. 


und gegen 
meinen 


Hungerstreik gegen Behördenwillkür 
Mein Prozess endete am 20. Oktober 2003. Aus 
einem mir nach wie vor unverständliche Grund 
wurde ich drei Tage später von der JVA Celle ins 
Gefängnis nach Köln verlegt und am 3. November 
2003 wieder zurück nach Celle. 

Ich befinde mich seit 12,5 Monaten in Haft. Im 
Gefängnis von Celle kann man donnerstags, freitags 
und samstags Besuch empfangen. Ich darf alle 40 
Tage einmal zwischen 30 Minuten und einer Stunde 
Besuch von meinen Verwandten erhalten. Meine 
Kinder gehen in die Schule. Der Weg ist weit. Mein 
Antrag, einen Besuchstag an einem Samstag zu 
ermöglichen, wurde abgelehnt. Meine Besucher 
werden strengen Kontrollen unterzogen und durch 
lange Wartezeiten aufgehalten. Obwohl mein Verfah¬ 
ren bereits abgeschlossen ist, sind Beamte des Lan¬ 
deskriminalamtes während meiner Besuchsemp¬ 
fänge stets zugegen. Sämtliche Personalien und 
Adressen der mich besuchenden Menschen werden 
von ihnen abverlangt. 

In der Zeit vom 23.Oktober 2003 bis 11. Novem¬ 
ber 2003 war ich Abonnent der Zeitungen „Özgür 


Politika“ und „Hürriyet“. Ohne jeglichen Grund sind 
mir diese Zeitungen nicht ausgehändigt worden. 

Außerdem wurde es mir nicht gestattet, meine 
Anwälte anzurufen, weshalb ich am 11. November 
2003 in den Hungerstreik getreten bin. Erst dann 
konnte ich Kontakt zu meinem Anwalt aufnehmen. 
Das Telefongespräch mit ihm wurde auf Kassette 
aufgezeichnet, ebenso eines am 21. Dezember 2003. 
Das Gespräch mit meinem Anwalt, das am 
5. Februar 2004 im Gefängnis stattfand, konnte 
durch die Durchsageanlage an der Wand mitgehört 
werden. 

Erinnerungen an Folter in der Türkei 
Schließlich war ich während meines einjährigen Auf¬ 
enthaltes im Gefängnis handgreiflichen Übergriffen 
und mündlichen Beschimpfungen sowie psychologi¬ 
schen Repressalien ausgesetzt und bin es immer 
noch. 

Das Verfahren hat lange gedauert und an jedem 
Verhandlungstag musste ich mich zweimal vollstän¬ 
dig ausziehen. Die mich auf der Fahrt begleitenden 
Wärter wurden immer gewechselt, so dass ich jedes 
Mal von Neuem mit Gewalt aufgefordert wurde, 
mich auszuziehen. Die tägliche Begegnung mit die¬ 
sen Wärtern rief meine Erlebnisse und die Folter, die 
ich in türkischen Gefängnissen erlitt, in Erinnerung. 
Ich nehme diese Misshandlungen als psychische 
Folter wahr. Alle Anträge, in ein anderes Gefängnis 
verlegt zu werden, wurden abgelehnt. 

Verantwortliche 

Herr Müßig, der für mein Verfahren zuständige 
Bundesanwalt, hat auf meinen Revisionsantrag fol¬ 
gendermaßen reagiert: „Erkennen sie den Beschluss 
der Gerichtes an, dann werden wir Sie in ein von 
ihnen erwünschtes Gefängnis verlegen.“ 

Ich möchte nicht mehr länger in diesem Gefäng¬ 
nis bleiben, sondern so schnell wie möglich verlegt 
werden. Widrigenfalls sind im Falle eines mir wider¬ 
fahrenden Unglücks Bundesanwalt Müßig und der 
Sicherheitsbeauftragte des Gefängnisses in Celle, 
Koutsogiannakis, verantwortlich. 

In diesem Zusammenhang rufe ich die Öffent¬ 
lichkeit, die demokratischen und zuständigen Institu¬ 
tionen zu Aufmerksamkeit auf und bitte diese, sich 
intensiv mit dieser Thematik zu beschäftigen. 
Hochachtungsvoll 

Hasan Adir, JVA Celle, Trift 14. 29221 Celle 

9. Februar 2004 

Am 1. April 2004 wurde Hasan Adir in die JVA nach 
Oldenburg verlegt, die Revision von ihm jedoch nicht 
zurückgezogen. (Azadi) 
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Halit Yildirim entlassen 


Nach einer Anhörung des Generalbundesanwalts 
und des Leiters der JVA Köln am 11. März 2004 hat 
der 6. Strafsenat des Oberlandesgerichts (OLG) 
Düsseldorf beschlossen, den kurdischen Politiker 
Halit Yildirim „bedingt“ aus der Strafhaft zu entlas¬ 
sen. Seit dem 15. März befindet sich der 47-Jährige 
nach 2/3-Haft auf freiem Fuß. Um jedoch seinen 
politischen Bewegungsspielraum einzugrenzen, wur¬ 
de ihm eine Bewährungszeit von 4 Jahren auferlegt, 
verbunden mit einer Reihe von Auflagen: So muss 
er sich einmal monatlich bei einem Bewährungshel¬ 
fer und jeden Donnerstag bei der für ihn zuständigen 
Polizeidienststelle melden und räumliche Beschrän¬ 
kungen beachten. Außerdem ist er verpflichtet, dem 
OLG Düsseldorf schriftlich jeden Wohnsitzwechsel, 
jede Arbeitsaufnahme und jeden Arbeitsplatzwech¬ 
sel mitzuteilen, das Gericht fortlaufend über alle aus¬ 
länderrechtlichen Angelegenheiten zu informieren 
und geplante Auslandsaufenthalte mindestens eine 
Woche vor Ausreise dem Bewährungshelfer und 
dem OLG schriftlich anzuzeigen. 

Der Senat hatte „keine Zweifel daran, dass der 
Verurteilte diese Absage an die Gewalt ernst meint 
und dass daher die Rückfallwahrscheinlichkeit als 
vergleichsweise gering anzusehen ist, zumal von Sei¬ 
ten der PKK bzw. ihrer Nachfolgeorganisationen 
bereits seit einigen Jahren weitgehend auf die An¬ 
wendung von Gewalt in der politischen Ausein¬ 
andersetzung verzichtet worden ist und seither auch 
keine einschlägigen Gewalttaten in Deutschland 
mehr bekannt geworden sind.“ Dass Halit Yildirim 
in der Anhörung „immer wieder betont“ hatte, „dass 
er nach wie vor politisch denke“ und „er sich auch 


weiterhin ‘mit dem kurdischen Thema’ befassen“ 
wolle, veranlasste die Richter zu Bedenken hinsicht¬ 
lich künftiger „Zuwiderhandlungen gegen das Ver¬ 
einsgesetz“. Dieses „innere Engagement“ berge die 
„Gefahr, dass der Verurteilte sich wieder der PKK 
bzw. ihren heute noch-wenn auch unter einem 
abgewandelten Namen - existierenden Strukturen 
zuwendet“, um „seine politischen Ideale als Kurde 
zu verwirklichen“ suche. Mit den erteilten Auflagen 
und Weisungen solle es dem Verurteilten einerseits 
erschwert werden, erneut strafrechtlich für die PKK 
tätig zu werden. Andererseits könne er sich mit dem 
Hinweis auf die Bewährungsauflagen möglichen 
Anfragen nach einer Weiterführung der Parteiarbeit 
entziehen. 

Halit Yildirim war wegen Mitgliedschaft in einer 
„kriminellen Vereinigung“ (§129 StGB) vom OLG 
Düsseldorf am 10. Juli 2002 zu einer Freiheitsstrafe 
von 3 Jahren und 3 Monaten verurteilt worden. Die 
Anklage hatte ihm vorgeworfen, seit Jahren als 
hochrangiger Funktionär der PKK tätig gewesen zu 
sein. Aus diesem Grunde ist Halit Yildirim bereits 
im November 1998 vom OLG Frankfurt/M. nach § 
129a StGB verurteilt worden - zu ebenfalls 3 Jahren 
und 3 Monaten. Nachdem er seine Strafe zu mehr ■ 
als die Hälfte verbüßt hatte, wurde er im Dezember B 
1999 zur Bewährung entlassen. Weil er jedoch ent¬ 
gegen den Auflagen umgehend wieder politische 
Aufgaben für die PKK übernommen und sich 
außerdem im YEK-KOM-Vorstand engagiert ha¬ 
be-so die Bundesanwaltschaft- ist er am 9. Juli 
2001 erneut festgenommen worden. 

(Azadi) 
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Das weiß ich nicht... 


Am 23. März 2004, dem 34. Verhandlungstag im Pro¬ 
zess gegen den Kurdischen Roten Halbmond (Heyva 
Sor a Kurdistane, HSK) vor dem Landgericht Koblenz, 
wurde der von der Anklage geladene Zeuge Ayhan 
Ciftci vernommen. Von ihm hatte sich die Staatsanwalt¬ 
schaft offenbar erhofft, dass er HSK durch seine Aussa¬ 
gen belastet. Den Behörden geht es vornehmlich darum, 
den Nachweis zu erbringen, dass der Verein von der 
PKK gegründet worden sei, um sie als eine Teilorgani¬ 
sation derselben bewerten zu können. Doch haben alle 
bisher von der Anklage geladenen Zeugen derartige 
Vorwürfe nicht bestätigen können. 

Wir dokumentieren nachfolgend die Befragung des 
Zeugen Ciftci. 

Richter: Was sagt Ihnen der Name HSK? 

Ciftci: Ich habe kein komplexes Wissen über 

HSK. Ich kenne keinen der Angeklagten. 
Ich wurde vor zwei Jahren vom BKA von 
meiner Arbeitsstelle abgeholt und befragt, 
u.a. zu HSK. 

Ich hatte gesagt, dass diese Bezeichnung 
mich an Rotes Kreuz und den Roten Halb¬ 
mond erinnert. Ich kann die Frage nur an¬ 
hand dessen, was in der Presse steht, 
beantworten. 

Ich kann mich nicht erinnern, was ich kon¬ 
kret gefragt wurde, u.a. zur finanziellen 
Situation. 

Ich habe gesagt, dass ich über keine Infor¬ 
mationen verfüge. Es gab auch die Frage, 
ob diese Organisation den verwundeten 
Menschen h ilf t. Ich habe gesagt, dass ich 
dazu nichts sagen kann. Ich habe keine 
konkrete Kenntnis. 

Richter: Was wissen Sie jetzt? 

Ciftci: Der Name erinnert mich an andere Hilf¬ 

sorganisationen. 

Richter: Was sind die Aufgaben von HSK? 

Ciftci: Die kenne ich nicht. 

Richter: Leistet sie ärztliche Dienste oder finanzielle Unter¬ 
stützungen? 

Ciftci: Weiß ich nicht. 

Richter: Hilft HSK verletzten Personen? 

Ciftci: Konkret weiß ich nichts. 


Richter: Oder Verletzten, die nach Europa kommen? 

Ciftci: Diesbezüglich habe ich nichts Konkretes 

gehört und weiß nichts. 

Richter: Werden Verletzte hier empfangen und betreut? 

Ciftci: Weiß ich nicht. 

Richter: Was ist mit Verbindungen und Beziehungen zwi¬ 
schen HSK und PKK? 

Ciftci: Als ich noch da (in Kurdistan) war, habe 

ich davon nichts gehört. In Europa habe 
ich davon nichts erfahren. 

Richter: Von wem wurde HSK gegründet? 

Ciftci: Weiß ich nicht. 

Richter: Hat die PKK etwas mit HSK zu tun? 

Ciftci: Ich habe kein konkretes Wissen. 

Richter: Wie darf ich das verstehen „kein konkretes Wis¬ 
sen“? 

Ciftci: Als ich in Kurdistan war, habe ich nichts 

über HSK gehört oder über Anweisungen 
der PKK. 

Richter: „Bei HSK handelt es sich um eine von der PKK 
gegründete Organisation, ähnlich dem Roten Halb¬ 
mond oder dem Roten Kreuz“, zitiere ich aus einer 
Ihrer Aussagen. 

Ciftci: Das habe ich von anderen gehört. 

Richter: So, wie es da steht, haben Sie gesagt, die PKK 
habe HSK gegründet. 

Ciftci: Ich kann mich daran nicht erinnern, 

damals diesen Satz gesagt zu haben. Ich 
weiß heute nicht mehr, von wem ich das 
gehört hatte. Ich kann nichts weiter darü¬ 
ber sagen. 

Ciftci, der sich im Jahre 2000 von der PKK getrennt 
hatte, stellte ein Jahr später einen Asylantrag in 
Deutschland. Am 30. Juli 2002 hat er als Zeuge gegen¬ 
über dem Generalbundesanwalt (GBA) und am 
6. August 2002 gegenüber dem Bundeskriminalamt 
(BKA) Aussagen gemacht über Struktur und zu Perso¬ 
nen der PKK. 
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Protest gegen 
Anwerbeversuche des VS 

Dem kurdischen Jugendlichen Mehmet Özay, aktiv 
in der Jugendarbeit des kurdischen Kulturvereins in 
Freiburg, wurde von der Ausländerbehörde eine Tä¬ 
tigkeit als Spitzel angeboten. Der Mitarbeiter des 
Verfassungsschutzes namens Baumann sei durch ei¬ 
nen Angestellten der Ausländerbehörde mit Meh¬ 
met Özay bekannt gemacht worden. Özay berichtet, 
dass er seit 5 Monaten von diesem verfolgt werde. 
Baumann zufolge sei er damit beauftragt worden, 
die Integration der Kurden und die Entwicklungen 
in Nord-Kurdistan (Türkei) zu beobachten. Der VS- 
Mitarbeiter habe ihm u. a. ein Treffen vorgeschla¬ 
gen, um Informationen zu erhalten über den 4. Kon¬ 
gress der TECAK (Bewegung Freier Jugendlicher 
aus Kurdistan). Özay: „Man sagte mir für den Fall, 
dass ich Informationen über die organisierte Arbeit 


der Kurden und über Kampagnen gebe, einen Pass 
und den Führerschein zu. Wenn du unser Angebot 
annimmst, kaufen wir dir ein Auto, geben dir Geld 
und unterstützen dich in jeder Art und Weise. 66 Der 
Jugendliche fordert den deutschen Staat und seine 
Behörden auf, ihre Versuche, Kurden für Spitzeltä¬ 
tigkeiten anzuwerben, zu beenden. Menschenrechts¬ 
organisationen sollten dieser Situation, in die kurdi¬ 
sche Jugendliche gebracht würden, mehr Auf¬ 
merksamkeit schenken. 

AZADI fordert ein Ende dieser unwürdigen Pra¬ 
xis und die Aufhebung des seit über 10 Jahren beste¬ 
henden PKK-Verbots. Die kurdische Demokratiebe¬ 
wegung darf nicht länger in einem rechtlosen Status 
gehalten werden. Kurdinnen und Kurden müssen 
sich in diesem Land frei und legal politisch artikulie¬ 
ren und betätigen können. 

(ÖP/PE Azadi v. 3.3. und 10.3.2004) 


I HIH II Mil ■! Illlll 

Am 26. November 2003 Jährte sich zum zehnten Mal das vom 
damaligen Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungs¬ 
verbot der und für die PKK. Aus diesem Anlass haben die Huma¬ 
nistische Union, Yek-kom und AZADI eine Broschüre herausgege¬ 
ben, auf die wir nachstehend aufmerksam machen möchten. 



Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 


Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Ver¬ 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431 


Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 


War da was ? - Das PKK-Verbot im Bundestag 


Kurden brauchen Anerkennung 


Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


-75141 


er Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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Anwerbeversuch in Stuttgart 


Gefangene: 

Wir wollen unsere Zeitung 

Kurdische Gefangene in der JYA Hannover/Lan¬ 
genhagen haben erklärt, dass ihnen die abonnierte 
Tageszeitung „Özgür Politika“ nicht ausgehändigt 
werde. Hingegen würden die vom türkischen Kon¬ 
sulat den Gefangenen zugesandten Zeitungen 
„Zaman“ oder „Türkiye“ zugelassen. Im Namen der 
Gefangenen der JYA, erklärt Hayrettin Yildirim u.a.: 
„Wir haben den Gefängnisleiter mehrere Male 
davon informiert, dass wir keine türkischen Zeitun¬ 
gen haben wollen. Jetzt möchten wir wissen, warum 
die von uns abonnierte Zeitung ‘Özgür Politika’ nicht 
weitergegeben wird. Hier wird unser Recht auf 
Informationsfreiheit missachtet. Wir wollen unsere 
Zeitung, ohne die uns etwas fehlt. Wir bitten die 
Gefängnisleitung, ihre Haltung uns gegenüber zu 
ändern.“ 

(Azadi/ÖP, 11.3.2004) 


Verfassungsschutzleute versuchen, Hüseyin Kelekci, 
Mitglied des „Mesopotamia Kulturvereins“ in Stutt¬ 
gart, für eine Zusammenarbeit anzuwerben. Der seit 
3 Jahren in Deutschland lebende Kurde erklärte 
gegenüber ÖP, dass er im Oktober 2003 von dem 
Verfassungsschutz-Mitarbeiter, Herrn Bühler, einen 
Brief bekommen habe. Außerdem sei er am 10. 
Februar von einem Verfassungsschützer auf der 
Arbeitsstelle angesprochen worden. Man habe ihm 
ein Angebot gemacht und erklärt: „Wir wissen, dass 
du Probleme hast, deine Familie nach Deutschland 
zu holen. Wenn du uns Informationen über den 
„Mesopotamia Kulturverein“ in Stuttgart und den 
KONGRA-GEL geben kannst, können wir dir hel¬ 
fen, deine Familien hierher zu holen.“ 

Kelekci hat das Angebot abgelehnt: „Man will 
uns von unserer Sache entfernen. Wir machen nichts 
Verbotenes. Unser Verein ist ein legaler Verein und 
jeder kann zu uns kommen.“ 

(Azadi/ÖP, 22.3.2004) 



Hilfe für Folteropfer 

Als vorbildliche Einrichtung würdigte Familienmi¬ 
nisterin Renate Schmidt die Arbeit des Berliner 
Behandlungszentrums für Folteropfer anlässlich der 
Eröffnung des neuen Standortes im Gesundheits¬ 
und Sozialzentrum in Berlin-Moabit. Die Mitarbei¬ 
ter/innen engagierten sich beispielhaft „gegen 
Unmenschlichkeit und Terror undemokratischer 
Systeme“, so Schmidt. Vor dem Hintergrund zuneh¬ 
mender Bürgerkriege und weltweit steigender 
Flüchtlingszahlen seien solche Hilfen unverzichtbar. 
Christina Rau eröffnete auf dem Gelände einen 
interkulturellen Heilgarten. 

Das Behandlungszentrum war 1992 in Berlin- 
Charlottenburg eröffnet worden. Mehrere hundert 
Patient(inn)en aus Bosnien, Tschetschenien oder der 
Türkei werden jährlich von 23 Mitarbeiter/innen 
betreut. Die Einrichtung finanziert sich zu 60 Pro¬ 
zent aus öffentlichen Zuschüssen, der Rest wird von 
Stiftungen und aus Spenden finanziert. 

(Azadi/taz, 6.3.2004) 


Mit Plakaten gegen Gewalt gegen 
Frauen 

„Hinsehen und Handeln“, lautet die Kampagne, die 
Amnesty International am 5. März 2004 eröffnete. 
Mit Plakaten soll auf die weltweit zunehmende 
Gewalt gegen Frauen aufmerksam gemacht werden. 
Derzeit werde-laut Barbara Lochbihler, Generalse¬ 
kretärin der deutschen Al-Sektion-jede dritte Frau 
einmal in ihrem Leben geschlagen, vergewaltigt oder 
sexuell missbraucht. Am häufigsten erleiden Frauen 
Gewalt in ihren eigenen vier Wänden. Allein 45 000 
Frauen flüchten sich allein in der Bundesrepublik in 
Frauenhäuser. AI fordert die Bundesregierung auf, 
die insgesamt 389 Einrichtungen zu unterstützen 
und auszubauen. 

Außerdem forderte AI, die Anerkennung ge¬ 
schlechtsspezifischer Verfolgung als Fluchtgrund im 
Zuwanderungsgesetz zu verankern. Auch solle das 
Auswärtige Amt die unbürokratische Einreise ge¬ 
fährdeter Frauenrechtlerinnen in die BRD ermög¬ 
lichen: „Frauen, die sich unter schwierigsten Bedin¬ 
gungen für die Rechte anderer engagieren, brauchen 
unsere besondere Aufmerksamkeit.“ 

(Azadi/ND, 6.3.2004) 
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Politik achtet Menschenrechte 
nicht uneingeschränkt 

Das „Forum Menschenrechte“, ein Netzwerk aus 40 
Menschenrechtsorganisationen, zog anlässlich des 
10-jährigen Bestehens eine eher nüchterne Bilanz. 
Die BRD sei weit „von einer uneingeschränkten 
Achtung der Menschenrechte“ entfernt, erklärte 
Günter Burkhardt von Pro Asyl auf einer Festveran¬ 
staltung in Berlin. In der Innen- und Außenpolitik 
sei zunehmend ein „Denken in Kriegslogik“ erkenn¬ 
bar, betonte die deutsche Generalsekretärin von 
Amnesty International, Barbara Lochbihler. Sie 
regte zudem eine stärkere Zusammenarbeit mit 
bereits in vielen Städten bestehenden sozialpoliti¬ 
schen Basisinitiativen an. Der frühere Innenminister 
Gerhart Baum (FDP) forderte, die nach den 
Anschlägen vom 11.9.2001 beschlossenen Anti-Ter- 
ror-Gesetze zu überprüfen. Die Worte vom „Kampf 
gegen den Terror“, könne sie nicht mehr hören, 
bemerkte Christa Nickels, Vorsitzende des Mensch¬ 
rechtsausschusses des Bundestages. Viele Maßnah¬ 
men hätten nämlich das Gegenteil bewirkt. Sie rief 
ihre Parlamentskolleg(inn)en dazu auf, sich stärker 
für Menschenrechtsfragen zu interessieren. 

Claudia Roth, Menschenrechtsbeauftragte der 
Bundesregierung meinte, rot-grün unterstütze nicht¬ 
militärische Maßnahmen zur Konfliktprävention. 

(Azadi/ND, 13.3.2004) 


Jahrestagung der UN-Menschenrechts- 
kommission: 

Bürger- und Freiheitsrechte 
in Gefahr 

Menschenrechtler befürchten unter dem Deckman¬ 
tel der Terrorismusbekämpfung weitere gravierende 
Einschnitte bei den individuellen Bürger- und Frei¬ 
heitsrechten und somit die Aushöhlung des Rechts¬ 
staates nach USA-Vorbild auch in der EU. Auch im 
Kampf gegen Gewalttäter müssten die Menschen¬ 
rechte gewahrt werden, sagte der amtierende UN- 
Menschenrechtskommissar Bertrand Ramcharan 
zum Auftakt der Jahreskonferenz der UN-Men- 
schenrechtskonferenz in Genf. Er verwies auch dar¬ 
auf, dass es in zahlreichen Ländern weiterhin mas¬ 
sive Verstöße gegen Menschenrechte gebe-Folter, 
außergerichtliche Hinrichtungen, Menschenhandel, 
religiöse Intoleranz und Hunger. Amnesty Interna¬ 
tional (AI) rief die Menschenrechtskommission drin¬ 
gend zu Reformen auf. Die unmenschlichen Haftbe¬ 
dingungen der Gefangenen auf Guantänamo und die 
dokumentierten Fälle schwerer Foltervorwürfe ge¬ 
gen die USA-Truppen in Afghanistan spielten auf 
der Konferenz allerdings keine Rolle. AI kritisierte, 
dass die Kommission immer wieder aus falscher 
politischer Rücksichtnahme die Augen vor Men¬ 
schenrechtsverletzungen verschlossen habe. 

(Azadi/ND, 16.3.2004) 



Telefonüberwachung soll 
überprüft werden 

Bundesjustizministerium will nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zum Abhören von 
Wohnräumen auch die Regelungen für die Telefon¬ 
überwachung überprüfen. Als „Votum gegen die 
Schilys, Schönbohms und Becksteins“ bezeichnete 
die PDS-Bundestagsabgeordnete Petra Pau das 
Karlsruher Urteil. Auch die Humanistische Union 
begrüßte die Gerichtsentscheidung als Stärkung der 
Grundrechte. Hingegen befürchtet die Polizeige¬ 
werkschaft erschwerte Ermittlungen. Polizisten 
müssten künftig während der Gesprächsüberwa¬ 
chung mithören und das Tonband abschalten, sobald 
Verdächtigte Privatgespräche führten. 

(Azadi/ND, 5.3.2004) 


Europäischer Haftbefehl vom 
Bundestag beschlossen 

Am 11. März 2004 hat der Bundestag - mit Aus¬ 
nahme der beiden PDS-Abgeordneten-das Gesetz 
über den Europäischen Haftbefehl verabschiedet, 
obwohl dpa zufolge zuvor „Vertreter aller Fraktio¬ 
nen zuvor Bedenken gegenüber der EU-Richtlinie 
gezeigt“ hätten. Die Rechtssicherheit kann hierdurch 
für jede/n im „Ernstfall“ außer Kraft gesetzt werden. 
Durch diese Richtlinie wird nämlich jeder Mitglieds¬ 
staat verpflichtet, jene Personen festzunehmen und 
an einen anderen EU-Staat auszuliefern, der gegen 
sie einen EU-Haftbefehl erlassen habe. Dies gilt 
künftig auch für Taten, die im Heimatstaat nicht 
strafbar sind. Ferner soll die Stichhaltigkeit derarti¬ 
ger Haftbefehle von der Justiz im Land des Betroffe- 
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nen nicht einmal mehr geprüft werden. Laut ND- 
Kommentator Claus Dümde: „Praktisch heißt das: 
Berlusconi & Co. haben freie Hand, willfährige 
Staatsanwälte europaweit Jagd auf Globalisierungs¬ 
kritiker machen zu lassen.“ 

(Azadi/ND, 13.3.2004) 

Auch Außenwirtschaftsgesetz 
verfassungswidrig 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) kam in 
einem am 12. März veröffentlichten Urteil zu dem 
Schluss, dass die im Außenwirtschaftsgesetz (AWG) 
verankerten Möglichkeiten zur Überwachung des 
Postverkehrs im Zusammenhang mit Strafverfol¬ 
gung gegen das Grundgesetz verstoßen. Die entspre¬ 
chenden §§ seien mit dem Grundrecht des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses nicht vereinbar. 


Das Land Rheinland-Pfalz hatte einen Normenkon- 
trollantrag gestellt, der sich auf die Befugnisse des 
Zollkriminalamtes bezog, zur Verhütung von Strafta¬ 
ten bestimmte Postsendungen einzusehen sowie 
Telefongespräche zu überwachen und aufzuzeich¬ 
nen. 

Das BVerfG ordnete zudem an, dass bei einer 
Neufassung der Regelungen auch die jüngsten 
Beschlüsse zum Großen Lauschangriff mit berück¬ 
sichtigt werden müssen, die in weiten Teilen für ver¬ 
fassungswidrig erklärt wurden. Die Richter hatten 
betont, dass „intensiv in das Grundrecht eingegrif¬ 
fen“ werde, wenn Briefe geöffnet oder Telefone ab¬ 
gehört werden. Deshalb müsse ein solcher Eingriff 
„bereichsspezifisch, präzise und normenklar“ sein. 

(Azadi/ND, 13.3.2004) 



Kurdischem Jugendlichen droht 
Abschiebung 

Der aus Kayseri/Sariz stammende Jugendliche 
Deniz Dirik ist in Mannheim festgenommen wor¬ 
den. Eine drohende Abschiebung konnte sein An¬ 
walt vorerst verhindern. Dirik befindet sich derzeit 
im Abschiebegefängnis Frankfurt/M. Seine Familie 
ist, nachdem sie in der Türkei wegen „Unterstützung 
der PKK“ angeklagt wurde und durch ihre politische 
Arbeit Repressionen ausgesetzt war, 1994 nach 
Deutschland geflüchtet. 

Das Gericht hat den Asylantrag von Deniz Dirik 
abgelehnt mit der Begründung, dass sich die Situa¬ 
tion in der Türkei verbessert habe, so dass er dort in 
jeder Stadt ohne Schwierigkeiten leben könne. 
Diriks Bruder Aho erklärte, dass sein Bruder seit 8 
Jahren in Deutschland in der Jugendarbeit aktiv sei. 
Im Falle einer Abschiebung in die Türkei müsse er 


dort mit einer Strafe wegen Unterstützung der PKK 
rechnen: „Mein Vater war in der Zeit des 12. Sep¬ 
tember (Militärputsch 1980, Azadi) im Gefängnis. 
Meine Familie ist auf Grund ihrer politischen Ein¬ 
stellung ständigen Repressionen ausgesetzt. Darüber 
hinaus ist mein Bruder Deniz vom Militärdienst 
desertiert. Die Gendarmerie in Sarizli übt ständigen 
Druck auf meine Familie aus. Mein Bruder wird in 
Ankara vom Staatssicherheitsgericht gesucht. Falls 
er in die Türkei zurückkehrt ist sein Leben in 
Gefahr.“ 

(Azadi/ÖP, 26.2.2004) 

Zynismus des Innen-Staatssekretärs: 

Abschiebungen «human gestalten» 

In der Fragestunde des Bundestages vom 3. März 
2004 beantwortete der Parlamentarische Staatsse¬ 
kretär Fritz Körper die Anfrage der PDS-Abgeord¬ 
neten Petra Pau nach der Zahl von Abschiebungen 
in den Jahren 2002 und 2003. Danach wurden über 
deutsche Flughäfen „im Jahr 2003 insgesamt 23 944 
Abschiebungen auf dem Luftweg durchgeführt“ und 

2002 „exakt 26286 Abschiebungen“. Auf die Frage 
nach den Zielländern nannte Körper für das Jahr 

2003 insgesamt 127. Zu der Frage, in wie vielen Fäl¬ 
len Abschiebungen „gegen den Widerstand von 
Abzuschiebenden vorgenommen wurden“, konnte 


Auf der Pressekonferenz zu Ümit Abay 
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wenn es - wie in zahlreichen Fällen - 
Jahre dauert, bis über einen Asylantrag 
entschieden wird“. 

Besorgnis erregend sei, dass Flücht¬ 
linge „derart von der Gesellschaft iso¬ 
liert und unwürdiger Kontrolle ausge¬ 
setzt werden“ 

Am 7. März fand in Köln eine Trau¬ 
erfeier für den kurdischen Jugend¬ 
lichen statt. Ümit Abay wurde am 8. 
März in Pertek/Dersim unter Teil¬ 
nahme von über 3000 Menschen bei¬ 
gesetzt. Zuvor gab es eine Trauerfeier 
in Istanbul. 

(Azadi) 


der Staatssekretär keine genauen Angaben machen 
und verwies hierbei auf die Zuständigkeit der Län¬ 
der. Er vertrat die Auffassung, dass sich statistisch 
die Schwierigkeiten bei Abschiebungsprozessen nur 
schwerlich erfassen ließen. Dennoch kommt er zu 
der unglaublichen Feststellung: „Tatsache ist, dass 
die eine oder andere Abschiebung leichter durchzu¬ 
führen ist, während die eine oder andere leider zu 
schwierigsten Situationen führt.“ Um dann zynisch 
fortzusetzen: „Es ist auf jeden Fall wichtig, dafür 
Sorge zu tragen, dass der schwierige Vorgang der 
Abschiebung, der in der Tat sehr einschneidend für 
die Betroffenen ist, human gestaltet wird.“ 

(Azadi/Bundestagsprotokoll v. 3.3.2004) 

Deutsche Asylpolitik tötet! 

Vor dem Hintergrund der Selbstverbrennung von 
Ümit Abay am 18. Februar 2004, an deren Folgen er 
am 27. Februar verstarb, fand am 4. März vor der 
zentralen Ausländerbehörde in Köln eine Pressekon¬ 
ferenz statt. Sie wurde vom Menschenrechtsverein 
Türkei/Deutschland (Tüday) und anderen Organisa¬ 
tionen in Anwesenheit von 
Verwandten Ümit Abays 
durchgeführt. In einer auch 
von AZADI und dem Kölner 
Aktionsbündnis gegen Krieg 
und Rassismus Unterzeichne¬ 
ten Erklärung wurde auf die 
unmenschlichen Lebensbe¬ 
dingungen von Flüchtlingen 
aufmerksam gemacht, die bei 
den Betroffenen zu einer 
„extremen Einsamkeit, Unge¬ 
wissheit und Ausweglosigkeit 
führen“ und die Menschen 
„oft psychisch zermürbt, 


Sabahattin Bekirogullari am 5. März 
abgeschoben 

Jetzt auch Familie von Abschiebung 
bedroht 

Wie wir im Infodienst 16 berichteten, schlug der 
erste Versuch, Sabahattin Bekirogullari aus der JVA 
Butzbach in die Türkei abzuschieben, wegen 
schlechten Wetters fehl. Am 5. März 2004, um 22 m 
Uhr, nun wurde der Kurde vom Flughafen Frank¬ 
furt/M. nach Istanbul deportiert, dort festgenommen 
und ins Polizeipräsidium verbracht, wo er zwei Tage 
lang verhört wurde. Nur gegen Zahlung eines hohen 
Bestechungsgeldes kam er auf freien Fuß. Wenig 
später erschien die Polizei bei Familienangehörigen 
und durchsuchte deren Wohnung auf der Suche 
nach dem Kurden. Dieser war in Deutschland 
wegen der Teilnahme an der Besetzung des keniani¬ 
schen Reisebüros in Frankfurt im Februar 1999 zu 
einer Freiheitsstrafe von über 5 Jahren verurteilt 
worden und hat diese Strafe vom April 2001 bis zu 
seiner Abschiebung verbüßt. 
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In einem Asylfolgeantrag vom Juli 2002 hatte 
Bekirogullari vorgetragen, dass seine Verurteilung 
dem türkischen Staat bekannt geworden sei und die 
Gefahr der Verhaftung, Misshandlung und einer 
erneuten Verurteilung bestehe, sollte er abgeschoben 
werden. Das Verwaltungsgericht (VG) Gießen ver¬ 
warf mit Beschluss von Anfang März 2004 die vor¬ 
getragenen Gründe und lehnte die Gewährung eines 
einstweiligen Rechtsschutzes ab. Es war der Auffas¬ 
sung, dass „eine asylerhebliche Verfolgung des 
Antragstellers in der Türkei nicht feststellbar“ sei. 
Richter Bodenbender räumt in der Begründung 
gleichwohl ein, dass „dem Antragsteller nach derzei¬ 
tigem Erkenntnisstand in der Türkei möglicherweise 
die Strafverfolgung wegen seiner Teilnahme an der 
Besetzung des kenianischen Fremdenverkehrsamtes 
und der Mitgliedschaft in der PKK“ drohe. Er ver¬ 
hehle auch nicht, dass die Türkei von der „genann¬ 
ten Aktion kurdischer Unterstützer für den früheren 
Führer der PKK“ Kenntnis habe. Seiner Auffassung 
nach bedeute „die Ermittlungstätigkeit und Durch¬ 
führung eines Strafverfahrens indes noch keine poli¬ 
tische Verfolgung“, sondern müsse „als nicht asylre¬ 
levante staatliche Sanktion für strafrechtliches 
Verhalten gewertet werden.“ 

Das Gericht stellte auf Grund vorliegender 
Unterlagen zwar fest, dass „bei aller Verbesserung 
der Situation die Gefahr der Folter von Inhaftierten 
in der Türkei nicht gänzlich ausgeschlossen werden 
kann“. Doch ließe sich dies „indes für kein Land der 
Welt vollständig verhindern“. Außerdem könne sich 
der Antragsteller in der Türkei „der Hilfe von Ver¬ 
teidigern versichern“ und deshalb sei von einem 
„weitgehenden Schutz seiner Person“ auszugehen. 

Nachdem ihr Ehemann in die Türkei abgescho¬ 
ben wurde, sind nun seine Frau und die fünf Kinder 
des Ehepaares von der Abschiebung bedroht. 

Inzwischen wurde auch die am 11. Sepember 
2003 an den Hessischen Landtag gerichtete Petition 
negativ beschieden. Das Diakonische Werk Wetter¬ 
au, das diese Eingabe eingereicht hatte, wurde am 2. 
April vom hessischen Innenministerium (und nicht 
vom Landtag) schriftlich über die Entscheidung 
unterrichtet. Das Ministerium folgt in seiner Be¬ 
gründung den Ausführungen der Verwaltungsge¬ 
richte sowie der Einschätzung des Bundesamtes für 
die Anerkennung ausländischer Flüchtlinge. Danach 
sei die Familie „im Falle einer Rückkehr in die Tür¬ 
kei weder Gefahr politischer Verfolgung noch son¬ 
stiger Gefahren für Leib, Leben oder Freiheit“ aus¬ 
gesetzt. Abschiebehindernisse könnten nicht fest¬ 
gestellt werden. Verwiesen wird auch darauf, dass 
Frau Bekirogullari und ihre Tochter Zozan wegen 
der geltend gemachten Gesundheitsbeeinträchtigun¬ 
gen auch „auf die ausreichenden medizinischen Be¬ 


handlungsmöglichkeiten in der Türkei“ zurückgrei¬ 
fen könnten. Frau Bekirogullari wird aufgefordert, 
sich umgehend um die „Modalitäten einer ‘freiwilli¬ 
gen’ Ausreise zu bemühen. Sollte sie „nämlich nicht 
freiwillig mit ihren Kindern das Bundesgebiet ver¬ 
lassen“, hätte dies zur Folge die zwangsweise Ab¬ 
schiebung zur Folge. Außerdem dürfte „die türki¬ 
sche Familie künftig nicht mehr ins Bundesgebiet 
einreisen“. 

(Azadi) 

Zuwanderungsgesetz: 

Unions-Vorschlag verfassungswidrig 

Pro Asyl warnt davor, weitere Verschärfungen in das 
Zuwanderungsgesetz aufzunehmen. Dies gelte ins¬ 
besondere für die von CDU/CSU erneut erhobene 
Forderung, „terrorismusverdächtige Ausländer“ 
leichter abzuschieben. Dies würde „die rechtsstaatli¬ 
che Unschuldsvermutung“ aushebeln und „einer 
Erosion des Rechts Vorschub leisten“. Eine Auswei¬ 
sung wegen des bloßen Terrorismusverdachts käme 
der „deutschen Variante des US-Modells von Guan- 
tänamo“ gleich. Weil der Artikel 3 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention den Abschiebeschutz 
vorschreibt, werde mit der Unions-Forderung der 
Menschenrechtsschutz missachtet, der keine „For¬ 
melkompromisse“ dulde. 

(Azadi/PE Pro Asyl v. 11.3.2004) 

„Angstblockade“ bei Flüchtlings¬ 
frauen größtes Problem 

Rund 30 Prozent der Frauen, die in Deutschland 
einen Asylantrag stellen, „sind auf Grund physischer 
und psychischer Gewalt kaum in der Lage, ein 
Antragsverfahren durchzustehen,“ sagt Anne Bülles¬ 
bach, Leiterin des UNHCR-Büros in Nürnberg 
anlässlich einer Tagung in Hannover über frauenspe¬ 
zifische Fluchtgründe. Häufiges Problem sei die 
Überwindung der Angstblockade bei Frauen, um 
ihre Ansprüche im Asylverfahren geltend zu 
machen. Eine weitere Schwierigkeit stelle die unter¬ 
schiedliche Beurteilung frauenspezifischer Flucht¬ 
gründe durch die Gerichte dar. Etwa 75 Prozent aller 
Flüchtlinge weltweit sind Frauen. In Deutschland 
machen sie jedoch nur 30 Prozent aus. 

Die EU-Innen- und Justizminister haben sich auf 
ihrer Tagung in Brüssel über ein gemeinsames künf¬ 
tiges Asyl- und Ausländerrecht darauf geeinigt, künf¬ 
tig auch Personen in der EU Asyl zu gewähren, die 
von nichtstaatlichen Stellen verfolgt werden. Betrof¬ 
fen davon wären u. a. Frauen aus afrikanischen Län¬ 
dern. 

(Azadi/ND/FR, 15.3., 31.3.2004) 
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VG erkennt Turgay Coskun als 
Kriegsdienstverweigerer an 

Anfang März 2004 wurde der 26-jährige kurdische 
Kriegsdienstverweigerer Turgay Coskun vom Ver¬ 
waltungsgericht Freiburg als Asylberechtigter aner¬ 
kannt. Noch vor zwei Jahren war sein Asylantrag 
abgelehnt worden: „Ich bin sprachlos und überwäl¬ 
tigt, dass ich jetzt in Deutschland bleiben kann. 
Dadurch bieten sich mir ganz neue Lebens- und 
Arbeitsperspektiven, nachdem ich über ein Jahr in 
der Illegalität gelebt habe.“ Das Gericht berücksich¬ 
tigte, dass „ihm auf Grund eines beachtlichen Nach¬ 
fluchttatbestandes politische Verfolgung droht“, weil 
er sich auf öffentlichen Veranstaltungen in mehreren 
deutschen Städten für das Recht auf Kriegsdienst¬ 
verweigerung eingesetzt hatte. Im August 2002 war 
er aktiv an einer politischen Aktion vor dem türki¬ 
schen Generalkonsulat beteiligt. Durch diese Akti¬ 
vitäten wollte er „auch andere in der Türkei ermuti¬ 
gen, ebenfalls den Kriegsdienst zu verweigern.“ In 
der Türkei gebe es bis heute „kein Grundrecht auf 
Kriegsdienstverweigerung“ und wer verweigere, 
werde „von Militärgerichten abgeurteilt“ und müsse 
mit mehrjährigen Haftstrafen rechnen. „Darüber 
hinaus werden Kriegsdienstverweigerer in aller 
Regel körperlich misshandelt und ihrer staatsbürger¬ 
lichen Rechte beraubt,“ so Turgay Coskun. 

„Nur durch den Mut Turgay Coskuns, an die 
Öffentlichkeit zu gehen und die großartige politische, 
juristische und menschliche bundesweite Unterstüt¬ 
zung ist dieses Urteil möglich geworden,“ erklärte 
Roland Blach, Landesgeschäftsführer der DFG-VK 
Baden-W ürttemberg. 

(Azadi/jw ; 17.3.2004) 

„Mit Abschiebungsdrohungen wird 
Politik gemacht“ 

Nachdem die militärischen Auseinandersetzungen 
zwischen den Kurden und der Türkei zurückgegan¬ 
gen sind, werden viele kurdische Asylbewer¬ 
ber/innen aus europäischen Ländern in die Türkei 
abgeschoben, weil man dort ohne Probleme weiter 
leben könne. 

In Deutschland gibt es zahlreiche von der Ab¬ 
schiebung bedrohte Kurden, z.B. Sükrü Karaagac 
(aus Besni-Adiyaman), der im Hamburger Verein 
„Volkhaus“ festgenommen und in Abschiebehaft in 
die JVA Fuhlsbüttel verbracht wurde. Sein Anwalt 
bestätigte die beabsichtigte Abschiebung. 

Ebenfalls betroffen ist das YEKKOM-Mitglied 
Hasan Kanat (aus Pazarcik, Kreis Maras) aus Düren, 
der die Entscheidung der Behörden scharf kritisiert: 
„Die Menschenrechte werden in der Türkei immer 


noch ernsthaft verletzt. Wie kann man behaupten, 
dass die politische Lage sich verbessert hat?“ 

Ayten Kaplan von YEK-KOM erklärt, dass kur¬ 
dischen Aslybewerbern seit 3 bis 4 Jahren in 
Deutschland verstärkt mit Abschiebung gedroht 
wird: „Das hat eine neue Dimension in der Politik 
gegen Kurden angenommen.“ 

(Azadi/ÖP, 22.3.2004) 

Abschiebungen aussetzen! 

Die Dekanatssynode des Evangelischen Dekanates 
Gießen hat in einem Brief vom 20. März den hessi¬ 
schen Innenminister Volker Bouffier dringend gebe¬ 
ten, Abschiebungen von Familien mit einem lang¬ 
jährigen Aufenthalt in Deutschland auszusetzen. 
Eine Abschiebung in ein „zumindest für die Kinder 
fremdes Land“ sei ein „unmenschlicher Akt, der 
sich mit christlichen Grundsätzen kaum vereinbaren 
lässt“. Vor dem Hintergrund der Beratungen über 
ein Zuwanderungsgesetz solle Hessen - wie in eini¬ 
gen Bundesländern praktiziert-Abschiebungen aus¬ 
setzen, „um keine vollendeten Tatsachen vor 
Abschluss der Beratungen“ zu schaffen. Ferner wird 
von Innenminister Bouffier „eine großzügige Härte¬ 
fallregelung“ gefordert, die es „langjährig in Hessen 
lebenden Familien (ca. 17 000 Personen, die mehr als 
6 Jahre in Hessen leben)“ ermöglicht, „einen gesi¬ 
cherten Aufenthaltsstatus zu erreichen“. 

(Azadi) 

Kritik an EU-Harmonisierung 
des Asyl rechts 

Die EU-Innen- und Justizminister wollen noch vor 
der EU-Erweiterung am 1. Mai 2004 eine Harmoni¬ 
sierung der Asylpolitik erreichen und einigten sich 
auf ihrem Treffen auf Mindeststandards zur Aner¬ 
kennung von Asylbewerbern. 

In einer gemeinsamen Stellungnahme forderten 
der Europäische Flüchtlingsrat, Amnesty Internatio¬ 
nal, die Caritas Europas, die Kommission der Kir¬ 
chen für Migranten in Europa, Human Rights Watch 
und andere Organisation die EU auf, dem vorliegen¬ 
den Entwurf der Verfahrensrichtlinie nicht zuzustim¬ 
men. In seiner jetzigen Fassung verletze er interna¬ 
tionale Menschen- und Flüchtlingsrechtsstandards. 
Kritisiert wird die Drittstaatenregelung sowie 
geplante Einschränkungen des Rechts auf Einspruch 
bei der Ablehnung von Asylbegehren. Asylsuchen¬ 
den soll verweigert werden, den Abschluss des Asyl¬ 
verfahrens abzuwarten. Dies bedeute einen „kollek¬ 
tiven Schutzverweigerungsmechanismus“, so Karl 
Kopp von Pro Asyl. Immerhin würden laut 
UNHCR knapp 30 bis 60 Prozent aller negativen 
Entscheidungen in der zweiten Instanz aufgehoben. 
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„Große Besorgnis“ äußerte auch der UNO-Flücht¬ 
lingskommissar Ruud Lubbers insbesondere hin¬ 
sichtlich des Konzepts der so genannten sicheren 
Drittstaaten, in die Asylsuchende zurückgeschickt 
werden können. Eine erzwungene Rückkehr in Län¬ 
der, in denen ihnen Verfolgung drohe, sei ein „Ver¬ 
stoß gegen die Genfer Flüchtlingskonvention und 
andere internationale Menschenrechtsinstrumente.“ 

(Azadi/ND, 31.3.2004) 

Ausländer/innen dürfen Antenne 
installieren 

Nach einem am 3. März 2004 veröffentlichten Urteil 
des V. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs (BGH) 
dürfen ausländische Mieter oder Wohnungseigentü¬ 
mer wegen ihres besonderen Informationsinteresses 
trotz eines bestehenden Kabelanschlusses noch eine 
zusätzliche Parabolantenne installieren. Dies gilt ins¬ 
besondere für Ausländer/innen, deren Heimatpro¬ 
gramme nicht oder nur in geringer Zahl in das deut¬ 
sche Kabelnetz eingespeist werden. (Az.: V ZB 
51/03 v. 22.1.2004) Nur aus wichtigen Gründen 
kann die erforderliche schriftliche Einwilligung des 
Verwalters versagt werden. 

(Azadi/FR, 4.3.2004) 


Ausländische U-Haft-Gefangene 
müssen Übersetzungskosten für 
Brief- und Besuchsverkehr nicht 
bezahlen 

Laut Beschluss des Bundesverfassungsgerichts müs¬ 
sen ausländische Untersuchungsgefangene grund¬ 
sätzlich nicht die Übersetzungskosten für die Kon¬ 
trolle ihres Besuchs- und Briefverkehrs im Gefängnis 
zahlen. Der Außenkontakt in U-Haft sei bereits so 
stark reglementiert, dass er wegen der mangelnden 
Sprachkenntnisse des/der Betroffenen nicht zusätz¬ 
lich eingeschränkt werden dürfe. Außerdem müssten 
sich die Strafverfolgungsbehörden mit gelegentlichen 
Stichproben begnügen. Das Bundesverfassungsge¬ 
richt hatte eine Kostenentscheidung des OLG Nürn¬ 
berg aufgehoben, das von einem Verurteilten fast 
5900 Euro für die Briefkontrolle verlangt hatte. 
Diese Anordnung verletze das verfassungsrechtliche 
Verbot, Menschen wegen ihrer Sprache zu diskrimi¬ 
nieren, urteilten die Richter. Hingegen billigten sie, 
dass dem Beschwerdeführer rund 4500 Euro für die 
Übersetzung von Telefonüberwachungs-Mitschnit- 
ten aufgebürdet wurden. 

(Az: 2 BvR 2118/01 - Beschluss v. 7.10.2003). 

(Azadi/ND-Beilage Ratgeber v. 3.3.2004) 






AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 

Seit Januar 2004: 

AZADI beteiligte sich in 6 Fällen von Strafverfahren wegen Teilnahme an der Identitätskampagne an 
Anwaltskosten mit insgesamt 1380,— €. 

In einem Fall des Zeugenbeistands übernahm AZADI Anwältinnenkosten in Höhe von 350,— €. 

Wegen Verstoßes gegen das Versammlungsgesetz übernahm AZADI in einem Fall Anwaltskosten von 
253,46 €. 

In drei Fällen wurde Kurd(inn)en auf Grund politischer Betätigung die Einbürgerung verweigert. AZADI 
beteiligte sich an Anwaltskosten insgesamt in Höhe von 560,— €. 

AZADI zahlte einen Kostenvorschuss von 200,— € wegen Widerspruchs gegen Bewährungsauflagen eines 
ehemaligen Gefangenen (§ 129a StGB). 

In der Asylstreitsache der Familie Bekirogullari beteiligte sich AZADI mit insgesamt 495,41 € an den 
Anwaltskosten. 




AZADI übernahm im Rahmen der Gefangenenbetreuung in diesem Zeitraum die Kosten von Zeitungs¬ 
abonnements, Büchern, Kassetten etc. in Höhe von insgesamt 828,69 € 
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infodienst nr. 18 

april/mai 2004 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Lindenthalgürtel 102 
50935 Köln 

Tel. 02 21/9 23 44 97 

Fax 02 21/9 23 44 99 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i.S. d.P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 

1 Prozess 
5 Verbotspraxis 
9 Repression 
12 Asyl- & Abschiebepolitik 
17 Fälle 


20. April: OLG Düsseldorf eröffnet 
Prozess gegen Sahin Engizek 

Von Kopf bis Fuß 
auf Liebe einge¬ 
stellt« ist der Neu¬ 
bau der Nebenstelle 
des Oberlandesgerichts 
(OLG Düsseldorf) ge¬ 
wiss nicht. Eingestellt 
ist das bunkerartige, 
von einem meterhohen 
robusten Zaun umge¬ 
bene Betongebäude 
außerhalb der Stadt 
inmitten von Ackerland 
allerdings auf eine be¬ 
stimmte Spezies von Angeklagten, nämlich die der „islamistischen Terroristen”. 
Die Herrentoiletten weisen daraufhin: Sie sind ausgestattet mit kleinen in den 
Boden eingelassenen Becken für die Fußwaschungen vor den Gebeten. 

Der kurdische Politiker Sahin Engizek, der seit dem 20. April 2004 vor 
Gericht steht, wird diese Einrichtung sicher nicht nutzen. Zur Eröffnung seines 
Prozesses wurde er auch nicht eingeflogen. Der Hubschrauberlandeplatz auf 
dem Dach des Gebäudes ist anderen Vorbehalten. Die Verhandlung findet statt 
in Saal 2 des verbarrikadierten Raumschiffs. Verschont bleibt Sahin Engizek vor 
dem „Kurdenkäfig”, der in den so genannten Düsseldorfer Prozessen Ende der 
80er/Anfang der 90er Jahre des vergangenen Jahrhunderts traurige Berühmtheit 
erlangte. War der Glaskasten in der alten OLG-Filiale in der Düsseldorfer Tan¬ 
nenstraße später abgeschafft, ist er nun wieder installiert. 

Neu ist auch, dass „die Öffentlichkeit“ durch eine hohe Glaswand abgetrennt 
ist vom Gerichtsgeschehen. 

Die Anklage wirft Sahin Engizek vor, in den Jahren 2000/2001 als mutmaß¬ 
licher „PKK-Führungsfunktionär“ Mitglied in einer kriminellen Vereinigung 
(§129 StGB) gewesen zu sein. So soll er u. a. im Rahmen aktionistischer Akti¬ 
vitäten maßgeblich an der Organisierung der „Identitätskampagne“ beteiligt 
gewesen sein, deren Zweck darin gelegen habe, die „Massen“ in Bewegung zu 
halten. Zudem hielt der Generalbundesanwalt (GBA) in seiner Presseerklärung 
vom 1. 11. 2001 dem Angeklagten anlässlich seiner Festnahme vor, er habe 
„Kontakte zu staatlichen und gesellschaftlichen Institutionen sowie Verbindun¬ 
gen zu interessierten Politikern, Journalisten und anderen Meinungsmultiplika¬ 
toren“ unterhalten, um diese für „die so genannte kurdische Sache zu gewin¬ 
nen“. Schlussendlich: Als leitender Funktionär seien ihm alle Aktivitäten der 
PKK bekannt gewesen, er habe intensiv am Verbandsleben teilgenommen und 




















auf diese Weise dazu beigetragen, die Organisations¬ 
strukturen aufrechtzuerhalten. 

Sahin Engizek wurde am 29. Oktober 2001 fest¬ 
genommen, in U-Haft genommen und nach einem 
Haftprüfungstermin am 25. Januar 2002 wieder auf 
freien Fuß gesetzt. 

Politische Lösung längst überfällig 

In seiner Prozesserklärung ging Sahin Engizek auf 
seine persönliche und die Geschichte der Familie 
ein. Er sprach von dem Massaker von Maras im 
Jahre 1978, bei dem „mehr als tausend Kurden ale- 
vitischen Glaubens ermordet wurden 66 . So auch 
einige seiner Verwandten und Bekannten, die von 
den „faschistischen Grauen Wölfen (MHP) 66 hinge¬ 
richtet worden sind. Dieses Ereignis, das seine 
Familie zutiefst erschüttert hatte, veranlasste ihn, 
sich aktiv für die ,kurdische Frage’ zu engagieren. 
Nach seiner Schulzeit erhielt er die Möglichkeit, 
Anwälte aus dem damaligen Düsseldorfer PKK-Ver- 
fahren sowie zwei Journalisten in den Mittleren 
Osten zu begleiten, die für das Wochenmagazin 
STERN eine Reportage über den PKK-Vorsitzen- 
den Abdullah Öcalan schreiben wollten. Nach 
Rückkehr von dieser Reise habe er sich „mit ganzer 
Kraft für das Öffentlichmachen der kurdischen 
Sache und für die politische Lösung 66 eingesetzt. Er 
begann mit einer aktiven Informations- und Lobby¬ 
arbeit, führte Gespräche mit Bundes- und Landtags¬ 
abgeordneten, Kommunalvertreter/innen, Journa¬ 
listinnen, EU-Parlamentariern, aber auch mit 
Menschen aus zivilgesellschaftlichen Organisatio¬ 
nen. Sahin Engizek verstand sich als Vermittler von 
Meinungen, Kritiken und Vorschlägen seiner 
Gesprächspartner auf der einen Seite und von Herrn 
Riza Altun-„einer Persönlichkeit, die aufgrund 
ihrer politischen Identität innerhalb der kurdischen 
Diaspora und kurdischen Befreiungsbewegung 
Gewicht hat - auf der anderen Seite. 

Habe es bei seinen Begegnungen eine Reihe 
übereinstimmender Auffassungen gegeben, sei - so 
Engizek-hinsichtlich der Frage des PKK-Verbots 
und der § 129-Verfahren kein Konsens zu erzielen 
gewesen. Für eine Aufrechterhaltung des Verbotes 
gebe es seiner Meinung nach keinen Grund mehr. 
Nicht zuletzt würde dadurch kein Problem gelöst. Er 
halte einen konstruktiven Dialog für notwendig: 
„Eine solche Lösung ist längst überfällig. 66 

Im weiteren Verlauf des Prozesses wurden von- 
seiten der Anklage drei Zeugen des Bundeskriminal¬ 
amtes (BKA) geladen: der unvermeidliche und in 
sämtlichen Verfahren gegen Kurdinnen und Kurden 
auftretende einstige Leiter der „Arbeitsgruppe 
PKK 66 im BKA, Rudolf Würth, eine Beamtin, die 


mit dem Komplex „Heimatbüro 66 befasst ist sowie 
ein Kriminaloberkommissar, der für die Beschäfti¬ 
gung mit den Themen „System Strafgewalt 66 und 
„demonstrative Aktionen 66 bezahlt wird. Zumindest 
die beiden BKA-Herren greifen in ihren Aussagen 
zurück auf die Historie der PKK seit ihrer Grün¬ 
dung, stellen jedoch - unterschiedlich vorgetragen - 
die aktuellen Entwicklungen der kurdischen Bewe¬ 
gung als nahezu unverändert dar. Hierbei ergeht sich 
vor allem Würth in zum Teil abenteuerlichen Speku¬ 
lationen, Vermutungen, Interpretationen, Behaup¬ 
tungen. Er gefällt sich in der Pose eines arroganten 
Selbstdarstellers, was insbesondere in seinem Ver¬ 
halten gegenüber den Verteidigern des Angeklagten 
zum Ausdruck kommt. Auch mit seiner Art, bei der 
Nennung kurdischer Funktionäre häufig deren Par¬ 
tei- statt den Klarnamen zu benutzen, soll offen¬ 
sichtlich sein omnipotentes Wissen dokumentieren 
und zeigen: Ich kenne euch alle und ihr entkommt 
mir nicht. 

Davon, dass Sahin Engizek in irgend eine Straftat 
verwickelt gewesen sein soll oder Belege für ein kri¬ 
minelles Verhalten vorliegen, ist in allen Ausführun¬ 
gen der Zeugen - auch durch Nachfragen der Vertei¬ 
digung - keine Rede. 

In der Verhandlung am 25. Mai 2004 hat Sahin 
Engizek eine zweite Erklärung abgegeben, sowohl 
zu seiner politischen Tätigkeit als auch zu den Vor¬ 
würfen der Bundesanwaltschaft. 
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Erklärung zur Sache 

gekürzte Erklärung von Sahin Engizek 


Heute möchte ich mich zum Zeitraum von Anfang 
2000 bis Mitte 2001 äußern, den die Bundesanwalt¬ 
schaft als Tatzeitraum bezeichnet und für den sie 
verschiedene Beschuldigungen mir gegenüber 
erhebt. 

In den 1990er Jahren verstärkte sich mein Inter¬ 
esse an der kurdischen Frage, weshalb ich mich im 
Rahmen von diversen europäischen und kurdischen 
zivilgesellschaftlichen Organisationen, NGOs und 
Vereinen, für eine demokratische und politische 
Lösung einsetzte. 

Die Kurden, insbesondere die aus Nord-Kurdi- 
stan/Türkei, von denen sich ein großer Teil mit der 
PKK-Bewegung identifiziert, bilden eine große 
Volksgruppe im Mittleren Osten, die die Lösung 
ihres Problems nicht in einem islamistischen, son¬ 
dern in einem laizistisch-demokratischen System 
sehen und danach streben. Daher sind die Kurden 
die wichtigste Kraft gegen theokratische Systeme 
und die Garantie für Demokratie und Stabilität im 
Mittleren Osten. 

Vorwurf «Kurswechsel nur taktisch» 

Die Politik der friedlichen Lösung der kurdischen 
Freiheitsbewegung, die insbesondere während der 
gesamten 90er Jahre von Abdullah Öcalan vorange¬ 
trieben wurde, zeitigte Erfolge. Diese zunächst zeit¬ 
lich begrenzte Politik wurde schlussendlich zur Stra¬ 
tegie, was mich mit großer Begeisterung erfüllte. 
Dieser Kurswechsel ist endgültig und nicht takti¬ 
scher Natur-wie von der Bundesanwaltschaft be¬ 
hauptet. Denn das programmatisch neu festgeschrie¬ 
bene Ziel ist, die Verankerung der Identitätsrechte 
sowie der sozialen und kulturellen Rechte der Kur¬ 
den auf Verfassungsebene als politische Lösung 
innerhalb bestehender Grenzen, anzustreben. Die 
Methode, dies auf politischer und demokratischer 
Grundlage zu verwirklichen, waren und sind grund¬ 
legend anders. 

Auch wenn die Personen vorwiegend die gleichen 
blieben und auch der Name „PKK“ zunächst beibe¬ 
halten wurde, was zu einigen Schwierigkeiten und 
Problemen führte, ist die Veränderung der inhalt¬ 
lichen Zielsetzung und der Umsetzungsmethoden 
ausschlaggebend. 

Während die ERNK (Nationale Befreiungsfront 
Kurdistans) in politisch-organisatorischer Hinsicht 
den mit dem Ziel der Gründung eines unabhängigen 
kurdischen Staates geführten Guerillakampf unter¬ 
stützte, hat die YDK (Demokratische Union Kurdi¬ 
stans) das Ziel, die Kurden in Europa innerhalb der 


bestehenden politisch-gesellschaftlichen Systeme auf 
legaler und demokratischer Basis zu organisieren 
und somit die friedliche und politische Lösung der 
kurdischen Frage zu unterstützen. 

Vorwurf «hochrangiges 
Führungsmitglied» — Vermittlerrolle 
und Hardliner 

In der Zeit zwischen Ende 1999 und 2001, in der 
sich trotz bekannter großer Schwierigkeiten, auf¬ 
grund des oben beschriebenen Strategiewechsels 
eine positive politische Atmosphäre zu entwickeln 
begann, übernahm ich auf Wunsch verschiedener 
Kreise eine Vermittlerrolle zwischen der PKK und 
deutschen Behörden. 

In diesem Rahmen habe ich zwischen hochrangi¬ 
gen Verantwortlichen der PKK, insbesondere zwi¬ 
schen Riza Altun, und den deutschen Behörden ver¬ 
mittelt. 

In diesem Zusammenhang bin ich als Mitarbeiter 
des Kurdistan Informationszentrums und des Kurdi¬ 
stan Nationalkongresses (KNK) u. a. mit dem 
Staatsminister Christoph Zöpel, Bundestagsabgeord¬ 
neten wie Norbert Blüm, Rudolf Bindig, Angelika 
Beer, Uta Tietze-Stechert und Landtagsabgeordne¬ 
ten wie Ewald Groth oder der Mitarbeiterin des 
Staatsministers Ludger Volmer, Frau Ulrike Duffner, 
zusammen getroffen. 

Bei diesen Gesprächen stieß die neue politische 
Strategie der PKK allgemein auf ein positives Echo. 
Jedoch wurde mir von den Behörden auch erklärt, 
dass es wichtig sei, dass sich die PKK organisato¬ 
risch auf demokratischer und legaler Basis umstruk¬ 
turieren müsse und dass in diesem Rahmen geset¬ 
zeswidrige Handlungen nicht hingenommen werden 
könnten. Es bestand die Gefahr, dass eine weitere 
strafrechtliche Verfolgung die „Hardliner“ innerhalb 
der Bewegung hätte stärken können, was wiederum 
die Umsetzung der neuen Strategie hätte erschweren 
können. Diese Ansichten fanden auch positives 
Gehör unter meinen Gesprächspartnern, die ihrer¬ 
seits auch von Schwierigkeiten wie Vorurteilen und 
Hardlinerpositionen innerhalb einiger Kreise staat¬ 
licher Institutionen sprachen. 

Meine Vermittlerrolle war für die Behebung von 
Missverständnissen und die Behebung von konkre¬ 
ten gesetzeswidrigen Vorfällen, die angeblich der 
PKK zugeschrieben wurden, zuträglich. Dies ist 
auch aus meinen Telefongesprächen mit Riza Altun 
ersichtlich. Auch meine Kontakte zu anderen PKK- 
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Funktionären haben sich im Rahmen der Resultate 
meiner als Vermittler ausgeübten Tätigkeit ergeben. 
Diese Tätigkeiten waren nicht, wie von der Staatsan¬ 
waltschaft behauptet, dem Umstand geschuldet, dass 
ich ein hochrangiges Führungsmitglied der Organi¬ 
sation gewesen sei. 

Vorwurf «System der Strafgewalt» 

Die von der Bundesanwaltschaft aufgeführten 
Rechtswidrigkeiten und Straftaten, die nach ihrer 
Auffassung systematische Züge haben und von ihr 
als „Strafgewalt“ bezeichnet werden, waren, wenn 
angeblich Anhaltspunkte hierfür in den Telefonge¬ 
sprächen auftauchten, in meinen Gesprächen mit 
Riza Altun Angelegenheiten, die ich lediglich als 
Information übermittelte. Informationen, die ich 
ausschließlich von deutschen Behörden erhalten hat¬ 
te. Anderweitige Angelegenheiten, welche die Bun¬ 
desanwaltschaft in Bezug auf ihre Annahme eines 
„Systems der Strafgewalt“ setzt, waren zudem ledig¬ 
lich Gegenstand in Telefonaten mit mir bekannten 
Einzelpersonen, die teilweise handfeste psychische 
Probleme hatten und mir ihr Herz ausschütteten. 

Zu einer Erklärung des PKK-Präsidialrates, wel¬ 
che auf dem Kurdistan-Festival im September 2000 
in Köln vorgetragen wurde und in der bezüglich der 
Gegner der Friedenslinie vom „Versinken im 
Schlamm“ gesprochen wurde, möchte ich erklären, 
dass ich dies lediglich als eine politische Metapher 
verstanden habe. In der Weise, dass die politischen 
Analysen und Aktivitäten der erwähnten Personen 
auf ihrem selbst gewählten Weg sie von selbst in 
Schlamm und Morast führen würden. 

Ich habe kein Wissen über ein bestehendes Straf¬ 
system und habe auch zu keiner Zeit mit solchen 
Sachen zu tun gehabt. 

Vorwurf «Heimatbüro» 

Hinsichtlich des „Heimatsbüros“ kann ich nur 
sagen, dass ich im Rahmen meiner Kontakte inner¬ 
halb der PKK mitbekommen habe, dass es in den 
90er Jahren eine solche Struktur gegeben haben soll, 
die aus dem Kriegsgebiet bedürftige Personen über 
illegale Wege nach Europa gebracht hat, um ihnen 
humanitäre Verpflegung möglich zu machen. Ich 
selbst habe zu keiner Zeit mit solchen oder ähn¬ 
lichen illegalen Tätigkeiten und Sachen zu tun 
gehabt. 

Vorwurf «Identitätskampagne» 

Weil ich dachte, dass die „Identitätskampagne“ für 
die kurdischen Belange einen Beitrag zur Erlangung 


einer gesetzlichen Grundlage und zu ihrer öffent¬ 
lichen und demokratischen Diskussion leisten kann, 
habe ich diese aus den genannten Gründen unter¬ 
stützt. Bisher habe ich nicht verstanden, wie diese 
Kampagne, in der die Identität einer Minderheit 
offenbart wird, laut Bundesanwaltschaft eine Vorbe¬ 
reitung der kurdischen „Massen“ für „gewalttätige 
demonstrative Aktionen“ gewesen sein soll. Eine 
solche Kampagne kann meiner Meinung nach nur 
die Botschaft vermitteln, dass alle Unter¬ 
zeichner/innen nach Frieden und Legalität trachten 
und die Lösung der kurdischen Frage erreichen wol¬ 
len. Die problemlose Durchführung der Kampagne 
in den anderen europäischen Ländern unterstreicht 
dies eindrucksvoll. 

Wenn mir unterstellt wird, ich hätte gegenüber 
deutschen Behörden Drohungen ausgesprochen 
oder hätte solche weiterleiten sollen, dann ist das 
unrichtig. 

Vorwurf Kurdistan Nationalkongress 
(KNK) 

Im Unterschied zur Auffassung der Bundesanwalt¬ 
schaft oder des Bundeskriminalamtes, möchte ich 
erklären, dass dieser Kongress eine Dachorganisa¬ 
tion unterschiedlicher kurdischer Persönlichkeiten, 
politischer und zivilgesellschaftlicher Organisationen 
ist, der ausschließlich auf gesetzlicher und demokra¬ 
tischer Basis arbeitet. Wie früher schon erwähnt, 
habe ich lediglich als Sprecher der Deutschlandver¬ 
tretung des KNK Tätigkeiten ausgeübt; dessen Ver¬ 
treter war der frühere Rechtsanwalt Zübeyir Aydar. 

Der vollständige Wortlaut der beiden Erklärungen kön¬ 
nen unserer Internetseite entnommen werden: 
http://www. nadir. org/azadi/ 
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Baden-Württemberg: 

Kurden weiter unter 
fürsorglicher Belagerung 

Am 5. April 2004 stellte Innenminister Thomas 
Schäuble den Verfassungsschutzbericht des Landes 
Baden-Württemberg für das Jahr 2003 vor, dessen 
Schwerpunkt „eindeutig und augenfällig 66 der Isla¬ 
mismus sei. 

Doch wurden die Kurden und ihre Institutionen 
nicht vernachlässigt. Unter der Überschrift 
„PKK/KADEK/KONGRA-GEL 66 weiß das Lan¬ 
desamt zu berichten, dass der „Verein wohl beab¬ 
sichtige, sich von dem über Jahre hinweg geprägten 
Image einer Terrororganisation zu befreien und 
unter neuem, unbelastetem Namen seine Aktivitäten 
fortzusetzen. 66 Jedoch müssten „die Ankündigungen 
und Bemühungen der Organisation um mehr 
Demokratie mit großer Skepsis 66 gesehen werden. 
Die Organisation hätte „während des sogenannten 
Friedenskurses so manchen Anlauf unternommen, 
scheinbar demokratische Elemente einzubauen. 66 
Nach Meinung des Innenministers seien diese Ver¬ 
suche „jedoch stets schon im Anfangsstadium 
gescheitert 66 . Aus diesem Grunde müsse „die Orga¬ 
nisation sorgsam beobachtet 66 werden. 

Laut ND sah Schäuble einen weiteren Grund für 
den Anstieg extremistischer Gewalttaten auch in den 
Aktivitäten der Nachfolgeorganisation der verbote¬ 
nen kurdischen Arbeiterpartei, PKK. (Um welche 
angeblich extremistische Aktivitäten es sich gehan¬ 
delt haben soll, erwähnte der Innenminister offenbar 
nicht.) 

(Azadi/Erklärung des IM v. 5.4./ND, 8.4.2004) 



tionen mit 
mehreren 
Tausend Sol¬ 
daten und 
Kampfflug¬ 
zeugen im 
Südosten der 
Türkei statt. 

In einem 
Offenen Brief 
an die EU 
schrieb die 


vor zehn Jah¬ 
ren in der Türkei zu einer 15-jährigen Haftstrafe ver¬ 
urteilte kurdische Parlamentarierin Leyla Zana : 
„KONGRA-GEL ist eine demokratische, friedliche 
Volksorganisation zur Verteidigung der demokrati¬ 
schen Rechte von Kurden vor allem in der Türkei, 
aber auch in Iran, Syrien und Irak. Ich halte es für 
eine menschliche Pflicht, KONGRA-GEL von der 
Liste terroristischer Organisationen zu entfernen und 
auf diese Weise zum Frieden in unserem Land, aber 
auch in der Nahost-Region und der Welt beizutra¬ 
gen. 66 

Europaweit und in der Türkei protestieren seit 
Tagen Tausende Kurdinnen und Kurden mit 
Demonstrationen, Mahnwachen und Unterschriften¬ 
sammlungen gegen die Entscheidung der EU. 

Mit unserem Hungerstreik wollen wir uns diesen 
Protesten anschließen und für eine demokratische 
und friedliche Lösung der kurdischen Frage eintre- 
ten. 


(Nick Brauns/Kemal Göktepe , 16.4.2004) 


Kurdinnen und Kurden mit Hun¬ 
gerstreik gegen EU-Terrorliste 

Mit einem Hungerstreik vom 16.-19. April 2004 
protestieren in München Kurdinnen und Kurden 
gegen den Beschluss der Europäischen Union, den 
Kurdistan Volkskongress - KONGRA-GEL - als 
terroristische Organisation zu betrachten. 

Anfang April hat der Europarat den Kurdistan 
Volkskongress neu in seine Liste terroristischer 
Organisationen aufgenommen. Für Zugeständnisse 
im Zypernkonflikt machte die EU der Türkei dieses 
Geschenk. KONGRA-GEL wurde nach der Auflö¬ 
sung der PKK im Oktober 2003 gegründet, um eine 
friedliche Lösung der kurdischen Frage zu ermög¬ 
lichen. In seinem Programm bekannte sich der Kon¬ 
gress ausschließlich zu gewaltfreien und politischen 
Mitteln. Die türkische Regierung hat die Entschei¬ 
dung der EU als grünes Licht für ein weiteres militä¬ 
risches Vorgehen gegen die kurdische Bevölkerung 
verstanden. Seit einer Woche finden wieder Opera¬ 


Kein Ende der Verfolgungspraxis: 
Hasan A. in Düsseldorf verhaftet 

Am 2. Mai 2004 wurde der kurdische Politiker 
Hasan A. auf dem Düsseldorfer Hauptbahnhof fest¬ 
genommen und einen Tag später dem Haftrichter 
des Amtsgerichts Düsseldorf vorgeführt, der ihm 
gegenüber den Haftbefehl eröffnete. Dem 33-Jähri¬ 
gen wird vorgeworfen, als mutmaßlicher Führungs- 
fünktionär der PKK Mitglied in einer kriminellen 
Vereinigung (§129 StGB) gewesen zu sein. Laut 
Bundesanwaltschaft (BAW) habe er von Juni 2001 
bis März 2002 die „Region Mitte 2“-u.a. Dort¬ 
mund, Essen, Duisburg-geleitet (Anfang April 2002 
wurde die PKK aufgelöst und der „Kurdische Freiheits¬ 
und Demokratiekongress, KADEK, gegründet, Azadi). 

Im Juni 2003 soll er dann die Leitung des „Sek¬ 
tors Nord“ - u.a. Hamburg, Bremen, Berlin - der (zu 
dieser Zeit bereits aufgelösten) PKK übernommen 
haben. 
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Kurdischer Verein durchsucht 


Ein Großaufgebot der Polizei hat am 28.5.2004 auf 
Anordnung der Berliner Staatsanwaltschaft die 
Räume eines kurdischen Vereins an der Skalitzer 
Straße in Kreuzberg durchsucht. Die Aktion richtete 
sich nach Angaben eines Justizsprechers gegen drei 
Männer, die im Verdacht stehen, der Führungsriege 
einer Jugendorganisation der verbotenen Partei 
PKK anzugehören. Zwei der Verdächtigen wurden 
in den letzten Tagen bereits festgenommen und 
einem Haftrichter vorgeführt, nach dem Dritten 
fahndet die Polizei noch. Außer den Vereinsräumen 
durchsuchte die Polizei auch drei Wohnungen. 

AZADI/Berliner Morgenpost, 29.5.2004 

Freiheit für Nuriye Kesbir ! 

Seit dem 5. März 2004 befindet sich Nuriye Kesbir, 
Mitglied des Exekutivrates des KONGRA-GEL, 
erneut aufgrund eines Auslieferungsbegehrens der 
Türkei in einem holländischen Gefängnis. Am 7. Mai 
beschloss das Oberste Gericht ihre Auslieferung. 

Die Kurdin wurde, als sie im September 2001 
zwecks Beantragung von politischem Asyl in den 
Niederlanden eintraf, schon am Flughafen festge¬ 
nommen. Die Türkei beantragte ihre Auslieferung, 
weil sie angeblich an militärischen Aktionen der 
PKK beteiligt gewesen sein soll, was Nuriye Kesbir 
vehement bestritt. Bis Dezember 2002 befand sie 
sich im Gefängnis von Zwolle in Haft. Das Gericht 
stellte am 10.12. 2002 fest, dass die „Beschuldigung 
gegen Kesbir durch den türkischen Staat haltlos“ 
seien. Außerdem sei „die Mitgliedschaft in der PKK 
in Holland kein Strafbestand“, ebenso ihre dortigen 
Aktivitäten, so dass der Haftbefehl am 17. 12.2002 
aufgehoben wurde. 


Inzwischen soll die Türkei angeblich neue 
Beweise für Kesbirs Beteiligung am Guerillakampf 
vorgelegt haben, woraufhin sie wieder festgenom¬ 
men wurde. Diese Belege beruhen jedoch laut Erklä¬ 
rung der ISKU vom 10.5.2004 in erster Linie auf 
Aussagen von Semdin Sakik, der in türkischer Haft 
ist und sich als Kronzeuge zur Verfügung gestellt hat. 
Der ehemalige PKK-Kommandant soll für eine 
Reihe von Vorfällen verantwortlich sein, die von der 
PKK selbst als Verbrechen eingestuft worden sind. 

„Eine Auslieferung von Nuriye Kesbir in die Tür¬ 
kei bedeutet, die Türkei in ihrer Logik der Vernich¬ 
tung, Verleugnung und Vertreibung der Kurden zu 
bestärken, statt den kurdischen Bemühungen um 
eine politische und demokratische Lösung Rech¬ 
nung zu tragen“, so die Informationsstelle Kurdistan. 

Nuriye Kesbir ist inzwischen in einen unbefriste¬ 
ten Hungerstreik getreten, woraufhin sie in eine 
Zelle mit lediglich einer Matratze und einer Toilette 
im Untergeschoss des Gefängnisses gesperrt wurde 
und sich seither in Totalisolation befindet (24 Stun- 
den-Überwachung per Kamera). Verboten wurden 
ihr Stifte, Papier, Zeitung, Fernsehen und Radio, 
ebenso das Telefonieren oder den Empfang von 
Besuch. Bei einem letzten Besuch ihres Anwalts 
erklärte Nuriye Kesbir: „Entweder wird das Recht 
siegen oder mein Sarg wird in die Türkei geschickt.“ 

(Azadi/ISKU) 

AZADI fordert die sofortige Freilassung der kurdi¬ 
schen Aktivistin und ihre Anerkennung als Asylbe¬ 
rechtigte. 


. AJ 1"L U WZ 






Diese Protestpostkarte, 
adressiert an den Justiz¬ 
minister der Niederlande 
Jan Hein Piet Donner, 
kann bestellt werden bei: 

Informationsstelle Kur¬ 
distan, Schanzenstr. 
117, 20357 Hamburg, 
Tel: 040/42102845 
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The same procedure as every year : 
Verfassungsschutzbericht 2003: PKK 
= KADEK = KONGRA-GEL = PKK 

Laut Bundesinnenminister Schily und dem Präsi¬ 
denten des Verfassungsschutzes, Heinz Fromm, 
gehe die größte Gefahr von „islamistischen Terroror¬ 
ganisationen 66 aus, die Deutschland nicht nur als 
„Vorbereitungsraum 66 für Anschläge nutzen würden, 
sondern auch ein mögliches Ziel sein könne. Bei der 
Vorstellung des Verfassungsschutzberichtes 2003 
verwies Schily erneut auf die seiner Meinung nach 
anzustrebende Einführung der äußerst umstrittenen 
„Sicherungshaft 66 für „terrorverdächtige Ausländer 66 . 
Laut Bericht seien von den 7,3 Millionen in Deutsch¬ 
land lebenden Ausländer 57300 Mitglieder oder 
Anhänger einer extremistischen Organisation; knapp 
31000 hätten sich in 24 islamistischen Organisatio¬ 
nen engagiert. (So allgemein, so schlecht) 

Zur Aufrechterhaltung der Repression gegen 
Kurd(inn)en und der Absicherung gut dotierter 
Beamtenstellen bei Bundeskriminalamt und Bundes¬ 
anwaltschaft, wird der Kurdische Volkskongress 
(KONGRA-GEL) vom Verfassungsschutz bzw. 
dem Bundesinnenminister nach dem Motto „PKK = 
KADEK = KONGRA-GEL = PKK 66 weiterhin als 
kriminelle Vereinigung eingestuft. Dies rechtfertige 
nach Auffassung von Fromm die Fortsetzung des 
Betätigungsverbots der PKK. 

Kurd(inn)en solidarisch unterstützen 

AZADI verurteilt diese ignorante Haltung, in der 
sich der Widerwille der politisch Verantwortlichen 
ausdrückt, die Bemühungen der kurdischen Bewe¬ 
gung anzuerkennen, auf friedlichem und politischem 
Wege einer Lösung des Kurdenkonflikts näher zu 
kommen. Längst sind die Gründe für das Verbot aus 
dem Jahre 1993 obsolet. Dennoch setzt die Bundes¬ 
regierung weiterhin auf das Polizei- und Strafrecht 
im Umgang mit Kurdinnen und Kurden, ihren Akti¬ 
vitäten und Institutionen. Diktiert wird diese Politik 
von bevorstehenden Wahlkämpfen, ökonomischen 
Interessen Deutschlands oder außenpolitischen Kon¬ 
stellationen (vor allem gegenüber der Türkei und 
den USA) oder auch der Entscheidung über eine 
Aufnahme der EU-Beitrittsverhandlungen mit der 
Türkei. Nicht zuletzt wird die Position der Bundesre¬ 
gierung dadurch gestützt, dass sowohl die USA als 
auch die EU den KONGRA-GEL auf ihre „Ter¬ 
ror-Listen gesetzt haben. Beim Vorgänger KADEK 
hatte es die Europäische Union noch abgelehnt, die¬ 
sen auf die EU-Liste zu nehmen. 


Es drängt sich der Eindruck auf, dass, je intensi¬ 
ver die kurdische Bewegung eine Demokratisierung 
auch ihrer Binnenstrukturen umsetzt, die internatio¬ 
nale demokratische Staatengemeinschaft einer unde¬ 
mokratischen Lösung des Kurdenkonflikts den Vor¬ 
zug gibt, die da heißt: den Frieden torpedieren, die 
Einheit verhindern, Aktivist(inn)en kriminalisieren, 
Organisationen und Institutionen zerschlagen. 

Jedoch: Die kurdische Gesellschaft hat in den 
letzten beiden Jahrzehnten eine ungeheure Entwick¬ 
lung genommen mit einer eigenen Dynamik. Sie 
wird ihre eigenen Ziele trotz aller Repression weiter 
verfolgen und für sie kämpfen. 

Alle demokratischen und fortschrittlichen Kräfte 
sind aufgefordert, sie auf diesem Weg zu unterstüt¬ 
zen. 

(Azadi, Mai 2004) 

Rassistische Angriffe gehen 
weiter — Verantwortliche sind 
desinteressiert 

Die rassistischen Angriffe auf Kurden in Deutsch¬ 
land gehen weiter. Obwohl die Opfer den zuständi¬ 
gen Stellen die Vorfälle melden, zeigen die Behörden 
wenig Interesse. 

Die kurdische Familie Bakir, die in Pase- 
walk/Mecklenburg-Vorpommern lebt, ist eine der 
Betroffenen solcher Übergriffe in Form von 
Beschimpfungen, Verfolgung und eines nächtlichen 
Überfalls auf ihre Wohnung. Alaatin Bakir berichtet, 
dass er, seine Frau und die beiden Kinder seit zwei 
Monaten solchen Angriffen ausgesetzt sind: „Nachts 
um 01.00 Uhr war ich auf dem Weg von einem 
Freund zu mir nach Hause. In der Nähe meiner 
Wohnung fragte mich eine Gruppe Deutscher nach 
Zigaretten. Ich gab ihnen meine zwei letzten Zigaret¬ 
ten. Sie beschimpften mich und forderten mich zum 
Verlassen des Ortes auf. 66 Bakir habe gefragt, warum 
sie so etwas sagen würden. Doch setzten die alkoho¬ 
lisierten Personen ihre Beschimpfüngen fort. Er habe 
sich zwar schnell von dort entfernt, werde aber täg¬ 
lich von diesen Personen aufgesucht und be¬ 
schimpft. Weiterhin erzählt Bakir, dass vor etwa 
einem Monat nachts um 02.00 Uhr seine Wohnung 
überfallen wurde, die die Familie aus Furcht nicht 
hätte verlassen können. Vor allem seien die Kinder 
in großer Angst. Sie würden weinend aus dem 
Schlaf erwachen. Bakir klagte: „Ich habe die Polizei 
darüber informiert. Sie sagten aber, dass sie ohne 
Zeugen nichts tun könnten. 66 Seit diesen Ereignissen 
könne er seine Familie nicht alleine lassen. Seine 
Kinder habe er inzwischen aus Angst zu seinem 
Schwager in den Westen geschickt. 

(Azadi/ÖP, 17.5.2004) 
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Anwerbeversuch in Radolfzell 
Polizei übt Druck auf Kurden aus 

Der in Radolfzell lebende Kurde Murtaza Akpinar 
aus Keban bei Elazig, hat erklärt, dass Zivilpolizisten 
Druck auf ihn ausgeübt haben, um ihn als Spitzel für 
eine Zusammenarbeit anzuwerben. Er erklärte: „Die 
deutsche Politik gegenüber den Kurden ist die Fort¬ 
setzung der türkischen Politik, worunter ich leide. 
Zuerst wollte ich aus Angst nicht öffentlich machen, 
was mit mir geschehen war. Aber in der Zeitung 
‘Özgür Politika’ habe ich mehrmals über ähnliche 
Fälle gelesen. Deswegen habe ich beschlossen, mei¬ 
nen Fall bekannt zu machen.“ 

Murtaza Akpinar kam im November 2001 nach 
Deutschland und beantragte politisches Asyl. 

«Ich sollte gegen die PKK aussagen» 

Er beschrieb seinen Fall so: „Einige Tage vor Silves¬ 
ter suchten mich zwei Zivilpolizisten im Asylheim 
auf und forderten mich auf, mit ihnen zu kommen. 
Dann sind wir in ein Auto gestiegen und ins Stadt¬ 
zentrum gefahren. Dort ging es in ein Büro in einem 
großen Gebäude, wo mir Fragen gestellt wurden: 
Ob ich Murtaza Akpinar sei und ob die gezeigte 
Telefonnummer mir gehöre, was ich bejaht habe. Sie 
behaupteten, dass mein Zimmerfreund als vermisst 
gemeldet worden sei und man meine Telefonnum¬ 
mer von seinen Bekannten bekommen hätte. Sie 
fragten mich, ob ich etwas über den Verbleib dieses 
Freundes wisse. Ich sagte, dass ich keine Ahnung 
habe. Jeder im Asylheim verfüge über ein handy, 
um zu telefonieren. Als nächstes wollten sie wissen, 
ob ich irgend eine Verbindung zur PKK hätte, was 
ich verneint habe. Sie betonten aber, dass sie etwas 
wüssten und ich ihnen sicher Erklärungen geben 
könne. Sie forderten mich auf, meine Asylgründe zu 
nennen. Ich habe ihnen zu verstehen gegeben, dass, 
wenn sie darüber etwas erfahren wollten, sie sich an 
das Bundesamt wenden könnten. Kurz danach 
haben sie das Büro verlassen. Nach einer Stunde 
kamen sie zurück und fragten mich, ob ich tatsäch¬ 
lich nichts zu sagen hätte. Dann fragten sie mich , ob 
die PKK im Asylheim Geld sammeln und Aktivitä¬ 
ten entwickeln würde. Meine Antwort war Nein.“ 


«Ich hatte große Angst» 

„Der Grund, sich nach einem angeblich Vermissten 
zu erkundigen, war nur vorgeschoben. In Wirklich¬ 
keit ging es darum, von mir Informationen über die 
Aktivitäten der Kurden zu bekommen. Sie wollten 
mich als Spitzel gegen Kurden anwerben. Als sie 
von mir keine positive Antwort bekommen haben, 
haben sie mich freigelassen und gesagt, dass ich 
mich jederzeit an sie wenden könne, wenn es etwas 
zu erzählen gebe. 

Wegen der internationalen Interessen werden die 
Kurden in Europa weiterhin verfolgt. Das bedeutet, 
dass die Rechte der unterdrückten Völker missachtet 
werden. 

Ich wollte meinen Fall öffentlich machen und alle 
Kurden auffordern, sich gegen solche Drohungen zu 
wehren und sich zu verteidigen.“ 

(Azadi/ÖP, 24.5.2004) 

Vehbi A. in Unna verhaftet 

Am 25. Mai 2004 wurde in Unna der Kurde Vehbi 
A. aufgrund eines Haftbefehls des Ermittlungsrich¬ 
ters beim Bundesgerichtshof (BGH) von Beamten 
des Bundeskriminalamtes (BKA) fest- und in U- 
Haft genommen. Er wird vom Generalbundesanwalt 
(GBA) der „Mitgliedschaft in einer kriminellen Ver¬ 
einigung“ (§ 129) und der „gefährlichen Körperver¬ 
letzung“ verdächtigt. Der 3 5-Jährige soll seit 
„Anfang 2004 als Leiter des PKK-Gebiets Bremen 
dem Funktionärskörper der PKK angehört“ und 
sich „an der dort bestehenden kriminellen Vereini¬ 
gung beteiligt haben“. Der GBA wirft ihm weiter 
vor, er habe am 10.2.2004 in Bremen als Gebietslei¬ 
ter eine „gewaltsame Bestrafungsaktion zum Nach¬ 
teil eines ehemaligen, abtrünnigen PKK-Kaders“ 
angeordnet. 

Nach Auffassung des GBA hat sich „am Bestand 
der innerhalb des Funktionärskörpers bestehenden 
kriminellen Vereinigung“ trotz der Umbenennung 
der PKK in „Demokratiekongress Kurdistans 
(KADEK) im Jahre 2002 und in Volkskongress 
Kurdistans (KONGRA-GEL) „nichts geändert“. 

(Azadi/Presseerklärung GBA v. 28.5.2004) 
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Hauptsache Datensammeln 


Laut Darstellung des Magazins „Panorama 66 hat die 
nach den 11.9.-Anschlägen neu gestartete Raster¬ 
fahndung auf die Spur keines einzigen Terroristen 
geführt. Die Landeskriminalämter hatten mehr als 
8,3 Millionen Datensätze gesammelt, woraus sich 
bundesweit fast 19000 „Prüffälle 66 ergeben hätten, 
allerdings sämtlich harmlos. Ein Ermittlungsverfah¬ 
ren in Hamburg habe wieder eingestellt werden 
müssen. Nach Meinung des Bundesinnenministeri¬ 
ums sei die Rasterfahndung hingegen „erfolgreich 66 
gewesen. 

(Azadi/ND, 10.4.2004) 

Schilys Todesdrohungen und Beck¬ 
steins finaler Rettungsschuss 

Nach Einschätzung von Bundesinnenminister Otto 
Schily könnte seine Forderung nach einem schärfe¬ 


ren Vorgehen gegen terrorverdächtige Ausländer 
noch in diesem Jahr umgesetzt werden. Danach sol¬ 
len Personen, die „wir für eine massive Gefahr für 
unser Land halten 66 , ausgewiesen bzw. in ihre Hei¬ 
matländer abgeschoben werden können. Für den 
Fall von Abschiebehindernissen wie drohende Fol¬ 
ter, seien Aufenthaltsbeschränkungen und Meldeauf¬ 
lagen denkbar. Im Extremfall sei es „möglicherweise 
notwendig, sie für eine Weile in Haft zu nehmen 66 , so 
Schily. Ausweisungsgründe sollen eine Ausbildung 
in einem Al-Qaida-Lager sein können, ein Kampf¬ 
einsatz in Tschetschenien oder der Vertrieb von 
Videos, die zum Dschihad aufrufen. Die Entschei¬ 
dung sollte von den Landesbehörden und in beson¬ 
deren Fällen vom Bundesinnenminister getroffen 
werden. 

In einem ‘Spiegel’-Interview hatte Schily an die 
Adresse von Terroristen gesagt: „Wenn ihr den Tod 
so liebt, dann könnt ihr ihn haben. 66 Mit dieser 


H lllllll Illllllllllll 

Am 26. November 2003 Jährte sich zum zehnten Mal das vom 
damaligen Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungs¬ 
verbot der und für die PKK. Aus diesem Anlass haben die Huma¬ 
nistische Union, Yek-kom und AZADI eine Broschüre herausgege¬ 
ben, auf die wir nachstehend aufmerksam machen möchten. 


Inhalt 



Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 


Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Vei 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 

War da was ? - Das PKK-Verbot im Bundestag 

Kurden brauchen Anerkennung 

Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


Der Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431 -75141 literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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Äußerung warf er die Frage auf, ob es ein „Not¬ 
wehrrecht gegenüber Terroristen 66 gebe. Es handele 
sich um eine „sehr heikle Frage 66 , die sich zwischen 
den Grenzen von Strafrecht, Polizeirecht und 
Kriegsrecht bewege, meinte Schily. Unterstützung 
fand er beim bayerischen Innenminister Günther 
Beckstein, der dessen Äußerungen zwar für hart 
halte, aber für den Kampf gegen den Terror „gelten 
Kategorien des Rechts, die etwa den finalen Ret¬ 
tungsschuss regeln 66 . 

(Azadi/ND, 26., 28.4.2004) 

Todsicher 

Schilys Rechtsstaat und der «Terror» 

Was sind die Motive von Al Qaida und Co., lautet 
eine nicht uninteressante Frage. Die es immer genau 
wissen, antworten: Es gibt eigentlich keine. Wer sich 
selbst und viele andere in der Aussicht auf ein paar 
himmlische Jungfrauen zu Tode bringt, folge nur 
noch religiösem Wahn. Oder einer „geistig-politi¬ 
schen Disposition 66 , wie es der deutsche Innenminis¬ 
ter im Spiegel nennt. Und dessen Antwort darauf 
lautet: „Wenn ihr den Tod so liebt, dann könnt ihr 
ihn haben. 66 

Soviel zur geistig-politischen Anlage Otto Schilys, 
der sich dennoch ein „entschiedener Gegner der 
Todesstrafe 66 nennt. Um dann im selben Atemzug 
seine Drohung auch als Begründung neuer Kriege 
zu wiederholen: Der Rechtsstaat müsse und werde 
sich zur Wehr setzen, „notfalls auf eine Art, die das 
Leben der Terroristen nicht schonen kann 66 . Was „im 
Extremfall auch den Einsatz militärischer Mittel 66 
erfordert. In allen anderen Fällen sollen es zunächst 
Schutzhaft und Yerdachtsabschiebungen richten. 

Schilys jüngste „Notwehr 66 -Überlegungen sind 
allerdings nicht nur das Sinnbild einer deutschen 
Karriere vom RAF-Anwalt zum Minister mit todsi¬ 
cheren Ideen. Sie zeigen auch, dass der „Rechts¬ 
staat 66 hier zu Lande längst nur noch eine ideologisch 
aufgeblasene Fiktion ist, deren „Schutz 66 vor allem 
den Abbau jener liberalen Rechtsverhältnisse recht- 
fertigen soll, die einst damit bezeichnet waren. 

(Kommentar von Tom Strohschneider, ND, 26.4.2004) 

Auch IWF im Anti-Terror-Kampf 

Auf der Jahrestagung des Internationalen Wäh¬ 
rungsfonds einigten sich die 184 Mitgliedsländer dar¬ 
auf, den Kampf gegen die Finanzierung des interna¬ 
tionalen Terrorismus weltweit zu verstärken. Hierfür 
stellten die wichtigsten Industriestaaten technische 
Unterstützung zur Überwachung dubioser Finanz¬ 
ströme in Aussicht und forderten alle Länder dazu 
auf, Gelder einzufrieren, die Terrorfinanzierung über 


Wohltätigkeitsorganisationen effektiver zu überwa¬ 
chen und den Bargeldschmuggel zu unterbinden. 

(Azadi/ND, 26.4.2004) 

«Würg’ ihn!» 

IWF will Terrorfinanzierung eindämmen 

1937 lag dem Völkerbund eine „Genfer Konvention 
zur Verhütung und Bekämpfung des Terrorismus 66 
vor. Doch am Vorabend des Zweiten Weltkriegs 
hatte man wohl andere Sorgen. Indien war der ein¬ 
zige Staat, der das Abkommen ratifizierte. 

Heute gibt es kaum ein internationales Treffen, 
auf dem dieses Thema nicht an exponierter Stelle 
behandelt wird. Die 184 Mitgliedsländer des Inter¬ 
nationalen Währungsfonds (IWF) beschlossen jetzt, 
den Kampf gegen die Finanzierung des Terrorismus 
zu verstärken. So sollen dubiose Finanzströme über¬ 
wacht und gegebenenfalls ausgetrocknet werden. 

Das erinnert an jene auf einem Elefanten sitzende 
Maus, die von einer anderen mit dem Ruf „Würg’ 
ihn! 66 angefeuert wird. Hat doch die Kommerzialisie¬ 
rung des Terrorismus in den letzten Jahrzehnten 
viele der Paten aus dem Sumpf profaner Kriminalität 
in den Kreis der Unternehmer und Banker gespült. 
Mag der Chef von Al Qaida auch die Höhlenwelt 
des Hindukusch einem klimatisierten Penthouse- 
Büro vorziehen - seine Terror-Holding hat sich 
längst die Globalisierung der Kapitalströme zu 
Nutze gemacht. Immerhin sorgte das Konglomerat 
aus Terrorismus und Kapitalismus für die bekannten 
Geschäftsbeziehungen zwischen den Clans des 
mächtigsten Mannes der Welt und seines derzeit 
größten Feindes - George W. Bush und Osama bin 
Laden. Der IWF hätte etwas früher aufwachen sol¬ 
len. 

(Kommentar von Ingolf Bossenz, ND, 26.4.2004) 

Beckstein im Lausch-Rausch 

Bayerns Innenminister Beckstein wandte sich in 
einer Regierungserklärung dagegen, Individualrechte 
zu Lasten des Schutzes der Allgemeinheit auszudeh¬ 
nen und kündigte an, per Landesgesetz die Möglich¬ 
keiten zum Abhören von Telefongesprächen zu 
erweitern. Er warnte erneut vor einer Bedrohung 
Deutschlands durch islamische Terroristen. Allein in 
Bayern seien 50 gewaltbereite Islamisten namentlich 
bekannt, die verdächtig seien, in Kontakt mit Terro¬ 
rorganisationen zu stehen. Er forderte erneut, die 
gesetzlichen Möglichkeiten zur Ausweisung extre¬ 
mistischer Ausländer zu erweitern. Hierüber sollte 
nach Becksteins Auffassung nur eine Gerichtsinstanz 
entscheiden. 

(Azadi/FAZ, 24.4.2004) 
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Zypries: Kontaktsperre und Verteidi¬ 
gerausschluss auch heute noch gut 

Bundesjustizministerin Brigitte Zypries sprach sich 
anlässlich eines USA-Besuches in einem Vortrag vor 
der Friedrich-Ebert-Stiftung gegen „ein Sonderrecht 
zur Terrorismusbekämpfung 66 aus. Angesichts des 
„Linksterrorismus der Roten-Armee-Fraktion in 
den 70er und 80er Jahren 66 seien seinerzeit Maßnah¬ 
men eingeführt worden wie der Verteidiger-Aus¬ 
schluss oder die Kontaktsperre. Ihrer Meinung nach 
stünde dieses Instrumentarium „weiterhin für straf¬ 
rechtliche Terrorismusbekämpfung zur Verfügung 66 . 
Damit sei man „gut aufgestellt, ohne dass [...] wei¬ 
tere Änderungen erforderlich sind 66 . In Deutschland 
seien „trotz der Vielzahl der Verschärfungen im Aus¬ 
länderrecht die Grundrechte der Betroffenen ausrei¬ 
chend berücksichtigt 66 . Sie rechtfertigte den Frei¬ 
spruch im Mzoudi-Prozess und die Aufhebung der 
Verurteilung im Motassadeq-Verfahren, wolle sich 
aber bemühen, bei den US-Behörden doch noch 
erforderliche Aussagenehmigungen zu erwirken. 

Laut Zypries sind in Deutschland derzeit rund 80 
Ermittlungsverfahren gegen 177 Beschuldigte isla- 
mistisch-fundamentalistischer Glaubensrichtungen 
anhängig. 

(Azadi/FR, 11.5.2004) 

Türkei: Foltertechnik in Amerika 
gelernt 

Systematische sexuelle Erniedrigungen und häufig 
Vergewaltigungen sind auch im Zusammenhang mit 
Foltervorwürfen in der Türkei immer wieder 
genannt worden. Häufig beginnt die Folterung wie in 
Abu Ghoreb damit, dass Gefangene ausgezogen und 
ihnen die Augen verbunden werden. Es folgen 
Elektroschocks, Aufhängen an den Armen, Schlaf¬ 
entzug und überlaute Musik. Der Polizeidirektor der 
türkischen Stadt Manisa erklärte einst auf Fragen 
von Journalisten: „Die Freunde von der Abteilung 
für Terrorismusbekämpfung kennen die Foltertech¬ 
niken sehr gut. Sie wissen, wen sie wie behandeln 
müssen. Diese Menschen haben eine Ausbildung in 
Amerika erfahren. Sie haben sogar ein Zertifikat für 
diese Ausbildung bekommen. Natürlich heißt Fol¬ 
tertechnik nicht physische Folter. Sie z.B. wenden im 
Moment Folter gegen mich an, denn sie fragen mich 
dauernd. 66 In Manisa waren zehn Polizisten, vorher 
bei der Bekämpfung der PKK im kurdischen Gebiet 
eingesetzt, angeklagt, im Jahre 1995 Jugendliche im 
Alter zwischen 14 und 17 Jahren schwer gefoltert zu 
haben. Um zu beweisen, dass sie einer terroristi¬ 
schen Vereinigung angehören, wurden sie so lange 
gefoltert, bis sie Geständnisse unterschrieben. Tage¬ 
lang mussten sie nackt auf der Polizeiwache zubrin¬ 


gen, wurden gequält und sexuell erniedrigt. Ein 16- 
jähriges Mädchen hatte danach drei Mal versucht, 
sich das Leben zu nehmen. 

Es muss also angenommen werden, dass in den 
USA entwickelte Foltermethoden zur Aufstandsbe¬ 
kämpfung weitergegeben werden. 

(Azadi/ND, 11.5.2004) 

Bisherige Einsätze der Bundeswehr 
in der Türkei 

Nach Angaben des Bundesverteidigungsministeri¬ 
ums sollen sich die aufgelisteten Bundeswehreinsätze 
weitgehend auf humanitäre Hilfe beschränkt haben. 

1966, 1970, 1971, 1976, 1985, 1991, 1992, 1994, 
1997, 1999 

(Azadi/ND, 19.5.2004) 

Razzia wegen Zeitschrift «Ekmek ve 
Adalet» 

Am 12. Mai 2004 wurde auf Veranlassung der 
Staatsanwaltschaft Koblenz die Wohnung von Leyla 
Stengl, gestürmt und durchsucht. Sie ist Abonnentin 
der Wochenzeitschrift „Ekmek ve Adalet 66 (Brot und 
Gerechtigkeit). Sie verwies darauf, dass es sich bei 
der Zeitschrift um eine legale Publikation handele. 
Die Polizei jedoch erklärte, dass das in Köln ansäs¬ 
sige Redaktionsbüro geschlossen worden sei. Ihr sei 
für den Fall der Nichtaushändigung von alten Aus¬ 
gaben der Zeitschrift mit Festnahme und Beschlag¬ 
nahmung von Bildern und ihres Computers gedroht 
worden. „Nach diesem Angriff möchten wir allen 
die Frage stellen: Gibt es in Deutschland Pressefrei¬ 
heit? Gibt es in Deutschland Meinungs- und Infor¬ 
mationsfreiheit? 66 fragt das Kölner Büro der Zeit¬ 
schrift in einer Erklärung und kündigte an, dass die 
Zeitschrift weiterhin erscheinen werde: „Dies konnte 
der türkische Faschismus nicht verhindern, dies 
werden auch die deutsche Staatsanwaltschaft und 
Polizei nicht verhindern können. 66 

(Azadi/Tayad Komitee v. 14.5.2004) 

Anwaltstag: Keine Verschärfungen 
des Ausländerrechts! 

Dr. Heiner Geißler (CDU): Keine Sicherheit auf 
Kosten der Freiheit 

Dieter Wiefelspütz (SPD) für Ausweisung 
verdächtiger Ausländer 

„Das vorhandene rechtliche Instrumentarium für die 
Ausweisung verurteilter Straftäter reicht aus, 66 sagte 
das Vorstandsmitglied Victor Pfaff des Deutschen 
Anwaltvereins (DAV). Anlässlich des 55. Deutschen 
Anwaltstages in Hamburg haben sich die Teilneh- 
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menden gegen Verschärfungen des Ausländerrechts 
zur leichteren Ausweisung von Terrorverdächtigen 
ausgesprochen. Die geplanten Regelungen aufgrund 
einer „Terror-Prognose“ bedeuteten eine Abkehr 
von rechtsstaatlichen Prinzipien. 

Der einstige CDU-Generalsekretär und Bundes¬ 
tagsabgeordnete, Dr. Heiner Geißler, referierte zum 
Thema „Sicherheit und Ordnung auf Kosten der 
Freiheit?“ Er betonte, dass es „so nicht weitergehen“ 
könne. Er frage sich in Anbetracht der 2,6 Milliar¬ 
den Menschen weltweit, die weniger als zwei Dollar 
am Tag zum Leben als Folge eines kapitalistischen 
Wirtschaftssystems besäßen, ob der internationale 
Terrorismus nicht eine Antwort auf diese Tatsache 
sei. 

Die USA und Großbritannien - so Geißler - hät¬ 
ten in Irak nahezu alle völkerrechtlichen Regeln und 
Gesetze des Krieges aufgegeben. Der deutschen 
Politik warf er vor, dass sie nach dem 11. September 
2001 zu rasch „Antiterrorgesetze“ erlassen habe, die 
zu Teilen „unzweifelhaft“ verfassungswidrig seien. 
Ferner kritisierte er, dass „die Demokratien auf ihre 
Bedrohung mit Einschränkung von Grundrechten 
und Freiheit“ reagieren würden. Der CDU-Politiker 
beklagte den Verlust des „ethischen Kompass“, an 
dessen Stelle die Börsenkurse, der DAX getreten sei. 
Die laut Artikel 1 des Grundgesetzes postulierte 
Menschenwürde gelte seinem Eindruck nach für 
manche hier zu Lande nur, wenn sie Deutsche seien. 
Sie dürfe durch das Strafverfolgungsinteresse des 
Staates nicht relativiert werden: „Es gibt keine 
Sicherheit auf Kosten der Freiheit.“ 

Die Teilnehmenden wiesen die wiederholten 
Überlegungen der Innenpolitiker Thomas Strobel 
(CDU) und Dieter Wiefelspütz (SPD) zurück, künf¬ 
tig Ausländer alleine aufgrund eines Terrorismusver¬ 
dachts auszuweisen zu können. „Im Zweifel für den 
Angeklagten“, halte er für verfehlt: „Die Interessen 
der Deutschen gehen denen der Ausländer vor,“ so 
Wiefelspütz. 



„Deutschland braucht kein Guantanamo, auch 
nicht im Ausländerrecht“, erklärte Hartmut Kilger, 
Präsident des Anwalt Vereins. Von den „nicht hin- 
nehmbaren Verschärfungen von Ausweisungsvor¬ 
schriften“ würden vor allem „hier Geborene oder 
aufgewachsene Einwanderer der zweiten oder drit¬ 
ten Generation getroffen“, befürchtet Victor Pfaff, 
auch Mitglied des DAV-Ausschusses Ausländer¬ 
und Asylrecht. 

(Azadi/ND, 22. 5. 2004) 

Wiefelspütz: Ermitteln ohne Ver¬ 
dacht und hinausbefördern 

Nach Meinung des SPD-Innenexperten Dieter Wie¬ 
felspütz sollte zur Terrorbekämpfung die Trennung 
von Geheimdiensten und Polizei aufgehoben wer¬ 
den. Der Polizei solle ermöglicht werden, auf 
Geheimdienstinformationen und Ermittlungen des 
Bundeskriminalamtes (BKA) zugreifen zu können. 
Außerdem müsse das BKA ohne konkreten Ver¬ 
dacht ermitteln können. Dr. Heiner Geißler (CDU) 
warnte vor solchen Absichten: Der Grundsatz „Im 
Zweifel für den Angeklagten“ werde bei Ausländern 
bereits heute umgekehrt. Laut Max Stadler (FDP) 
rüttele Wiefelspütz „in unverantwortlicher Weise“ an 
einem Grundprinzip des Rechtsstaates. 

Der SPD-Politiker sprach sich darüber hinaus für 
die Einrichtung einer zentralen Islamismusdatei aus 
und forderte die Ausweisung von Mounir El Motas- 
sadeq und Abdelghani Mzoudi: „Ich bin dafür, dass 
Beide so rasch wie möglich aus Deutschland hinaus¬ 
befördert (!) werden.“ 

(Azadi/ND, 22.5.2004) 

Kirche gegen Abschiebelager 

Die Landessynode der evangelischen Kirche in Bay¬ 
ern hat auf ihrer Frühjahrstagung beschlossen, die 
bayerische Staatsregierung aufzufordern, das „Aus¬ 
reisezentrum“ in Fürth zu schließen. Es entspreche 
nicht christlicher Gesinnung, Menschen in die Ille¬ 
galität zu bringen. Etwa die Hälfte der Flüchtlinge in 
dem „Ausreisezentrum“ würden in die Illegalität 
abtauchen und etwa zehn Prozent abgeschoben. In 
Fürth sind etwa 50 Personen untergebracht. Der 
Container ist von einem hohen Zaun umgeben und 
das Gelände wird rund um die Uhr von einem 
Sicherheitsdienst bewacht. „Wir hoffen, dass keine 
neuen Ausreisezentren mehr eingerichtet werden 
und langfristig natürlich, dass sie ganz abgeschafft 
werden,“ kommentierte Alexander Thal von der 
Menschenrechtsorganisation Res publica. 

(Azadi/ND, 1.4.2004) 
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Tragödien in Zahlen 

United, ein internationales Netzwerk gegen Ras¬ 
sismus mit über 550 europäischen Mitgliedsorgani¬ 
sationen, hat in einer Dokumentation für die Zeit 
von 1993 bis 2003 fast 3800 Menschen aufgeführt, 
die ihre Flucht, zumeist übers Mittelmeer nach EU- 
Europa, mit dem Leben bezahlten. Auch die Minen¬ 
felder an der türkisch-griechischen Grenze fordern 
Opfer und Menschen sterben an der deutsch-polni¬ 
schen Grenze. Nicht gezählt sind die Toten, die 
Opfer der Abschiebungspolitik von EU-Staaten wer¬ 
den. Von 350000 Menschen ist die Rede, die jähr¬ 
lich aus der EU abgeschoben, von 150000, die zur 
„freiwilligen“ Rückkehr gezwungen werden. 

(Azadi/ND, 2.4.2004) 

Abgeschoben in Folter und F-Typ- 
Gefängnis 

Trotz vielfältiger Bemühungen von Menschenrechts¬ 
organisationen, eine Abschiebung des Kurden Aydin 
Cimen zu verhindern, wurde er im April aus 
Deutschland in die Türkei abgeschoben. Bei seiner 
Ankunft in Istanbul ist er festgenommen und wegen 
mutmaßlicher Mitgliedschaft in der PKK in das F- 
Typ-Gefängnis nach Tekirdag verbracht worden. Ein 
Verwandter hat gesagt, dass Aydin Cimen in der 
politischen Abteilung der Istanbuler Polizei gefoltert 
worden sei. Weiterhin erklärte Zülküf Uyar, dass die 
deutschen Beamten bei der Abschiebung Fotos und 
Dokumente von Cimens Exiltätigkeit den türkischen 
Behörden übergeben hätten. 

Wegen politischer Verfolgung war Cimen aus der 
Türkei nach Deutschland geflohen und hat dort Asyl 
beantragt. Im Dezember 2003 ist er festgenommen 
und in Abschiebehaft verbracht worden. 

(Azadi/ÖP, 17.4.2004) 

Gezählte Ausländer 

Wie das Statistische Bundesamt am 19. April mit¬ 
teilt, lebten in Deutschland Ende des vergangenen 
Jahres 7,33 Millionen Menschen ohne deutschen 
Pass, 10 000 weniger als im Vorjahr. Der Anteil der 
Ausländer an der Gesamtbevölkerung betrug 8,9 
Prozent. Die größte Gruppe unter den Ausländern 
stellten 1,88 Millionen Türken mit 25,6 Prozent. 
Zwei Drittel der ausländischen Staatsbürger lebten 
am Jahresende bereits länger als 8 Jahre in der 
Bundesrepublik und erfüllten damit eine wichtige 
Bedingung für die Einbürgerung. Ein Drittel war 
sogar schon seit mehr als 20 Jahren im Land. 

(Azadi/ND, 20.4.2004) 


Schily erfreut über 
Drittstaatenregelung 

Unmittelbar vor dem Beitritt von 10 neuen Mitglied¬ 
staaten setzten die Innenminister der 15 „alten“ EU- 
Länder in Luxemburg einen Schlusspunkt unter ihre 
jahrelangen Verhandlungen über ein gemeinsames 
Asylrecht. Sie einigten sich auf eine Richtlinie, die 
eine Zurückweisung von Asylbewerbern an der 
Grenze erlaubt, wenn diese aus vorab festgelegten 
sicheren Drittstaaten kommen. Auch eine Abschie¬ 
bung vor der Entscheidung über so genannte Folge¬ 
anträge der Asylbewerber/innen ist demnach mög¬ 
lich. „Für uns ist es wichtig, dass die in Deutschland 
erfolgreich praktizierte Drittstaatenregelung erhalten 
wird,“ kommentierte Bundesinnenminister Schily 
das Verhandlungsergebnis. 

Bei Themen der Asyl- und Einwanderungspolitik 
können die Minister nunmehr mit qualifizierter 
Mehrheit entscheiden. Bisher hatte jedes Land ein 
Vetorecht. 

(Azadi/ND, 30.4.2004) 

«Effizient» nach Berlusconi-Art: 

50230 Abschiebungen 
in zwei Jahren 

Die PDS-Bundestagsabgeordnete Petra Pau hatte in 
der Fragestunde des Bundestages vom 3. März 2004 
von der Bundesregierung die Abschiebungszahlen 
der Jahre 2002 und 2003 sowie der Zielländer 
erfragt. Im Nachgang hierzu reichte das Bundesin¬ 
nenministerium (BMI) der Abgeordneten Anfang 
Mai 2004 eine detaillierte Auflistung nach und 
bemerkte u.a.: „Die ,Initiative der Italienischen 
Republik betreffend die Organisation von Sammel¬ 
flügen zur Rückführung von Drittstaatsangehörigen, 
die individuellen Rückführungsmaßnahmen unterlie¬ 
gen, aus dem Hoheitsgebiet von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten’ wird von der Bundesregierung in 
vollem Umfang unterstützt.“ Als ginge es um den 
Transport von Waren, führt der Parlamentarische 
Staatssekretär Fritz Rudolf Körper bürokratisch¬ 
technisch weiter aus: „Danach soll die Rückkehr 
von Drittstaatsangehörigen, die sich illegal in einem 
Mitgliedstaat aufhalten, im Rahmen der Maßnah¬ 
men und Aktionen zur Verbesserung der operativen 
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
möglichst effizient gestaltet werden, indem die vor¬ 
handenen Kapazitäten für die Organisation von 
Sammelflügen gemeinsam genutzt werden.“ 

Laut BMI-Liste erfolgten im Jahre 2002 insge¬ 
samt 26286 Abschiebungen auf dem Luftweg in 124 
Staaten, die meisten mit 4746 in die BR-Jugoslawien, 
gefolgt von 4331 in die Türkei. 


zum Inhaltsverzeichnis_ 


B 


ASYL-& ABSCHIEBEPOLITIK 



Im Jahre 2003 wurden insgesamt 23 944 Depor¬ 
tationen auf dem Luftweg in insgesamt 127 Länder 
durchgeführt. Die BR-Jugoslawien stand auch im 
vergangenen Jahr mit einer Anzahl von 4361 an der 
Spitze; den zweiten Platz nahm die Türkei mit 4052 
Abschiebungen ein. 

Suizidversuche im Hochsicherheits¬ 
trakt Santa Fu 

Im Monat April wurden in Hamburg drei Fälle von 
Suizidversuchen von Abschiebehäftlingen bekannt. 
So wollte sich der Kurde Orhan B. am 19. April 
2004 in seiner Zelle mit seinen Schnürsenkeln 
erhängen, um sich einer Auslieferung an die Türkei 
zu entziehen. Seitdem liegt er mit der Diagnose 
„Hirntod 66 auf der Intensivstation eines Krankenhau¬ 
ses. Er hatte bereits im März versucht, sich das 
Leben zu nehmen, was die Anstaltsleitung offenbar 
nicht ernst genommen hatte. Orhan B. wurde nach 
einigen Tagen im Gefängniskrankenhaus wieder in 
seiner Zelle sich selbst überlassen. Sein Anwalt, 
Mahmut Erdern, wirft der Leitung der JYA Fuhls¬ 
büttel und dem Gefängnispsychologen vor, die Sorg¬ 
faltspflicht verletzt zu haben und erstattete gegen sie 
Strafanzeige. Der eigentlich Verantwortliche sei - 
laut Erdern - Hamburgs CDU-Innensenator Roger 
Kusch, der verstärkt auf Repression setze und Mittel 
für Hilfsangebote streiche. 

Wie der Flüchtlingsrat Hamburg veröffentlichte, 
habe sich bereits am 11. April ein Albaner in 
Abschiebehaft erhängt und zwei Tage später wollte 
sich ein Mann aus Togo mit einem Schnitt in die 
Kehle umbringen. Den Suizidversuch überlebte er. 
Doch wie Orhan B. sei er bereits wenige Tage 
danach wieder in den Abschiebeknast gebracht wor¬ 
den. 

In der JVA Santa Fu sind die Abschiebehäftlinge 
in einem Hochsicherheitstrakt untergebracht, was 
laut Flüchtlingsrat mit erheblichen Verschärfungen 
der Haftbedingungen verbunden sei. 

(Azadi/jw, 8.5.2004) 


Gemeinsam gegen «modernes 
Zuwanderungsgesetz» 

Grüne „auf Linie gebracht“ und kaltgestellt 

Der Kompromiss zum Zuwanderungsgesetz, der 
nach jahrelangem Gezerre aus parteitaktischen 
Gründen geschlossen wurde, erfüllt etliche Unions- 
Forderungen: 

• Abschiebungsanordnung auf der Grundlage 
einer „tatsachengestützten Gefahrenprognose 66 , für 
die die Länder zuständig sein sollen und das Bundes¬ 
innenministerium bei „Sachverhalten von besonde¬ 
rer Bedeutung 66 ein Zugriffsrecht haben soll. Rechts¬ 
schutz nur durch eine Instanz beim 
Bundesverwaltungsgericht. Bei Abschiebungshinder¬ 
nissen: Meldeauflagen, Einschränkungen der Freizü¬ 
gigkeit und strafbewehrte Kommunikationsverbote. 
(Von dieser Praxis sind insbesondere ehemalige kurdi¬ 
sche politische § 129-Gefangene schon seit Jahren 
betroffen. Lange Bewährungszeiten und umfangreiche 
Auflagen verurteilen diesen Personenkreis de facto zur 
völligen politischen Abstinenz. Azadi) 

• Einführung der Regelanfrage beim Verfas¬ 
sungsschutz über verfassungsfeindliche Erkenntnisse 
vor Erteilung einer Niederlassungserlaubnis als zeit¬ 
lich unbefristeter Aufenthaltstitel sowie vor der Ent¬ 
scheidung über eine Einbürgerung. (Diese Praxis 
wird bei Kurdinnen und Kurden längst angewandt, 
Azadi) 

• Personen im Einbürgerungsverfahren sollen 
verpflichtet werden, Vorstrafen im Ausland bekannt 
zu geben, wobei gewährleistet sein muss, dass diese 
in einem rechtsstaatlichen Verfahren ausgesprochen 
wurden. 

• Ermessensausweisung von „geistigen Brand¬ 
stiftern 66 , z.B. Hetzer in Moscheen. 

• Zwingender Ausweisungsgrund von Schleu¬ 
sern, die zu einer Mindestfreiheitsstrafe von einem 
Jahr verurteilt worden sind. 

• Einführung einer Warndatei für das nationale 
Visumsverfahren für den Fall, dass eine derartige 


Besetzer dürfen bleiben 

Die Kurden, die im Februar 1999 das israelische und griechische General¬ 
konsulat in Berlin besetzt hatten, dürfen nach einem Urteil des Verwal¬ 
tungsgerichts Berlin nicht abgeschoben werden. Wie das Gericht am 
5.5.2004 mitteilte, würden den Kurden bei einer Rückkehr in die Türkei 
mit „beachtlicher Wahrscheinlichkeit 66 politische Verfolgung und sogar Fol¬ 
ter und Misshandlung drohen. Nach Auffassung des Gerichtes werden die 
Kurden von den türkischen Sicherheitskräften nach wie vor als Regime¬ 
gegner angesehen, die sich „in besonderem Maße 66 aktiv gegen den türki¬ 
schen Staat engagierten. 

(Quelle: Berliner Zeitung, 6.5.05 bzw. Kurdistan-Rundbrief v. 15.5.04) 


(Quelle: Berliner Zeitung, 6.5.05 bzw. Kurdistan-Rundbrief v. 15.5.04) ||| 
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Datei auf europäischer Ebene bis 2006 keinen Erfolg 
haben sollte. 

• Einwanderer haben Anspruch auf einen 
Sprachkurs, dessen Finanzierung der Bund zu leis¬ 
ten hat. Bei Nichtteilnahme drohen Sanktionen, z. B. 
durch Aufschiebung von Verbesserungen im auslän¬ 
derrechtlichen Status. 

• Die „geschlechtsspezifische Verfolgung“ wird 
anerkannt. (Wobei diese bereits auf der EU-Ebene fest¬ 
geschrieben ist , Azadi) 

Vor allem die beiden Scharfmacher Schily und 
Beckstein sowie der saarländische CDU-Minister- 
präsident Müller sind damit beauftragt, für diesen 
Kompromiss eine „Gesetzessprache“ (Schily) zu fin¬ 
den. Bis zum 30. Juni soll sie gefunden sein. Beim 
Mitschreiben sind die Grünen ausgeschlossen, nach¬ 
dem der Kanzler sie zuvor - laut Westerwelle - „auf 
Linie gebracht“ hatte. 

(Azadi und diverse Tageszeitungen , 26.,27.5.2004) 

RAV: Zuwanderungsgesetz ein 
schädliches Vorhaben 

Der Republikanische Anwältinnen- und Anwältever¬ 
ein (RAV) erteilte in einer Erklärung vom 20. Mai 
2004 dem Zuwanderungsgesetz eine Absage: „Der 
RAV nimmt mit großem Bedauern zur Kenntnis, 
dass die Grünen sich von ihrer klaren und vernünfti¬ 
gen Einschätzung, dass mit den Unionsparteien nicht 
zu verhandeln sei, verabschiedet haben. [...] Nicht 
nur politisch verfehlt, sondern auch verfassungs¬ 
rechtlich bedenklich, dürfte das Ansinnen von ‘Inter¬ 
nierungslagern für mutmaßliche Islamisten’, ‘Kon¬ 
taktsperre für vermeintliche Hassprediger’ und die 
‘Versagung von Aufenthaltserlaubnissen bei bloßem 
Verdacht, Terrorist zu sein oder solche angeblich zu 
kennen.“ Politisch schädlich sei, dass „nebenbei- 
ohne vernünftigen Grund - gleich noch die Auswei¬ 
sungstatbestände verschärft werden“ sollen, wonach 
„Straftäter zwingend ausgewiesen werden, die zu 
einer Freiheitsstrafe von mehr als einem Jahr - bis¬ 
her drei Jahre - verurteilt wurden“. Die Verschärfung 
schade auf allen Ebenen: „menschlich, gesellschaft¬ 
lich, wirtschaftlich und politisch.“ Ein Ausstieg aus 
den Verhandlungen „wäre schon längst überfällig.“ 

Flüchtlinge ans Bett gefesselt 

Der Flüchtlingsrat Brandenburg fordert die sofortige 
Schließung der so genannten Beruhigungszellen in 
der Abschiebehaftanstalt Eisenhüttenstadt. Dort 
würden Inhaftierte stundenlang an ein Bettgestell 
festgebunden, so ein Sprecher der Organisation. 
Dies bedeute einen extremen Eingriff in die Grund¬ 
rechte. Laut innenpolitischem Sprecher der CDU- 


Landtagsfraktion, Sven Petke, sei dies jedoch ein 
„gerechtfertigtes und notwendiges“ Mittel für Aus¬ 
nahmefälle. 

(Azadi/jw, 21.5.2004) 

Flüchtlinge setzen Hungerstreik fort 

Die kurdischen, albanischen und arabischen Flücht¬ 
linge, die sich in Abschiebehaft in Rottenburg befin¬ 
den, setzen ihren am l.Mai gestarteten Hungerstreik 
aus Protest gegen die deutsche Asylpolitik und die 
Haftbedingungen fort. Sie wollen ihre Aktion 
solange durchführen, bis ihre Forderungen akzep¬ 
tiert werden. 

Unter diesen Flüchtlingen befinden sich auch 
Efter Tune (Verteiler der Zeitschrift „Revolutionäre 
Demokratie“), Aydin Murat (Mitarbeiter der 
HADEP-Jugendkommission), Mehmet Sari (Kurde 
aus Gaziantep), Ishak Murtazi (aus dem Kosovo) 
und Arabischstämmige. Mehmet Sari hat unserer 
Zeitung eine Erklärung abgegeben: „Wir sind Betrof¬ 
fene, die wegen politischer Verfolgung geflohen sind. 
Wir haben aus diesem Grund Asyl in Deutschland 
gesucht. Doch will man uns jetzt zurück in unsere 
Heimatländer abschieben. Wir fordern von der deut¬ 
schen Politik eine menschliche Behandlung und die 
Anwendung humaner Regelungen.“ Die Mitarbeiter 
der Abschiebehaft interessieren sich laut Mehmet 
Sari kaum für den Hungerstreik. Vielmehr wird ver¬ 
sucht die Gefängnisleitung, die Hungerstreikenden 
voneinander zu trennen, ein Beteiligter wurde am 14. 
Mai entlassen. „Mit solchen Versuchen will man 
unsere Aktion lahm legen,“ so Sari. Aus Protest 
gegen diese ignorante Haltung hat Mahmut Ziker 
Medikamente genommen, um Selbstmord zu bege¬ 
hen. Zur Zeit wird er unter Polizeiaufsicht im Kran¬ 
kenhaus behandelt. Er soll offenbar unter ärztlicher 
und polizeilicher Begleitung abgeschoben werden. 

„Wir rufen die Zuständigen und die Öffentlich¬ 
keit auf, unsere Aktion zu beobachten und unsere 
Forderungen zu unterstützen.“ 

(Azadi/ÖP, 22.5.2004) 

Kurde mit Medikamenten ruhigge¬ 
stellt - Erneuter Abschiebeversuch 
steht bevor 

Der Kurde Özel Özkan, der vor Jahren in Deutsch¬ 
land wegen seiner politischen Aktivitäten in der Tür¬ 
kei Asyl beantragt hatte und nach der Ablehnung in 
die Türkei abgeschoben wurde, befindet sich wieder 
hier. Er erklärte gegenüber Özgür Politika: „Ich bin 
damals unter Betäubung aus Deutschland in die Tür¬ 
kei abgeschoben. Jetzt befürchte ich, dass mir das- 
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selbe wieder passieren wird. Am 8. Juni soll erneut 
die Abschiebung in die Türkei erfolgen.“ 

Özkan schildert die Situation von 2002 so: „A m 
1. Februar wurde ich betäubt und in Begleitung von 
Ärzten abgeschoben worden. Im Februar 2004 bin 
ich dann wieder nach Deutschland eingereist, um 
erneut Asyl zu beantragen. Bis jetzt wurde ich 
jedoch nicht zu meinen Asylgründen befragt. Seit 
etwa 3 Monaten befinde ich mich in Abschiebehaft. 
Wegen meiner psychischen Probleme und der Flug¬ 
angst gibt man mir täglich 10 verschiedene Medika¬ 
mente.“ Weiter äußert sich der Kurde zu einem 
ersten Abschiebeversuch: „Man hat mich am 7. Mai 
2004 zum Flughafen gebracht. Dort wollte man mir 
Tabletten geben, die ich allerdings nicht einnehmen 
wollte, weil ich sie nicht kannte. Der Pilot hat sich 
geweigert, mich zu transportieren, weil in den ärzt¬ 
lichen Berichten gestanden hat, dass ich unter massi¬ 
ver Flugangst leide.“ 

Derzeit befindet sich Özkan im Gefängnis von 
Langenhagen in Abschiebehaft. Auch jetzt versuche 
man, ihn mit Medikamenten ruhig zu stellen. Zum 
Schluss wiederholte er, dass er sich vor dem erneu¬ 
ten Versuch seiner Abschiebung von Düsseldorf am 
8. Juni sehr fürchte. In seinen Augen sei das Vorge¬ 
hen der Behörden gegen ihn illegal und unmensch¬ 
lich. Er würde gerne hiergegen vorgehen, doch sei 
sein Anwalt nicht bereit, Anzeige zu erstatten. 

(Azadi/ÖP, 24.5.2004) 


Weniger Einbürgerungen 

Laut Statistischem Bundesamt erhielten 2003 rund 
140 700 Ausländer (knapp neun Prozent weniger als 
im Vorjahr) die deutsche Staatsangehörigkeit. Mit 
einem Anteil von 40 Prozent stammten die meisten 
aus der Türkei. Seit dem Jahr 2000 sinkt die Zahl 
der Einbürgerungen kontinuierlich. 61 Prozent der 
Antragsteller haben von der Regelung Gebrauch 
gemacht, nach einem mindestens achtjährigen Auf¬ 
enthalt in Deutschland eingebürgert zu werden. 

(Azadi/ND, 25.5.2004) 



Rolf Gössner wiedergewählt 


Der Bremer Rechtsanwalt und Publizist Rolf Göss¬ 
ner wurde in Berlin für zwei weitere Jahre als Präsi¬ 
dent der „Internationalen Liga für Menschenrechte“ 
wiedergewählt. Bestätigt wurden auch die Vizepräsi¬ 
denten Laurent Faasch-Ibrahim und Till Wilsdorf. 

Gössner kündigte auf der Mitgliederversamm¬ 
lung an, dass sich die Liga verstärkt gegen die „über¬ 
zogenen und freiheitsgefährdenden Anti-Terror- 
Maßnahmen“ einsetzen werde, die „mit Sicherheit 
die Bürgerrechte noch weiter aushöhlen werden“. 
Ferner kritisierte er die geplante Zentralisierung der 
Sicherheitsbehörden und die Demontage des Sozial¬ 
staates. 

(Azadi/ND, 20.4.2004) 



UWO WN PEM SCHWARZEN KOLLEGEN fliTTt 
MAL DrE AU FtNFTHALTS SEJM tHMISUNG. 
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Wandmalerei an einer Wand des SSK (Sozialistische Selbsthilfe Köln) 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 

Nach Abschluss des Strafverfahrens gegen I.P. wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz entstanden 
über die Erstattung von Pflichtverteidigungsgebühren hinausgehende Anwaltskosten. AZADI beteiligte sich 
hieran mit einem Betrag in Höhe von 300,— €. 

Mehtap C. sollte als Zeugin im Zusammenhang mit einer Veranstaltung des Dachverbandes der kurdischen 
Vereine in Deutschland (YEK-KOM) Aussagen machen. Für entstandene Beratungskosten wegen Aus¬ 
kunftsverweigerung beteiligte sich AZADI an den Anwältinnengebühren mit einem Betrag in Höhe von 
136,— €. 

Wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz war gegen Celal K. ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wor¬ 
den. Das zuständige Landgericht verurteilte ihn zu einer Geldstrafe. AZADI hat sich mit einem Betrag von 
125,— € an den Anwaltskosten beteiligt. 

Für den politischen Gefangenen Hasan A. (§ 129) hat AZADI die Kosten für die Verlängerung des Hürriyet- 
Abos übernommen in Höhe von 71,— €. 

Wegen Zuwiderhandlung gegen das Vereinsgesetz war gegen Ali I.B. ermittelt, das Verfahren jedoch man¬ 
gels Tatverdacht eingestellt worden. AZADI hat die Anwaltskosten in Höhe von 209,38 € übernommen. 

Weil Alper B. gegen das Vereinsgesetz verstoßen hatte, wurde gegen ihn ermittelt. AZADI hat sich an den 
Anwaltskosten in Höhe von 200,— € beteiligt. 

Wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz war gegen Inan L. ermittelt worden. Das Verfahren wurde 
jedoch nach § 153 StPO ohne Auflagen eingestellt. An den Anwaltskosten hat sich AZADI mit einem 
Betrag von 500,— € beteiligt. 

Wegen der Beteiligung an der Identitätskampagne wurde H.Y. zu einer Geldstrafe verurteilt. Die Anwalts¬ 
kosten in Höhe von 250,56 € hat AZADI übernommen. 





Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name: 

Enzugsermächtigung: 

Bank: 


Straße: 

BLZ: 


PLZ/Ort: 

Konto: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Ort/Datum: 

Unterschrift: 


Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 

Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Lindenthalgürtel 102, 50935 Köln 
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ACHTUNG: NEUE ADRESSE 

NEUE ADRESSE NEUI 

NEUE ADRESSE 

ADRESSE: 

AZADI e.V. Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf Tel: 0211-830 2908 


infodienst nr. 19/20 

juni/juli 2004 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
U nterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

jiraf-Adolf-Str. 70A 

40210 Düsseldorf 

Tel. 0211/8 3029 08 

E-Mail azadi@t-oniine.de 

Internet wwwma^>brcrazadi/ 

V. i. S. d. P.: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8 035 782 600 
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YEK-KOM-Vbrsitzender Mehmet 
Demir und Vorstandsmitglied Ayten 
Kaplan zu Geldstrafen verurteilt 



it einer Geldstrafe von 
2700,— Euro (180 Tagessätze 
ä 15,— Euro) endete am 29. 

Juni 2004 der Prozess gegen den Vor¬ 
sitzenden der Föderation der kurdi¬ 
schen Vereine in Deutschland (Yek- 
kom), Mehmet Demir. Das 
Vorstandsmitglied Ayten Kaplan 
wurde zu einer Geldstrafe von 1300,— 

Euro (100 Tagessätze ä 13,— Euro) 
verurteilt. Gegen Beide war der Vor¬ 
wurf erhoben worden, als Födera¬ 
tionsverantwortliche gegen das Vereinsgesetz im Rahmen des Betätigungsver¬ 
bots der PKK verstoßen zu haben. 

Das Verfahren war am 13. Januar 2004 eröffnet und am 29. Juni mit den 
Plädoyers der Staatsanwaltschaft und der Verteidigung sowie der Urteilsverkün¬ 
dung beendet worden. In einer kurzen Erklärung haben beide Angeklagte ihre 
Mitwirkung an der Verbreitung und Präsentation der Identitätskampagne einge¬ 
räumt. Cs. auch infodienst Nr. 15) 



Was war? 

Hintergrund des Verfahrens bildete die am 31. Mai 2001 o ff i z iell angekündigte 
und am 13. Juni gestartete Unterschriftenkampagne „Auch ich bin PKKler/in” 
in Düsseldorf vor dem Oberlandesgericht, wo zu diesem Zeitpunkt der Prozess 
gegen den damaligen Deutschlandkoordinator der PKK, Sait Hasso, stattfand. 
Rund 1500 Selbstbezichtigungen wurden - verbunden mit einer angemeldeten 
und genehmigten Kundgebung - dem Senat des OLG übergeben. 

Weitere unterschriebene Erklärungen sind in der Folgezeit öffentlichen Stel¬ 
len überreicht worden. Laut Kriminaloberkommissar Jegutzki von der Staats¬ 
schutzabteilung des Polizeipräsidiums Düsseldorf in seiner Aussage am 29. Juni 
seien allein in Nordrhein-Westfalen 11120 Selbsterklärungen abgegeben worden, 
bundesweit etwa 80 000. 

Staatsanwaltschaft plädiert 

In ihrem Plädoyer behauptete die Staatsanwaltschaft, die „Föderation der kur¬ 
dischen Vereine” sei eng mit der PKK verflochten und Mehmet Demir agiere 


Wir sind nach Düsseldorf umgezogen 
und haben seitdem 15.J uli eine 
Bürogemeinschaft mit der Beratungs¬ 
stelle von YEK-KOM, der Föderation 
der kurdischen Vereine in Deutsch¬ 
land. Ein besserer Informationsaus¬ 


tausch, direktere Kontakte zu kurdi¬ 
schen Einrichtungen und eine Reihe 
weiterer Erleichterungen unserer 
Arbeit sind mit diesem Ortswechsel 
verbunden. 


Unsere neue Anschrift: 

Graf-Adolf-Straße 70A, 40210 Düssel¬ 
dorf, Tel. 0211-830 29 08. 

i 













dem 

„Deckmantel 
von Yek-Kom“ 
als „maßgeb- 
PKK- 
Funktionär“. Er 
habe die 

Hauptverantwor¬ 
tung für die Ver¬ 
breitung der 

Unterschriftenkam¬ 
pagne zur „Mobilisierung der Masse“ 
zu tragen. Der Staatsanwalt beantragte eine Frei¬ 
heitsstrafe von 10 Monaten zur Bewährung und 200 
Arbeitsstunden als Auflage. 


1 

ti 
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Staatsschutz Düsseldorf äußert 
sich 

Kriminaloberkommissar Jegutzki, brachte in seiner 
Zeugenaussage zum Ausdruck, dass er seit Auf¬ 
nahme seiner Tätigkeit beim Düsseldorfer Staats¬ 
schutz im Jahre 1996, in Kontakt stehe zu den Ver¬ 
antwortlichen von YEK-KOM. Es habe in diesen 
Jahren stets eine kooperative und gute Zusammen¬ 
arbeit gegeben, z. B. bei der Durchführung der jähr¬ 
lich stattfindenden Kultur-Festivals oder bei 
Demonstrationen. Probleme vereinsrechtlicher 
Natur seien diskutiert und einvernehmlich gelöst 
worden. Schon in seiner Aussage vom 13. Januar 
hatte Jegutzki erklärt, dass sich der Düsseldorfer 
Staatsschutz zu keinem Zeitpunkt veranlasst gesehen 
hätte, Ermittlungen gegen die beiden Angeklagten 
einzuleiten. 


Die Verteidigung plädiert 

Die Behauptung der Staatsanwaltschaft, Mehmet 
Demir sei als PKK-Funktionär in der mit der PKK 
verflochtenen Föderation Yek-Kom tätig, wies des¬ 
sen Verteidiger, Heinz Schmitt, als unzutreffend und 
unzulässig zurück. 

Weil sein Mandant nach wie vor in der Födera¬ 
tion der kurdischen Vereine in Deutschland (YEK- 
KOM) als auch der Konföderation der kurdischen 
Vereine in Europa (KON-KURD) politisch aktiv 
sei, habe er den Eindruck, die Staatsanwaltschaft 
wolle ihm dieses Engagement durch die Auferlegung 
einer Freiheitsstrafe zunichte machen. 


Sein Mandant sei ein politisch handelnder 
Mensch und darum bemüht, seine Arbeit im Rah¬ 
men der geltenden Gesetze durchzuführen. Rechts¬ 
anwalt Schmitt beantragte eine „moderate Geld¬ 
strafe“ mit „eher symbolhaftem Charakter“. 

Der Verteidiger von Ayten Kaplan, Frank 
Jasenski, betonte, dass auch in diesem Verfahren der 
politische Hintergrund der Kampagne nicht außer 
Acht gelassen werden dürfe. Es sei nicht primär 
darum gegangen, die deutsche Justiz lahm zu legen. 
Mit der Unterschrifteninitiative sei vielmehr an die 
europäischen Staaten appelliert worden, sich für ein 
ernsthafteres Engagement hinsichtlich der politi¬ 
schen Lösung des kurdischen Konfliktes einzuset¬ 
zen. Die Anklage habe sich hingegen ausschließlich 
auf die inkriminierte Aussage fokussiert, dass man 
„jede Form von Verbot gegenüber der PKK“ kriti¬ 
siere, „dies nicht akzeptiere“ und ,jede sich hieraus 
ergebende Verantwortung trage“. Er beantragte eine 
Geldstrafe mit niedrigem Tagessatz. 

Der Senat urteilt 

Das Gericht befand zwar den YEK-KOM-Vorsit- 
zenden Mehmet Demir als maßgeblich Verantwort¬ 
lichen für schuldig, die Unterschriftenaktion unter¬ 
stützt, befördert und koordiniert zu haben. Jedoch 
habe er in keiner Weise an deren Initiierung und 
Abfassung mitgewirkt. Das Vorstandsmitglied Ayten 
Kaplan sie an nicht exponierter Stelle tätig gewesen, 
weshalb das Strafmaß niedriger anzusetzen gewesen 
sei. 

Bei der Unterschriftenaktion habe es sich um 
eine von der PKK veranlasste Werbekampagne zur 
„Mobilisierung der Massen“ gehandelt. Deshalb 
müsse die Unterstützung dieser „Demonstration“ als 
Verstoß gegen das seit März 1994 bestehende unan¬ 
fechtbare Betätigungsverbot der PKK geahndet wer¬ 
den. Jedoch handele es sich in beiden Fällen um ein 
strafrechtliches Delikt an der untersten Grenze. Die 
Festsetzung des Strafmaßes sei im Lichte der erlaub¬ 
ten Meinungsäußerung und unter Vorgabe der Mei¬ 
nungsfreiheit vorgenommen worden. Strafmildernd 
sei auch berücksichtigt worden, dass die Tat der bei¬ 
den Angeklagten bereits 3 Jahre zurückliege. 

Wie AZADI bekannt geworden ist, hat die Staatsanwalt¬ 
schaft Düsseldorf inzwischen Revision gegen die Urteile 
eingelegt (27. Juli 2004) 


YEK - KOM 

FÖDERATION KURDISCHER VEREINE IN DEUTSCHLAND 



(/) 

(/) 



N 

O 

0 1 

Q. 


zu seitie 1 


2 






Sahin Engizek vom OLG Düsseldorf verurteilt 


Ein weiterer Prozess ist am 30. Juni 2004 zu Ende 
gegangen. Der kurdische Politiker Sahin Engizek ist 
vom Oberlandesgericht (OLG) Düsseldorf wegen 
der „dauerhaften Unterstützung einer kriminellen 
Vereinigung” zu einer Freiheitsstrafe von 1 Jahr und 
9 Monaten auf Bewährung verurteilt. Die Bewäh¬ 
rungszeit wurde auf 3 Jahre festgelegt, verbunden 
mit einer Reihe von Auflagen: Engizek muss sich 
einem Bewährungshelfer unterstellen und zweimal 
im Monat bei der Polizei melden. Außerdem wird er 
angewiesen, dem Senat jeden Wohnungswechsel 
schriftlich anzuzeigen, öffentliche Auftritte und Stel¬ 
lungnahmen zuvor mitzuteilen (Veranstalter, Veran¬ 
staltungsort, Thema, Funktion) und den Senat über 
seine ausländerrechtlichen Angelegenheiten zu infor¬ 
mieren. 

Urteilsbegründung 

Laut Vorsitzendem Richter Klein soll es sich um 
„das vorläufig letzte Verfahren 64 dieser Art gehandelt 
haben (Verurteilung nicht wegen Mitgliedschaft, 
sondern „nur 66 Untersützung, Anm.) Er betonte, dass 
der Angeklagte nicht geheim und konspirativ gear¬ 
beitet habe. Gegenstand des Vorwurfs sei, dass die 
PKK Engizek Anfang 2000 mit der Leitung des 
Arbeitsbereiches „Außenbeziehungen 66 beauftragt 
habe, einem zentralen Sektor der PKK-Strukturen. 
Seine Aufgabe, die er bis zum Juni 2001 wahrge¬ 
nommen habe, habe darin bestanden, nationale und 
internationale Kontakte herzustellen, zu entwickeln 
bzw. aufrecht zu erhalten, Verbindungen aufzuneh¬ 
men zu Journalisten und Meinungsmultiplikatoren, 
um eine Akzeptanz der PKK sowie eine Unterstüt¬ 
zung für die kurdische Sache zu erreichen. Außer¬ 
dem sei in Gesprächen die Aufhebung des Betäti¬ 
gungsverbots ein zentrales Anliegen gewesen. 
Maßgeblich habe Engizek die Umsetzung der im 
Frühsommer 2001 gestarteten Identitätskampagne 
betrieben. Darüber hinaus sei er mit der Betreuung 
kurdischer Gefangener befasst gewesen und habe in 
ständigem Kontakt gestanden mit Riza Altun, dem 
Europaverantwortlichen der PKK. 

Strafmildernd habe sich auf die Strafzumessung 
ausgewirkt, dass der Kurde seit seiner Kindheit 
geprägt sei von der PKK und der Verfolgungssitua¬ 
tion der Kurden in der Türkei. Er habe keine eige¬ 
nen Ziele verfolgt und sich für eine gewaltfreie 
Lösung des Kurdistan-Konflikts eingesetzt. Außer¬ 
dem liege die Tat lange Jahre zurück. Zwar habe 
Engizek kein Geständnis im juristischen Sinne abge¬ 


legt, aber seine Tätigkeit eingeräumt. Zudem habe 
bei ihm eine konkrete Beteiligung an Straftaten nicht 
festgestellt werden können. Berücksichtigt worden 
sei auch, dass sich Engizek drei Monate in U-Haft 
befunden habe. 

Prognose des Gerichts 

Der Senat verkenne zwar nicht das Eingebunden¬ 
sein von Sahin Engizek in das PKK-Milieu, erwarte 
aber, dass der Kurde künftig keine Straftaten mehr 
begeht, nicht zuletzt wegen des Drucks infolge der 
ihm auferlegten Bewährung. Der Senat könne zwar 
nichts verbieten, aber vor der Gefahr des Bewäh¬ 
rungswiderrufs im Falle einer erneuten Straffälligkeit 
warnen. Dies beinhalte auch Verstöße gegen Asylge¬ 
setze. Den Haftbefehl des Bundesgerichtshofes 
(BGH) vom 24. Januar 2002 und den Verscho¬ 
nungsbeschluss erklärte das Gericht für aufgehoben. 
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Plädoyer der Bundesanwaltschaft 


Die Bundesanwaltschaft (BAW) hatte in ihrem Plä¬ 
doyer vom 16. Juni eine Freiheitsstrafe von 2 Jahren 
und 3 Monaten wegen Mitgliedschaft in einer krimi¬ 
nellen Vereinigung (§ 129 StGB) gefordert und bean¬ 
tragt, den noch bestehenden Haftbefehl in Vollzug 
zu setzen. Ihrer Meinung nach sei der Angeklagte 
als Leiter des Arbeitsbereichs „Außenbeziehungen 66 
ein Kader der PKK und nicht weisungsunabhängig 
gewesen. Strafmildernd sei zu werten, dass der 
Angeklagte bisher strafrechtlich nicht in Erschei¬ 
nung getreten sei; belastend hingegen, dass Engizek 
unmittelbar nach Entlassung aus der U-Haft am 25. 
Januar 2002 wieder politische Aktivitäten entwickelt 
habe. 

Die Verteidigung hat das Wort 

Am 23. Juni plädierten die Verteidiger/in Engizeks, 
Rechtsanwalt Rainer Ahues (Hannover) und Anwäl¬ 
tin Astrid Aengenheister (Bonn). 

Anwalt Ahues erklärte, sein Mandant sei weder 
ein führender Funktionär der PKK gewesen, noch 
der Leiter des Bereiches „Außenbeziehungen 66 . Die 
Behauptung der Anklage, Engizek habe dauerhaft 
am Verbandsleben teilgenommen, sei unzutreffend, 
weil der Funktionärskörper keine „kriminelle Verei¬ 
nigung 66 im Sinne des Gesetzes mehr darstelle. Die 
BAW habe versucht, anhand von Telefongesprächen 
zu belegen, dass Engizek nicht als Vermittler zwi¬ 
schen „Lagern 66 tätig gewesen sei, sondern als hoch¬ 
rangiger PKK-Kader den Arbeitsbereich „Außenbe¬ 
ziehungen 66 geleitet haben soll. Sein Mandant 
hingegen habe als gleichberechtigtes Mitglied in 
einem Team für Außenbeziehungen legale Lobbyar¬ 
beit gemacht und sei in keinerlei Straftaten verwi¬ 
ckelt gewesen. 

Als Bestätigung für die BAW-These von einem 
angeblich existierenden System der Strafgewalt 
innerhalb der PKK, sollte eine Reihe von abgehörter 
Telefonate dienen. Auf einer Leinwand machte 
Rechtsanwalt Ahues anhand der Texte sichtbar, wie 
Inhalte diese Gespräche einseitig im Sinne der 
Anklage interpretiert worden sind. 

Ahues warf der BAW vor, sie argumentiere rück¬ 
wärtsgewandt. Es herrsche bei ihr eine „mentale 
Gewaltreservation 66 vor, mit der sie aufs Neue 
Anklagen begründe. Sahin Engizek jedenfalls habe 
legale Lobbyarbeit betrieben. 

Scharf kritisierte Ahues auch den von Daten¬ 
schützern beklagte „Wildwuchs der Überwachung 66 . 
Abgehörte Telefonate zwischen Anwälten und ihren 
Mandaten hätten wegen des Mandatsgeheimnisses 
und der Ungestörtheit der individuellen Sphäre nicht 
den Weg in die Gerichtsordner finden dürfen. So sei 


beispielsweise ein Anbahnungsgespräch zwischen 
einer Rechtsanwältin und ihrem möglichen künfti¬ 
gen Mandanten, der Kontakt zu Sahin Engizek 
hatte, überwacht worden. 

Rechtsanwältin Astrid Aengenheister erklärte, 
dass das Verfahren gegen Herrn Engizek in „keiner¬ 
lei direktem Bezug zu konkreten Straftaten 66 stehe. 
Die Anklage habe den Zugriffs- bzw. Zurechnungs¬ 
bereich zur „kriminellen Vereinigung 66 ausgeweitet. 
Die Behauptung der Ermittlungsbehörden, z. B. des 
Bundeskriminalamtes, die Tätigkeit des so genann¬ 
ten Heimatbüros würde weiter gebraucht und müsse 
es deshalb auch weiterhin geben, sei „nicht ausrei¬ 
chend, einen für die Urteilsfindung genügenden Tat¬ 
verdacht zu begründen 66 . Hierauf könne die 
Annahme einer „kriminellen Vereinigung 66 im Sinne 
des §129 nicht gestützt werden. Der von der BAW 
beständig behauptete Gewaltvorbehalt (der 
KADEK-Führung, jederzeit mit Gewalttaten zu rea¬ 
gieren, wenn Leib oder Leben von Abdullah Öcalan 
gefährdet ist, Anm.) könne nicht aufrecht erhalten 
werden. So habe der Bundesgerichtshof (BGH) mit 
Beschluss vom 20.12.2001 darauf verwiesen, „dass 
die Voraussetzungen einer Rückkehr zu demonstra¬ 
tiven Straftaten nur relativ vage definiert seien 66 . Aus 
Sicht der Verteidigung könne bei der PKK bzw. 
KADEK nicht von der Existenz einer „kriminellen 
Vereinigung 66 ausgegangen werden. Eine Verurtei¬ 
lung ihres Mandaten nach §129 komme nicht in 
Frage. 

Die Verteidigung beantragte deshalb die Verhän¬ 
gung einer Geldstrafe oder - sollte das Gericht die¬ 
ser Beurteilung nicht folgen - hilfsweise, den Ange¬ 
klagten wegen „Unterstützung 66 (nicht 
Mitgliedschaft) einer „kriminellen Vereinigung 66 zu 
einer Freiheitsstrafe von nicht mehr als 1 Jahr und 4 
Monaten zu verurteilen. 

Die Sozialprognose ihres Mandanten sei günstig. 
So wolle er das Abitur nachholen und anschließend 
studieren. 

Sahin Engizek verzichtete auf ein Schlusswort. Er 
habe während des Verfahrens mehrmals Stellung 
bezogen (s. auch infodienst Nr. 18) und wolle sich im 
übrigen den Ausführungen seiner Verteidiger/in 
anschließen. 

Anmerkung: 

Unterstützung einer „kriminellen Vereinigung 66 
bedeutet eine zur Täterschaft aufgewertete Beihilfe. 
Mitglied einer kriminellen Vereinigung ist, wer aktiv, 
dauerhaft und gleichberechtigt am Verbandsleben 
teilnimmt. 
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Wohnungs- und Vereinsdurchsuch¬ 
ungen in Berlin 

Die Wohnungen der Journalisten der Zeitung Özgür 
Politika, Mustafa Timur und Oktay Yilmaz sowie 
des ehemaligen Vorsitzenden des Vereins Mala Kurd 
(Kurdistan-Haus), Ismail Parmaksiz, als auch die 
Räume des Vereins wurden gleichzeitig von der Poli¬ 
zei durchsucht. Zahlreiche Publikationen, Archive 
der Zeitung, Bücher und Musikkassetten sind bei 
der Durchsuchung beschlagnahmt worden. Die 
Betroffenen haben den Polizeiüberfall so beschrie¬ 
ben: „Die Polizei hat gegen 10.00 Uhr unsere Woh¬ 
nungen laut Durchsuchungsbefehl des Staatsanwalts 
Jürgen Heinke durchsucht. Der Grund dieser Maß¬ 
nahme soll der Verstoß gegen das Vereinsgesetz 
gewesen sein.“ Die beiden Zeitungsmitarbeiter 
haben das Verhalten der Polizei als Verletzung der 
Pressefreiheit und als Versuch verurteilt, die kurdi¬ 
sche Stimme zu verbieten. 

Nach der Durchsuchung wurde Mustafa Timur 
festgenommen. Die Polizei werfe ihm vor, er und 
Oktay Yilmaz hätten während einer „demokrati¬ 
schen und legalen Aktion im Dezember 2003 die 
Meinung eines Jugendlichen von TECAK (kurdische 
Jugendorganisation) veröffentlicht und damit 
TECAK unterstützt.“ Dieses Vorgehen müsse er als 
„Skandal in einem solchen Land wie Deutschland“ 
bezeichnen: „Die deutschen Behörden kriminalisie¬ 
ren so weiterhin die Kurden. Ich habe der Polizei 
gegenüber alle Vorwürfe zurückgewiesen.“ 


Die betroffenen Kurden haben ihren Anwalt 
Sönke Hilbrans eingeschaltet. 

Auch die „Vereinigung der Journalisten aus Kur¬ 
distan“ (YRK) hat die Durchsuchungen als Verstoß 
gegen die Pressefreiheit scharf kritisiert. 

(Azadi/ÖP, 29.5.2004) 

Ali Seven aus der Haft entlassen 

Anfang Juni wurde der kurdische Politiker Ali Seven 
unter Auflagen und einer 3-jährigen Bewährungszeit 
aus der JVA Berlin-Tegel entlassen. 

Wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen Verei¬ 
nigung (§ 129 StGB) war er am 18. Dezember 2003 
vom Oberlandesgericht (OLG) Stuttgart zu einer 
Haftstrafe von 2 Jahren verurteilt worden. Die 
Anklage (Bundesanwaltschaft) hatte dem Kurden 
vorgeworfen, von April 2001 bis Februar 2002 die 
PKK-Region Berlin mit den Gebieten Dresden und 
Leipzig geleitet und dem „Funktionskörper der 
PKK“ angehört zu haben. 

Am 13. Januar 2003 war Ali Seven aufgrund 
eines Haftbefehls des Ermittlungsrichters beim 
Bundesgerichtshof (BGH) von Beamten des 
Bundeskriminalamtes in Mannheim festgenommen 
worden. Die Eröffnung der Hauptverhandlung vor 
dem OLG Stuttgart fand am 29. Oktober 2003 statt. 
Die längste Zeit seiner Haft verbrachte Ali Seven in 
der JVA Stuttgart-Stammheim. 

Obwohl Ali Seven eine Asylanerkennung nach 
Artikel 16 hatte, wurde ihm von der zuständigen 
Ausländerbehörde kürzlich die Ausweisungsandro- 
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hung überreicht. Gegen diesen Bescheid wird sein 
Verteidiger Einspruch einlegen. 

(Azadi) 

Hamza Y. aus der Haft entlassen 

Am 5. Juni 2004 ist Hamza Y. aus der Haft entlas¬ 
sen worden. Er war wegen Verstoßes gegen das Ver¬ 
einsgesetz im Rahmen des Betätigungsverbots der 
PKK zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr ohne 
Bewährung verurteilt worden. Die Revision des 
Kurden hatte der Bundesgerichtshof als unbegrün¬ 
det verworfen. 

(Azadi) 

Hausdurchsuchung in Wolfsburg 

Betroffener vermutet Denunziation 

Am 2. Juni wurde die Wohnung des in Wolfsburg 
lebenden kurdischen Arbeitgebers Sehmus Yasar 
von der Polizei durchsucht. 

Zu der Hausdurchsuchung und seiner 5-stündi- 
gen vorläufigen Festnahme erklärte Yasar: „Vorge¬ 
stern früh um 6.30 Uhr klingelte es an meiner Haus¬ 
tür und ich war verwundert, wer uns um diese Zeit 
besuchen wollte. Ich öffnete und vor mir standen 
Zivilpolizisten, ein Dolmetscher und eine Dame von 
der Stadtverwaltung, die als Zeugin dienen sollte. Sie 
erklärten, dass sie eine Durchsuchungsgenehmigung 
hätten. Auf meine Frage, was gegen mich vorliege, 
hieß es, ich sei Funktionär der PKK und für Finan¬ 
zen zuständig.“ Diese Behauptungen würden jedoch 
jeder Grundlage entbehren - so Yasar. 

Yasar erläuterte gegenüber der Zeitung „Özgür 
Politika“, dass er seit 10 Jahren in Wolfsburg lebe 
und davor in Bremen gewohnt habe. Die durchsu¬ 
chenden Polizisten hätten ihn auf diese Zeit in Bre¬ 
men angesprochen, in der er angeblich verantwort¬ 
lich gewesen sein soll für Publikationen und 
Finanzen. Außerdem soll er Spendengelder einge¬ 
trieben haben. 

Nach der Razzia in seiner Wohnung habe die 
Polizei auch sein Auto und seinen Laden „Medya 
Döner Haus“ durchsucht und verwüstet. Erklärun¬ 
gen von Abdullah Öcalan sowie Notizblöcke seien 
beschlagnahmt worden: „Diese Erklärungen habe 
ich aus dem Internet, also ganz legal. Jeder kann 
sich solche Texte herunterladen.“ 

Während der vorübergehenden Festnahme sei er 
fotografiert und seine Fingerabdrücke genommen 
worden. Auf die Frage der Polizei, ob er bereit sei, 
Aussagen zu machen, habe er geantwortet, dass er 
es vorziehe, erst einmal seinen Anwalt zu kontaktie¬ 
ren. 


Er vermute, Opfer einer Denunziation geworden 
zu sein. 

(Azadi/ÖP, 4.6.2004) 

Kurdistan-Konflikt braucht Lösung 

Pfarrer Lücke von der evangelischen Kirche im Dia¬ 
konie-Klinikum Vorpommern in Ückermünde, 
äußerte gegenüber der Zeitung „Özgür Politika“ 
seine Kritik an der Türkei, die den von kurdischer 
Seite seit 6 Jahren eingehaltenen einseitigen Waffen¬ 
stillstand nicht ernst nehme. „Die Stigmatisierung 
der PKK als terroristische Organisation durch die 
Türkei bedeutet auch, das kurdische Volk als terro¬ 
ristisch zu brandmarken. Es ist kein Terrorismus, 
wenn ein Volk für seine Freiheit kämpft.“ Er emp¬ 
finde es als bitter, dass dem kurdischen Volk keine 
Rechte zugestanden würden. Die Menschen hätten 
für ihre Freiheiten viele Opfer bringen müssen. 

Auf den ernsten Gesundheitszustand von Abdul¬ 
lah Öcalan angesprochen, meinte Lücke: „Ich kann 
mich sehr gut an die Verschleppung und Inhaftie¬ 
rung des Vorsitzenden der PKK erinnern, der sich 
seit nunmehr fünf Jahren in Isolationshaft befindet. 
Für Kurdinnen und Kurden ist Öcalan eine Füh¬ 
rungspersönlichkeit und dementsprechend dessen 
Gesundheitszustand sehr wichtig. Will die Türkei in 
die EU, muss sie erst einmal die Kopenhagener Kri¬ 
terien erfüllen.“ Er hoffe von Herzen, dass die euro¬ 
päischen Staaten das Anliegen der Kurden unterstüt¬ 
zen. „Gerade Deutschland muss den Kurden 
gegenüber mehr Wärme entgegenbringen und ihnen 
größere Rechte gewähren. Ich halte es für notwen¬ 
dig, dass in dem kurdischen Konflikt eine Lösung 
gefunden wird.“ 

(Azadi/ÖP, 12.6.2004) 

PDS-Landessprecher mit „PKK- 
Anbindung" 

Heino Vahldieck, Chef des Hamburger Verfassungs¬ 
schutzes, antwortete in einem Interview mit dem 
Neuen Deutschland (ND) auf die Frage, warum die 
gesamte PDS in der Hansestadt seit Januar 2003 
beobachtet wird, dass man „neue Erkenntnisse 
gewonnen habe“. So würden beispielsweise „in der 
PDS Personen mit Autonomen eng Zusammenar¬ 
beiten“. Aufgrund der Beobachtung der „linksextre¬ 
mistischen Szene“ habe man festgestellt, dass „die 
Person des Landessprechers mit seiner PKK-Anbin¬ 
dung sicherlich ein Indiz“ dafür sei. 

Überhaupt - so Vahldieck - müsse registriert 
werden, „dass Personen aus diesem Spektrum bei 
der PDS andocken.“ Derartige „personelle Verqui¬ 
ckungen mit den PKK-Nachfolgeorganisationen 
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KADEK und KONGRA-GEL“ würden auf das 
„besondere Interesse“ des Verfassungsschutzes sto¬ 
ßen. 

(Azadi/ND, 14.6.2004) 

Durchsuchungen in Bingen und 
Büdelsheim 

Am Morgen des 8. Juli wurden die Wohnungen von 
Sahin Cakar aus Bingen und Yakup Günes aus 
Büdelsheim durchsucht. Im Falle der Wohnungs¬ 
durchsuchung von Sahin Cakar, an der Zivil- und 
uniformierte Polizisten beteiligt waren, sind Briefe 
und Fotos beschlagnahmt worden. An den Händen 
gefesselt wurde Sahin Cakar festgenommen. 

Im Falle der Durchsuchung bei der Familie von 
Yakup Günes, hatte am frühen Morgen dessen 7- 
jährige Tochter den Polizisten, die ihre Waffen in der 
Hand hielten, die Türe geöffnet. Trotz des Hinweises 


von Frau Günes, dass ihr Ma nn arbeiten und nicht 
anwesend sei, wurde die Durchsuchung durchge¬ 
führt. Auf Nachfrage, wer diese veranlasst habe und 
aus welchem Grund, haben ihr die Polizisten gesagt, 
dass ihr Mann von der Staatsanwaltschaft Koblenz 
der Unterstützung der PKK beschuldigt werde. Er 
sei bereits längere Zeit beobachtet worden und es 
gebe Beweise für dessen politische Aktivitäten. Poli¬ 
zeikräfte nahmen Yakup Günes auf seiner Arbeits¬ 
stelle fest. 

Beide Betroffenen wurden in U-Haft genommen. 

(Azadi/ÖP, 9.7.2004) 

Festgenommen wegen 
Identitätsampagne 

Vor einiger Zeit hatte Sultan Alicpinar aus Vechta 
bei Oldenburg wegen Verstoßes gegen das Vereins¬ 
gesetz (Beteiligung an der Kampagne „Auch ich bin 


ii iiH in iiiiiim hii 

Am 26. November 2 003 jährte sich zum zehnten Mal das vom 
damaligen B u n d e s in n e n m in is te r Kanther erlassene Betätigungs¬ 
verbot der und für die PKK. Aus diesem Anlass haben die Huma¬ 
nistische Union, Yek-kom und AZADI eine Broschüre herausgege¬ 
ben, auf die wir nachstehend aufmerksam machen möchten. 


Inhalt 



Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Ver¬ 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren" innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror"-Kampfes 


Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 

War da was ? - Das PKK-Verbot im Bundestag 
Kurden brauchen Anerkennung 


AZADI - FREIHEIT-OZGURLUK 


Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzen 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


Der Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431-75141 literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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PKKler/in“) eine Ladung zur Polizei erhalten. Die¬ 
ser Aufforderung war sie nicht gefolgt (es gibt auch 
keine Vorschrift , die jemanden dazu zwingen kann , 
Anm.). Am 14. Juli wurde sie von Polizisten aus 
ihrer Wohnung abgeholt und zwecks ED-Behand¬ 
lung zur Polizeibehörde gebracht. Aussagen hat sie 
keine gemacht, aber ihre Rechtsanwältin eingeschal¬ 
tet. Sultan Alicpinar betonte gegenüber der Zeitung, 
dass sie es als ihr demokratisches Recht betrachte, 
eine solche Erklärung unterschrieben zu haben. 

(Azadi/ÖP, 15.7.2004) 

Mangelnde Identifizierung mit dem 
deutschen Wertesystem 

Weil sie die Selbsterklärung „Auch ich bin 
PKKler/in“ unterschrieben hatte, wurde einer Kur¬ 
din von der Bezirksregierung Düsseldorf die Einbür¬ 
gerung verweigert. Gegen diesen Bescheid hatte sie 
Widerspruch eingelegt. Darauf hin entschied das Ver¬ 
waltungsgericht (VG) Düsseldorf, dass der ange- 


fochtene Verwaltungsakt „rechtswidrig“ gewesen sei 
und „die Klägerin in ihren Rechten verletzt“ habe. 
Sie habe glaubhaft darlegen können, dass sie sich 
„mit der PKK oder deren politischen Zielen“ nicht 
identifiziere. Deshalb bestehe in ihrem Fall ein 
Anspruch auf eine „Einbürgerungszusicherung“. 

In seiner Entscheidungsbegründung führte das 
VG dennoch aus, dass die Klägerin mit ihrer Unter¬ 
schrift „Bestrebungen unterstützt“ habe, „die gegen 
die freiheitlich demokratische Grundordnung 
gerichtet“ seien. Wer für die PKK eintrete, doku¬ 
mentiere „eine mangelnde Identifizierung mit dem 
Wertesystem der deutschen Verfassung“, weil es sich 
bei der von Abdullah Öcalan im Jahre 1978 gegrün¬ 
deten Partei um eine auf „marxistisch-leninistischer 
Ideologie fußende Organisation handele“. Nach 
Meinung des Gerichtes gelte deren Ziel, einen 
„unabhängigen kurdischen Staat“ anzustreben, „bis 
in die heutigen Tage fort“. Deshalb stünde die „PKK 
bzw. ihre Nachfolgeorganisationen weiter unter der 
Beobachtung des Verfassungsschutzes“. 

(Azadi, Juli 2004) 
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Machtkonzentrator Otto Schily 

CDU will „Nationalen Sicherheitsrat“, FDP Rechenschaft 
über “Sicherheitspakete” 

Im „Kampf gegen den Terror“ will Bundesinnenmi¬ 
nister Otto Schily erweiterte Zuständigkeiten in sein 
Ressort ziehen. So geht es darum, dass “sein” 
Bundeskriminalamt (BKA) zur weisungsbefugten 
Leitungsbehörde gemacht wird. Bis 2008 soll die 
Zentrale in Berlin funktionsfähig sein. Umzugskos¬ 
ten: 80 Millionen Euro. Außerdem plant Schily, die 
16 Yerfassungsschutzämter bzw. die entsprechenden 
Abteilungen der Länderinnenministerien dem Bun¬ 
desamt für Verfassungsschutz zu unterstellen. Jährli¬ 
che Kosten: rund 200 Millionen Euro. Auf den Weg 
gebracht wurde bereits die Zentralisation von Bun¬ 
desamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophen¬ 
hilfe, für die der Bundestag im Mai 2004 grünes 
Licht gegeben hatte. Somit kann Schily 27 000 
hauptamtliche und 1,3 Millionen freiwillige Feuer¬ 
wehrleute, 60 000 THW (Technisches Hilfswerk)- 
Angehörige und über eine halbe Million Mitarbeiter 
von Hilfsorganisationen befehligen. 

Ebenfalls wird die Sicherung der Seegrenzen zen¬ 
tralisiert. Angeblich lässt sich Schily bereits jetzt täg¬ 
lich die Positionen der Patrouillenboote vorlegen. 


Im Wettlauf um den ersten Platz bei der „Inneren 
Sicherheit“ hat der zuständige Bundesfachausschuss 
der CDU einen 7-Punkte-Plan beschlossen. Als 
erstes sieht er die Errichtung eines „Nationalen 
Sicherheitsrates“ als „Analyse- und Entscheidungs¬ 
zentrum“ vor. Erneuert wird in dem Papier auch die 
Forderung nach einem erweiterten Einsatz der 
Bundeswehr im Inneren. Die FDP hat derweil einen 
Antrag in den Bundestag eingebracht, der die Forde¬ 
rung nach einer Bewertung der Effektivität der 
„Sicherheitspakete“ I und II zum Inhalt hat. 

(Azadi/ND, 19.6.2004) 

Orte und Themen nicht unter 
Quarantäne stellen 

RH gegen geplante Demo-Verse Härtungen 

Gegen die von Bundesinnenminister Otto Schily 
geplanten Verschärfungen des Versammlungsrechts 
hat die Rote Hilfe (RH) protestiert. Sie befürchtet, 
dass die geplante Änderung, wonach an bestimmten 
Erinnerungsorten von „nationaler Bedeutung“ 
Demonstrationen grundsätzlich verboten oder 
beschränkt werden dürfen, „sich nur vordergründig 
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gegen die menschenverachtende Hetze von Neona¬ 
zis“ richte. Sie könnte auch zur „Repression gegen 
Linke eingesetzt werden“. Bestimmte Orte und The¬ 
men dürften nicht der öffentlichen Debatte entzogen 
werden, „indem sie quasi unter Quarantäne gestellt 
werden,” so die Rote Hilfe. 

(Azadi/ND, 25.6.2004) 


Zypries will EU-Strafregister 


Warnung vor zunehmender 
staatlicher Willkür 


Rechtsanwalt Schneider: Stärkere Vernetzung 
notwendig 


Schwerpunkte der gemeinsam vom Tayad-Komitee 
und dem „Angehörigeninfo” in Hamburg organi¬ 
sierten „Konferenz gegen Repression” waren die 
Situation der politischen Gefangenen in der Türkei 
und der anhaltenden Hungerstreiks gegen die Ein¬ 
führung von Isolationszellen sowie der zunehmen¬ 
den Repression und dem damit verbundenen Abbau 
von Grundrechten in der BRD. So wies der Ham¬ 
burger Rechtsanwalt Jürgen Schneider auf den von 
der EU-Kommission ausgearbeiteten „Rahmenplan 
zur Bekämpfung des Terrorismus“ hin, der der poli¬ 
tischen Willkür Tür und Tor öffne. So nannte er die 
„EU-Terrorliste”, die in kein juristisch überprüfbares 
Verfahren eingebettet sei, für betroffene Gruppen 
und Personen allerdings gravierende Konsequenzen 
habe. So könnten Organisationen wie der kurdische 
KADEK bzw. KONGRA-GEL hierdurch grund¬ 
sätzlich vom politischen Dialog ausgeschlossen wer¬ 
den. Auch sei der neue im September 2002 einge¬ 
führte §129b (Unterstützung und Werbung für 
ausländische „terroristische“ Organisationen) durch 
»juristische Grauzonen“ gekennzeichnet. Für 
Schneider liegt dessen eigentliches Ziel in der Krimi¬ 
nalisierung und Gefährdung internationaler Solidari¬ 
tätsarbeit. Ferner warnte er vor einem bevorstehen¬ 
den Umbau von EUROPOL zu einer „Art 
europäischem FBI“. Er forderte eine stärkere Ver¬ 


netzung und Kooperation von Bürgerrechtsorganisa¬ 
tionen, Anwälten und demokratischen Kräften - 
auch auf europäischer Ebene. 

(Azadi/jw, 8.7.2004) 


Rote Hilfe: IMK-Beschlüsse greifen 
zentrale Grundrechte an 


Bundesjustizministerin Brigitte Zypries warb vor 
dem Treffen der EU-Justizminister für einen intensi¬ 
veren Informationsaustausch über Gerichtsurteile 
und eine Vernetzung nationaler Strafregister. Ein ein¬ 
heitliches EU-Register hingegen lehnte sie ab. 
Deutschland, Frankreich und Spanien fordern einen 
schnellen elektronischen Datenaustausch in der EU. 
Innerhalb weniger Stunden sollen die einzelnen 
nationalen Registerbehörden auf Anfragen anderer 
EU-Staaten reagieren können. 

(Azadi/FR, 20.7.2004) 


„Im Falle der Anti-Terror-Datei’ ist wieder einmal 
davon auszugehen, dass ein in der Öffentlichkeit 
Angst besetztes Thema dazu dient, ein neues staatli¬ 
ches Repressionsinstrument einzuführen,“ warnt die 
Rote Hilfe (RH) vor der geplanten Einführung einer 
„Islamistendatei“, die von der Kieler Innenminister¬ 
konferenz (IMK) beschlossen worden ist. Die Ein¬ 
richtung einer solchen Datei bedeute die Reduzie¬ 
rung der „Bewegungsfreiheit von Nichtdeutschen 
und Muslimlnnen auf ein Minimum“ und schränke 
„sämtliche Formen politischer Betätigung“ massiv 
ein. Kritik übte die RH auch an der beschlossenen 
Ausweitung der Befugnisse von DNA-Datenban- 
ken. In ihrer Presseerklärung erinnert sie daran, dass 
die einstige Einführung von DNA-Analysen für eine 
erleichterte Strafverfolgung bei Sexualdelikten längst 
nicht mehr darauf beschränkt, sondern „seit Jahren 
ausgiebig als Waffe gegen politisch Aktive benutzt“ 
werde. 

Der Beschluss der IMK zur Schaffung eines 
Analyse- und Lagezentrums der Geheimdienste und 
des Bundeskriminalamtes verfestige nicht nur die 
„ohnehin schon existierende Zusammenarbeit von 
Polizei, Verfassungsschutz und Bundesnachrichten¬ 
dienst“, sondern ermögliche künftig „den vollständi¬ 
gen Zugriff auf Erkenntnisse der Geheimdienste“. 
Der Aufhebung des Prinzips der Trennung von Poli¬ 
zei und Geheimdiensten seien die Innenminister ein 
gefährliches Stück näher gekommen. 

Die RH resümiert in ihrer Presseerklärung vom 
11. Juli: „Alle gegen den angeblich überall drohen¬ 
den islamistischen Terror eingeführten Repressions¬ 
maßnahmen werden früher oder später auch dazu 
benutzt, linke Bewegungen und Aktivist(inn)en in 
ihren Äußerungsmöglichkeiten bis zur völligen 
Handlungsunfähigkeit einzuschrän¬ 
ken. Das werden wir nicht 
zulassen.“ 

(Azadi/RH-PE 
v. 11.7.2004) 
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Neuer Entwurf zum „Lauschgesetz“ 

Zypries erfüllt Wünsche des „eisernen Ottos" 

Nachdem das Bundesverfassungsgericht im März 
dieses Jahres weite Teile der bisherigen Regelung 
des „Großen Lauschangriffs“ für grundgesetzwidrig 
erklärt hatte, wurde im Bundesjustizministerium ein 
Entwurf zur so genannten akustischen Wohnraum- 
überwachung („Lauschgesetz“) erarbeitet. Dieser 
geht jedoch weit über das hinaus, was das Gericht 
beanstandet hatte. Danach sollen künftig Gruppen 
abgehört werden dürfen, die durch das Berufsge¬ 
heimnis geschützt sind. Ärzteschaft, Presseangehö¬ 
rige, Abgeordnete, Seelsorger. Laut Michael Kon- 
ken, Bundesvorsitzender des Deutschen 
Journalistenverbandes (DJY), bedeute der Wegfall 
des Informationsschutzes „den tiefsten und 
schlimmsten Eingriff in die Pressefreiheit seit der 
Spiegel-Affäre im Jahre 1962“. Der Deutsche 


Anwaltsverein erklärte, der Zypries-Plan „pervertiert 
die vom Bundesverfassungsgericht getroffene 
Grundsatzentscheidung zu Gunsten eines unantast¬ 
baren Kerns privater Intimsphäre“. Max Stadler 
(FDP) kritisierte: „Wieder einmal sollen die Grund¬ 
rechte wegen der Effizienz der Strafverfolgung ein¬ 
geschränkt werden“. CDU-Rechtspolitiker Norbert 
Röttgen warf der Justizministerin „Innenverwal¬ 
tungsmentalität“ vor. Die einstige Staatssekretärin 
bei Innenminister Schily erfülle mit dem Entwurf 
die Wünsche des „eisernen Ottos. Hubertus 
Zomack, Generalvikar des katholischen Bistums 
Görlitz, meinte, eine Verschärfung des Lauschan¬ 
griffs sei als Versuch zu werten, in die Beichtstühle 
zu blicken. Und Frank Ulrich Mongomery, Vorsit¬ 
zender des Ärzteverbandes Marburger Bund: „Wir 
werden es nicht zulassen, dass Schnüffler das Ver¬ 
trauensverhältnis zwischen Patienten und Arzt 
untergraben“. 

(Azadi/div. Tageszeitungen , 10.7.2004) 



30 Prozent weniger Asylanträge 

Die Zahl der Asylanträge ist weiterhin rückläufig. 
Sie sank von Januar bis Mai 2004 im Vergleich zum 
Vorjahreszeitraum um 30,7 Prozent. Etwa 30 Pro¬ 
zent der Asylbewerber kamen laut Bundesinnenmi¬ 
nisterium aus der Türkei, aus Serbien und Montene¬ 
gro sowie der Russischen Föderation. 

Insgesamt seien in diesem Jahr bislang 15.784 
Erstanträge auf Asyl und 6.319 Folgeanträge gestellt 
und 480 Menschen als asylberechtigt anerkannt 
worden; 532 erhielten Abschiebeschutz. 

(Azadi/FR, 7.6.2004) 

Familie Kiroc von der 
Abschiebung bedroht 

Unterstützung durch Kirchengemeinde 

Die kurdische elfköpfige Familie Kiroc, die seit 
Januar in der Baptistengemeinde von Hassenhausen 
bei Marburg lebt, hofft auf eine Petition beim Hessi¬ 
schen Landtag. „Wir haben gemerkt, dass das glaub¬ 


würdige Leute sind, die keine wirtschaftlichen 
Gründe haben, sondern unter Druck die Türkei ver¬ 
lassen haben,” erläutert Pastor Siegfried Wolf die 
Bereitschaft der Gemeinde, die Familie aufzuneh¬ 
men. Emin Kiroc (48) konnte seine Familie als 
selbstständiger Spediteur in Cizre relativ gut ernäh¬ 
ren. Doch hatte er mit seinen Lastwagen auch 
Decken, Kleider und Lebensmittel für die prokurdi¬ 
sche Demokratische Partei in kurdische Gebiete 
transportiert. Deshalb wurde er zweimal verhaftet, 
gefoltert und schwer verletzt. Bei seiner Freilassung 
wurde ihm gedroht, beim nächsten Mal nicht lebend 
wieder herauszukommen. Auch die beiden ältesten 
Töchter seien mehrfach geschlagen worden, wenn 
türkische Soldaten ihr Haus durchsucht hätten. Zwei 
der Kinder konnten 1993 zu Verwandten fliehen, die 
übrigen Mitglieder kamen 1994 und 1995. Die 
Gerichte stuften Emin Kiroc zunächst als unglaub¬ 
würdig ein. In den Folgeverfahren befanden sie laut 
Rechtsanwalt Dirk Schoenian, der Kurde habe keine 
herausgehobene exilpolitische Tätigkeit ausgeübt. 
Dabei war Emin Kiroc unter anderem an der Beset- 
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zung des kenianischen Fremdenverkehrsbüros 1999 
nach der Verhaftung des damaligen PKK-Vorsitzen- 
den Abdullah Öcalan beteiligt. Die Asylanträge von 
mehreren anderen Teilnehmern sind danach positiv 
entschieden worden. Anwalt Schoenian: „Wenn sie 
mit der gleichen Sache in Frankfurt, Hannover oder 
Braunschweig gewesen wären, wären sie längst aner¬ 
kannt.” 

Kaum gewürdigt wurde auch, dass die Eltern 
durch ihre Erlebnisse stark traumatisiert sind und sie 
durch mehrere Gutachten als suizidgefährdet einge¬ 
stuft werden. „Wir leben in Angst. Jedes Mal, wenn 
ein Auto vorbeifährt, sehen wir nach, ob es die Poli¬ 
zei ist,” erzählt Tochter Rewsan. Bei der letzten 
Gerichtsverhandlung kamen mehr als 80 Unterstüt¬ 
zer; einige von ihnen hatten erfolglos eine Petition an 
den Landtag gerichtet. Nunmehr hat die Kirchenge¬ 
meinde abermals eine Petition eingereicht. 

(Azadi/FR, 16.6.2004) 

Muzaffer Dogan droht 
Abschiebung in die Türkei 

Der aus Sivas/Türkei stammende Muzaffer Dogan 
befindet sich seit dem 15. Mai in der JVA Dresden in 
Abschiebehaft. Ebenso wie in der Türkei war er auch 
in Deutschland politisch aktiv gewesen. Sein beson¬ 
deres Engagement galt den politischen Gefangenen 
in der Türkei, die gegen die Missstände und gegen 
die Errichtung der F-Typ-Gefängnisse weiterhin 
kämpfen. Außerdem beteiligte er sich an Aktionen, 
mit denen die Öffentlichkeit auf Menschenrechtsver¬ 
letzungen in der Türkei aufmerksam gemacht wer¬ 
den sollten. So war er auch beteiligt an Protesten 
gegen den Besuch des türkischen Premierministers 
Erdogan am 9. Januar 2004 in Berlin. Sämtliche tür¬ 
kische Medien hatten über die Aktion berichtet; in 
den Fernsehbildern ist Muzaffer Dogan deutlich zu 
erkennen. Laut Informationen des Hamburger 
„TAYAD-Komitees der Angehörigen von Isolations¬ 
häftlingen” gebe es konkrete Hinweise darauf, dass 
das Staatssicherheitsgericht nach ihm fahndet. 


„Wir möchten ein weiteres Mal darauf aufmerk¬ 
sam machen, dass der angebliche Demokratisie¬ 
rungsprozess der Türkei nichts als ein Schwindel ist. 
Wer die Berichte von Menschenrechtsorganisatio¬ 
nen, fortschrittlichen Jurist(inn)en und Angehörigen 
von Gefangenen mitverfolgt, dem dürfte bekannt 
sein, dass Folter und Verfolgung politischer Opposi¬ 
tioneller nach wie vor andauern“, so TAYAD in 
einer Erklärung vom 27. Juni 2004. 

(Azadi/Tayad) 

Mehmet Cetiner droht 
Abschiebung in die Türkei 

Solidarität von Kriegsdienstgegnern 

Das Bundesamt für die Anerkennung ausländischer 
Flüchtlinge hat den im August 2000 gestellten Asyl¬ 
folgeantrag des Kurden Mehmet Cetiner, der seit 
1995 mit seiner Frau und zwei Kindern in Kranen- 
burg am Niederrhein lebt, abgelehnt. Gegen diesen 
Bescheid konnte die Familie noch einmal Klage mit 
aufschiebender Wirkung einreichen. Hierüber soll 
abschließend am 30. Juli vor dem Verwaltungsge¬ 
richt Düsseldorf entschieden werden. 

Mehmet Cetiner hat sich von Beginn seines Auf¬ 
enthaltes in Deutschland für ein generelles Recht auf 
Kriegsdienstverweigerung aktiv engagiert. Er war in 
der Ortsgruppe Kleve der „Deutschen Friedensge¬ 
sellschaft/Vereinigte Kriegsdienstgegner” (DFG- 
/VK) Ansprechpartner für kurdische und türkische 
Kriegsdienstverweigerer. Mehmet Cetiner organi¬ 
sierte auch öffentliche Aktionen vor dem türkischen 
Konsulat in Hannover, Frankfurt/M. und Münster. 
„Wir werden Mehmet und seiner Familie auch bei 
der entscheidenden Verhandlung vor dem Verwal¬ 
tungsgericht in Düsseldorf unsere Solidarität zei¬ 
gen“, kündigten Unterstützer in einer Solidaritätser¬ 
klärung an. Sie fordern darüber hinaus Asyl für alle 
„Menschen, die sich dem kriegerischen Mörder¬ 
handwerk entziehen und dem Militarismus Wider¬ 
stand leisten.“ 

(Azadi/jw, 21.7.2004) 

Schönes neues Europa 

Ungarn: Kopfgeld für Flüchtlinge 

„Der Grenzschutz wurde in Ungarn in den vergan¬ 
genen Jahren umgruppiert und bewacht nun vor 
allem die Grenzen zu Serbien, Rumänien und zur 
Ukraine. Dort gibt es auch EU-finanzierte Infrarot¬ 
kameras für die Überwachung bei Nacht, so dass es 
heute für Flüchtlinge sehr viel schwieriger ist, die 
Grenze unbemerkt zu überqueren. Von Grenz- 
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Schutzoffizieren wissen wir, dass sie einen Fonds ein¬ 
gerichtet haben, aus dem Anzeigen aus der Bevölke¬ 
rung honoriert werden. Sie haben einen richtigen 
Pool von Vertrauensleuten in der Grenzbevölke¬ 
rung, die ihnen regelmäßig über ihre Beobachtungen 
berichten.“ Dies äußert Ferenc Köszeg, Sprecher 
der Menschenrechtsorganisation Helsinki-Komitee 
in Budapest, in einem Gespräch mit der jungen weit. 
Asylgesuche würden von den Grenzschützern 
zumeist einfach ignoriert und die Flüchtlinge inhaf¬ 
tiert und abgeschoben: „Ungarn hat Rücknahmeab¬ 
kommen mit seinen Nachbarn. [...] Serbien nimmt 
beispielsweise nur seine eigenen Bürger zurück, 
auch Rumänien weigert sich häufig, Flüchtlinge 
zurückzunehmen. Nur die Ukraine über ni mmt die 
Abgeschobenen ohne Probleme.” Nach spätestens 
sechs Monaten kommen die Flüchtlinge laut Ferenc 
Köszeg aus dem ukrainischen Lager heraus. Es blie¬ 
ben den Betroffenen dann jedoch „nur die Möglich¬ 
keit, unterzutauchen oder erneut den Grenzübertritt 
zu versuchen.” 

(Azadi/jw, 23.6.2004) 

Lageberichte des Auswärtigen 
Amtes bleiben Verschlusssache 
Anwälte: Informationsaustausch nicht gewollt 

„Asyl-Lageberichte und Einzelstellungnahmen in 
Asylsachen werden mit der Maßgabe an Behörden 
weitergeleitet, dass sie strikt vertraulich zu verwen¬ 
den sind/ 6 erklärte die Staatsministerin im Auswärti¬ 
gen Amt, Kerstin Müller (Grüne) in einer Bundes¬ 
tagsdebatte am 30. Juni. Auf eine entsprechende 
Anfrage der PDS-Abgeordneten Petra Pau, bekräf¬ 
tigte Müller, dass die Bundesregierung daran festhal- 
ten werde, die umstrittenen Berichte auch weiterhin 
unter Verschluss zu halten. Sie wies ferner darauf 
hin, dass die Weitergabe der Dokumente von 
Anwälten an Kollegen und Verfahrensunbeteiligte 
nicht zulässig sei. Man habe die Anwaltskammern 
angewiesen, Verstöße zu ahnden. 

Der damalige Staatsminister im Auswärtigen 
Amt, Ludger Volmer, hatte im September 1999 vor 
dem Hintergrund widersprüchlicher Aussagen über 
die Menschenrechtslage in Jugoslawien und wäh¬ 
rend des Kosovo-Krieges - angekündigt, die Praxis 
zur Erarbeitung der Lageberichte grundlegend zu 
prüfen und zu verändern. Doch haben die Lagebe¬ 
richte und Einzelabfragen häufig mit der Realität 
wenig zu tun. Für viele Anwälte ist die Vertraulich¬ 
keit der Berichte nicht nachvollziehbar. Nur durch 
den Austausch von Unterlagen seien Fehlinforma¬ 
tionen vermeidbar. Doch gehe es dem Auswärtigen 


Amt offensichtlich darum, die Aufdeckung von 
Falschauskünften zu verhindern. 

(Azadi/ND, 1.7.2004) 

Gesetz zur Begrenzung 
der Zuwanderung 

Petra Pau (PDS): Sicherheitsgesetz gegen Ausländer 

Am 1. Juli hat der Bundestag und am 9. Juli der 
Bundesrat nach dreijährigem Streit das Zuwande¬ 
rungsgesetz verabschiedet, das am 1. Januar 2005 in 
Kraft treten wird. Dass es bei diesem Regelungs¬ 
werk nicht um Zuwanderung, sondern das Gegen¬ 
teil geht, besagt bereits der § 1: „Das Gesetz dient 
der Steuerung und Begrenzung des Zuzugs von 
Ausländern in die Bundesrepublik Deutschland. 66 
Das ökonomische Interesse kommt im zweiten Satz 
zum Ausdruck: „Es ermöglicht und gestaltet 
Zuwanderung unter Berücksichtigung der Auf¬ 
nahme- und Integrationsfähigkeit sowie der wirt¬ 
schaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Interessen 
der Bundesrepublik Deutschland. 66 

Sollte eine von der Landesregierung eingerichtete 
Härtefallkommission darum ersuchen, darf die ober¬ 
ste Landesbehörde nach § 23 a anordnen, einem 
vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländer eine Auf¬ 
enthaltserlaubnis zu erteilen. Dies gilt jedoch in der 
Regel nicht, „wenn der Ausländer Straftaten von 
erheblichem Gewicht begangen hat. 66 Eigene Rechte 
zur Aufenthaltsgewährung hat „der Ausländer 66 
nicht. 

„Einem Ausländer 66 soll laut § 25 eine Aufent¬ 
haltserlaubnis aus humanitären Gründen u. a. ver¬ 
wehrt werden, wenn der Betroffene „eine Gefahr für 
die Allgemeinheit oder eine Gefahr für die Sicher¬ 
heit der Bundesrepublik Deutschland darstellt. 66 

§ 43 regelt, dass ein auf Dauer im Bundesgebiet 
lebender Ausländer verpflichtet wird, an einem Inte¬ 
grationskurs (deutsche Sprache, Rechtsordnung, 
Kultur und Geschichte) teilzunehmen. Kommt er 
dieser Verpflichtung „aus von ihm zu vertretenden 
Gründen 66 nicht nach, können ihm gemäß § 44a die 
Leistungen „bis zu zehn vom Hundert 66 gekürzt wer¬ 
den. 

Wird „ein Ausländer 66 u.a. „wegen Einschleusens 
von Ausländern gemäß § 96 oder 97 rechtskräftig zu 
einer Freiheitsstrafe verurteilt und die Vollstreckung 
der Strafe nicht zur Bewährung ausgesetzt 66 , ist eine 
Ausweisung zwingend. 

Eine Ausweisung erfolgt in der Regel, wenn auf¬ 
grund von Tatsachen geschlussfolgert werden kann, 
dass jemand „einer Vereinigung angehört oder ange¬ 
hört hat, die den Terrorismus unterstützt oder er 
eine derartige Vereinigung unterstützt oder unter- 
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stützt hat“. Des weiteren, wenn „er die freiheitliche 
demokratische Grundordnung oder die Sicherheit 
der Bundesrepublik Deutschland gefährdet oder sich 
bei der Verfolgung politischer Ziele an Gewalttätig¬ 
keiten beteiligt oder öffentlich zur Gewaltanwen¬ 
dung aufruft oder mit Gewaltanwendung droht.“ 
Ferner soll ausgewiesen werden können, wer „der 
deutschen Auslandsvertretung oder der Ausländer¬ 
behörde gegenüber frühere Aufenthalte in Deutsch¬ 
land oder anderen Staaten verheimlicht oder in 
wesentlichen Punkten falsche oder unvollständige 
Angaben über Verbindungen zu Personen oder 
Organisationen macht, die der Unterstützung des 
internationalen Terrorismus verdächtig sind“. Das 
gilt auch, wer nicht angibt, ob „er zu den Leitern 
eines Vereins gehörte, der unanfechtbar verboten 
wurde, weil seine Zwecke oder seine Tätigkeit den 
Strafgesetzen zuwiderlaufen oder er sich gegen die 
verfassungsgemäße Ordnung oder den Gedanken 
der Völkerfreundschaft richtet.“ 

Zur Überwachung eines zur Ausreise verpflichte¬ 
ten Ausländers hat sich dieser nach § 54a „mindes¬ 
tens einmal wöchentlich bei der für seinen Aufent¬ 
haltsort zuständigen polizeilichen Dienststelle zu 
melden.“ Zudem ist „sein Aufenthalt auf den Bezirk 
der Ausländerbehörde beschränkt“. 

Eine Ermessensausweisung kann laut § 55 erfol¬ 
gen, wenn der Aufenthalt eines Ausländers „die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung oder sonstige 
erhebliche Interessen der Bundesrepublik Deutsch¬ 
land beeinträchtigt.“ Oder er „in einer Versammlung 
oder durch Verbreiten von Schriften gegen den Frie¬ 
den, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit [...] in einer Weise billigt oder dafür 
wirbt, die geeignet ist, die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung zu stören.“ Eine Ausweisung kann zudem 
angeordnet werden, wenn er „zum Hass gegen Teile 
der Bevölkerung aufstachelt oder zu Gewalt- oder 
Willkürmaßnahmen gegen sie auffordert oder die 
Menschenwürde anderer dadurch angreift, dass er 
Teile der Bevölkerung beschimpft, böswilig verächt¬ 
lich macht oder verleumdet.“ 


In der Regel kann gern. § 58a die oberste Lan¬ 
desbehörde eine sofort vollziehbare Abschiebungs¬ 
anordnung „zur Abwehr einer besonderen Gefahr 
für die Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
oder einer terroristischen Gefahr“ erlassen. Einer 
vorherigen „Abschiebungsandrohung bedarf es 
nicht.“ Bei Vorliegen eines besonderen Interesses 
des Bundes kann das Bundesinnenministerium gern. 
§ 58a eine Abschiebung anordnen. 

„Ein Ausländer“ ist laut § 62 „zur Vorbereitung 
der Ausweisung auf richterliche Anordnung in Haft 
zu nehmen, wenn über die Ausweisung nicht sofort 
entschieden werden kann und die Abschiebung 
ohne die Inhaftnahme wesentlich erschwert oder 
vereitelt würde (Vorbereitungshaft).“ Sicherungshaft 
erfolgt, wenn „eine Abschiebungsanordnung nach § 
58a ergangen ist, diese aber nicht unmittelbar voll¬ 
zogen werden kann.“ 

Von deutschen Auslandsvertretungen erhobene 
Daten der „Visumantrag stellenden Personen und 
des Einladers können über das Auswärtige Amt zur 
Feststellung von Versagungsgründen nach § 5 Abs. 4 
an den Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für 
Verfassungsschutz, den Militärischen Abschirm¬ 
dienst, das Bundeskriminalamt und das Zollkrimi¬ 
nalamt übermittelt werden.“ 

Sollte tatsächlich „ein Ausländer“ in Deutschland 
eine Niederlassungserlaubnis beantragen, sind vor 
deren Erteilung „die gespeicherten personenbezoge¬ 
nen Daten den (vorstehend genannten) Sicherheitsbe¬ 
hörden und Nachrichtendiensten zu übermitteln, 
wenn dies zur Feststellung von Versagungsgründen 
[...] oder zur Prüfung von Sicherheitsbedenken 
geboten ist.“ 

Eine Altfallregelung fehlt in dem Gesetz gänzlich. 
Das Flughafenverfahren und die Kettenduldungen 
wurden nicht abgeschafft, ebenso wenig die 
Abschiebungshaft. 

(Azadi, div. Tageszeitungen , 9./10.7.2004) 
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Wider die Allmachtspolitik ä la 
Schily und Kollegen 

„Der Versuch von Otto Schily, die Flüchtlingshelfer 
der Cap Anamur in die Nähe von ,Schleppern’ und 
,Schleusern’ zu rücken [...], kennzeichnet nicht nur 
den Geist und die ,Moral’ des deutschen Innenmi¬ 
nisters. Vielmehr noch ist er bezeichnend für die 
Entwicklung und Verkommenheit der Asylrecht¬ 
spraxis auf europäischer Ebene. [...] Geht es den 
europäischen Innenministern überhaupt noch um 
die Sicherheit von Menschen oder nur noch um die 
abstrakte Sicherheit von Staaten, wenn sie auf das 
tausendfache Sterben an Europas Außengrenzen nur 
mit immer härteren, effizienteren Abschottungs¬ 
und Abwehrmaßnahmen reagieren? Nicht nur der 
Staat, der foltert, verletzt die Menschenrechte. Auch 
der Staat, der Menschen in Folterstaaten abschiebt 
(s. Beispiel Türkei, Azadi)oder es zulässt, dass Men¬ 
schen in Not verrecken oder an die Elendsküsten 
ihrer Heimat zurückgekarrt werden, verletzt die 
Menschenrechte. [...] Die Bereitschaft der Politik, 
im vorgeblichen Kampf gegen den Terror Men¬ 
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit den Sicherheits¬ 
interessen unterzuordnen, hat zu einer staatlichen 
Aufrüstung ohnegleichen mit sicherheitsstaatlich 
immer neu begründeten, vermehrten Eingriffs- und 
Kontrollbefugnissen gegen Rechte und Freiheiten 
des Einzelnen geführt. [...] Die Zivilgesellschaft ist 
gefordert, entschlossen eine fundamentale Rechts¬ 
staatsdebatte zu initiieren, um das Humanitätsver¬ 
ständnis [...] wieder zurechtzurücken - gegen alle 
Pervertierungen einer absoluten Sicherheits- und 
autoritären staatlichen Allmachtspolitik ä la Schily 
und Kollegen. 

(Azadi/FR v. 20.7.2004 - Gastkommentar von Heiko 

Kaufmann von Pro Asyl zur EU-Abschottungspolitik) 

IHD: Folter in der Türkei immer 
noch Realität 

„Weder überzeugend noch ausreichend effektiv” 
nannte der Vorsitzende des türkischen Menschen¬ 
rechtsvereins IHD, Hüsnü Ondül, die Bemühungen 
der türkischen Regierung, Folter und Misshandlun¬ 
gen abzuschaffen: „Die Existenz der Folter ist eine 
Realität, an der sich nichts geändert hat,” erklärte er 
bei der Vorstellung des IHD-Berichts für das erste 
Halbjahr 2004. 

(Azadi/FR, 20.7.2004) 


Schily will Lager für flüchtlings¬ 
freies Europa 

PRO ASYL: Schily verlässt Boden des Grundgesetzes 

Als zynisch, Völkerrechts- und verfassungswidrig 
bezeichnet PRO ASYL Otto Schilys Vorschlag, 
europäische Asylverfahren nach Tunesien, Libyen, 
Algerien und Marokko auszulagern. „Schilys Vision 
bedeutet das Ende des europäischen Asylrechts“, so 
Karl Kopp, Europareferent von Pro Asyl. Schilys 
Idee ist ein „flüchtlingsfreies Europa“, umgeben von 
einem Ring geschlossener Lager für Schutzsu¬ 
chende. Schilys Ansatz verstößt gegen das deutsche 
Grundgesetz, die EU-Verfassung und die Europäi¬ 
sche Menschenrechtskonvention. In Nordafrika gilt 
weder deutsches noch EU-Recht. In all diesen Staa¬ 
ten finden massive Menschenrechtsverletzungen 
statt. Sie sind immer noch Herkunftsländer von 
Schutzsuchenden. Schilys Vorschlag ist kein Ver¬ 
such, das tausendfache Sterben an den Außengren¬ 
zen zu beenden, sondern dem EU-Recht den 
Garaus zu machen. 

(Presseerklärung von Pro Asyl v. 20.7.2004) 

Abschiebeschutz für Kaplan 
beantragt 

Zusagen der Türkei nicht glaubwürdig 

Der „Islamistenführer“ Metin Kaplan hat beim Bun¬ 
desamt für die Anerkennung ausländischer Flücht¬ 
linge einen weiteren Antrag auf Abschiebeschutz 
gestellt. Ein Sprecher der Behörde sagte, es werde 
geprüft, ob für Metin Kaplan Hindernisse für eine 
Abschiebung in die Türkei bestünden. 

Dessen Anwältin begründete den Antrag damit, 
dass neue Fakten vorlägen, die einen Abschiebe¬ 
schutz ihres Mandanten erforderten. So habe die 
Polizei einem türkischen Anwalt, der im Fall Kaplan 
vor dem OVG Münster ausgesagt hatte, bei dessen 
Rückkehr in die Türkei mitgeteilt, dass er beobach¬ 
tet werde. Nach Ansicht von Kaplans Anwältin liege 
der Verdacht nahe, dass die Zusagen der türkischen 
Regierung, nach der Kaplan ein faires Verfahren 
erhalten solle und nicht gefoltert werde, unglaub¬ 
würdig seien. Sie habe Bundesinnenminister Schily 
ein Ultimatum bis zum 30. Juli gestellt, um die 
Observierung ihres Mandanten durch den Verfas¬ 
sungsschutz zu beenden. Die Observation sei verfas¬ 
sungswidrig. 

Die Stadt Köln hat dem „Islamistenführer“ 
inzwischen eine weitere Duldung erteilt, nachdem 
das Verwaltungsgericht Köln vor zwei Monaten ent¬ 
schieden hatte, dass Metin Kaplan bis zum 27.7. 
nicht abgeschoben werden dürfe. 

(Azadi/General-Anzeiger Bonn/FR, 24., 27. 7.2004) 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 


Wegen der Klärung von Bewährungsauflagen gegen Ali A. (ehern. § 129a-Gefangener), entstanden Anwaltsgebühren 
in Höhe von 558,35 €. AZADI hatte bereits eine Vorschusszahlung von 200,— € geleistet, so dass ein Betrag von 
358,35 € verblieb. AZADI hat sich nochmals mit 143,34 € beteiligt. 

Weil Engin S. im Verfahren gegen Heyva Sor erneut als Zeuge geladen worden war, hatte er um Zeugenbeistand 
gebeten. Hierfür wurden Anwältinnengebühren in Höhe von 320,04 € berechnet, von denen AZADI 128,02 € über¬ 
nommen hat. 

Öczan A. wurde kurzzeitig wegen einer angeblichen „PKK“-Aktion in Untersuchungshaft genommen und zweimal 
anwaltlich besucht. Ein strafbarer Vorwurf konnte dem Betroffenen nicht gemacht werden. Weil er seinen Wohnsitz 
in Italien hat, ist er wegen illegalen Aufenthalts in Abschiebehaft gekommen. Für Betreuung und Beratung hat ein 
Anwalt 116,— € geltend gemacht, die von AZADI vollständig übernommen wurden. 

Die Hürriyet-Abos für Ali Z. und Hasan A. (beide §129-Gefangene) sind verlängert worden. Die Kosten von 
142,— € hat AZADI gezahlt. 

Wegen Zuwiderhandelns gegen das Vereinsgesetz war gegen Sertac C. ein Ermittlungsverfahren eingeleitet, allerdings 
von der zuständigen Staatsanwaltschaft später eingestellt worden. AZADI hat sich an den Anwaltsgebühren in Höhe 
von 420,50 € mit einem Betrag von 168,20 € beteiligt. 

AZADI hat für den Gefangenen Ali Z. (§ 129) mehrere türkischsprachige Bücher besorgt für einen Betrag von 
56,70 €. 

Im Zusammenhang mit der ausländerrechtlichen Vertretung von Sahin E. (angeklagt und verurteilt nach § 129) ent- ■ 
standen Anwaltskosten von insgesamt 725,35 €, wobei es sich um eine Zwischenrechnung handelt. In der Sache geht " 
es um die Klage gegen den Widerruf der unbefristeten Aufenthaltserlaubnis wegen des Verfahrens gegen Sahin E. 
sowie den Antrag auf Erteilung einer Aufenthaltsbefugnis. Insgesamt berechnet die Anwältin Kosten in einem 
Umfang von 725,35 €, an denen sich AZADI mit 290,14 € beteiligt hat. 



Ich möchte FöidermÜglied des Vereins AZADI e.V. weiden. 

Einzugsermächtigung: 


Name: 

Bank: 


Straße: 

BLZ: 


PLZ/Ort: 

Konto: 



Ort/Datum: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Unterschrift: 




Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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infodienst nr.21 

august 2004 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www. n ad i r. o rg/azad M 
V. i. S. d. P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 
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Revisionsverfahren vor BGH: 


PKK bald keine 

«kriminelle Vereinigung» mehr? 



m 19. August 2004 befasste sich der Bundesgerichtshof (BGH) 
L erstmals mit der Frage, „ob eine Vereinigung auch dann im 
^ Sinne des §129 Abs. 1 StGB auf die Begehung von Gewaltta- 
Ä ten gerichtet ist, wenn sie tatsächlich einen friedlichen Kurs 
^verfolgt und solche Taten nicht mehr begeht, sondern sich 
^lediglich vorbehält, bei Eintritt bestimmter Bedingungen 
Ä möglicherweise zur Verübung von Gewalttaten zurückzu- 
A kehren. 66 


Anlass der Verhandlung 

Hintergrund der Hauptverhandlung des 3. Strafsenats bildete der Prozess gegen 
Hasan A. und Ali K. Beide „Gebietsverantwortliche der PKK 66 waren am 20. 
Oktober 2003 vom Oberlandesgericht (OLG) Celle u. a. wegen „Mitgliedschaft 
in einer kriminellen Vereinigung 66 zu Freiheitsstrafen verurteilt worden: Hasan 
A. zu drei Jahren und drei Monaten und Ali K. zu zwei Jahren und neun 
Monaten. Gegen dieses Urteil hatte Hasan A. Revision eingelegt. Nach seinen 
Aussagen war er während seiner Haftzeit in der JVA Celle mehrfach „hand¬ 
greiflichen Übergriffen und Beschimpfungen sowie psychologischen Repressa¬ 
lien ausgesetzt 66 , die die Folter, die „ich in türkischen Gefängnissen erlitt, in 
Erinnerung gerufen 66 haben. Alle Anträge auf Verlegung in eine andere JVA 
seien vom Gericht abgelehnt worden. Auf seine Ankündigung, Revision gegen 
das Urteil einlegen zu wollen, habe Bundesanwalt Müßig so reagiert: „Erkennen 
Sie den Beschluss des Gerichts an, dann werden wir Sie in ein anderes Gefäng¬ 
nis verlegen. 66 Dieser Aufforderung ist Hasan A. nicht gefolgt. 

Konkrete Tatvorwürfe konnte den beiden kurdischen Aktivisten nicht nachge¬ 
wiesen werden. Ihre angebliche Mitgliedschaft in einer kriminellen Vereinigung 
machte sie automatisch zu Schuldigen. „Konkrete Taten sind entbehrlich 66 - so 
der Vorsitzende Richter Siolek seinerzeit. Um das Konstrukt „Kriminelle Verei¬ 
nigung 66 aufrechterhalten zu können, musste es gefüllt werden, u. a. mit dem 
Vorwurf des „internen Strafsystems der PKK 66 sowie des beständig behaupteten 
Gewaltvorbehalts, was bedeutet, die PKK werde zurückkehren zu demonstrati¬ 
ven Gewalttaten, sobald eine Situation eintrete, die nach Auffassung der kurdi¬ 
schen Organisation negativ verlaufe. 

Kritik der Verteidigung im Engizek-Prozess 

Auch in dem am 30. Juni 2004 zu Ende gegangenen Prozess gegen den kurdi¬ 
schen Politiker Sahin Engizek hatte dessen Verteidiger/in das Verhalten der 









BAW als „rückwärtsgewandt“ kritisiert und bekräf¬ 
tigt, bei der PKK bzw. dem KADEK sei nicht 
weiterhin von der Existenz einer kriminellen Vereini¬ 
gung auszugehen und somit könne eine Verurteilung 
nach §129 StGB nicht in Frage kommen. Der von 
der BAW in allen Verfahren beständig behauptete 
Gewaltvorbehalt dürfe nicht weiter aufrecht erhalten 
werden. So habe der Bundesgerichtshof (BGH) 
bereits am 20. Dezember 2001 in einem Beschluss 
darauf verwiesen, „dass die Voraussetzungen einer 
Rückkehr zu demonstrativen Straftaten nur relativ 
vage definiert seien“. 

BGH: Wandlung der PKK zu wenig 
berücksichtigt 

Die Karlsruher Richter haben in der mündlichen 
Verhandlung vom 19. August angedeutet, dass in 
den Urteilen des OLG Celle die grundlegende poli¬ 
tische Veränderung der PKK nicht hinreichend 
berücksichtigt worden sei. Die Verteidigung hatte in 
ihrem Plädoyer den seit 1999 entwickelten Gewalt¬ 
verzicht und die friedenspolitische Ausrichtung der 
Organisation dargestellt. Die Bundesanwaltschaft 
(BAW) hingegen argumentierte weiterhin mit dem 
Gewaltvorbehalt. 

„Die Politik behandelt das Problem bislang lieber 
nach Manier des Verfassungsschutzes, der die PKK 
und ihre Nachfolger in seinen Berichten führt, ohne 
wirklich Belege für ihre Gefährlichkeit zu liefern,“ 
beschreibt Uwe Kalbe im Neuen Deutschland sehr 
richtig die Situation. Er kritisiert, dass der Bundestag 
seit Jahren eine öffentliche Diskussion über dieses 


Problem vermeide und dieses „Totschweigen“ jetzt 
„von der Justiz beendet werden“ könne. 

Das PKK-Verbot muss aufgehoben, 
alle Prozesse eingestellt und die 
Gefangenen frei gelassen werden 

Das Urteil, dessen Verkündung auf den 21. Oktober 
terminiert ist, wird für den Verlauf der noch anste¬ 
henden Prozesse gegen kurdische Aktivisten von 
großer Bedeutung sein. Es wird hoffentlich auch 
Wirkungen haben auf die politisch Verantwortlichen, 
die immer noch glauben, das „kurdische Problem“ 
mit den Mitteln von Polizei und Justiz lösen zu kön¬ 
nen. Im elften Jahr des PKK-Verbots würde dessen 
Aufhebung eine Anerkennung des Friedensprozes¬ 
ses der kurdischen Bewegung bedeuten und eine 
Unterstützung, diesen Weg fortzusetzen - trotz 
zunehmender Provokationen und Militäroperatio¬ 
nen der türkischen Armee in den kurdischen Gebie¬ 
ten. Gegen diese Art der „Konfliktlösung“ ist die 
Bundesregierung aufgefordert, ihre Kritik an dem 
NATO-Partner Türkei zu üben. (Aktenzeichen des 
Revisionsverfahrens: BGH 3 StR 94/04) 

Ali K. war am 14. Oktober 2002 an der deutsch-tsche¬ 
chischen Grenze und Hasan A. am 1. Februar 2003 in 
Köln festgenommen worden. Der Prozess gegen die 
Politiker wurde am 1. April 2003 vor dem OLG Celle 
eröffnet. Beide befinden sich derzeit noch in Strafhaft in 
derJVA Werl. 

(Azadi) 
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INTERVIEW 


Über das Karlsruher Verfahren sprach AZADI mit 
Rechtsanwalt Johannes Pausch, dem Verteidiger von 
Hasan A. 

Wie bewerten Sie den Verlauf dieses Revisionsverfahrens? 

Ich habe den Eindruck gewonnen, dass die Richter 
das 290 Seiten umfassende Urteil des OLG Celle 
tatsächlich gelesen und sich sehr ernsthaft mit des¬ 
sen Begründung auseinandergesetzt haben. Dabei 
sind sie zu dem Ergebnis gekommen, dass das 
Urteil mit vielen Worten und unwesentlichen Fest¬ 
stellungen gefüllt worden ist. Zwei Festlegungen 
haben hier aufhorchen lassen: 

Zum einen die Frage, welche sicheren Anhalts¬ 
punkte dafür vorliegen, dass es in den letzten Jahren 
einen Demokratisierungsprozess der PKK unter 
wechselnden Namen tatsächlich gegeben hat, haben 
die Celler Richter in dem Urteil nicht beantworten 
können. Ob die Entwicklung ernst zu nehmen sei 
oder bloß taktischer Natur ist, haben sie offen gelas¬ 
sen. Zum anderen ging es um die so genannten drei 
„Säulen 66 , die in allen OLG-Verfahren eine große 
Rolle gespielt haben, um die kurdischen Politiker 
nach §129 StGB anzuklagen. 

Hierzu hat das Urteil gesagt, dass es zwar weiterhin 
„Heimatbüro 66 -Straftaten gegeben habe, aber nur 
noch in geringem Maße. Zur zweiten Säule, der 
Ausübung eigener Strafgewalt, hat das OLG noch 
Feststellungen treffen können, die der BGH nicht 
anzweifelt. Zum Komplex „Demonstrativer Akti¬ 
vitäten 66 hat das Gericht für den fraglichen Zeitraum 
des Verfahrens allerdings keine Gewalttaten feststel¬ 
len können. 

Der wichtigste Punkt aus meiner Sicht aber war, 
dass sich der BGH die Behauptung, es bestehe nach 
wie vor die Gefahr demonstrativer Gewalttaten, weil 
sich die PKK angeblich die Option der Anwendung 
von Gewalt Vorbehalte, offen gehalten hat. Die 
Richter haben sich gefragt, ob diese spekulative 
Herangehensweise tatsächlich für eine Urteilsbe¬ 
gründung ausreiche. Denn in dem in Frage stehen¬ 
den Zeitraum sei die PKK nicht wieder zur Bege¬ 
hung von Straftaten zurückgekehrt. 

Und wie argumentierte die Bundesanwaltschaft? 

Die Bundesanwaltschaft (BAW) behauptet, alles 
seien lediglich Lippenbekenntnisse. Nach wie vor 
gebe es die „kriminelle Vereinigung 66 innerhalb der 
PKK bzw. des KONGRA-GEL. Sie gehe unverän¬ 
dert davon aus, dass es jederzeit wieder los gehen 
könnte mit gewalttätigen Aktivitäten. Beweise hier¬ 


für ergäben sich aus 
entsprechenden und 
angeordneten Aktio¬ 
nen wie dem Verbren¬ 
nen von Reifen durch 
Angehörige der Jugen¬ 
dorganisation 
TECAK. Der BGH 
erwiderte daraufhin, 
dass in dem 
Urteil hierüber nichts 
stehe; deshalb könne 
dies auch nicht Verhand¬ 
lungsgegenstand sein. Außerdem: Wenn Jugendliche 
über die Strenge schlagen würden, sei dahin gestellt, 
ob so etwas unbedingt von Funktionären angeord¬ 
net werde. 

Der Vorsitzende Richter Tolksdorf brachte zu der 
zentralen Frage ein fiktives Beispiel: 

Angenommen, die Richterschaft würde wegen ange¬ 
kündigter Kürzungen ihrer Gehälter auf die Straße 
gehen und damit drohen, eine demonstrative 
Gewalttat zu begehen: Werden die Richter dadurch 
zu einer kriminellen Vereinigung? „Natürlich nicht 66 , 
war die Antwort der BAW. 

Als weiteren Grund für die Fortdauer der „kriminel¬ 
len Vereinigung 66 verwies die BAW darauf, dass die 
Aktivist(inn)en immer noch in der Illegalität leben 
und arbeiten würden. 

Falls der BGH am 21. Oktober das Urteil des OLG Celle aufhe- 
ben sollte: Was bedeutet das konkret für das Verfahren von Ali 
K. und Hasan A.? 

Zumindest im Fall von Hasan A. müsste in Celle 
noch einmal verhandelt werden. Der BGH wird den 
Richtern an die Hand geben, um welche konkreten 
Feststellungen es sich handelt, die überprüft werden 
müssen. Und die BAW wird sicher ihre Erkennt¬ 
nisse über TECAK-Aktivitäten einbringen. 

Hat dieses Revisionsurteil eine Bedeutung für andere noch 
anstehende §129-Prozesse, die wahrscheinlich im Herbst 
eröffnet werden? 

Ja. Wenn an dem Demokratisierungsprozess des 
KONGRA-GEL festgehalten wird, könnte das 
bedeuten, dass die wenigen Anhaltspunkte für straf¬ 
bare Handlungen nur noch eine untergeordnete 
Rolle spielen. Danach könnte nicht mehr von einer 
„kriminellen Vereinigung 66 nach §129 Abs. 1 StGB 
ausgegangen werden. Es würde dann nur noch 
wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz oder 
wegen anderer Gesetzesverstöße angeklagt und ggf. 
verurteilt werden. 
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Welche Auswirkungen hinsichtlich einer möglichen Aufhe¬ 
bung des PKK-Verbotes könnte das Verfahren haben? 

Ich halte es für unwahrscheinlich, dass das Verbot 
aufgehoben wird. Man darf nicht vergessen: der 
BGH ist keine politische Entscheidungsinstanz. Er 
lässt sich auch nicht - im Gegensatz zu BAW - von 
politischen Aspekten leiten. Es wird aber möglicher¬ 
weise schwerer werden, die Aufrechterhaltung des 
Verbotes zu rechtfertigen. Ich glaube zwar nicht an 
eine Aufhebung, bin aber der Meinung, dass es 
noch mehr das Recht gibt, die Beendigung der 
Repression gegen Kurdinnen und Kurden einzufor¬ 
dern. 

Würden Sie - je nach Verlauf des wieder aufgenommenen 
Celler Verfahrens und der Urteilsbegründung - den Weg zum 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte befürworten? 


Nach Straßburg zu gehen, würde ich im Falle des 
Verfahrens von Hasan A. für s in nvoll und durch¬ 
führbar halten. Aber warten wir erst einmal alles 
Weitere ab. 

Wie steht es mit einer Haftentlassung von Hasan A. im Lichte 
der Entscheidung des BGH? 

Die Verteidigung hat die Aufhebung des Haftbefehls 
beantragt. 

Herr Pausch, noch ein Schlusswort? 

Ich möchte der BAW empfehlen, die Neutralität der 
BGH-Richter zum Anlass zu nehmen, über die 
eigenen Positionen noch einmal nachzudenken. 

Wir danken Ihnen für das Gespräch. 


Illlllllllllllllllllllllllllllllllllll 

Am 26. November 2003 Jährte sich zum zehnten Mal das vom 
damaligen Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungs¬ 
verbot der und für die PKK. Aus diesem Anlass haben die Huma¬ 
nistische Union, Yek-kom und AZADI eine Broschüre herausgege¬ 
ben, auf die wir nachstehend aufmerksam machen möchten. 


Inhalt 


Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 



Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 


Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Ver¬ 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


Der Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431 -75141 literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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Einbürgerungsantrag abgelehnt 

Verschlungene nachrichtendienstliche Wege 

Ali A., der im Jahre 2002 seine Einbürgerung bean¬ 
tragt hatte, bietet laut Hamburgische Behörde für 
Inneres „nicht die Gewähr, sich glaubhaft zur FdGO 
zu bekennen 66 . Deshalb wurde sein Antrag abge¬ 
lehnt. Er war 1986 ins Bundesgebiet eingereist; ein 
Jahr später wurde er als Asylberechtigter anerkannt 
und erhielt eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. 

Da in Einbürgerungsverfahren regelmäßig die 
Landesämter für Verfassungsschutz angefragt wer¬ 
den, hatte die Hamburger Behörde im Falle von Ali 
A. behauptet, dieser sei bis Ende der 1990er Jahre 
Anhänger der PKK und zeitweise im Vorstand eines 
kurdischen Vereins gewesen, der „unter dem Ein¬ 
fluss der PKK 66 gestanden habe. Zudem sei er „auf¬ 
fällig 66 geworden, weil man ihn wegen seiner Teil¬ 
nahme an einer „verbotenen Kurdendemonstration 
am 20.03.1996 in Polizeigewahrsam genommen 66 
habe. Außerdem verwies das Landesamt auf „wei¬ 
tere Anhaltspunkte 66 , die auf nicht näher genanntem 
„nachrichtendienstlichen Wege bekannt geworden 
seien, deren Einzelheiten nicht mitgeteilt werden 
können 66 . 

Der Prozessbevollmächtigte hatte darauf hinge¬ 
wiesen, dass Ali A. „nie als Aktivist der PKK in 
Erscheinung getreten 66 sei und durch seine Tätigkeit 
im Vorstand des kurdischen Vereins „keine verfas¬ 
sungsfeindlichen Bestrebungen verfolgt 66 habe. So sei 
sein Asylantrag auch nicht mit der PKK begründet 
worden. Im übrigen sei er seit 1997 nicht mehr poli¬ 
tisch aktiv und legte zur Bekräftigung die entspre¬ 
chende Bescheinigung eines Vereins vor. Trotzdem 
blieb der Verfassungsschutz bei seiner Einschätzung: 
Es gebe zwar hinsichtlich der „angegebenen Organi¬ 
sationen keine Bezüge zur PKK 66 , doch lägen „wei¬ 
tere Anhaltspunkte dafür vor, dass der Antragsteller 
bis Ende der 90er Jahre Anhänger der PKK war 66 . 

Und weil nach Auffassung der Verfassungs¬ 
schutzbehörden „die PKK die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland in besonderer Weise 
gefährdet hat und noch gefährdet 66 , müsse eine Ein¬ 
bürgerung des Kurden ausgeschlossen werden. Der 
Staat bedürfe „Staatsangehöriger, die sich mit der 
verfassungsmäßigen Ordnung identifizieren 66 . 

Fragt sich, wie das mit Personen wie dem einstigen law- 
and-order-Minister ; Saubermann, Kämpfer gegen das 
organisierte Verbrechen und maßgeblichen Betreiber 


des PKK-Verbots, Manfred Kanther, aussieht. Der steht 
jetzt 4 Jahre nach bekannt werden einer Affäre um das 
Verschieben illegaler Parteispenden von knapp 21 Milli¬ 
onen Mark vor Gericht. Und der damalige Bundes¬ 
kanzler Dr. Helmut Kohl weigert sich bis heute, Aus¬ 
kunft zu geben über die Herkunft von Parteispenden. 
Beide ausbürgern? 

(Azadi) 

VG Ansbach lehnt Einbürgerung ab 

Kurde gefährde die innere Sicherheit der BRD 

Der von Kazim K. im Oktober 2001 gestellte Ein¬ 
bürgerungsantrag wurde kürzlich vom Bayerischen 
Verwaltungsgericht Ansbach abgelehnt. Über dessen 
politische Aktivitäten waren Auskünfte aus dem 
Zentralregister angefragt worden, die jedoch keine 
Eintragungen enthalten hätten. Eine Nachfrage bei 
der Kriminalpolizei einer bayerischen Stadt habe 
dann ein Verfahren wegen „politisch motivierter 
Sachbeschädigung 66 ergeben, das jedoch später ein¬ 
gestellt worden sei. Durch eine Personenüberprü¬ 
fung beim bayerischen Landesamt für Verfassungs¬ 
schutz habe festgestellt werden können, dass Kazim 
K. an zahlreichen Veranstaltungen mit „eindeutigem 
Bezug zur TKP/ML und zur PKK 66 teilgenommen 
habe und so „die Ziele und die Verbreitung der 
Ideen der PKK fördere 66 . Er unterstütze damit die 
„Bestrebungen einer extremistischen Organisation 66 . 

Gericht: Anhaltspunkte genügen 

Nach Auffassung des Gerichts sei zweifelsfrei, „dass 
von der PKK bzw. ihren Nachfolgeorganisationen 
weiterhin Gefahren für die innere Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland ausgehen 66 . Daran, 
dass der vom Kläger geäußert habe, alle Demonstra¬ 
tionen seien erlaubt gewesen, könne an der Ein¬ 
schätzung des Gerichts nichts ändern. Es genüge, 
wenn „Anhaltspunkte dafür vorliegen 66 , dass sich ein 
Bewerber „gegen die freiheitlich demokratische 
Grundordnung wende 66 . Derartige Anhaltspunkte 
seien „durch die Teilnahme an Demonstrationen 
und internen Veranstaltungen vielfach gegeben 66 ; ein 
Gesetzesverstoß müsse nicht unbedingt vorliegen. 
Das Gericht teilte in seinem Urteil die Einschätzung 
des Verfassungsschutzes, dass beim KONGRA- 
GEL „lediglich von einer Umbenennung der PKK 
bzw. des KADEK auszugehen 66 sei. Die Friedens¬ 
strategie sei „nicht endgültig und jederzeit wieder 


AZADI e.V. ist nach Düsseldorf 
umgezogen und hat seit dem 15. 

I Juli eine Bürogemeinschaft mit der 
Beratungsstelle von YEK-K0M, der 
Föderation der kurdischen Vereine 
in Deutschland. Ein besserer Infor¬ 


mationsaustausch, direktere Kon¬ 
takte zu kurdischen Einrichtungen 
und eine Reihe weiterer Erleichte¬ 
rungen unserer Arbeit sind mit die¬ 
sem Ortswechsel verbunden. 


Unsere neue Anschrift: 

Graf-Adolf-Straße 70A, 40210 Düs¬ 
seldorf, Tel. 0211-830 29 08. 
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revidierbar“. So habe die PKK „bereits seit Februar 
2003 den Friedensprozess für beendet erklärt und 
den Verteidigungskampf wieder aufgenommen“, was 
mit Blick „auf die jüngsten Entwicklungen im Irak 
nach der Beseitigung des Regimes von Saddam 
Hussein nicht von der Hand zu weisen“ sei. 

Eine eigenwillige und unzutreffende Behauptung der 
Verfassungsschützer. Die Volksverteidigungskräfte - 
HPG - haben den vor fünfJahren erklärten einseitigen 
Waffenstillstand zum 1. Juni 2004 aufgekündigt, weil 
sie nicht länger die wieder aufgeflammten militärischen 
Operationen gegen die Guerilla, die kurdische Bevölke¬ 
rung und zivilen Organisationen hinzunehmen bereit 
waren. Ausdrücklich hat sich der Vorsitzende des Vertei¬ 
digungsausschusses des KONGRA-GEL, Murat 
Karayilan, dahin gehend geäußert, dass die Aufkündi¬ 
gung des Waffenstillstands keine Kriegserklärung sei. 
Man leiste vielmehr legitime Selbstverteidigung gegen 
Angriffe, die auf Vernichtung abzielten. Es sei darauf 
hingewiesen, dass es sich hier um eine Situation in Tür¬ 
kei-Kurdistan bzw. in den Bergen Nordiraks handelt. In 
Deutschland reagieren die Kurdinnen und Kurden trotz 
der schwierigen Lage in ihrer Heimat äußerst beson¬ 
nene. Mit friedlichen und demokratischen Mitteln ver¬ 
suchen sie, die Öffentlichkeit auf die jüngste Entwick¬ 
lung in Kurdistan aufmerksam zu machen. Statt auf die 
mehrfach gemachten Angebote der kurdischen Bewe¬ 
gung zu einem Dialog einzugehen, zeigt ihr die deutsche 
Politik die kalte Schulter - ein Zeugnis der Unfähigkeit 
zu einer auf Vernunft und Realität basierenden politi¬ 
schen Auseinandersetzung. Die Argumentation des Ver¬ 
waltungsgerichts passt sich ein in diese rückwärts 
gerichtete, unversöhnliche und aktuelle Entwicklungen 


missachtende Sichtweise, die der kurdischen Bewegung 
jede Möglichkeit zu einer legalen politischen Betätigung 
und Organisierung verwehren will. 

(Azadi) 

Anklage wegen verbotener 
Werbung für KONGRA-GEL 

Wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz hat 
die Oldenburger Staatsanwaltschaft bei der Staats¬ 
schutzkammer des Landgerichts Anklage gegen 
einen 32 Jahre alten Kurden aus Cloppenburg erho¬ 
ben. Ihm wird vorgeworfen, als „Führungsverant¬ 
wortlicher“ für den Bereich Aurich Werbung für die 
verbotene Organisation KONGRA-GEL gemacht 
und Spenden eingetrieben zu haben. Geldeinnah¬ 
men und Propagandamaterial sollen - laut Anklage¬ 
schrift - dazu gedient haben, die illegalen Strukturen 
des KONGRA-GEL aufrecht zu erhalten. 

Der Beschuldigte soll sich den Angaben zufolge zu 
den Vorwürfen bisher nicht geäußert haben. Über 
die Eröffnung des Hauptverfahrens sei noch nicht 
entschieden worden - so die Staatsanwaltschaft. 

(Azadi/Nordwest Zeitung, 10.8.2004) 



DFG-VK unterstützt weiterhin 
Kriegsdienstverweigerer aus der 
Türkei 

„Gerade in Nordrhein-Westfalen gibt es aktive Soli¬ 
darität mit Kriegsdienstverweigerern in der Türkei. 
Ich erinnere an Osman Murat Ülke, dessen Kriegs¬ 
dienstverweigerung in Izmir beispielhaft war. Seine 



wichtige Arbeit in der Türkei ist eng mit dem DFG- 
YK-Bildungswerk NRW und vielen Gruppen und 
Aktiven in Deutschland verknüpft. 66 Dies äußerte 
Felix Oekentorp, Bundesgeschäftsführer der Deut¬ 
schen Friedensgesellschaft/Vereinigte Kriegsdienst¬ 
verweigerer (DFG-VK) in einem Gespräch mit der 
jungen weit. Am 1. August 2004 begann vor dem 
Verwaltungsgericht in Düsseldorf der Asylprozess 
des kurdischen Kriegsdienstverweigerers Mehmet 
Cetiner, bei dem es um die Entscheidung geht, ob 
dem Kurden ein dauerhaftes Bleiberecht gewährt 
wird. Der Prozess wird von der DFG-VK beobach¬ 
tet. 

Nach Redaktionsschluss: Das Verwaltungsgericht Düs¬ 
seldorf hat die Klage von Mehmet Cetiner gegen seinen 
abgelehnten Asylantrag abgewiesen."Eine Abschiebung 
von Kriegsdienstverweigerern in Länder ohne das Recht 
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auf KDV wie die Türkei ist ein Verstoß gegen Men¬ 
schenrechte", so Oekentorp zu dem Urteil Mehmet 
Cetiner müsse in der Türkei mit einer Einziehung zum 
Wehrdienst rechnen und könne sogar gegen kurdische 
Widerstandskämpfer eingesetzt werden." 

(Azadi/jw, 2.8.2004/ND 3.9.2004; s.a. infodienst Nr. 19/20) 

Pressefreiheit in Gefahr 

Insbesondere durch den Gesetzentwurf des Bunds¬ 
justizministeriums zum „Großen Lauschangriff“ 
befürchtet der Deutsche Presserat eine zunehmende 
Einschränkung der Pressefreiheit. Der Gesetzent¬ 
wurfbeseitige den Schutz der Journalisten vor staat¬ 
lichen Abhörmaßnahmen, da er vorsehe, das Abhö¬ 
ren von Redaktionsräumen im Einzelfall zuzulassen. 
Der Presserat ruft die Bundesregierung auf, den 
Gesetzentwurf zurückzunehmen. Lutz Tillmanns, 
Geschäftsführer des Presserates, kritisierte ferner, 
dass das seit 1998 geplante Gesetz zur Informations¬ 
freiheit immer noch nicht bundesweit in Kraft getre¬ 
ten sei. Stattdessen werde es zunehmend schwieri¬ 
ger, gegenüber Einrichtungen wie Ämtern und 
Unternehmen Auskünfte zu bekommen. Es werde 
an die Bundesregierung appelliert, das Gesetz end¬ 
lich in Angriff zu nehmen. 

(Azadi/ND, 3.8.2004) 

Rechtsberatungsgesetz aus der NS- 
Zeit abschaffen 

Das Bundesverfassungsgericht hält die Auslegung 
des Rechtsberatungsgesetzes für zu streng und for¬ 
derte von der Rechtsprechung eine verfassungskon¬ 
forme Auslegung. Es hob mit seinem Urteil vom 5. 
August 2004 die Strafe für den in der Friedensbewe¬ 
gung engagierten früheren Oberlandesrichter Hel¬ 
mut Kramer auf, der wegen kostenloser Beratung zu 
300 Euro Geldbuße verurteilt worden war. Er hatte 
einen Pazifisten vor Gericht als Wahlverteidiger ver¬ 
treten und sich nach Abschluss des Verfahrens 
selbst angezeigt und erklärt, dass er häufig Pazifisten, 
Verwandte, Bekannte und in Not Geratene unent¬ 
geltlich rechtlich berate und dies auch weiterhin tun 
wolle. Kramer wollte erreichen, dass das Gesetz aus 
der Nazi-Zeit für verfassungswidrig erklärt wird. Die 
Verfassungsrichter legten fest, dass die „Geschäfts¬ 


mäßigkeit“ neu ausgelegt werden müsse. Eine 
unentgeltliche Rechtsberatung durch einen erfahre¬ 
nen Juristen werde möglicherweise nicht vom 
Zweck des Gesetzes erfasst. Die gegen Kramer ver¬ 
hängte Geldbuße sei unverhältnismäßig. Der Fall 
wurde an das Amtsgericht Braunschweig zurückver¬ 
wiesen. 

Aktenzeichen: 1 BvR 737/00 

(Azadi/FR, 6.8.2004) 

Sönke Hilbrans: 

Datenerhebung mit dem 
Staubsauger 

Peter Schaar, Bundesbeauftragter für den Daten¬ 
schutz, hat die Vereinbarung zwischen der EU und 
den USA über die Weitergabe der Daten von Flug¬ 
passagieren an das US-Heimatschutzministerium 
kritisiert. Er sieht die Persönlichkeitsrechte „nicht 
angemessen geschützt“. Die Behörden könnten 
weitgehend unkontrolliert auf die Datenbanken 
zugreifen. 

Sönke Hilbrans, Vorstandsmitglied der Deut¬ 
schen Vereinigung für Datenschutz (DVD) erklärte, 
die Übermittlung von Fluggastangaben sei eine 
„Datenerhebung mit dem Staubsauger“ und dienten 
keinesfalls nur zur Bekämpfung des Terrorismus 
oder der organisierten Kriminalität: „Manche staatli¬ 
che Stellen zählen schon Globalisierungskritik 
dazu.“ 

(Azadi/ND, 6.8.2004) 

Beckstein: Mister 50000 Volt 

Spezialeinheiten der bayerischen Polizei sollen künf¬ 
tig mit einem drahtgestützten Elektroimpulsgerät 
(sog. Taser) ausgestattet werden, obgleich die nega¬ 
tive Folge dieser Waffe noch nicht abschließend 
geklärt sei, erklärte die rechtspolitische Sprecherin 
der Landtagsfraktion der Grünen, Christine Stahl. 
Getroffene werden durch Schock des zentralen Ner¬ 
vensystems durch die Einwirkung von 50 000 Volt 
kurzfristig gelähmt. Die Waffe reicht sechs bis sieben 
Meter. Für Herzkranke oder Medikamentenabhän- 
gige kann der Taser laut Amnesty International töd¬ 
lich sein. Den Einsatz dieser Waffe sieht die vom 



1935 wurde das Rechtsberatungsgesetz geschaffen und jüdischen Anwälten die Zulassung 
entzogen und jüdische Richter und Professoren aus dem Staatsdienst entfernt. Mit dem 
Gesetz sollte eine Ausweichmöglichkeit verhindert werden. So wurden jüdische, aber auch 
politisch unliebsame Juristen von jeder Rechtsberatung ausgeschlossen. Bei Gründung der 
Bundesrepublik erfolgte eine Übernahme des Gesetzes in wesentlichen Teilen. 
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Bayerischen Landtag verabschiedete Änderung des 
Polizeiaufgabengesetzes vor. Außerdem soll durch 
das Gesetz verstärkt eine „präventive Überwa¬ 
chung“ von Wohnraum und Telefongesprächen 
möglich werden, künftig auch von bisher geschütz¬ 
ten Berufsgruppen: Ärzte, Rechtsanwälte, Geistliche, 
Journalisten. Neu aufgenommen wurde eine Rege¬ 
lung zur Video-Erfassung von Autokennzeichen 
sowie entsprechender Bewegungsprofile von ver¬ 
dächtigen Personen. 

(Azadi/jw, 10.8.2004) 

Zeltlager brutal geräumt 

Schwere Vorwürfe gegen Polizeioperation 

In den frühen Morgenstunden des 5. August stürm¬ 
ten rund 150 Polizeikräfte einen Campingplatz im 
baden-württembergischen Eberbach; Dutzende Poli¬ 
zeiautos und -busse umzingelten das Gelände. 56 
Personen, darunter 13 Kinder im Alter zwischen 2 
und 12 Jahren, wurden festgenommen und zahlrei¬ 
che Bücher, Kassetten, Telefone und weitere Materi¬ 
alien beschlagnahmt. Die Festgenommenen mussten 
sich erkennungsdienstlich behandeln lassen und 
konnten erst nach rund 8-9 Stunden die Polizeibe¬ 
hörde verlassen. 

Am nächsten Tag erschien die Polizei erneut auf 
dem Platz und forderte die Camper/innen der „ Ana¬ 
tolien Föderation“ auf, das Gelände zu verlassen. 
„Mit roher Gewalt greifen die Polizisten die Cam¬ 
per/innen an. Eine Mutter wird bewusstlos. Die 
Kinder schreien und weinen, stehen auf und werden 
geschlagen, über den Boden geschleift und in Busse 
gezerrt,“ schildert der Solidaritätsverein mit den politi¬ 
schen Gefangenen und ihren Familien in der Türkei 
(Tayad) in einer Erklärung die Ereignisse. Nachdem 
die Zelte und das Inventar mit Kränen abgerissen 
worden seien, hätte die Polizei die Camper/innen 
„mit einer ca. 20 Autos und Busse umfassenden 
Eskorte zum Polizeirevier nach Heidelberg“ 
gebracht. 

In den deutschen und türkischen Medien wurde 
die zweitägige Polizeioperation als großer Schlag 
gegen mutmaßliche Anhänger der türkischen Revo¬ 
lutionären Volksbefreiungsfront-Partei (DHKP-C) 
ausgegeben. Laut Tayad habe es sich bei dem Fami¬ 
lien- und Jugendcamp jedoch um eine offizielle und 
seit Wochen öffentlich bekannt gemachte Aktivität 
der Kölner „ Anatolien Föderation “ gehandelt. Man 
habe sich mit Themen wie Kindererziehung, Sozial¬ 
abbau und dem Rechtssystem in Deutschland befas¬ 
sen wollen. 

„Wir werden Anzeige gegen die Verantwortlichen 
erstatten“, kündigte die Vereinsvorsitzende Nurhan 
Erdern an. 


Zeitgleich mit der Erstürmung des Zeltlagers 
wurden in Köln-Ehrenfeld auch die Räume des 
„Anatolischen Volkskultur-Hauses“ durchsucht sowie 
die Wohnung der Föderations-Vorsitzenden, Nurhan 
Erdern. Bei dieser Razzia seien Computer, Bücher 
und CDs beschlagnahmt worden. Laut Aussagen 
des Bundeskriminalamtes bestehe „die hohe Wahr¬ 
scheinlichkeit“, dass es sich bei der Anatolischen 
Föderation „um eine der verbotenen DHKP-C 
zuzurechnenden Vereinigung handelt“. Dies wird 
von Nurhan Erdern bestritten. 

Die DHKP-C wurde in Deutschland 1998 als 
Nachfolgeorganisation der verbotenen Gruppe Dev 
Sol verboten. 

(Azadi/Tayad/taz Köln/jw, 9.,11.8.2004) 

PDS: Geheimdienst einseitig und 
unkontrollierbar 

Thüringens Innenminister Karl Heinz Gasser 
(CDU) sieht beim Einsatz von V-Leuten durch den 
Verfassungsschutz die Grenzen zu oft überschritten. 
Ungeschriebenes Gesetz sei, keine verdeckten 
Ermittler in der unmittelbaren Führung von extre¬ 
mistischen Organisationen zu führen. Das NPD- 
Verfahren habe gezeigt, dass das Bundesverfassungs¬ 
gericht den V-Mann-Einsatz kritisch sehe. Es müsse 
verhindert werden, dass es zu einer Vermischung 
der Tätigkeiten komme. Roland Hahnemann, PDS- 
Landtagsabgeordneter, bezeichnete die Bekenntnisse 
Gassers als „späte Einsicht“. Die PDS habe grund¬ 
sätzliche Kritik am Verfassungsschutz und werde an 
der Abschaffung des Geheimdienstes festhalten: 
„Das unselige Landesamt hat bewiesen, ein typi¬ 
scher Geheimdienst zu sein: Ungeeignet, ineffizient, 
politisch einseitig und unkontrollierbar.“ 

(Azadi, ND, 17.8.2004) 

Broschüre zum Demo-Recht 

Über den Umgang mit dem 
ausgeübten Grundrecht auf 
Versammlungsfreiheit und 
die jüngsten Erfahrungen 
von Demonstrationsbeob¬ 
achtungen sowie über die all¬ 
gemeinen Entwicklungen, 
hat das Komitee für Grund¬ 
rechte und Demokratie eine 
Broschüre herausgegeben. 
Bestellungen unter: 
info@grundrechtekomitee.de 
oder Tel. 0221-9726930. 

Internet: www.grundrechtekomitee.de 

(Azadi, August 2004) 
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Nach Hausdurchsuchung: 

Droht Aktivistinnen Ermittlung nach §§129a/b? 

Wegen des „Verdachts der Verabredung zu einem 
bewaffneten Raubüberfall 66 , durchsuchten Beamte 
des Landeskriminalamtes Sachsen und der Polizei 
Aachen die Wohnungen von zwei Aktivistinnen der 
„Anti-Knast-Gruppe Dresden 66 . Die beiden Frauen 
betreuen einen inhaftierten Belgier, der zusammen 
mit drei Spaniern Ende Juni festgenommen wurde, 
nachdem sich diese in Aachen eine Verfolgungsjagd 
mit Bundesgrenzschutz und Polizei geliefert hatte. 
Angeblich sollen die Frauen die Vorarbeit für einen 
Überfall auf Waffenläden geleistet haben, die in 
einem bei der festgenommenen Gruppe gefundenen 
Dresdener Stadtplan eingezeichnet waren. Die Bei¬ 
den wiesen diesen Vorwurf zurück. Sie hätten ledig¬ 
lich das getan, „was wir im Rahmen der Mitarbeit 
bei der Anti-Knast-Gruppe Dresden bereits seit 
mehreren Jahren tun: Wir unterrichteten einen 
Rechtsanwalt und beantragten eine Besuchserlaub¬ 
nis. 66 Laut Staatsanwaltschaft Dresden sollen die 
Spanier „Kontakt zur baskischen Untergrundorgani¬ 
sation ETA haben 66 . Hierdurch könnte den Frauen 
die „Möglichkeit der Ummünzung des Strafverfah¬ 
rens in eine §§129a/b-Ermittlungsroutine 66 drohen. 
Weil „das Engagement für Menschen in Haft als kri¬ 
mineller Akt diffamiert wird 66 , solidarisierte sich die 
Ortsgruppe Dresden der Roten Hilfe mit den Akti¬ 
vistinnen. 

(Azadi/jw, 14.8.2004) 

Vor 48 Jahren KPD verboten 

Prof. Wippermann: Motiv war Antikommunismus 

Auf Antrag der Bundesregierung wurde am 17. 
August 1956 die Kommunistische Partei Deutsch¬ 
lands vom Bundesverfassungsgericht verboten. 
Unmittelbar nach dem Urteilsspruch wurden die 
Büros der KPD im gesamten Bundesgebiet und die 
Parteiredaktion besetzt. Eine Flut von Verhaftungen 
und Gerichtsprozessen setzte ein, die zu über 10 000 
Verurteilungen führte. Parteimitglieder wurden 
wegen verschiedener begangener vermeintlicher 
Verstöße gegen die freiheitlich-demokratische 
Grundordnung verurteilt. In zahlreichen Fällen 
waren Frauen und Männer betroffen, die schon zur 
NS-Zeit in Zuchthäusern und Konzentrationslagern 
gesessen hatten. Einige waren nach 1945 mit den 
selben Richtern konfrontiert wie bereits zwischen 
1933 und 1945: „Damit wurde die westdeutsche Jus¬ 
tiz zu einer primär antikommunistischen, politischen 
Justiz 66 , so der Historiker Prof. Wolfgang Wipper¬ 
mann. „Es handelte sich schlicht und einfach um 


Politik im Geiste eines fast schon blindwütigen Anti¬ 
kommunismus 66 , schreibt er in der neuen Ausgabe 
der Zeitschrift „antifa 66 im Zusammenhang mit dem 
55. Jahrestag der Konstituierung des ersten Bundes¬ 
tages. Seinerzeit war die KPD noch mit 15 Abge¬ 
ordneten im Parlament vertreten. In keinem anderen 
Land war - laut Wippermann - der Antikommu¬ 
nismus die „eigentliche Staatsideologie 66 oder hatte 
gar Verfassungsrang wie in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(Azadi/ND, 17.8.2004) 

Parallelen mit PKK-Verbot 

Zahlreiche Jurist(inn)en, vor allem jene, die in die erste 
große §129a-Prozesswelle ab Ende der 1980er-Jahre als 
Verteidiger involviert gewesen sind, haben das dem 
Betätigungsverbot der PKK folgende immense Ausmaß 
der Repression mit dem des KPD-Verbotes verglichen. 
Die Begründung zum Verbot der politischen Betätigung 
kurdischer Aktivist(inn)en und ihrer Institutionen weist 
zumindest in Teilen eine Parallelität auf So ist noch 
heute in Gerichtsurteilen zur Ablehnung von Einbürge¬ 
rungen zu lesen, dass, wer die PKK oder „deren Nach¬ 
folgeorganisationen KADEK und KONG RA - GEL“ 
unterstütze, „Bestrebungen verfolgt, die gegen die frei¬ 
heitliche demokratische Grundordnung“ gerichtet seien. 
Oder: „Die 1978 gegründete PKK sei schon wegen ihrer 
Ideologie als marxistisch-leninistische Kaderpartei nicht 
mit elementaren Verfassungsgrundsätzen vereinbar. “ 

(Azadi) 

ALG II: Besondere Perfidie gegen 
Flüchtlinge und Asylbewerber/innen 

„Hartz IV bedeutet für Flüchtlinge eine extreme 
Verschlechterung. Von den hier lebenden ausländi¬ 
schen Staatsangehörigen sind 24,9 Prozent arbeits¬ 
los, wobei die Asylbewerber und -bewerberinnen, 
die im ersten Jahr nicht arbeiten dürfen, gar nicht 
mitgerechnet sind“, erklärt Claudia Langholz vom 



foto: arbeiterfotografie.com. 
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Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein in einem 
Gespräch mit der jungen weit. Von dem bisherigen 
Anspruch von Flüchtlingen auf Arbeitslosenhilfe, 
die ab Januar vom ALG II ersetzt werde, seien 
Flüchtlinge generell ausgeschlossen. Das bedeute, 
dass diese Menschen dann „mit den Leistungen 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz auskommen 
müssen, die rund 30 Prozent unter dem Sozialhilfe¬ 
niveau liegen“. Das könne wieder „Einkaufsgut¬ 
scheine und Sachleistungen“ zu Folge haben. 
Außerdem würde dieser Personenkreis auch von 
Fördermaßnahmen ausgeschlossen und aus „seinem 
ganzen sozialen Gefüge herausgerissen“ werden. 
Keinen Anspruch auf das ALG II werden Claudia 
Langholz zufolge ab Januar auch abgelehnte Asylbe¬ 
werber und -bewerberinnen haben, „die aufgrund 
nachgewiesener Gefahr für Leib und Leben nicht 
abgeschoben werden können und daher eine Auf¬ 
enthaltsbefugnis haben“. Schwieriger sei es künftig 
für diese Menschen, durch „Hartz IV“ sowie das 
neue Zuwanderungsgesetz, einen relativ sicheren 
Aufenthaltstitel zu bekommen. Deshalb halte sie es 
für wichtig, dass mit den Protesten auch auf diese 
„besondere Perfidie gegenüber den schwächsten 
Gruppen“ aufmerksam gemacht und in die Öffent¬ 
lichkeit getragen werde. 

(Azadi/jw, 21.8.2004) 

Europol auf innerdeutsch 

Der baden-württembergische Innenminister Her¬ 
ibert Rech (CDU) fordert ein „innerdeutsches Euro¬ 
pol“, wo die Daten aller sicherheitsrelevanten Kräfte 


vernetzt und die Erkenntnisse für alle Bundesländer 
nutzbar gemacht werden sollten. Für ihn sei die 
Bedrohungslage so, „dass die Grenzen zwischen 
Verfassungsschutz und Polizei keine Rolle mehr 
spielen dürfen“. 

(Azadi/ND, 23.8.2004) 

Antiterror-Kampf im rechtsfreien 
Raum 

Das im März 2001 gegründete und aus Bundesmit¬ 
teln finanzierte Berliner Institut für Menschenrechte 
stellt in seiner zweiten Studie unter dem Titel „Inter¬ 
nationale Terrorismusbekämpfung und Menschen¬ 
rechte“ fest, dass der so genannte Antiterror-Krieg 
bisher weitgehend im „rechtsfreien Raum“ stattge¬ 
funden hat. Die Auslieferung von Gefangenen an 
Länder, in denen wie in den USA die Todesstrafe 
angewandt oder gefoltert werden würde, müsse klar 
untersagt sein. Außerdem solle der Bundestag über 
eventuelle Menschenrechtsverletzungen durch deut¬ 
sche Militärs unterrichtet werden. Der Direktor des 
Instituts, Heiner Bielefeldt, betonte, dass jede Art 
von Folter kategorisch abzulehnen sei. Viele Regie¬ 
rungen nutzten die Antiterror-Kampagnen dafür 
aus, die Arbeit von Menschenrechtlern zu diffamie¬ 
ren und diese mundtot zu machen. Er kritisierte in 
diesem Zusammenhang die USA scharf. Dort gebe 
es ein „Outsourcing von Verhörpraktiken an Pri¬ 
vate“ und ein „Klima der Verachtung des Rechts“. 
Das Institut informiert über die Lage der Menschen¬ 
rechte im In- und Ausland. 

(Azadi/jw, 26.8.2004) 



LTU: Profit durch Abschiebungen 

Gegen die Beteiligung der LTU „am schmutzigen 
Geschäft der zwangsweisen Rückführung von abge¬ 
lehnten Asylbewerbern“, wurde Anfang August in 
Dortmund demonstriert. Im vergangenen Jahr habe 
das Unternehmen neben Plätzen für Einzelabschie¬ 
bungen insgesamt acht Flugzeuge für abgelehnte 
Flüchtlinge nach Serbien und in die Türkei zur Ver¬ 
fügung gestellt und mehrere hunderttausend Euro 
auf Kosten der Menschen erwirtschaftet. LTU will 
dieses Geschäft noch in diesem Jahr erheblich aus¬ 
bauen, wodurch Abschiebungen dann nicht nur wie 


bisher ab Köln, sondern auch ab Hamburg durchge¬ 
führt werden sollen. Vor sämtlichen Dortmunder 
Reisebüros machten die über 100 Protestierenden 
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Halt, um die Angestellten über die „widerliche Pra¬ 
xis von Abschiebungen zu informieren 66 . Sollte LTU 
seine Beteiligung an den Abschiebungen nicht been¬ 
den, müsse mit einer Intensivierung der Proteste 
gerechnet werden. 

(Azadi/jw, 2.8.2004) 

Umbau des Bundesamtes hat 
begonnen 

Mit dem Inkrafttreten erster Teile des Zuwande¬ 
rungsgesetzes am 13. August, beginnt die Umstruk¬ 
turierung des bisherigen Bundesamtes für die Aner¬ 
kennung ausländischer Flüchtlinge zum Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge. Weitere Teile des 
Gesetzes sollen am 1. September in Kraft treten; die 
vollständige Fassung wird ab 1. Januar 2005 gültig. 

(Azadi/jw, 7.8.2004) 

SPD-Rechte für Schilys Vorschlag 

„Die SPD-Bundestagsfraktion und der Innenaus¬ 
schuss des Parlaments sollten sich nach der Som¬ 
merpause mit Schilys vernünftigem Vorschlag 
beschäftigen 66 , erklärte das Mitglied des konservati¬ 
ven Seeheimer Kreises der SPD, Hans-Peter Kem¬ 
per. Hiermit meinte er Schilys geforderte EU-Auf¬ 
fanglager in Nordafrika. Die Kritiker sollten den 
Vorstoß des Innenministers nicht „vorschnell in 
Grund und Boden stampfen 66 : In Kasachstan und 
anderen Staaten seien Asylprüfstellen vor Ort 
bereits mit Erfolg praktiziert worden. 

(Azadi/FR, 7.8.2004) 

Deutsch-italienische Allianz gegen 
Flüchtlinge 

Nach einem Treffen mit seinem deutschen Amtskol¬ 
legen Otto Schily, erklärte der italienische Innenmi¬ 
nister Guiseppe Pisanu in Sant’Anna di Stazzema, 
dass Deutschland und Italien eine gemeinsame Initi¬ 
ative zur „illegalen Einwanderung 66 vorbereiten. 
Beide Länder stünden vor „komplexen und drama¬ 
tischen Problemen wie der illegalen Einwanderung 
und dem Menschenhandel 66 . Wie italienische Zeitun¬ 
gen berichten, gehe es bei der Initiative darum, mit 
EU-Geldern Auffanglager für Asylbewerber in 


Libyen und anderen nordafrikanischen Ländern ein¬ 
zurichten. 

(Azadi/ND, 13.8.2004) 

Italienisches Lob für „Auffanglager“ 

Buttiglione: Europa den Europäern 

„Darüber wird noch zu reden sein 66 , meinte die 
grüne Fraktionsvorsitzende Karin Göring-Eckardt 
über das jüngste deutsch-italienische Vorpreschen in 
Sachen Flüchtlingslager in Nordafrika, das sie für 
„inakzeptabel 66 halte. „Da kommt in der Koalition 
keine Freude auf 66 , kommentierte der SPD-Innenex¬ 
perte Dieter Wiefelspütz das Vorhaben seines Kolle¬ 
gen Schily. Als „eine gute Idee 66 lobte der designierte 
EU-Justizkommissar, Rocco Buttiglione die vorge¬ 
schlagenen Auffanglager. Diese könnten „natürlich 
zugleich die Funktion ausüben, jene abzuschrecken, 
die nicht kommen sollen 66 , weil sie „Unruhe stiften 66 . 

Er warf weiter Öl ins Feuer mit seiner Kommen¬ 
tierung: „Es ist nicht wahr, dass irgend jemand das 
Recht hat, zu uns zu kommen. Dieses Land gehört 
vorerst den Europäern. 66 

(Azadi/FR, 17.8.2004) 

Onkel Schilys „Paten“ 

Bundesinnenminister Otto Schily hat „Patenschaf¬ 
ten 66 der europäischen Länder für afrikanische Staa¬ 
ten vorgeschlagen. Dieser neuerliche Vorstoß steht 
in Zusammenhang mit seinem umstrittenen Vor¬ 
schlag, in Afrika Aufnahmelager für Asylbewerber 
einzurichten. 

(Azadi/General-Anzeiger Bonn, 21.8.2004) 

Lager-Plan völkerrechtswidrig 

Amnesty International hält den Vorschlag des 
Bundesinnenministers Schily zur Einrichtung von 
Asylbewerberzentren in Nordafrika wegen fehlender 
Klagemöglichkeiten für Flüchtlinge für „klar völker¬ 
rechtswidrig 66 . Diese Möglichkeiten seien weder in 
Libyen noch Tunesien gegeben. In fast allen nord- 
afrikanischen Staaten gebe es „begründete Beden¬ 
ken, was die Rechtsstaatlichkeit und die Einhaltung 
von Menschenrechten betrifft 66 . Sollte der Schily- 
Vorschlag umgesetzt werden, würde 
die EU ihre Verantwortung für Flücht¬ 
linge auf andere und schwächere Staa¬ 
ten abwälzen. 

(Azadi/ND, 23.8.2004) 
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Zusammenarbeit gegen Flüchtlinge 

Berlusconi trifft Ghaddafi 

Am 25. August ist Italiens Ministerpräsident Berlus¬ 
coni zu Libyens Staatschef Moammar al Ghaddafi 
gereist. Mit ihm will er gemeinsame Militärpatrouil¬ 
len auf dem Mittelmeer vereinbaren, um die rund 2 
Millionen Flüchtlinge aufzuhalten, die sich derzeit in 
Libyen befinden sollen. Diese Menschen würden 
-laut Innenminister Pisanu - nur darauf warten, bei 
der ersten sich bietenden Gelegenheit nach Europa 
überzusetzen. Im Gegenzug soll Italien als Entschä¬ 
digung aus der Kolonialzeit den Bau einer Küsten¬ 
straße finanzieren und sich in Brüssel für die Aufhe¬ 
bung des EU-Embargos gegen Libyen einsetzen. 

(Azadi/FR, 25.8.2004) 

Türkei: Flüchtling erschossen 

Beispiel für Schily? 

In der Türkei wurde am 9. August 2004 am Gendar¬ 
merie-Kontrollpunkt in der Provinz Siirt ein Liefer¬ 
wagen mit 41 Migranten aus Afghanistan, Pakistan 
und Bangladesh entdeckt. Laut der türkischen 
Nachrichtenagentur Anadolu habe ein Mann ver¬ 
sucht zu fliehen. Weil er der Aufforderung stehen zu 
bleiben, nicht gefolgt sei, hätten die Gendarmen das 
Feuer eröffnet. Er wurde erschossen und ein zweiter 
Mann durch die Schüsse verletzt. 

(Azadi/ND, 10.8.2004) 

Muzaffer Dogan wird nicht 
abgeschoben 

Erfolg nach Hungerstreik 

Seit Monaten befand sich der Menschenrechtler 
Muzaffer Dogan, der seit 1982 in Deutschland lebt, 
in Abschiebehaft in Dresden. Die Behörden wollten 
ihn in die Türkei abschieben. Häufiger sei Dogan - 
der Organisation Tayad zufolge - in der Vergangen¬ 
heit von der deutschen Polizei wegen politischer 
Aktivitäten festgenommen worden, worüber deut¬ 
sche und türkische Medien berichtet hätten. Türki¬ 
sche Zeitungen hätten ihn als Aktivisten der in 
Deutschland seit 1998 verbotenen „Revolutionären 
Volksbefreiungspartei-Front“ (DHKP-C) bezeich¬ 
net. Die deutschen Behörden behaupteten, dass für 
eine Abschiebung von Muzaffer Dogan in die Tür¬ 
kei kein Hindernis bestehe. Für den Fall, dass er 
dort vor Gericht gebracht werden sollte, sei Bundes¬ 
innenminister Schily ein rechtsstaatliches Verfahren 


zugesagt worden. „Fast jede Woche werden der Tür¬ 
kei durch den Europäischen Gerichtshof für Men¬ 
schenrechte Entschädigungsstrafen wegen Folter 
und Misshandlungen auferlegt. Was sagen deutsche 
Ämter zu den Berichten von türkischen Menschen¬ 
rechtsorganisationen, Anwalts- und Ärztekammern, 
dass systematische Folter in der Türkei weiterhin 
angewendet wird?“ fragte Dogan in einer Erklärung, 
die er anlässlich seines am 14. August begonnenen 
Hungerstreiks veröffentlicht hat. 

Am 27. August teilte TAYAD in einer Presseer¬ 
klärung mit, dass Muzaffer Dogan nicht in die Tür¬ 
kei abgeschoben werden könne. Dennoch müsse 
der Kampf gegen Abschiebungen fortgesetzt wer¬ 
den, solange die „menschenverachtende Politik des 
EU-Imperialismus nicht beseitigt ist“ und „weiterhin 
massenhaft Abschiebungen von Deutschland aus“ 
stattfinden. Die Gesetze zur Abwehr von Flüchtlin¬ 
gen machten „ein menschliches Leben geradezu 
unmöglich“, so TAYAD. 

Nach Auffassung seines Rechtsanwalts Ulrich 
Klinggräff muss Muzaffer Dogan in Deutschland 
wohl mit einem Verfahren wegen Unterstützung 
einer linksextremen Organisation, die sowohl in der 
Türkei als auch in Deutschland verboten ist, rech¬ 
nen. 

(Azadi/PM Tayad/ND 30.8.2004, s.a. Azadi-infodienst Nr. 19/20) 

Aktion 3. Welt Saar: 

Stätten gewollter Unmenschlichkeit 
schließen ! 

„Aus eigener Erfahrung weiß ich, dass kein Mensch 
freiwillig flieht. Ich hätte es allerdings lieber gesehen, 
dass das Gefängnis schon dieses Jahr geschlossen 
wird“, erklärt Emrullah Özdemir von der AKTION 
3. WELT SAAR in einer Pressemitteilung anlässlich 
der Ankündigung über die Schließung des Abschie- 
begefängnisses in Zweibrücken/Saar. Die Organisa¬ 
tion hatte gemeinsam mit anderen Gruppen und 
Vereinen erst Anfang Juli gegen solche Einrichtun¬ 
gen demonstriert und deren Schließung gefordert. 

„Was Not tut, ist eine Politik, die Fluchtursachen 
bekämpft und nicht Flüchtlinge“, so Özdemir. Nun 
müsse es darum gehen, sich mit dem als Hochsi¬ 
cherheitstrakt errichteten Abschiebegefängnis in 
Ingelheim bei Mainz auseinanderzusetzen, in dem 
100 Plätze für Flüchtlinge aus Rheinland-Pfalz und 
50 aus dem Saarland reserviert seien: „Dieses 
Gefängnis gehört als Stätte gewollter Unmenschlich¬ 
keit ebenso geschlossen“, fordert Özdemir. 

(Azadi/AKTION 3. WELT SAAR, 13.8.2004) 
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Anti-Lager-Tour gegen herrschende 
Flüchtlingspolitik 

In ganz Deutschland wollen Flüchtlinge und ihre 
Unterstützer/innen zwei Wochen lang für eine 
andere Flüchtlingspolitik werben. Hierfür demon¬ 
strieren sie vor Asylbewerberunterkünften und 
Abschiebegefängnissen, z.B. in Hannover, Berlin 
und Neuss. Die so genannte „Anti-Lager-Tour“ 
beginnt am 20. August mit einem Zeltlager vor dem 
Abschiebelager für bis zu 500 Flüchtlingen im 
niedersächsischen Bramsche. „Für die Kinder im 
Lager wurde im Frühjahr eine Lagerschule einge¬ 
richtet, die Abschottung wird damit perfekt“, 
erklärte Susanne Köhring von der Initiative Kein 
Mensch ist illegal. Die Organisatoren, die in Lagern 
und Sammelunterkünften die „Funktion der Aus¬ 


grenzung von Flüchtlingen“ sehen, rechnen mit vie¬ 
len hundert Teilnehmern. Infos: www.nolager.de 

(Azadi/jw, 13.8.2004) 

Behörden schikanieren 

Noch vor dem Start der Tour werden die Organisa- 
tor(inn)en mit Behinderungen konfrontiert: Die Ver¬ 
waltung von Eisenhüttenstadt hat den Pächter ange¬ 
wiesen, eine bereits zugesagte Halle und einen 
Zeltplatz vom 2.-5. September zu verweigern. Die 
Verantwortlichen wollen damit offenbar eine öffent¬ 
liche Aufmerksamkeit für die in der Stadt befindli¬ 
che Zentrale Aufnahmestelle für Flüchtlinge verhin¬ 
dern. Berüchtigt ist dieses Gefängnis vor allem 
wegen einer so genannten „Beruhigungszelle“, in der 
Häftlinge zum Teil über viele Stunden gefesselt wer¬ 
den. Trotz der behördlichen Schikane will die Kara¬ 
wane Eisenhüttenstadt anlaufen und notfalls im 
„öffentlichen Bereich der Stadt“ campieren. 

(Azadi/jw, 18.8.2004) 



AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 


Hamza Y. musste wegen Verstöße gegen das Vereinsgesetz eine einjährige Freiheitsstrafe verbüßen. Für die 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Betroffenen in den diversen Strafverfahren entstanden 
Anwaltsgebühren in Höhe von 412,87 €. AZADI beteiligt sich mit einem Betrag von 248,— €. 

Wegen einer Straftat nach dem Vereinsgesetz, wurde Kemal Y. angeklagt und zu einer Geldstrafe verurteilt. 
Es entstanden Gerichtskosten in Höhe von 686,10 €, von denen AZADI 412,— € übernommen hat. 


Ich möchte Föndermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Name:__ 

Straße;_ 

PLZ/Ort: 


Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 


mm 

Einzugsermächtigung: 

Bank!_ 

BLZ:__ 

Kgn_tp:_. 

Ort/JDatum!_ 

Unterschrift: 


Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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infodienst nr. 22/23 

september/oktober 2004 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0221/8302908 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i.S.d.P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


Aus dem Inhalt: 

1 BGH-Entscheidung 

4 Verbotspraxis 

5 Repression 

9 Asyl-&Migrationspolitik 

13 Verschiedenes 

14 Unterstützungsfälle 



BGH revidiert Urteil gegen kurdischen Politiker 

OLG Celle muss neu verhandeln 

D er Bundesgerichtshof (BGH) hat am 21. Oktober in dem Revisionsver¬ 
fahren des kurdischen Politikers Hasan Adir das Urteil des Oberlandes¬ 
gerichts (OLG) Celle gegen ihn und Ali Kiran zwar im wesentlichen 
bestätigt, jedoch die Auslegung in einem Punkt nicht gebilligt. Deshalb hat der 
BGH den Strafausspruch aufgehoben und die Sache an einen anderen Senat 
des OLG Celle zurückverwiesen. Die beiden „Führungskader der PKK“ waren 
am 20. Oktober 2003 wegen Mitgliedschaft in einer „kriminellen Vereinigung“ 
(§ 129 StGB) in dem Zeitraum 2000/2001 zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jahren 
und 3 Monaten bzw. 2 Jahren und 9 Monaten verurteilt worden. Am 1. Sep¬ 
tember konnte Ali Kiran aus der Haft entlassen werden. 

Das Revisionsverfahren vor dem BGH hatte sich in der Hauptsache mit der 
Auslegung des § 129 Abs. 1 StGB befasst, wonach die Beteiligung an Vereini¬ 
gungen dann unter Strafandrohung gestellt werde, wenn „deren Zweck oder 
deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, Straftaten zu begehen.“ Diese Vorausset¬ 
zung hätte - laut Pressemitteilung 119/04 des BGH vom 21. Oktober 2004 - 
„die aus den Mitgliedern der Führungsebene der PKK in Deutschland gebildete 
Vereinigung, der als Gebietsverantwortliche auch die Angeklagten angehörten, 
in der Zeit vor dem hier zu beurteilenden Tatzeitraum (also vor 2000/2001, 
Anm.) in dreifacher Hinsicht“ erfüllt. Was unter der „dreifachen Hinsicht“ zu 
verstehen ist, soll nachstehend näher erläutert werden. 


Die drei Säulen 


Die Anklagen gegen kurdische Aktivist(inn)en basierten auf drei Säulen, die 
auch das Erscheinungsbild der kriminellen Vereinigung nach außen geprägt hat. 
Die erste Säule basiert auf „heimatgerichtete Aktivitäten“, kurz „Heimatbüro“ 
genannt. Diese Einrichtung hat man sich allerdings nicht als ein reales Büro mit 
Schreibtischen und Computern vorzustellen. Vielmehr wird damit ein Arbeits¬ 
sektor defiliert. Zu diesem Bereich soll beispielsweise die Versorgung verwun- 



















deter Guerillakämpfer/innen in Europa, die Schleu¬ 
sung und Ausstattung von Führungskadern mit fal¬ 
schen Papieren sowie Aufenthaltserlaubnissen oder 
die Organisierung von Reisen dieses Personenkrei¬ 
ses gehören. Die zweite Säule „Gewalttaten mit 
demonstrativem Charakter 66 beinhalte u. a. Land- 
und Hausfriedensbruch, Nötigung gegen Vollstre¬ 
ckungsbeamte oder Sachbeschädigung. Hierzu zähl¬ 
ten gewalttätige Demonstrationen oder die Beset¬ 
zungen von Konsulaten, Partei- oder 
Fremdenverkehrsbüros nach der Verschleppung des 
damaligen PKK-Vorsitzenden Abdullah Öcalan im 
Februar 1999 aus Kenia in die Türkei. 

Straftaten wie Bedrohung, Freiheitsberaubung 
oder Körperverletzungen und deren Veranlassung 
durch „Führungskader 66 fänden sich in der dritten 
Säule „Strafgewalt 66 . 

Straftaten im Rahmen des Heimatbüros oder 
demonstrative Aktivitäten spielen inzwischen eine nicht 
mehr so große Rolle. Die Anklagepunkte der letzten 
Verfahren konzentrierten sich primär auf die dritte 
Säule, deren Fundament allerdings auch brüchig 
geworden ist. Es sei denn, die strafverfolgenden bzw. 
anklagenden Behörden wie Bundeskriminalamt und 
Bundesanwaltschaft erweitern diese Säule um neue 
Tatvorwürfe. Die anhängigen § 129-Verfahren gegen 
die kurdischen Politiker Vehbi A. und Hasan A. 
werden zeigen, ob die Kriminalisierung im bisheri¬ 
gen Rahmen fortgeführt wird oder ob die deutschen 
Behörden zu einer Wendung im Verhältnis zur kur¬ 
dischen Bewegung in der Lage und willens ist. Etli¬ 
che Tatvorwürfe könnten beispielsweise im Rahmen 
des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz geahndet 
werden oder nach den Regeln des Strafgesetzbu¬ 
ches. 

Mit der Frage, „ob eine Vereinigung auch dann 
im Sinne des § 129 Abs. 1 StGB auf die Begehung 
von Gewalttaten gerichtet ist, wenn sie tatsächlich 


einen friedlichen Kurs verfolgt und solche Taten 
nicht mehr begeht, sondern sich lediglich vorbehält, 
bei Eintritt bestimmter Bedingungen möglicherweise 
zur Verübung von Gewalttaten zurückzukehren 66 , 
hatte sich der 3. Strafsenat des BGH bereits am 19. 
August in der mündlichen Verhandlung befasst. Der 
Behauptung der Bundesanwaltschaft, die PKK, der 
KADEK bzw. KONGRA-GEL würden bei Eintritt 
bestimmter Bedingungen zur Verübung von Gewalt¬ 
taten (Säule 2) zurückkehren, waren im Falle der 
beiden Kurden auch die Richter des OLG Celle 
gefolgt. Obwohl im Urteil gleichzeitig festgestellt 
worden war, dass sich in dem fraglichen Zeitpunkt 
„demonstrative Gewaltstraftaten tatsächlich nicht 
mehr ereignet 66 hatten. 

Der BGH hat in seinem Urteil vom 21. Oktober 
die vom OLG Celle festgeschriebene Gewaltoption 
und somit die Auslegung des §129 StGB „nicht 
gebilligt 66 . Nach Auffassung der Richter sei „eine 
Vereinigung nur dann im Sinne der Strafnorm auf 
die Begehung von Gewalttaten gerichtet, wenn dies 
ihr verbindlich festgelegtes Ziel ist. 66 

Weiter führt der BGH aus, dass „ein Zusammen¬ 
schluss, der seine Ziele mit friedlich-politischen Mit¬ 
teln verfolgt und sich die Begehung von Straftaten 
nur unter bestimmten Bedingungen vorbehält, von 
denen nicht abzusehen ist, ob und wann sie eintre- 
ten, von dem Tatbestand nicht erfasst 66 sei. Eine 
rechtliche Bewertung hänge davon ab, „ob der (im 
Januar 2000 erklärte , Anm.) Friedenskurs der PKK 
ernsthaft gewollt war und nicht nur aus taktischen 
Erwägungen proklamiert 66 worden war, „um nach 
einer nur vorübergehenden Pause wieder zum 
Gewaltkurs zurückzukehren. 66 Weil sich das durch 
das Celler Urteil nicht habe beurteilen lassen, könne 
nunmehr der andere Senat des OLG, an den das 
Verfahren wegen der Strafzumessung zurückverwie¬ 
sen werde, „Feststellungen dazu treffen, ob die 
Absage der PKK an demonstra¬ 
tive Gewalttaten im Rahmen 
des Friedenskurses ernst 
gemeint oder nur taktisch moti¬ 
viert 66 gewesen ist. Und dies 
bezieht sich alleinig auf die Situ¬ 
ation in Deutschland. 

Es bleibt nun abzuwarten, 
wie der neue Senat des OLG 
Celle mit den Hinweisen des 
BGH verfährt, wobei darauf 
hinzuweisen ist, dass das Straf¬ 
maß nicht schlechter ausfallen 
darf als im Urteil vom 20. Okt¬ 
ober 2003 gefällt. 

Das Urteil des Bundesge¬ 
richtshofes in dem Revisions- 
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verfahren ist in Teilen zu begrüßen. Es soll allerdings 
nicht darüber hinwegtäuschen, dass damit eine fun¬ 
damentale Wendung der deutschen Politik und 
Behörden im Verhältnis zu bestimmten kurdischen 
Organisationen und ihren Angehörigen nicht ver¬ 
bunden ist. Eine realistischere Herangehensweise an 
die Thematik in künftigen Prozessen gegen kurdi¬ 
sche Politiker wäre wünschenswert. Die Verfahren 
gegen Vehbi A. und Hasan A. wegen mutmaßlicher 
Mitgliedschaft in einer „kriminellen Vereinigung 66 , 
mit deren Eröffnung wohl erst im nächsten Jahr zu 
rechnen ist, werden es zeigen. 

Die politisch Verantwortlichen sollten sich zu 
einem grundlegenden Nachdenken über die Sinn- 


haftigkeit von Verboten als Ersatz für politische Aus¬ 
einandersetzungen veranlasst sehen und die seit Jah¬ 
ren von der kurdischen Bewegung praktizierten frie¬ 
denspolitischen Bemühungen einer positiven 
Bewertung unterziehen. Demokratische Veränderun¬ 
gen und die Aufbsung festgefahrener Strukturen 
von der Türkei ei nzufordern, ist das eine, die 
Fähigkeit und Bereitschaft, sie auch im eigenen 
Land vorzunehmen, das andere. Beides ist ein Erfor¬ 
dernis. AZADI ruft alle demokratischen Kräfte auf, 
dazu beizutragen, dass die Verfolgungspolitik gegen¬ 
über Angehörigen bestimmter kurdischer Organisa¬ 
tionen beendet wird. 

(Azadi, Oktober 2004) 


§ahin Engizek: Deutsche Politik sollte Verbotslinie verlassen 


In einer persönlichen Erklärung vom 15. Oktober 
2004 begrüßt §ahin Engizek, Deutschlandspecher 
des der Kurdistan-Nationalkongresses (KNK), dass 
sich der BGH - wenn auch erst spät - überhaupt 
der Frage stellt, ob die friedenspolitische Linie der 
damaligen PKK ernst zu nehmen ist. Dass die deut¬ 
schen Behörden erst jetzt die Änderungen erkennen, 
könnte seiner Meinung nach „daran liegen, dass es 
1999/2000 eine Menge Leute gab, die alles daran 
setzten, diese Prüfung zu verhindern“. Hierbei ver¬ 
weist er auf „eine Göttinger Ethno-Gruppe, die für 
obskure Auftraggeber den Stichwortgeber für die 
Anklagebehörde“ gespielt habe und im Jahre 2000 
einen Offenen Brief „über angebliche Menschen¬ 
rechtsverletzungen der PKK“ in die Öffentlichkeit 
lanciert habe, der dann auch „prompt zum Beweis¬ 


mittel der Anklagen der Bundesanwaltschaft gegen 
kurdische Politiker“ geworden sei. Der Zeitpunkt 
des BGH-Urteils falle zusammen „mit den Sach- 
standsberichten der EU bezüglich der Vergabe eines 
Beitrittsdatums an die Türkei“ und ereigne sich „vor 
dem Hintergrund europäischer Forderungen und 
Erwartungen an die Gewährung einer freien politi¬ 
schen Betätigung kurdischer Parteien und Organisa¬ 
tionen“. Mit „hoher Aufmerksamkeit“ werde das 
BGH-Urteil von Kurdinnen und Kurden in 
Deutschland erwartet. Soweit er es beurteilen 
könne, „ist für die kurdische Freiheitsbewegung die 
seit 1999 praktizierte Friedenslinie unumkehrbar“ 
und eine „Rückkehr zu Gewalttaten in Deutschland 
[...] ausgeschlossen“. Er fordere nur, dass Kurdin¬ 
nen und Kurden das Recht zuteil werden müsse, 



Kundgebung gegen das Verbot vor dem OLG Düsseldorf 




(Foto: AZADI) 
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dass ihre friedlichen Absichten berücksichtigt, ihre 
Erklärungen beachtet und ihre Ziele ernstgenom¬ 
men werden. 

Kurdische Jugendliche von 
Nationalisten angegriffen 

Unter dem Motto „Lasst uns den Widerstand entwi¬ 
ckeln im Sinne Öcalans und die Demokratie auf¬ 
bauen 66 hatte sich am 19. September eine Gruppe 
von etwa 100 kurdischen Jugendlichen zu Fuß auf 
den Weg gemacht von Herford nach Gelsenkirchen. 
Ihr Ziel war das 12. Internationale kurdische Kultur¬ 
festival in Gelsenkirchen, das am 25. September auf 
dem Gelände des dortigen Trabrennvereins stattfh- 
den sollte. 

Am vierten Tag des Marsches wurden die 
Jugendlichen in der Innenstadt von Hamm von Tür¬ 
ken, die sich durch das Zeigen des Wolfszeichens als 
Anhänger der nationalistischen MHP zu erkennen 
gaben, mit Schlagstöcken und Messern angegriffen 
und versuchten, ihnen den Weg abzuschneiden. 
Daraufhin ist es zu tätlichen Auseinandersetzungen 
gekommen, bei denen auch Schaufensterscheiben 
der Geschäfte zu Bruch gingen, aus denen die 
Angriffe erfolgt sind. Obwohl die Polizei nicht einge¬ 
griffen hatte, wurde Semsettin Buksur, ein aus 
Frankreich stammender Kurde, festgenommen und 
erkennungsdienstlich behandelt. Die Jugendlichen 
beendeten eine nach dessen Festnahme begonnene 
Sitzaktion erst, als Semsettin Buksur wieder freige¬ 
lassen worden war. 

Das Organisationskomitee teilte gegenüber der 
Zeitung „Özgür Politika 66 mit, dass ähnliche Provo¬ 
kationen bereits auf dem gesamten Weg bis Hamm 
vorgefallen seien. Obwohl die Jugendlichen vor 
Beginn ihres Marsches die sie begleitenden Polizei¬ 
beamten mehrfach auf die Gefahr möglicher 
Angriffe durch türkische Nationalisten vor allem in 
Hamm aufmerksam gemacht hatten, wurden diese 
Hinweise von der Polizei nicht ernst genommen. 

Das Komitee verurteilte diese Übergriffe und 
erklärte: „Wir werden unsere Demonstration für 
Frieden und Freiheit trotz der Schwierigkeiten fort¬ 
setzen und sie in Gelsenkirchen beenden, wo wir 
mit unserem Volk Zusammenkommen werden. 66 

Die Kurd(inn)en setzten ihren Marsch fort und 
verbrachten die Nacht im Deutsch-Kurdischen Kul¬ 
turverein in Dortmund, wo sie von zahlreichen 
Freundinnen und Freunden aus anderen Städten 
begrüßt worden sind. Aus Solidarität schlossen sich 



weitere Jugendliche der Demonstration an. Ohne 
weitere Behinderungen oder Provokationen erreich¬ 
ten sie am 25. September das Festivalgelände in 
Gelsenkirchen. 

(Azadi/Roj-TV/ISKU/ÖP, 22V23.,25.9.2004) 

Finanzamt Lahr widerruft 
Gemeinnützigkeit 

Mit Schreiben vom 21. Oktober 2004 teilt das 
Finanzamt im Lahr/Baden-Württemberg dem 
„Mesopotamischen Anadoglu Kulturverein e.V. 66 in 
Lahr mit, dass er nicht mehr „steuerbegünstigten 
gemeinnützigen Zwecken dient 66 . Dabei beruft sich 
die Behörde auf Informationen des Landesamtes für 
Verfassungsschutz, wonach am 14. Dezember 2003 
in den Vereinsräumen „eine Führungsveranstaltung 
des KADEK 66 stattgefunden haben soll. Mit der 
Überlassung der Räumlichkeiten an diese Organisa¬ 
tion, die in Deutschland „wegen ihrer Verfassungs¬ 
feindlichkeit 66 verboten sei, habe der Verein „die ver¬ 
fassungsfeindlichen militanten Ziele des KADEK 66 
unterstützt. Weil sich der Verein somit „nicht mehr 
im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung 66 
halte, müsse ihm die Gemeinnützigkeit aberkannt 
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werden. Er wird aufgefordert, die entsprechende 
Bescheinigung „vom 4.9.2003 umgehend an das 
Finanzamt zurückzugeben.“ 

Der Verein wird einen Rechtsanwalt damit beauf¬ 
tragen, Widerspruch gegen diesen Bescheid einzule¬ 
gen. 

(Azadi, Oktober 2004) 

Sitz im Integrationsausschuss 
von Friedrichshafen bleibt leer: 

Kurden ohne konsularische Vertretung 

Ebenfalls mit Datum vom 21. Oktober 2004 erhielt 
der Vertreter der Deutsch-Kurdischen Gesellschaft 
in Friedrichshafen/Baden-Württemberg, Ismet Bas- 
baydar, einen Brief des Bürgermeisteramtes. Darin 
wird ihm mitgeteilt, dass der Sozialausschuss der 
Stadt am Vortag mehrheitlich beschlossen habe, 
dass den Vertretern der Deutsch-Kurdischen Gesell¬ 


schaft e.V. für die nächsten zwei Jahre kein Sitz 
mehr im Integrationsausschuss zugesprochen wer¬ 
den könne. Begründet wird die Entscheidung damit, 
dass sich „für die Legislaturperiode des Integrations¬ 
ausschusses (2 Jahre), nur Migrationsgemeinschaf¬ 
ten, die eine eigene konsularische Vertretung in 
Deutschland haben, um einen Sitz im Integrations¬ 
ausschuss bewerben können.“ Und weil es „keine 
kurdische konsularische Vertretung in Deutschland 
gibt“, könne den Vertretern der Deutsch-Kurdischen 
Gesellschaft auch „kein Sitz [...] zugesprochen wer¬ 
den.“ Bürgermeisterin Margarita Kaufmann bittet 
„um Verständnis“, bedankt sich „sehr herzlich“ für 
das „Interesse an einer Mitarbeit“ und wünscht sich 
„eine gute Zusammenarbeit.“ 

In der vorhergehenden Legislaturperiode war 
Vertretern des kurdischen und türkischen Vereins 
noch zugestanden worden, jeweils einen Sitz in die¬ 
sem Ausschuss in Anspruch zu nehmen. 


(Azadi, Oktober 2004 


Am 26. November 2003 jährte sich zum zehnten Mal das vom damaligen 
Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungsverbot der und für die 
PKK. Aus diesem Anlass haben die Humanistische Union, Yek-kom und 
AZADI eine Broschüre herausgegeben, auf die wir nachstehend aufmerk¬ 
sam machen möchten. 


Inhalt 



Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 


PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 


Hrsg.: Humanistischen Union, der Föderation der kurdischen Ver¬ 
eine in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI und unterstützt vom 
Bundesvorstand der Roten Hilfe. 


Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 

War da was ? - Das PKK-Verbot im Bundestag 

Kurden brauchen Anerkennung 

Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 


Der Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431 -75141 literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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Was war noch mal Artikel 10 Grundgesetz? 

24441 Geheimnisverletzungen 

Im Jahre 2003 wurden 24 441 Telefonüberwachun¬ 
gen amtlich angeordnet. Polizei, Staatsanwaltschaf¬ 
ten und Geheimdienste machen hiervon immer 
öfter Gebrauch. Die bayerische Landesregierung 
plant gar eine „präventive 66 Telefonüberwachung. 
Der Bundesbeauftragte für den Datenschutz warnt 
hingegen erneut vor dieser „bedrohlichen Tendenz 66 
und fordert eine Einschränkung der Lauschangriffe: 
„Man hat schon den Eindruck, dass das Abhören 
von Telefonen nicht als Ultima Ratio, sondern als 
Standard-Ermittlungsmethode eingesetzt wird. 66 
Nach heftigen Protesten hat Bundesjustizministerin 
Brigitte Zypries nun das Telefonabhören so genann¬ 
ter Berufsgeheimnisträgern wie Rechtsanwälten oder 
Abgeordneten als grundsätzlich unzulässig erklärt. 

(Azadi/ND, 10.9.2004) 

Wohnungsrenovierung 

„Die Trennung von Gefahrenabwehr und Strafver¬ 
folgung in hochsensiblen Ermittlungsbereichen geht 
an den praktischen Erfordernissen vorbei 66 , heißt es 
in einem zwischen SPD-Bundestagsfraktion und 
Bundesinnenminister Otto Schily abgestimmten und 
am 10. September mit den Grünen diskutierten 
„non-paper 66 . Das Ziel dieses Papiers sollen weitrei¬ 
chende Grundgesetzänderungen zur Stabilisierung 
des Sicherheitsgefüges in Deutschland sein. Durch 
Änderung des Grundgesetzartikels 74 soll dem 
Bundeskriminalamt (BKA) verdachtsunabhängige 
Ermittlungen zur Gefahrenabwehr ermöglicht wer¬ 
den - bisher Sache der Geheimdienste und der Lan¬ 
deskriminalämter. Ähnliches ist zudem für die 
bundesweite Rasterfahndung geplant. Die beabsich¬ 
tigten Einschnitte ins Grundgesetz bezeichnete der 
Innenexperte der SPD-Fraktion, Dieter Wiefelspütz, 
als „Türöffner, um das Zimmer neu streichen und 
möblieren zu können 66 . Als ein weiteres Ziel nennt 
das Papier, dass mit einer Zentralisierung auch die 
„Erwartungen ausländischer Partnerdienste erfüllt 
werden 66 . Hans-Christian Ströbele, stellvertretender 
Fraktionsvorsitzender der Bündnisgrünen im Bun¬ 
destag meint: „Wir wollen das nicht. 66 (Nun, warten 
wirs ab; Anm.) 

(Azadi/FR, 11.,13.9.2004) 

Kritik an Schily aus Ägypten 

Die ägyptische Zeitung „Al-Ahram“ kritisierte 
Schilys Äußerungen zum islamistischen Terror und 
zum israelischen Sperrzaun. Schily sei ein „radikaler 
Ideologe“, der Islamisten und gelegentlich auch 


„Muslime und den Islam als Ganzes“ verdamme. Es 
müsse gefragt werden, ob er lediglich seine persönli¬ 
che Meinung vertrete oder ob er Teil eines „Rollen¬ 
spiels“ der BRD-Regierung sei: Kanzler Schröder 
und Außenminister Fischer setzen sich für einen 
gerechten Frieden in Nahost ein und Schily vertrete 
die Interessen Israels. 

(Azadi/ND, 21.9.2004) 

Studie zu Gewalt gegen Frauen 

Jede vierte Frau wird im Laufe ihres Lebens min¬ 
destens einmal von ihrem Mann oder Partner ange¬ 
griffen oder misshandelt. 58 Prozent der Frauen 
berichteten über sexuelle Belästigung, 42 Prozent 
über psychische Gewalt wie Demütigung, Ausgren¬ 
zung oder Verleumdung bis hin zum Psychoterror. 
Die Hälfte aller Frauen erlitt Verletzungen, 55 Pro¬ 
zent durch körperliche und 44 Prozent durch 
sexuelle Gewalt. Lebenspartner fügten den Frauen 
die schwersten Verletzungen zu. Zusätzlich befragt 
wurden 250 türkische und 250 osteuropäische 
Migrantinnen, die laut eigenen Angaben noch häufi¬ 
ger als deutsche Frauen Gewalt ausgesetzt sind. Jede 
zweite Befragte türkischer Herkunft gab an, seit 
ihrem sechzehnten Lebensjahr körperliche und 
sexuelle Gewalt erlebt zu haben. Dies sind die 
Ergebnisse der ersten repräsentativen Untersuchung 
über Gewalterfahrungen von Frauen, die das Bun¬ 
desfamilienministerium in Auftrag gegeben hatte. 
Rund 10000 Frauen zwischen 16 und 85 Jahren 
sind hierfür befragt worden. Ministerin Renate 
Schmidt kündigte eine bundesweit einheitliche Hot¬ 
line für Gewaltopfer an. Dieser Notruf soll rund um 
die Uhr erreichbar sein. 

(Azadi/ND, 22.9.2004) 

Zum Abschuss freigegeben 

Das jüngste „Anti-Terror-Gesetz 66 aus dem Innen¬ 
hause Schily wurde am 24. September im Bundes¬ 
tag verabschiedet. Künftig also können laut Luftsi¬ 
cherheitsgesetz entführte und als Waffe eingesetzte 
Flugzeuge auf Anordnung des Bundesverteidigungs¬ 
ministers abgeschossen werden. Das Gesetz beinhal¬ 
tet zahlreiche Verschärfungen der Sicherheitsvor¬ 
schriften. 

(Azadi/ND, 25.9.2004) 

Europäischer Haftbefehl: 

Angriff auf Rechtsstaatlichkeit 

Über die Bedeutung des „Europäischen Haftbe¬ 
fehls“ referierten im Berliner Haus der Demokratie 
die Anwältin Petra Schlagenhauf und ihr Kollege 
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Wolfgang Bendler. Dessen Einführung könnte nicht 
nur mit Bestimmungen der UNO-Menschenrechts¬ 
konventionen kollidieren, sondern auch das Recht 
auf politisches Asyl unterminieren. Künftig sei im 
Epäischen Rechtsraum die Kategorie des „politi¬ 
schen Delikts 66 kein Hemmnis mehr für Auslieferun¬ 
gen. Juristen verweisen jedoch immer noch auf das 
Beispiel Spanien. So habe ein französisches Gericht 
eine von der spanischen Justiz geforderte Ausliefe¬ 
rung eines Basken abgelehnt. Die Behörden hätten 
nicht zusichern können, dass dem Auslieferungsbe¬ 
gehren zugrunde liegende belastende Aussagen 
durch Folter erpresst worden sind. Mit derartigen 
Urteilen wird in Zukunft nicht zu rechnen sein, weil 
eine Prüfung der Auslieferungsgründe nicht mehr 
vorgesehen sind. Damit wird die Haltung des spani¬ 
schen Staates, dass die baskische Unabhängigkeits¬ 
bewegung terroristisch sei, von allen EU-Regierun- 
gen übernommen. Ähnlich schwere Zeiten könnten 
auch für türkische Oppositionelle und kurdische 
Aktivisten außerhalb der türkischen Grenzen anbre¬ 
chen. Eine juristische Kooperation mit der Türkei 
auf juristischer Ebene sei bereits angelaufen. So 
habe die niederländische Regierung im Falle der 
Kurdin Nuriye Kesbir abgelehnt, ihr Asyl zu gewäh¬ 
ren, obwohl sich das Mitglied des Exekutivrates des 
KONGRA-GEL für eine friedliche Lösung des 
Kurdistan-Konflktes eingesetzt habe. 

Weitere Beispiele einer schon vor Einführung des 
Europäischen Haftbefehls funktionierenden Zusam¬ 
menarbeit seien auch der Fall von Gabriele Kanze, 
die wegen angeblicher Unterstützung der ETA von 
der Schweiz an Spanien ausgeliefert wurde oder der 
von Paolo Elkoro, dessen Auslieferung von 
Deutschland nach Spanien Anfang 2004 erfolgt war. 
Allen Fällen gemeinsam sei, dass die Vorwürfe 
unberücksichtigt geblieben sind, dass Aussagen nur 
unter Folter zu Stande gekommen seien. 

(Azadi/ND, 27.9.2004) 

Nuriye Kesbir: 

Entscheidung am 6. November 


die Sicherheitsgarantien, die die Türkei gegeben hat, 
ausreichen oder nicht. Aufgrund der Gesetzeslage 
muss die Entscheidung innerhalb von zwei Wochen 
gefällt werden. Die Anwältinnen und Anwälte von 
Kesbir haben eine umfangreiche Verteidigungsschrift 
mit Beispielen von Personen, die an die Türkei aus¬ 
geliefert und dort gefoltert worden sind. Außerdem 
enthält sie Lageberichte zur Türkei von Menschen¬ 
rechtsorganisationen wie Amnesty International, der 
Vereinten Nationen oder des europäischen Gerichts¬ 
hofes für Menschenrechte. Die Anwälte beziehen 
sich auf internationale Abkommen über Menschen¬ 
rechte und befürchten, dass diese durch eine mögli¬ 
che Auslieferungentscheidung gefährdet sind. 
Außerdem weisen die Anwälte darauf hin, dass ein 
derartiges Urteil dem niederländischen Recht wider¬ 
sprechen würde. 

(Azadi/Denge Mezopotamiya/ISKU, 2.11.2004) 

Aufenthalt auch bei Eltern mit 
Sozialhilfe möglich 

Jungen Ausländern darf eine unbefristete Aufent¬ 
haltsgenehmigung nicht verweigert werden, nur weil 
ihre Eltern Sozialhilfe beziehen. Das hat das 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig am 28. Sep¬ 
tember im Fall eines Iraners aus Niedersachsen ent¬ 
schieden. Der Bezug von Sozialhilfe durch Angehö¬ 
rige sei zwar mit Blick auf die Sozialsysteme ein 
gesetzlicher Verweigerungsgrund. Er gelte aber nicht 
für erwachsene Kinder mit eigenem Aufenthaltssta¬ 
tus, so die Richter. Der Iraner argumentierte, dass 
junge Ausländer aus Sozialhilfe-Haushalten nur 
dann eine Chance auf eine unbefristete Aufenthalts¬ 
erlaubnis hätten, wenn sie Großverdiener seien oder 
die Eltern sterben. Das Gericht folgte der Argumen¬ 
tation und verwies den Fall zurück an das Verwal¬ 
tungsgericht Hannover. Das muss klären, ob der Ira¬ 
ner weitere Voraussetzungen erfüllt, um dauerhaft in 
Deutschland bleiben zu können. 

Az.: BVerwG IC 10.03 

(Azadi/FR, 29.9.2004) 



Der Oberste Gerichtshof 
der Niederlande als letzte 
juristische Instanz wird 
den Fall der kurdischen 
Politikerin Nuriye Kesbir 
am 6. November verhan¬ 
deln. Es geht um die Ent¬ 
scheidung, ob eine Aus¬ 
lieferung der Kurdin an 
die Türkei erfolgen wird. 
Bei dem Prozess soll die 
Frage geklärt werden, ob 


Richtervereinigungen: 

Politisches Weisungsrecht 
abschaffen ! 

Die Neue Richtervereinigung und der Deutsche 
Richterbund fordern die völlige Abschaffung des 
politischen Weisungsrechts gegenüber Staatsanwäl¬ 
ten. 

In der Auseinandersetzung um die politische 
Abhängigkeit von Staatsanwälten, plädiert General¬ 
bundesanwalt Kay Nehm zwar nicht für die Strei¬ 
chung des politischen Weisungsrechts, aber für 
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mehr Transparenz, z.B. durch Anordnungen in 
Schriftform. Auch müssten alle politische Weisun¬ 
gen in den Gerichtsakten dokumentiert werden. 
Staatsanwälte unterliegen sowohl einem internen 
Weisungsrecht der Behördenleiter als auch einem 
externen durch die Justizminister. Häufger soll es 
„Vorschläge und Bitten“ seitens der Politik an die 
Ermittler geben. 

Kay Nehm ist als Bundesankläger politischer 
Beamter und an die Weisungen des Bundesjustizmi¬ 
nisteriums gebunden. 

(Azadi/FR, 30.9.2004) 


Zentral gebündelte 
Datensammlung 

Ohne Aussprache hat der Bundesrat am 15. Okt¬ 
ober dem von Niedersachsen vorgelegten Gesetz¬ 
entwurf zur Schaffung einer zentralen Datei im 
„Kampf gegen den islamischen Terrorismus“ zuge¬ 
stimmt. Diese Datei, eingerichtet beim Bundesver¬ 
fassungsschutz, soll Informationen dieser Behörde, 
der Landesämter für Verfassungsschutz, des Bun¬ 
des- und Zollkriminalamtes, des Bundesnachrich¬ 
tendienstes sowie des Militärischen Abschirmdien¬ 
stes bündeln. 

(Azadi/ND, 16.10.2004) 

Wieder Panzer gegen Kurd(inn)en? 

Leyla Zana: Reformen in der Türkei lediglich kosmetisch 

Als einen Skandal bezeichneten die PDS-Abgeord¬ 
neten im Europaparlament Feleknas Uca, Sahra 
Wagenknecht und Tobias Pfüger die angekündigte 
Lieferung deutscher Kampfpanzer in die Türkei: 
„Diese Panzer werden wieder gegen Kurdinnen und 
Kurden eingesetzt werden, ob in der Türkei selbst 
oder in Nordirak.“ Dies müsse als Freifahrtschein 
für deutsche Rüstungsexporte gewertet werden. 
Tobias Pfüger betont, dass es Rotgrün beim Beitritt 




der Türkei „primär 
um geopolitische 
Interessen“ gehe und 
laut Sahra Wagen¬ 
knecht sei es erstaun¬ 
lich, „mit welcher 
Energie Rotgrün die 
Dinge vorantreibt.“ 

Die Abgeordneten 
rufen zum Wider¬ 
stand gegen diese 
Politik auf. Auch die kur¬ 
dische Politiker Leyla Zana, die am 14. Oktober im 
Epaparlament den ihr 1995 verliehenen Sacharow- 
Preis entgegennahm, hat in ihrer Ansprache die 
demokratische Lösung der Kurdenfrage gefordert 
und nannte die von der EU gelobten Reformen 
„kosmetisch“. 


Folter doch systematisch 

Dass die Menschenrechtslage in der Türkei keines¬ 
wegs zum Besten steht, belegt der jüngste Bericht 
des IHD-Ortsverbandes der Kurden-Metropole 
Diyarbakir. So seien im Monat September 446 Fälle 
von Menschenrechtsverletzungen in der kurdischen 
Region zu verzeichnen gewesen. Von 155 Festge¬ 
nommenen berichteten 55 über Folterungen im 
Polizeigewahrsam. Gegen 34 Personen sind nach 
Angaben des Menschenrechtsvereins wegen „Gesin¬ 
nungsvergehen“ Ermittlungen eingeleitet worden. 
Im Gegensatz zu den Äußerungen von Leyla Zana 
in ihrer Ansprache vor dem Europaparlament, Fol¬ 
ter werde in der Türkei nicht mehr systematisch 
angewandt, kommt der IHD-Ortsvorsitzende Sela- 
hattin Demirtas zu einer anderen Einschätzung. Dies 
schrieb er in einem offenen Brief an Ministerpräsi¬ 
dent Tayyip Erdogan. In den ersten sechs Monaten 
dieses Jahre seien vom IHD 692 Folterfälle regis¬ 
triert worden. „Diese Zahl schließt nicht jene Fol¬ 
teropfer ein, die es vorziehen, zu schweigen, um ihr 
Trauma zu überwinden, oder weil sie fürchten, bei 
einer erneuten Festnahme noch härterer Folter 
unterworfen zu werden“, so Demirtas in besagtem 
Brief. 


Soviel zur Demokratisierung 
der Türkei: 

Ein Gericht in Istanbul hat gegen die langjährige 
Vorsitzende der Istanbuler Sektion des Menschen¬ 
rechtsvereins IHD Haftbefehl erlassen, weil sie sich 
2002 auf einer Konferenz in Köln kritisch zur Rolle 
des türkischen Militärs in Politik und Gesellschaft 
und zu Folterpraktiken in ihrem Land geäußert 
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hatte. Wegen „Beleidigung des moralischen Charak¬ 
ters der türkischen Streitkräfte 66 droht ihr eine Haft¬ 
strafe zwischen sechs Monaten und einem Jahr. 
Trotz der jüngst verabschiedeten Strafrechtsreform: 
„Beleidigung der Streitkräfte 66 bleibt Straftatbestand. 
Weil sie in zwei Fällen Opfer ungesetzlicher Straf¬ 
verfahren geworden war, hatte der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte Anfang des Jahres 
2002 der Rechtsanwältin 13700 E Schadensersatz 
zugesprochen, zu zahlen von der türkischen Repu¬ 
blik. Dabei war es einmal um kritische Äußerung 
Keskins zur Kurdenfrage gegangen, ein anderen Mal 
darum, dass sie in einem Interview mehrfach das 
Wort „Kurdistan 66 gebraucht hatte. Die Anwaltskam¬ 
mer entzog der Bürgerrechtlerin Ende 2002 für ein 
Jahr die Zulassung als Anwältin. 

(Azadi/ND/FR 15.,16.10.2004) 

EU-weite Ausweisungen 
per Liste 

Fünf Innenminister aus Frankreich, Spanien, Italien, 
Großbritannien und Deutschland einigten sich auf 
einem informellen Treffen am 18. Oktober 2004 in 
Florenz darauf, bis 2006 EU-Reisepässe mit digita¬ 
lem Fingerabdruck einzuführen. Außerdem soll es 
eine Liste konkreter Fälle geben, aufgrund derer 


Personen, die verdächtigt werden, mit terroristischen 
Organisationen in Verbindung zu stehen, aus der 
EU ausgewiesen werden können. Die Regeln für 
diese Auweisungen sollen nach Grundsätzen aufge¬ 
stellt werden, auf die sich alle EU-Länder einigen 
können. 

(Azadi/FR, 19.10.2004) 

Stiftung will Staatsanwalt¬ 
schaften kontrollieren 

Die neue, von prominenten Juristen unterstützte 
Stiftung „Pro Justitia 66 will künftig die Ermittlungen 
deutscher Staatsanwaltschaften kontrollieren. Dabei 
soll das Augenmerk besonders auf der Verletzung 
von Grundrechten in Ermittlungsverfahren liegen. 
Das erklärte Alexander Keller, Vorstandsvorsitzen¬ 
der der Stiftung. Im deren Beirat sitzen u. a. der ehe¬ 
malige Bundesverfassungsrichter Gottfried Mahren- 
holz oder Ex-Bundesjustizministerin Sabine 
Leutheusser-Schnarrenberger, die die Stellung von 
Beschuldigten in Ermittlungsverfahren gestärkt 
sehen möchte. Initiator und Geldgeber der Stiftung 
ist Dietmar Hopp, Mitbegründer des Software- 
Unternehmens SAP. 

(Azadi/ND, 22.10.2004) 



Asylanerkennung widerrufen 

Wegen Unterstützung einer Terrororganisation und 
weil er eine Gefahr für die Sicherheit Deutschlands 
darstelle, hat das Bundesamt für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge die Asylanerkennung 
eines Ägypters widerrufen, was vom Verwaltungsge¬ 
richt Koblenz bestätigt worden ist. Nach Auffassung 
des Gerichts habe der Mann terroristische Organisa¬ 
tionen mit fnanziellen Spenden in erheblichem 
Maße unterstützt. Im Zusammenhang mit einem 
Verfahren vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf 
gegen mutmaßliche Mitglieder der Organisation Al 
Tawhid sei der Ägypter im Jahre 2002 in U-Haft 
genommen worden und ihm daraufhin die Anerken¬ 
nung widerrufen worden. 

Aktenzeichen: 5 K 2125/03 

(Azadi/FR, 4.9.2004) 


Migrantenkinder: Abschiebung 
auf Sonderschulen 

2002 besuchten 44724 Kinder und Jugendliche aus¬ 
ländischer Herkunft eine Sonderschule für Lernbe¬ 
hinderte. Im Vergleich zu ihren Mitschülern werden 
sie dorthin etwa doppelt so oft überwiesen. Das 
größte Risiko, in eine solche Schule abgeschoben zu 
werden, haben Migrantenkinder in Baden-Württem¬ 
berg. Dies geht aus einer Studie hervor, die von der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft in Auf¬ 
trag gegeben wurde. Für die GEW-Vorsitzende Eva- 
Maria Stange besteht der Skandal darin, „dass es 
nach wie vor im deutschen Schulsystem möglich 
und üblich ist, Kinder auf eine Sonderschule zu 
überstellen, ohne dass erkennbare psychische oder 
organisch bedingte Beeinträchtigungen vorliegen 66 . 
Letztlich würde aus sozialen Gründen auf diese 
Schulen abgeschoben, deren Abschaffung sie for¬ 
dert. 

(Azadi/ND, 10.9.2004) 
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40 Millionen Menschen auf der Flucht 

Pro Asyl: 

Wettlauf der Restriktionen 

Laut Angaben des UN-Flüchtlingshilfswerks 
UNHCR be fhden sich weltweit mehr als 40 Millio¬ 
nen Menschen auf der Flucht, wobei mehr als die 
Hälfte davon so genannte Binnenfüchtlinge sind. 
Nach Schätzungen des US Committee for Refugees 
leben rund 7,35 Millionen Flüchtlinge bereits länger 
als zehn Jahre in provisorischen Lagern ohne eine 
dauerhafte Perspektive. „Je länger ein Konflkt 
anhält, umso geringer das öffentliche Interesse am 
Schicksal der Flüchtlinge 66 , stellt UNHCR-Sprecher 
Andreas Kirchhof fest. Flüchtlinge, etwa somalische 
in Kenia, seien von der Gesellschaft des Aufnahme¬ 
landes isoliert und häufg zu reinen Objekten der 
Katastrophenhilfe degradiert. 

Von den rund 1,1 Millionen in Deutschland 
lebenden Flüchtlingen, halten sich hier zwischen 
einer halben und anderthalb Millionen Menschen 
illegal und ohne jeglichen rechtlichen Schutz auf. 
Trotz gewisser Fortschritte im neuen deutschen 
Zuwanderungsgesetz herrscht nach Ansicht des 
Europa-Referenten von Pro Asyl, Karl Kopp, in Epa 
„ein Wettlauf der Restriktionen 66 . 

(Azadi/FR, 15.9.2004) 

Schily will Arbeitsverbot für Asyl¬ 
bewerber und Flüchtlinge 

Bundesinnenminister Schily will die Arbeitsmöglich¬ 
keiten für Flüchtlinge einschränken und legte in der 
Kabinettsitzung Veto ein gegen eine vom Bundes¬ 
wirtschaftsministerium vorgelegte Ausführungsver¬ 
ordnung zum Zuwanderungsgesetz, die eine einge¬ 
schränkte Arbeitserlaubnis für geduldete Flüchtlinge 
und Asylbewerber enthält. Pro Asyl warf Schily vor, 
die Integration von Geduldeten zu verhindern. 
Außerdem verschleudere der Innenminister nach 
Auffassung des DGB-Yorstandsmitglieds Heinz 
Putzhammer Steuermittel und Sozialversicherungs¬ 
beiträge. Sollte er sich durchsetzen, müssten Klini¬ 
ken und Handwerksbetriebe ihre langjährigen aus¬ 
ländischen Mitarbeiter kündigen. 

(Azadi/FR, 28.9.2004) 


Probleme mit ALG Il-Formularen 

„Bedarfsgemeinschaft“ gibt’s auf 
Türkisch nicht 

Rund 700000 Empfänger des künftigen Arbeitslo¬ 
sengeldes II sind nichtdeutscher Herkunft. Amtliche 
Informationen in ihrer Sprache gibt es jedoch nicht. 
Viele von ihnen haben allein aus sprachlichen Grün¬ 
den kein Verständnis für die Arbeitsmarktreform. 


Ohne Erläuterungen in ihrer Muttersprache verste¬ 
hen sie nicht, was die Antragsformulare abfragen. 
„Das Fehlen geeigneter fremdsprachiger Materialien 
führt zu einem erheblichen Mehraufwand bei den 
Beratungsstellen und führten zu „unsinniger Mehr¬ 
arbeit 66 , erklärt Harald Löhlein vom Paritätischen 
Wohlfahrtsverband. Allein die Übersetzung der 
Anträge würde nicht ausreichen, meint Kenan Kolat 
vom Türkischen Bund Berlin-Brandenburg: „Was 
sollen die Leute mit Begriffen wie Bedarfsgemein¬ 
schaft anfangen? Das Wort gibt es gar nicht auf tür¬ 
kisch. 66 Auch das Büro der Integrationsbeauftragten 
der Bundesregierung hält Informationen in den 
Hauptherkunftssprachen für nötig. 

(Azadi/FR, 1.9.2004) 


Kampagne für ältere 
Migrant(inn)en 

Mit der am 1. Oktober Kampagne „Aufeinander 
zugehen - voneinander lernen 66 soll auf die Situation 
älterer Migranten in Deutschland aufmerksam 
gemacht werden. Ihnen soll der Zugang zur Alten¬ 
hilfe und das Leben erleichtert werden. Nach Auf¬ 
fassung der Berliner Sozialsenatorin Heidi Knake- 
Werner gebe es ein großes Defizit im 
Altenhilfesystem. Vor allem müsse den kulturellen 
Besonderheiten der älteren ausländischen Menschen 
Rechnung getragen werden. Die Kampagne, die von 
60 namhaften Verbänden in Deutschland, Österreich 
und der Schweiz getragen wird, soll bis Dezember 
2005 laufen. Grundlage ist das „Memorandum für 
eine kultursensible Altenpffege 66 . Es gelte, Rechts¬ 
und Chancengleichheit für alle Zuwanderer herzu¬ 
stellen und Diskriminierungen abzubauen. 
http://www.kultursensible-altenhilfe.net 

(Azadi/ND) 


Begrüßen, auffangen, 
aufnehmen, lagern? 


„Begrüßungszentren“ oder „Aufnahmeeinrich¬ 
tungen“ sollen sie heißen, die zuerst vom britischen 
Premier Tony Blair und von Innenminister Otto 
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Schily forciert vorgeschlagenen „Asyllager 66 oder 
„Auffangzentren 66 in Nordafrika. Ruud Lubbers, sei¬ 
nes Zeichens UN-Hochkommissar für Flüchtlings¬ 
fragen kann sich mit dieser Idee durchaus anfreun¬ 
den, wünscht sich aber eine entschärfte 
Sprachregelung. Der Vorsitzende des Innenaus¬ 
schusses im Europaparlament, Jean-Louis Bourlan- 
ges, dagegen meint, die EU könne Flüchtlinge nicht 
Staaten überantworten, die die Konventionen zu 
deren Schutz nicht unterzeichnet haben. Er halte das 
für grundrechtswidrig. Dennoch: Intern heißt es, 
Schily habe seine Kollegen Innenminister gut im 
Griff. 

Anlässlich eines informellen Treffens der Innen¬ 
minister aus Italien, Großbritannien, Frankreich und 
Spanien am 18. Oktober in Florenz, sprach sich vor 
allem Schilys spanischer und französischer Kollege 
gegen die Errichtung von Asyllagern in Nordafrika 
aus: „Wir bezweifeln ihre Nützlichkeit. 66 Schätzun¬ 
gen zufolge halten sich bis zu zwei Millionen Men¬ 
schen an der libyschen Mittelmeerküste auf, die 
über Sizilien weiter in den Norden wollen. Italien 
befürwortet den Vorschlag Schilys, weil es sich 
wegen der Probleme lange Zeit von der EU allein 
gelassen gefühlt habe. 

(Azadi/FR, 2J9.10.2004) 

Hessen: Asylbewerber 
wohnungslos gemacht 

Wer kein langfristig gesichertes Aufenthaltsrecht hat, 
darf in Hessen nicht mehr als Wohnungssuchender 
registriert werden. Das schreibt ein im August 
ergänzter und verschärfter Erlass der Landesregie¬ 
rung vor. Danach darf ihnen auch kein Wohnbe- 
rechtigungsschein für eine Sozialwohnung ausgehän¬ 
digt werden. Den Mitarbeitern der Wohnungsämter 
ist es zudem untersagt, Menschen mit Aufenthalts¬ 
bewilligung oder Aufenthaltsbefugnis (Aufenthalts¬ 
genehmigungen, die schnell entzogen werden kön¬ 
nen) eine Wohnung zu vermitteln. Nach Auffassung 
der Grünen im Rat der Stadt Frankfurt/M. werde 
hierdurch eine bestimmte Gruppe von Wohnungs¬ 
suchenden diskriminiert und fordern die Nichtan¬ 
wendung des Erlasses. 

(Azadi/FR, 5.10.2004) 

10 Jahre The VOICE 

Residenzpflicht rassistisches 
Sondergesetz 

Anlässlich des 10-jährigen Bestehens der Flücht¬ 
lingsorganisation The VOICE sprach das Neue 
Deutschland (ND) mit Osaren Igbinoba, einem der 
Mitbegründer und Sprecher des Netzwerkes. Als 


großes Hindernis für die Arbeit der Organisation 
bezeichnet er das Gesetz zur Residenzpflcht, das 
,jegliche politische Arbeit von Flüchtlingen“ 
bedrohe und bei vielen Flüchtlingen Angst auslöse, 
sich überhaupt politisch zu organisieren. Für ihn ist 
„die Residenzpflcht ein rassistisches Sondergesetz 

TheOVOICi 

und einmalig in Europa 66 . Politisch sei sie „eine 
Waffe, um zu kriminalisieren 66 . Sechs Aktivisten von 
The VOICE stünden wegen Verstoßes gegen dieses 
Gesetz vor Gericht, für sie ein Akt des zivilen Unge¬ 
horsams Sie seien bereit, „für diesen Kampf ins 
Gefängnis zu gehen 66 . Die Anwälte erwägen, einen 
der Fälle vor den Internationalen Gerichtshof für 
Menschenrechte zu bringen. 

Zum zehnjährigen Bestehen organisierte The 
VOICE einen dreitägigen Kongress über Möglichkei¬ 
ten und Grenzen der Selbstorganisation und Vernet¬ 
zung von Flüchtlingen und Migranten. 

(Azadi/ND, 15.10.2004) 

Asylwiderruf 

In Deutschland lebenden irakischen und afghani¬ 
schen Flüchtlingen droht eine Aberkennung ihres 
Asylstatus. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge am 15. Oktober mitteilte, erarbeitet die 
Behörde zur Zeit mehrere tausend so genannter 
Widerrufsverfahren und begründet diese Maßnahme 
mit dem Sturz der früheren Machthaber in den 
genannten Ländern. 

(Azadi/FR, 16.10.2004) 

Zwangsheirat als Straftatbestand 
geplant 

Laut einer Studie des Familienministeriums hatte 
ein Viertel befragter türkischer Frauen ihren Ehe¬ 
mann vor der Heirat nicht kennengelernt. Bei jeder 
zweiten Frau war der Partner von den Verwandten 
ausgewählt worden und in 17 Prozent dieser Fälle 
fühlten sich die Frauen zu der Ehe gezwungen. 
Allein in Berlin waren im Jahre 2002 in 230 Fällen 
eine Zwangsverheiratung aktenkundig geworden. 
„Das Ausmaß des Problems können wir jedoch 
seriös nicht benennen, 66 erklärt die Integrationsbe¬ 
auftragte der Bundesregierung, Marie-Luise Beck. 
Es existiere ein großes Dunkelfeld. Häufg würden 
erzwungene Heiraten mit Cousins als Eintrittskarte 
nach Deutschland dienen. SPD und Grüne beab- 
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sichtigen, in einem Gesetzentwurf gegen den Men¬ 
schenhandel auch die Bestrafung von Zwangsehen 
aufzunehmen. Wer demnach andere „mit Gewalt 
und der Abdrohung eines empfhdlichen Übels 66 zu 
einer Heirat zwingt, soll mit bis zu fünf Jahren Haft 
bestraft werden und den Straftatbestand der schwe¬ 
ren Nötigung erfüllen. 

(Azadi/FR, 16.10.2004) 

Urteil mit gefährlichem Signal 

Das Landgericht in Frankfurt am Main verurteilte 
heute drei BGS-Beamte zu neun Monaten Haft auf 
Bewährung. Es befand die Angeklagten für schuldig, 
einen Asylbewerber erstickt zu haben. Dazu erklärt 
Petra Pau, Mitglied im Bundestags-Innenausschuss: 
Das milde Urteil birgt ein gefährliches Signal. Es 
spricht von Körperverletzung mit Todesfolge in 
einem minderschweren Fall. Auch wenn das Juris- 
ten-Deutsch ist, so endete der „minderschwere Fall 66 
im Jahre 1999 für den betroffenen Sudanesen den¬ 
noch tödlich. Ebenso wenig nachvollziehbar ist, 
wieso das Gericht die verantwortlichen Yorgesetzen 
des BGS scharf kritisiert, das aber folgenlos blieb. 
Die unmenschliche Abschiebepraxis ist seit Jahren 
ein Thema und der Tod von Aamir A. war kein 
unseliger Ausrutscher. 

(Azadi/Newsletter Petra Pau, 18.10.2004) 

Abu Ghoreib lässt grüßen 

Pro Asyl: Konsequenzen ziehen 

Solange klammheimlich organisierte nächtliche 
Charterfüge unter Ausschluss der Öffentlichkeit zur 
deutschen Abschiebungspraxis gehörten, seien keine 
Konsequenzen aus der tödlichen Abschiebung des 
Sudanesen Aamir Ageeb gezogen, erklärte Pro Asyl 
zu der Empörung aus dem Bundesinnenministe¬ 
rium. Dessen Sprecher reagierte empört auf den 
Vergleich von Richter Heinrich Gehrke, der in dem 



Verfahren gegen die an der Abschiebung beteiligten 
BGS-Beamten die unmenschliche und lebensgefähr¬ 
liche Fesselung des Sudanesen mit der Bemerkung 
„Abu Ghoreib lässt grüßen“ kommentierte. 

(Azadi/ND, 20.10.2004) 

Finanzämter fordern hohe Steu¬ 
ernachzahlungen 

100000 ehemalige türkische „Gastarbeiter“ betroffen 

Bürger/innen mit Hauptwohnsitz in Deutschland 
müssen alle Einkommen, egal wo diese erwirtschaf¬ 
tet wurden, hier versteuern. Die Finanzämter for¬ 
dern nun hohe Steuernachzahlungen von in 
Deutschland lebenden Türken, die offenbar von der 
Türkischen Zentralbank hinters Licht geführt wur¬ 
den. „Zu uns in die Beratung kommen vor allem ä- 
ltere türkische Einwanderer der ersten Generation, 
die jetzt Steuern nachzahlen sollen 66 , berichtet Asim 
Güllüoglu von der Türkischen Gemeinde Berlin. 
1976 warb die staatliche Türkische Zentralbank um 
im Ausland lebende Türken mit hohen Zinsen auf 
Devisenkonten, die vor wenigen Jahren noch um 10 
Prozent gelegen hatten. Die Bank versprach den 
Anlegern weitestgehende Steuerfreiheit. Viele Zu¬ 
wanderer legten ihr Erspartes so in der alten Heimat 
an. Dass sie in Deutschland auf die Zinsen auch 
Steuern zu zahlen haben, verschwieg das Geldinsti¬ 
tut. Bis zu 100 000 ehemalige Gastarbeiter mit einem 
Gesamtguthaben von 14 Milliarden Dollar sollen 
betroffen sein. Die Steuerbehörden, die vor fünf 
Jahren auf diese Geldanlagen aufmerksam wurden, 
erheben Nachforderungen von nicht gezahlten Steu¬ 
ern gleich für 10 Jahre. Weiter drohen Strafzinsen 
und eine höhere Steuerklasse durch die erstmalig 
berechneten Zinseinnahmen. „Manche haben das 
Geld längst ausgegeben und sehen nur den Ausweg, 
in die Türkei auszuwandern, 66 sagt Erkam Türkei 
von „Radio MultiKulti 66 in Berlin. 

(Azadi/ND, 21.10.2004) 



Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. weiden. 

Einzugsermächtigung: 

Name: 

Bank: 

Straße: 
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Jürgen Miksch neuer Pro Asyl- 
Vorsitzender 

Der Soziologe und Theologe Jürgen Miksch wurde 
zum neuen Vorsitzenden der seit 1986 bestehenden 
bundesweiten Arbeitsgemeinschaft für Flüchtlinge, 
Pro Asyl, gewählt, deren Förderverein über knapp 
13 000 Mitglieder verfügt. Als Arbeitsschwerpunkt 
für die nächsten Monate kündigte er eine Kampagne 
für eine Bleiberechtsregelung für langjährig Gedul¬ 
dete an sowie eine Auseinandersetzung um die ge¬ 
plante Errichtung von Asyllagern in Nordafrika. 
Diesen Plan Schilys nannte er den „größten Angriff 


auf das Asylrecht seit der Grundgesetzänderung 
1993 44 . 

Pro Asyl hat einen Jahresetat von etwa zwei 
Millionen Euro, was die Unabhängigkeit der Organi¬ 
sation gewährleiste. 250 Flüchtlinge sind im Jahre 
2003 in Gerichtsverfahren unterstützt worden. 

(Azadi/ND, 14.9.2004) 



I 


Bayern als Vorbild für Kurdistan? 

Bayerns Europaminister Eberhard Sinner (CSU) 
sieht Bayern als Vorbild für Kurdistan. Sinner emp¬ 
fahl der Türkei am Freitag bei einem Besuch in der 
Kurden-Hochburg Diyarbakir, föderalistische Struk¬ 
turen zu erwägen. Deutschland und auch Großbri¬ 
tannien seien hier Erfolgsmodelle. Bayern habe 
zwölf Millionen Einwohner, in Nordkurdistan gebe 
es 15 Millionen Kurden. Diese Größenordnungen 
der Bevölkerungen seien vergleichbar und Subsidia¬ 
rität und Selbstverwaltung Erfolg versprechende Lö¬ 
sungsansätze auch für die Kurdenproblematik. Der 
Föderalismus sei auch in der EU über den Aus¬ 
schuss der Regionen stark verankert. 

Sinner bot zudem an, die Beziehungen zwischen 
der Region Diyarbakir und Bayern zu vertiefen. Er 
könne sich zum Beispiel Hilfe aus dem Freistaat bei 


der Stadtentwicklung und der kommunalen Organi¬ 
sation vorstellen. Darüber werde er mit den kom¬ 
munalen Spitzenverbänden in Bayern reden, ver¬ 
sprach Sinner. Auch die Entsendung von kulturellen 
Gruppen und Wirtschaftsdelegationen aus dem Frei¬ 
staat sei denkbar. So biete etwa die Solartechnik, in 
der Bayern führend sei, eine interessante Perspektive 
für eine Zusammenarbeit. Es gehe darum, für die 
Menschen in Nord Kurdistan eine „positive Zu¬ 
kunftsvision zu entwickeln 46 . Er selbst sehe sich „als 
Anwalt für die Sache der Kurden im europäischen 
Dialog 44 . 

Beim Bürgermeister von Diyarbakir, Osman 
Baydemir, erntete Sinner große Zustimmung. Sinner 
bat Baydemir, Unterlagen mit Ansprechpartnern 
zusammenzustellen, die er in München und Brüssel 
vorlegen wolle. 

(Azadi/Roj-TV/ISKU,18.10.2004) 
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AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen zeigen: 

Im Falle des ehemaligen § 129-Gefangenen Ali S. hat das zuständige Landeseinwohneramt nach dessen 
Haftentlassung Anfang September 2004 die Ausweisung verfugt und ihm entsprechend keinen Reisepass 
ausgestellt. Gegen diese behördliche Maßnahme hat sein Verteidiger Klage erhoben. An den hierfür ent¬ 
standenen Anwaltskosten (685,68 €) hat sich AZADI mit einem Betrag von 343,- € beteiligt. 

Weil Frau T. im Jahre 2001 an der Identitätskampagne teilgenommen hatte, wurde ihr die beantragte Ein¬ 
bürgerung verweigert. Hiergegen hat ihr Anwalt Klage erhoben (das Gericht legte den ungewöhnlich hohen 
Streitwert von 10000,- € fest) und eine Vörschussleistung von 486,- € beantragt, wovon AZADI 250,- € 
gezahlt hat. 

Aufgrund ihrer politischen Betätigung, hat die zuständige Behörde den Eheleuten A. eine Einbürgerung 
verweigert, wogegen Klage erhoben worden ist mit dem Ergebnis, dass die Ehefrau eingebürgert werden 
muss, nicht jedoch ihre Ehemann wegen angeblicher PKK-Nähe. Von den Kosten des Klageverfahrens 
(431,50 €) hat AZADI 216,- € übernommen. 

AZADI hat die Kosten der Verlängerung der Hürriyet-Abonnements für die § 129-Gefangenen Ali Z. und 
Hasan A. übernommen mit insgesamt einem Betrag von 142,- €. 

Für Bemühungen, im Falle der seit Monaten von Abschiebung bedrohten Familie Bekirogullari eine 
Lösung zu erreichen, hat deren Anwalt Gebühren in Höhe von 308,21 € in Rechnung gestellt, an denen 
sich AZADI bisher mit einem Betrag von 154,- € beteiligt hat. 

Sabahattin Bekirogullari wurde im März ds. Jahres nach Verbüßung der Halbstrafe (wg. Beteiligung an der 
Besetzung des kenianischen Reisebüros 1999 aus Protest gegen die Verschleppung von Abdullah Öcalan) 
in die Türkei abgeschoben. 

Wegen zwei Ermittlungsverfahren gegen Ramazan S. hinsichtlich des Zuwiderhandelns gegen das vereins¬ 
rechtliche Betätigungsverbot waren Anwaltsgebühren in Höhe von insgesamt 453,39 € entstanden. 
AZADI hat hiervon 227,- € übernommen. 

Für die Prüfung einer Revision in einem weiteren Verfahren, hat sich AZADI an der Kostenrechnung in 
Höhe von 420,50 € mit einem Betrag von 210,- € beteiligt. 
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infodienst nr.24 

november 2004 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 


11 Jahre PKK-Verbot — 

Wo ist das Licht am Horizont? 

A m 26. November 1993 trat das vom damaligen CDU-Bundesinnenminis- 
ter Manfred Kanther erlassene Betätigungsverbot für die PKK in Kraft 
k und gilt bis heute fort - trotz Beendigung des bewaffneten Kampfes, 
trotz Auflösung der PKK im Jahre 2002 und Gründung des Kongresses für 
Frieden und Demokratie in Kurdistan (KADEK), trotz Weiterentwicklung des 
friedenspolitischen Kurses durch KONGRA-GEL. Zu dem unversöhnlichen 
Festhalten an dieser Yerbotspolitik und der Notwendigkeit eines Wandels, einige 
Stimmen: 


Edith Lunnebach, Rechtsanwältin (Köln): 

Das Betätigungsverbot gegen die PKK aus dem November 1993 hat zu Recht 
in den kurdenfreundlichen Kreisen Proteste hervorgerufen, die bis heute nicht 
verstummt sind. Mit diesem Verbot wurden populistische Interessen der Politik 
befriedigt, ohne dass man dem Ziel, nur den friedlichen Protest gegen die politi¬ 
schen Bedingungen für die Kurden in der Türkei in Deutschland zuzulassen, 
näher gekommen wäre. Unzählige Ermittlungsverfahren und Verurteilungen 
eben auch wegen friedlicher Proteste und politischer Betätigungen waren die 
Folge. Das PKK-Verbot muss weg. Die Kon Akte müssen im demokratischen 
öffentlichen Raum ausgetragen werden. 

Dr. Rolf Gössner, Präsident der Internationalen Liga für Men- 
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schenrechte (Berlin): 

Das Betätigungsverbot für die PKK in der Bundesrepublik hat viel Unheil 
gestiftet: Es hat zu Kriminalisierung, Ausgrenzung und Diskriminierung von 
Tausenden von Kurdinnen und Kurden geführt und ihre Grundrechte massiv 
eingeschränkt. Sie wurden nicht selten pauschal zu Gewalttätern und „Terroris¬ 
ten“ gestempelt, sind lange Zeit zu innenpolitischen Feinden erklärt worden. 
Wie immer man zur PKK und ihren Aktivitäten stehen mag: Mit solchen Ver¬ 
boten werden jedenfalls keine Probleme gelöst, sondern weitere produziert. 
Längst ist das Betätigungsverbot zum Anachronismus geworden und muss 
schon deshalb schnellstmöglich aufgehoben werden, zumal sich die PKK vor 
vielen Jahren zu einer friedlichen Lösung der Kurden-Frage bekannt und mitt¬ 
lerweile ohnehin aufgelöst hat. 


Pater Wolfgang Jungheim, Pax Christi (Lahnstein-Nassau): 

Wer in der Wüste lebt, dem muss ich den Weg zur Oase ebnen und darf ihm 
nicht den Schrei nach Wasser verbieten. Ich darf mich nicht wundern, wenn ich 
genügend Wasser habe und es ihm vorenthalte, dass er mir dies entreißen will. 





Wer nur Gewalt erlebt, greift auch zur Gewalt. Wer 
auf Gewalt verzichtet, dem muss dankbar aufgezeigt 
werden, dass dies der bessere Weg ist. Notwendig 
ist: Nicht Auslieferung zur Einlieferung in neue 
Gewalt, nicht Verbot politischer Betätigung, sondern 
Förderung demokratischer Gesinnung und Legali¬ 


sierung von Verbands- und Parteiarbeit. Besonders 
eine Versöhnungspolitik, die das Unrecht auf türki¬ 
scher, deutscher und kurdischer Seite aufarbeitet, 
ermöglicht ein echtes Miteinander - in der Türkei 
und in Deutschland. 


Thomas Schmidt, Generalsekretär der Europäischen Vereinigung von Juristinnen und Juris¬ 
ten für Demokratie und Menschenrechte in der Welt e.V., Düsseldorf: 


Der 11. Jahrestag des PKK-Verbots gibt Veranlas¬ 
sung, den Bundesinnenminister bzw. die Bundesre¬ 
gierung insgesamt aufzufordern, daran mitzuwirken, 
die Voraussetzungen für eine Legalisierung der PKK 
zu schaffen. Ziel sollte es sein, der PKK bzw. dem 
KONGRA-GEL die Gelegenheit zu geben, seine 
politischen Vorstellungen auf legalem Weg zu verfol¬ 
gen. Hierfür müssen in Deutschland, in anderen 
europäischen Ländern wie auch in der Türkei die 
notwendigen Rahmenbedingungen geschaffen wer¬ 
den. 

Eine zeitlich unbegrenzte und sachlich nicht 
gerechtfertigte Stigmatisierung einer politischen 
Organisation wird den vom Gesetz mit Organisa¬ 
tionsverboten verfolgten Zwecken nicht gerecht und 
ist daher verfassungsrechtlich bedenklich, wenn 
nicht gar verfassungswidrig. Auch der Hinweis auf 
die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts 
aus dem Jahre 1994 kann die Haltung des Bundesin¬ 
nenministeriums nicht rechtfertigen. Die Rechtskraft 
einer gerichtlichen Entscheidung fhdet zumindest 
dann ihre Grenze, wenn wesentliche Umstände, wel¬ 
che seinerzeit das Urteil getragen haben, heute so 
nicht mehr gegeben sind. 

Darüber hinaus ist es Aufgabe der Bundesregie¬ 
rung - ungeachtet der rein formalrechtlichen Seite - 
politische Lösungen zu entwickeln, welche im 
Ergebnis dazu führen, dass die vermuteten Risiken 
für die innere Sicherheit auf ein tolerierbares Maß 
zurückgeführt werden. Ein wesentlicher Schlüssel 


für eine solche Lösung liegt in der Türkei und nicht 
in Deutschland. Ebenso wie für den türkischen Staat 
der Weg in ein rechtsstaatliches und demokratisches 
Europa geebnet werden soll, muss dies auch für die 
politischen Gegner dieses Regimes geschehen. Es 
sollte dabei nicht übersehen werden, dass die Bedin¬ 
gungen, welche letztlich den militanten Widerstand 
ausgelöst haben, ungeachtet der wichtigen Gesetzes¬ 
reformen, bis zum heutigen Tag nicht überwunden 
sind. Die im Rahmen eines möglichen EU-Beitritts 
der Türkei geführten Vorverhandlungen sollten 
daher mit genutzt werden, um die Rechte der Kur¬ 
den in der Türkei ausreichend abzusichern. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Terror- 
Liste der Europäischen Union zu erwähnen (auf die 
der KONGRA-GEL am 2. April 2004 gesetzt wurde , 
Anm.f welche schon insofern rechtsstaatlichen 
Anforderungen nicht gerecht wird, als sie den 
Grundsatz des rechtlichen Gehörs verletzt. Es wird 
weder eine Begründung für die Aufnahme einzelner 
Personen oder Organisationen in die Liste geliefert, 
noch besteht für die Opfer dieser staatlichen Will¬ 
kürmaßnahme die Möglichkeit der Verteidigung, 
insbesondere der gerichtlichen Überprüfung. Auf 
keinen Fall kann es ausreichen, wenn Regierungen, 
die selber noch weit entfernt von rechtsstaatlicher 
und demokratischer Machtausübung sind, ihre poli¬ 
tischen Gegner der Europäischen Union benennen, 
damit diese sie auf die Terror-Liste setzt. 
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YEK-KOM für die Aufhebung des 
Verbots und Bereitschaft zum Dialog 

Auch die Föderation der kurdischen Vereine in 
Deutschland, YEK-KOM, nahm unter dem Titel 
„11 Jahre deutsche Verbotspolitik” Stellung und 
beklagte, dass „nach diesen vielen Jahren immer 
noch zahlreiche Razzien gegen kurdische Vereine 
und Institutionen, kurdische Arbeitsstätten, Privat¬ 
wohnungen und -häuser durchgeführt” werden. 
Das Verbot habe dazu geführt, „dass die kurdische 
Bevölkerung in Deutschland diskriminiert und kri¬ 
minalisiert” werde und ihr fundamentale Grund¬ 
rechte entzogen worden seien. Obwohl die „Frei¬ 
heitsbewegung der kurdischen Bevölkerung 
bedeutsame Veränderungen und Umwandlungen 


erlebt” habe, würden diese faktischen Veränderun¬ 
gen von den Verantwortlichen in Deutschland 
„bewusst nicht beachtet”. Nach Auffassung von 
YEK-KOM sei die Grundlage, die zum Betätigungs¬ 
verbot der PKK in Deutschland geführt habe, „nicht 
mehr gegeben”. Es könne nicht als Lösung betrach¬ 
tet werden, „Probleme auf Strafverfolgungsbehörden 
und Geheimdienste abzuwälzen”. Die Kurden seien 
Angehörige „einer aufgeklärten Nation” und würden 
versuchen, sich in Deutschland „innerhalb des 
demokratischen Rahmens” zu artikulieren. Deshalb 
fordert YEK-KOM die Bundesregierung auf, das 
PKK-Verbot aufzuheben und den „Dialog mit allen 
Kurdinnen und Kurden” zu führen, „um den gesell¬ 
schaftlichen Frieden weiter zu festigen.” 


Bundesgerichtshof zum Revisionsverfahren 

gegen OLG Celle 


Das schriftliche Urteil 


Nach der mündlichen Verhandlung am 19. August, 
hat der Bundesgerichtshof (BGH) am 21. Oktober 
2004 in dem Revisionsverfahren von Hasan 
Adir/Ali Kiran entschieden. Danach wird das Urteil 
des Oberlandesgerichts (OLG), das die beiden Kur¬ 
den wegen Mitgliedschaft in einer kriminellen Verei¬ 
nigung (§129 StGB) zu Freiheitsstrafen verurteilt 
hatte, im Strafausspruch aufgehoben. Ein neuer 
Senat des OLG muss nunmehr neu verhandeln. Das 
wird voraussichtlich im Frühjahr nächsten Jahres 
der Fall sein. 

Zur Bewertung 
„kriminelle Vereinigung” 

In seinem Urteil vom 20. Oktober 2003 hatte das 
OLG Celle behauptet, die PKK würde sich die 
Möglichkeit einer Rückkehr zu demonstrativen 
Gewaltstraftaten in Deutschland Vorbehalten, sollte 
sich eine Verschlechterung der Bedingungen für die 
kurdische Bewegung ergeben, zum Beispiel bezogen 
auf den in Isolationshaft auf der Insel Imrali gefan¬ 
gen gehaltenen damaligen Vorsitzenden der PKK, 
Abdullah Öcalan. Diese spekulative Sichtweise, die 
vor allem von Bundeskriminalamt und Bundesan¬ 
waltschaft in jedem § 129-Verfahren vertreten wird, 
wurde vom BGH ausdrücklich missbilligt. An die¬ 
ser Stelle sei darauf hingewiesen, dass es sich bei 
dem Revisionsverfahren um den Zeitraum 
2000/2002 handelt, in dem die beiden kurdischen 
Politiker der PKK-Führungsebene angehört haben 
sollen. 


In seinem schriftlichen Urteil führt der BGH aus, 
dass „die Organisation der Vereinigung auf den 
Zweck der gemeinschaftlichen Begehung von Straf¬ 
taten hin konzipiert sein” müsse. Nur dann könne 
„die Betätigung der Vereinigung die ihre besondere 
Gefährlichkeit begründende Eigendynamik entfal¬ 
ten”. Der gemeinsame „Wille zur Begehung von 
Straftaten” müsse „fest gefasst” und dürfe „nicht nur 
vage” sein. Der BGH mochte nicht an der Ausle¬ 
gung des Wortlautes einer Entscheidung des 
„Reichsgerichts vom 23. Januar 1920” (!) festhalten, 
nach der es ausreiche, wenn sich die in einer Verei¬ 
nigung zusammengefassten Mitglieder dessen 
bewusst seien, „dass es bei der Verfolgung ihrer 
Pläne zur Begehung von Straftaten kommen kann”. 

Ferner solle sich der Senat des OLG Celle in 
dem neuen Verfahren damit auseinander setzen, 
inwieweit der Friedenskurs der PKK als ernst zu 
nehmende Neuorientierung zu werten oder lediglich 
taktischer Natur gewesen sei. In dem Urteil von 
2003 sei das Thema widersprüchlich bzw. nicht ein¬ 
deutig behandelt worden. 

Zur Kursänderung der PKK 

In seinem Urteil stellt der BGH weiter fest, dass sich 
der „Charakter einer Gruppierung durch die Ände¬ 
rung ihrer Zwecke und Tätigkeit wandeln“ könne. 
Aus einer Vereinigung, die ursprünglich „legalen 
Zwecken diente“, könne eine kriminelle Vereinigung 
werden wie umgekehrt ein Personenzusammen¬ 
schluss, der seine Ausrichtung ändert und „einen 
legalen Kurs verfolgt”. Wenn sich allerdings eine 
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Vereinigung „die Rückkehr zu früher begangenen 
Straftaten vorbehält”, müsse regelmäßig besonders 
sorgfältig geprüft werden, „ob die bislang in ihren 
Aktivitäten kriminelle Organisation nunmehr ernst¬ 
haft einen straftatenffeien Kurs verfolgt oder nur 
vorübergehend ihre strafbaren Aktivitäten unter¬ 
bricht.“ 

Nach Auffassung der Richter habe „die Füh¬ 
rungsebene der PKK in Deutschland” nach dem 
Kurswechsel 1999 jedenfalls „keine demonstrativen 
Gewaltstraftaten auf den Weg gebracht”, die „noch 
im Tatzeitraum auf die Begehung solcher Delikte 
ausgerichtet war”. 

Im Urteil des OLG Celle seien hierzu „wider¬ 
sprüchliche Feststellungen” getroffen worden, „die 
eine Verletzung des Zweifelssatzes besorgen lassen 
(im Zweifel für den Angeklagten, Anm.) sowie einer 
unzureichenden und deswegen rechtsfehlerhaften 
Beweiswürdigung.” 

Zur Gewaltoption 

Das OLG habe nicht klären können, „ob die Füh¬ 
rungsebene der PKK in Deutschland diese Ände¬ 
rung in der ernst gemeinten - wenn auch nicht vor¬ 
behaltlosen - Absicht einer künftig friedlichen 
Verfolgung ihrer Ziele eingeleitet” habe oder diese 
Wandlung lediglich aus taktischen Gründen „mit 
Rücksicht auf ihren bedrohten Führer Öcalan” 
erfolgt sei. Eine solche spekulative Bewertung sei im 
Rahmen einer Beweisführung nicht vereinbar. 

Es habe - so der BGH - „an der erforderlichen 
festen Ausrichtung der Zwecke der Führungsebene 
der PKK in Deutschland auf die Begehung von 
demonstrativen Gewalttaten 66 gefehlt. 

Kritik an einseitiger Interpretation 

Darüber hinaus habe das OLG zum Beweis sei¬ 
ner Auffassung Verlautbarungen (zum Beispiel „in 
einem Artikel der Zeitschrift Serxwebun”, Anm.) 
angeführt, die lediglich „allgemeine politisch¬ 
programmatische Erklärungen” beinhal¬ 
ten, „bei denen teilweise die Urheber¬ 
schaft ebenso unklar wie ihre 
Aussagekraft für den Willen gerade 
der Mitglieder der in Frage ste¬ 
henden kriminellen Vereini- 


Situation der PKK in Kurdistan im Vordergrund”, 
bei dem ein konkreter Bezug zum Verhalten in 
Deutschland nicht zu erkennen sei. Hierzu der 
BGH: „Denn selbst wenn die PKK im kurdischen 
Kampfgebiet zur Anwendung von Gewalt zurück¬ 
kehren würde, wäre dies nicht gleichbedeutend mit 
einer Wiederaufnahme der Begehung demonstrati¬ 
ver Gewalttaten in Deutschland.” 

Es wäre geboten gewesen, „diese Erklärungen 
nicht einseitig im Sinne einer Gewaltoption zu inter¬ 
pretieren, ohne erkennbar andere Erklärungsmög¬ 
lichkeiten zu erörtern.” 

Zur Identitätskampagne 

Der in allen §129-Prozessen erhobene Vorwurf der 
Anklage, die PKK strebe weiterhin eine „Mobilisie¬ 
rung der Massen” an, besagt nach Auffassung des 
BGH „für eine Gewaltorientiertheit wenig, da auch 
ein friedlicher Kurs es erfordern mag, die ,Masse’ 
der Anhänger für politische Aktionen wie Demon¬ 
strationen u.ä. zu gewinnen.” Nichts anderes gelte 
für die im Frühsommer 2001 gestartete Identitäts¬ 
kampagne („Auch ich bin PKK’ler”). Es sei nicht 
erkennbar, dass diese Aktion der Vorbereitung von 
demonstrativen Gewalttaten gedient habe. 

Erklärungen für Kurdistan 

Dass das OLG auch Erklärungen der kurdischen 
Bewegung aus dem Jahre 2003, also nach dem in 
Frage kommenden Tatzeitraum, zur Bewertung her¬ 
angezogen und interpretiert habe, um die Auffas¬ 
sung vom Charakter der kriminellen Vereinigung zu 
stützen, ist nach Auffassung des BGH „nicht frei 
von Bedenken 66 . Zum einen, weil sich diese Verlaut¬ 
barungen auf das „Vorgehen in Kurdistan 66 
beziehen und zum anderen, weil 
aus ihnen „nicht hinrei- 


gung” sei. Außerdem stehe 
bei ihnen „ersicht¬ 
lich die 
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chend deutlich” werde, „dass der Friedenskurs tat¬ 
sächlich endgültig aufgegeben worden” sei. In besag¬ 
ter Erklärung vom Juli 2003 sei die Rede davon 
gewesen, dass man sich „weiterhin” an die Feuer¬ 
pause halten wolle, wenn der (einseitig von der kurdi¬ 
schen Bewegung vollzogene, Anm.) Waffenstillstand 
auch von der Gegenseite eingehalten werde, und in 
der die Rückkehr zum Guerillakampf „lediglich 
angedroht wird”. 

Rückläufig, aber nicht 
nebensächlich 

Geringere Strafen wären möglich gewesen 

Bestätigt hat der BGH allerdings die in dem OLG- 
Urteil getroffenen „rechtsfehlerfrei” festgestellten 
Straftaten in den Bereichen „Heimatbüro” und 
„Strafsystem” (s. hierzu AZADI-infodienst Nr. 22/23). 


Zwar wiesen diese in Zahl und Schwere „eine rück¬ 
läufige Tendenz”, doch könnten sie „nicht als neben¬ 
sächlich bewertet” werden. 

Schlussendlich entschieden die Karlsruher Rich¬ 
ter, dass der „Strafausspruch keinen Bestand” habe. 
Es sei nicht auszuschließen gewesen, „dass das 
Oberlandesgericht bei einem geringeren Schuldum¬ 
fang auch zu einer niedrigeren Strafe” gegen Hasan 
Adir und Ali Kiran hätte gelangen können. 

Die vom OLG Celle vorgenommene Einstufung 
der kurdischen Bewegung als „über die allgemeine 
Gefährlichkeit hinaus besonders gefährliche krimi¬ 
nelle Vereinigung”, sei „bedenklich”. Die Angeklag¬ 
ten hätten nicht mit Vorkommnissen aus der Ver¬ 
gangenheit belastet werden dürfen. Vielmehr hätte 
für die Strafzumessung einzig eine Bewertung für 
den Zeitraum ausschlaggebend sein müssen, in dem 

die beiden Kurden für die PKK aktiv gewesen seien. 

(Urteil des BGH vom 21. Oktober 2004 - 

Aktenzeichen: 3 StR 94/04) 


llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll 


Am 26. November 2003 jährte sich zum zehnten Mal das vom damaligen 
Bundesinnenminister Kanther erlassene Betätigungsverbot der und für die 
PKK. Aus diesem Anlass haben die Humanistische Union, Yek-kom und 
AZADI eine Broschüre herausgegeben, auf die wir nachstehend aufmerk¬ 
sam machen möchten. 


Inhalt 



Was ist eine kriminelle, was eine terroristische 
Vereinigung? 

Eine kurze Darstellung staatsanwaltlicher und 
gerichtlicher Feststellungen über „Substruktu¬ 
ren“ innerhalb der PKK 

PKK/KADEK-Verbot oder Versöhnungspolitik? 

Kurdische Freiheit in und über Deutschland 

Migrant(inn)en unter Generalverdacht? 

Zu den Auswirkungen des staatlichen „Anti- 
Terror“-Kampfes 


Hrsg.: humanistische Union, Föderation der kurdischen Vereine 
in Deutschland (Yek-kom) sowie AZADI; unterstützt vom Bundes¬ 
vorstand der Roten Hilfe. 

Bezug: Rote Hilfe Literaturvertrieb pf 6444 24125 Kiel Tel: 0431 -75141 


Die Einbürgerung türkischer Staatsangehöriger 
und das Bekenntnis zur freiheitlichen demokra 
tischen Grundordnung 

War da was ? - Das PKK-Verbot im Bundestag 

Kurden brauchen Anerkennung 

Solidarität gegen Unterdrückung und Freiheits¬ 
beraubung 

Asylrecht im Wandel - Von der Grundgesetzän 
derung zum Terrorismusbekämpfungsgesetz 

Der Anti-Terror-Paragraf 129a und seine Praxis 
literaturvertrieb@rote-hilfe.de AZADI e.V. 
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Verfolgung nach § 129 geht weiter 

Zum Beispiel Taylan S. 



Weil von Seiten der PKK bzw. des KONGRA- 
GEL immer noch gewaltsam gegen so genannte 
Abweichler vorgegangen werde und weiterhin 
Urkunden gefälscht und ausländerrechtliche Delikte 
begangen würden, um Führungskader mit falschen 
Pässen und Aufenthaltspapieren auszustatten, müsse 
nach Auffassung der Karlsruher Richter die Funk¬ 
tionärsebene der Organisation weiterhin als krimi¬ 
nelle Vereinigung gelten. 

Diese Haltung fhdet sich bestätigt in der jüng¬ 
sten Verhaftung des Kurden Taylan S. Er wurde auf¬ 
grund eines Haftbefehls des Ermittlungsrichters des 
BGH am 12. November in Rüsselsheim festgenom¬ 
men. Laut Pressemitteilung des Generalbundesan¬ 
walts vom 19. November werde der 27-jährige 
„dringend verdächtigt, seit November 2003 dem 
Funktionärskörper der Arbeiterpartei Kurdistans 
(PKK) angehört und sich als Mitglied an der dort 
bestehenden kriminellen Vereinigung beteiligt zu 
haben.” Taylan S. soll „von Mitte November 2003 
bis Juni 2004 verantwortlich für das PKK-Gebiet 
Darmstadt” gewesen sein und anschließend das 
„PKK-Gebiet Mainz” übernommen haben. 

Somit steht fest, dass mit einer fundamentalen 
Wende der deutschen Politik und Behörden im Ver¬ 
hältnis zu bestimmten kurdischen Organisationen 
und deren Angehörigen auch in nächster Zeit nicht 
zu rechnen ist. Dennoch ist die Missbilligung des 
Bundesgerichtshofes an Teilen des Celler Urteils ein 
deutlicher Hinweis an Bundesanwaltschaft und Ge¬ 
richte, sich in künftigen Verfahren mehr an den rea¬ 
listischen Gegebenheiten zu orientieren, statt mit 
vagen Vermutungen, einseitigen Interpretationen 
und schablonenhaften Rückgriffen auf alte Gerichts¬ 
urteile und vergangene 
politische Ereig- 


zugreifen. Natürlich kann die Entscheidung des 
BGH auch bedeuten, dass den Straf¬ 
verfolgungsbehörden und der Bundesanwaltschaft 
Anleitungen an die Hand gegeben werden, künftige 
Verfahren geschickter zu führen. Warten wir es ab: 
im Frühjahr wird ein neuer Prozess gegen zwei Kur¬ 
den nach § 129 eröffnet werden. 

Minderheiten und Grundgesetz 

Mit der Fragestellung „Können Kurd(inn)en sich im 
Sommer 2001 gegenüber der Staatsgewalt auf ihre 
Identität als kurdische Minderheit und auf eine - 
geänderte - politische Programmatik und eine ent¬ 
sprechend geänderte Praxis berufen?” muss sich das 
Bundesverfassungsgericht mit einer Verfassungsbe¬ 
schwerde wegen „Verletzung von Grundrechten und 
grundrechtsgleichen Rechten” auseinander setzen. 
Nachdem ein Landgericht einen Kurden wegen des¬ 
sen Teilnahme an der Kampagne „Auch ich bin 
PKKler” zu einer Geldstrafe von 50 Tagessätzen zu 
je 8,— Euro verurteilt hatte, wurde gegen das Urteil 
Revision eingelegt, die im Mai 2004 durch den 
BGH abgelehnt wurde. Gegen diese Ablehnung hat 
der betroffene Kurde Verfassungsbeschwerde einge¬ 
reicht, weil er sich durch Artikel 2, 3, 5 - jeweils 
Abs. 1 - des Grundgesetzes sowie Artikel 103 Abs. 
2, in seinen Grundrechten verletzt sieht. Betroffen 
hiervon sind die Minderheitenrechte, das spezielle 
und allgemeine Willkürverbot sowie die Meinungs¬ 
äußerungsfreiheit. 

(Azadi/Verfassungsbeschwerde vom 10. Juli 2004) 

Protest gegen grüne Ausgrenzung 

YEK-K0M schreibt Claudia Roth 

Am 10. November veranstalteten die Grünen im 
Bundestag eine Anhörung zur Aufnahme von Bei¬ 
trittsverhandlungen zwischen der EU und der Tür¬ 
kei. Zuvor hatte die Bundestagsabgeordnete und 
zugleich Vorsitzende der Bundesgrünen, Claudia 
Roth, öffentlich erklärt, hierzu alle kurdischen Orga¬ 
nisationen einladen zu wollen. Doch erhielt die 
„Föderation der kurdischen Vereine in Deutschland 
e.V.“, YEK-KOM, keine Einladung. Aus diesem 
Grund veröffentlichte sie nachfolgenden Brief an 
Frau Roth: 

„Mit einigem Erstaunen haben wir davon Kennt¬ 
nis erhalten, dass zu der Veranstaltung am 
10.11.2004 eine ganze Reihe türkischer und kurdi¬ 
scher Verbände/Einrichtungen eingeladen worden 
sind, während wir als Dachverband, der über siebzig 
Vereine und damit eine erhebliche Anzahl in 
Deutschland lebender Kurdinnen und Kurden ver- 
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tritt, dazu nicht gebeten wurden. Wir halten das 
nicht für einen überzeugenden Beweis grüner ‘Dia¬ 
logbereitschaff, den Sie gerade auch während Ihrer 
jüngsten Türkei-Reise in Diyarbakir und anderenorts 
so vehement beschworen haben. Wir meinen, dass 
Ihre Herangehensweise, sich der Lösung von Kon¬ 
flikten dadurch anzunähern, eine Differenzierung 
zwischen akzeptierten und nicht genehmen 
Kurd(inn)en und ihren Organisationen vorzuneh¬ 
men, falsch ist. Eine solche Haltung trägt nur dazu 
bei, eventuell vorhandene Gräben zu vertiefen und 
einer Politik der Spaltung den Vorrang zu geben. 

Gegen dieses selektive Vorgehen legen wir nach¬ 
drücklich Protest ein und fordern Sie auf, nicht nur 
vom Dialog zu reden, sondern ihn auch ernsthaft zu 
führen - und zwar mit allen Beteiligten. 

Den telefonischen Hinweis aus Ihrem Büro, wir 
seien zu politisch und würden uns nicht ausschließ¬ 
lich mit Migrationsfragen befassen, ist unseres 
Erachtens nur vorgeschoben. Ein solcher Vorwurf 
ist unhaltbar und unzutreffend. Jede Arbeit für oder 
mit Kurdinnen und Kurden ist immer auch poli¬ 
tisch, und selbstverständlich müssen auch unsere 
Vereine sich täglich mit Migrationsfragen auseinan¬ 
der setzen, weil unsere Mitglieder schließlich selber 
in ihrer Mehrheit Migrantinnen und Migranten sind. 

Wir fordern Sie auf, auch unsere Positionen zu 
dem beabsichtigten EU-Beitritt der Türkei, den wir 
im Prinzip begrüßen, mit dem wir aber auch die 
Interessen unseres Volkes glaub- und dauerhaft 
gewahrt wissen wollen, anzuhören. 

Einer Einladung zu einem solchen Gespräch 
sehen wir entgegen.“ 

(Bis Redaktionsschluss gab es von Seiten der grünen 
Abgeordneten keine Reaktion auf den Brief der Födera¬ 
tion.) 

27-jähriger mutmaßlicher PKK/ 
KONGRA-GEL-Funktionär verhaftet 

Der Generalbundesanwalt (GBA) hat aufgrund 
eines Haftbefehls des Ermittlungsrichters des 
Bundesgerichtshofes (BGH) am 12. November 
2004 den Kurden Taylan S. in Rüsselsheim festneh¬ 
men lassen. 


Laut Pressemitteilung des GBA vom 19. Novem¬ 
ber 2004 werde der 27-Jährige „dringend verdäch¬ 
tigt, seit November 2003 dem Funktionärskörper 
der Arbeiterpartei (PKK) angehört und sich als Mit¬ 
glied an der dort bestehenden kriminellen Vereini¬ 
gung beteiligt zu haben.“ Taylan S. soll „von Mitte 
November 2003 bis Juni 2004 verantwortlich für 
das PKK-Gebiet Darmstadt“ verantwortlich gewe¬ 
sen sein und anschließend das „PKK-Gebiet Mainz“ 
übernommen haben. 

Nach Behauptungen des GBA soll sich durch die 
Umbenennung der PKK im April 2002 in KADEK 
bzw. später in KONGRA-GEL „am Bestand der 
innerhalb des Funktionärskörpers bestehenden kri¬ 
minellen Vereinigung nichts geändert“ haben. 

Der Beschuldigte war bereits am 13. November 
2004 dem Ermittlungsrichter des Amtsgerichts 
Mainz vorgeführt worden, „der ihm den Haftbefehl 
eröffnet hat“. 

(Azadi/GBA, 19.11.2004) 

Razzia auf Campingplatz in den 
Niederlanden 

CENI: Missachtung der Friedensbemühungen 

Bei einer Razz i a in der Nähe der Stadt Boxtel im 
Süden der Niederlande wurden laut Justiz 29 Men¬ 
schen festgenommen. Es soll sich um Mitglieder der 
Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) - heute KON- 
GRA-GEL - handeln. Sie sollen auf dem Camping¬ 
platz militärische Übungen abgehalten haben. 

Dieser Sichtweise widerspricht CENI energisch. 
In einer Erklärung heißt es u. a.: Nach eigenen 
Recherchen haben wir herausgefunden, dass eine 
Gruppe kurdischer Jugendlicher dort ein Seminar 
über kurdische Kultur besucht hatten, was kurzer¬ 
hand als „Terroristencamp“ in die Öffentlichkeit lan¬ 
ciert wurde. Wir sind sicher, das dort keine Waffen 
gefunden worden sind. Wir protestieren gegen diese 
Provokation und Missachtung der Friedensbemü¬ 
hungen der kurdischen Bewegung. Es ist offensicht¬ 
lich, dass die niederländische Regierung Terroristen 
braucht, um ihre eigenen Interessen durchzusetzen. 
Und wo keine Terroristen sind, werden sie dazu 
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gemacht, auch wenn es sich nur um singende und 
tanzende Jugendliche handelt, die aus ihrer Heimat 
vertrieben wurden und die ihre eigene Kultur ken¬ 
nen lernen und bewahren wollen. Eine friedliche 
Zukunft für die Kurd(inn)en darf nicht weiter auf¬ 
grund politischer und ökonomischer Interessen 
Europas aufs Spiel gesetzt werden. 

(Azadi/FR/CENI, Frauenbüro Jur Frieden e. V, Düs¬ 
seldorf ,; 13.11.2004) 

Unterstützt und verurteilt 

Wegen Unterstützung von Nachfolgeorganisationen 
der PKK ist ein 26-jähriger Kurde vom Landgericht 
Oldenburg zu einer Geldstrafe von 80 Tagessätzen ä 
20,— Euro verurteilt worden. Er habe die Organisa¬ 
tionen unterstützt und somit gegen das Yereinsgesetz 
verstoßen. 

(Azadi/Yahoo, 24.11.2004) 


Verfahren gegen Heyva Sor 
in der Sackgasse 

Am 11. Juli 2003 begann 
vor dem Landgericht 
Koblenz der Prozess gegen 
die als gemeinnützig aner¬ 
kannte Hilfsorganisation 
HEYVA SOR A KUR- 
DISTANE - HSK- (Kurdi¬ 
scher Roter Halbmond). 
Absicht der Staatsanwalt¬ 
schaft war, den Nachweis zu erbringen, HSK sei in 
die Strukturen der PKK eingebunden. Zahlreiche 
bis heute aufgetretene Zeugen - so auch der ur¬ 
sprünglich als Kronzeuge der Anklage geladene - 
Engin Sönmez, der später seine Aussagen vollstän¬ 
dig widerrufen hatte, konnten diese Behauptung 
nicht bestätigen. Nach einer inzwischen 18-monati- 
gen Prozessdauer, erklärte der Vorsitzende Richter, 
dass das Verfahren in eine Sackgasse geraten sei und 
beide Seite nach einem Kompromiss suchen sollten. 
(Dies deshalb, weil die Sache im Februar 2005 verjährt 
sein wird, Anm.) 

(Azadi/Özgür Politika, 1.12.2004) 



Geldsuche 

Der zuständige Referatsleiter im Bundes fhanzminis- 
terium, Michael Findeisen, erklärte, dass die deut¬ 
schen Behörden gut gerüstet seien im Kampf gegen 
Geldwäsche und Terrorismusfnanzierung. Damit 
lägen sie im internationalen Vergleich in der Spitzen¬ 
gruppe. Hessens Innenminister Volker Bouffbr 
(CDU) geht weltweit von einer geschätzten Summe 
illegaler Gelder in Höhe von 1,1 Billionen Euro aus, 
die in den ordentlichen Wirtschaftskreis gebracht 
worden sei. Es gebe immer engere Kooperationen 
zwischen Terroristen und organisierter Kriminalität. 
Gut 6000 Verdachtsanzeigen würden die Banken 
jährlich liefern, von denen 85 Prozent von der Poli¬ 
zei als „beachtlich“ eingestuft würden. Diese führten 
häufg zu Strukturermittlungen gegen kriminelle 
Organisationen. Schwierig für eine Verurteilung sei 
jedoch eine notwendige Beweisführung, dass das 
Geld aus einer bestimmten Straftat stamme. 

Soweit die bundesdeutsche Finanzhoheit betrof¬ 
fen ist, kümmern sich Bundesanwaltschaft (BAW), 
Bundeskriminalamt (BKA) und die Bundesanstalt 
für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) um inter¬ 
nationale, nicht legale Finanztransaktionen. Die 
BaFin beaufsichtigt 2200 Institute. 201 Verfahren hat 


BaFin im Jahre 2003 vor allem gegen Hawala-Ban- 
ken eröffnet, weil deren Transaktionen ohne schrift¬ 
liche Belege und somit ohne Papierspur ablaufen. 
Die Finanzaufsicht hat für die Terrorabwehr Zugriff 
auf alle Konten in Deutschland. Dieses System star¬ 
tete am 24. November 2003 und bearbeitete allein 
in den ersten 7 Wochen über 2000 Fälle, zumeist 
Anfragen von Staatsanwaltschaften und Polizei. 
Datenschützer befürchten die Nutzung der Daten 
für „eine Vielzahl anderer Zwecke als der Bekämp¬ 
fung des Terrorismus“. Das Abfragesystem müsse 
deshalb auf den Prüfstand. 

Die „Financial Action Task Force“ (FATF), der 
auch die BaFin angehört, arbeitet auf der Grundlage 
von 40 Anti-Geldwäsche-Empfehlungen und acht 
Empfehlungen zur Bekämpfung der Terrorismusfi 
nanzierung, die von mehr als 130 Ländern als ver¬ 
bindlich gelten. Programmschwerpunkte sind derzeit 
telegrafiche Geldüberweisungen, gemeinnützige 
Organisationen oder Geldwäsche über Versicherun¬ 
gen. 

Beim BKA ist die „Financial Intelligence Unit“ 
angesiedelt. 

(Azadi/ND, 12./27.10.2004) 
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Registrierte Kopien 


Der erstmals 1998 in England verliehene „Big-Brot- 
her-Award“ (der Name gründet sich auf den Best¬ 
seller „1984“ des Schriftstellers George Orwell) 
wurde in diesem Jahr von Datenschützern in 
Deutschland gleich mehrfach vergeben, darunter an 
die Firma Canon: Bei Farbkopierern dieser Marke 
entdeckten die Datenschützer, dass - für das nor¬ 
male Auge unsichtbar - auf jede Kopie eine Serien¬ 
nummer gedruckt ist, mit der das Papier zum Gerät 
zurückverfolgt werden kann. In der Bedienungsan¬ 
leitung fhdet sich hierüber jedoch keinerlei Hinweis. 
Inhaber von Copy-Shops berichten von gezielten 
Anfragen der Polizei. Die Datenschützer protestie¬ 
ren. Sie befürchten, dass bald Drucker und Kopierer 
„entscheiden“, was der Kunde drucken und kopie¬ 
ren darf. 

Weitere Informationen:www.big-brother-award.de 

(Azadi/FR, 2.11.2004) 

Mit „EU-Defense“ gegen Europäi¬ 
schen Haftbefehl 

Am 12. März 2004 empfahl der Rechtsausschuss 
des Bundestages dem Parlament, das Gesetz über 
den Europäischen Haftbefehl einstimmig anzuneh¬ 
men. Genauso geschah es, obwohl es nach Ansicht 
der Grünen die Strafgerichte „vor große Probleme“ 
stelle und die SPD das Gesetz für „nicht sehr glück¬ 
lich“ hielt. Doch zu spät für Bedenken: am 23. 
August 2004 trat es in Kraft. Der Rahmenbeschluss 
für den Europäischen Haftbefehl wurde vom EU- 
Ministerrat (Inneres und Justiz) im Juni 2002 ange¬ 
nommen. Er ist der erste Schritt zur „Harmonisie¬ 
rung“ des Strafprozessrechts in der EU, deren 
Grundlage bereits auf dem EU-Gipfel in Tampere 
vom Oktober 1999 gelegt worden war. 

Die praktischen Folgen des Haftbefehls: Wenn z. 
B. ein spanischer Untersuchungsrichter einen Haft¬ 
befehl gegen eine Person ausspricht, die sich in 
Deutschland aufhält, müssen die deutschen Behör¬ 
den und Gerichte dem Folge leisten. Das bisherige 
Auslieferungsverfahren wird durch ein Übergabe¬ 
verfahren ersetzt. Der Richter des ersuchten Staates 
kann nur noch prüfen, ob der Haftbefehl noch gültig 
ist und ob die Person nicht wegen derselben Straftat 
bereits anderweitig verurteilt wurde. Das gesamte 
Straf- und Strafprozessrecht und die entsprechende 
Praxis des um Übergabe ersuchenden Staates wird 
mit dem EU-Haftbefehl akzeptiert. Weder die unter¬ 
schiedlichen Haftbedingungen, die verschiedenen 
Strafhöhen für dasselbe Delikt oder die andersarti¬ 
gen Yerteidigungsmöglichkeiten spielen bei dieser 
„Harmonisierung“ eine Rolle. 


Der Schutz von deutschen Staatsangehörigen vor 
einer Auslieferung aus Deutschland, bis vor wenigen 
Jahren noch in Artikel 16 Grundgesetz verankert, ist 
mit dem EU-Haftbefehl endgültig beseitigt. Auch 
angeführte Beweismittel aufgrund von Folter oder 
anderen illegalen Ermittlungsmethoden stehen einer 
Auslieferung nicht mehr entgegen. 

Unter diesen Bedingungen haben Verteidiger/ 
innen so gut wie keine Möglichkeiten mehr, auf¬ 
grund ausführlicher Schriftsätze eine Auslieferung 
zu verhindern. 

Eine Übergabe wird wohl nur noch dann 
gestoppt werden können, wenn es gelingt, den Haft¬ 
befehl dort auszusetzen, wo er erlassen worden ist. 
Das wäre allenfalls möglich, wenn nach einer Ver¬ 
haftung dort ein/e Verteidiger/in aktiv wird. Hierzu 
wäre ein effizientes Netz von Anwältinnen/Anwälten 
hilfreich. Ein solches wollen sich Strafverteidigerve¬ 
reinigungen mit der Initiative „EU-Defense“ schaf¬ 
fen. 

(Azadi/Heiner Busch, Vorstandsmitglied im Komitee 
für Grundrechte und Demokratie in der So oder So- 

Ausgabe, Herbst 2004) 

LKA, BKA, Europol, Eurojust ? 

Populismus und Katastrophe 

„Es gibt hier eine Reihe von Versuchsprogrammen 
auf bilateraler Basis und natürlich die Forderung 
nach einem europäischen Strafregister. Nur: Dabei 
ist weder der Datenschutz geklärt, noch ist klar, wer 



Zugriff haben soll. LKA, BKA, Europol, Eurojust - 
wer denn nun?“ antwortet Heinz Kiefer, Eurocop- 
Präsident, auf die Frage der Frankfurter Rundschau 
nach Vernetzung von Datenbanken nun auch im 
Haager Programm. Die Forderung der unionsregier¬ 
ten Bundesländer, D N A-Datenbanken sofort euro¬ 
paweit zu verknüpfen, ist für Kiefer „reiner Popu¬ 
lismus“ und die grenzüberschreitende, internationale 
Zusammenarbeit „schlicht eine Katastrophe“. 

Die EU will bis 2010 eine weitgehende Harmoni¬ 
sierung der Rechtsnormen bei Polizei und Justiz 
sowie die Stärkung von Europol erreicht haben und 
einheitliche Asylbestimmungen sollen verabschiedet 
worden sein. 

(Azadi/FR, 6.11.2004) 


zu seite 1 


9 


REPRESSIC 







Persönlichkeitsverletzung durch 
GPS-Observationssystem ? 

Bundesverfassungsgericht prüft 

Weil er sich durch die von Bundeskriminalamt 
(BKA) und Verfassungsschutz vorgenommene 
Observation in seiner Menschenwürde und der 
freien Entfaltung seiner Persönlichkeit verletzt 
gefühlt hat, hat Bernhard Uzun, der 1999 wegen vier 
Sprengstoffanschlägen zu 13 Jahren Haft verurteilt 
worden war, Verfassungsbeschwerde eingelegt. 
Uzun (früher Falk) war zum Islam konvertiert. 
Seine Verurteilung durch das Oberlandesgericht 
(OLG) Düsseldorf wegen Mitgliedschaft in der vom 
Staatsschutz als terroristisch eingestuften ”Antiimpe¬ 
rialistischen Zellen” beruhte maßgeblich auf Obser¬ 
vationsmaßnahmen, u. a. aufgrund der Installierung 
eines GPS-Emfpängers im Kfz eines damaligen Mit¬ 
angeklagten. Mit Hilfe dieser Technik konnte die 
räumliche Position des Autos bis auf 50 Meter 
genau bestimmt werden. Nach Ansicht von Uzuns 
Anwalt, Heinrich Comes, bedürfe die GPS-Überwa- 
chung einer gesonderten gesetzlichen Ermächtigung. 
Diese Auffassung vertritt auch der Berliner Daten¬ 
schutzbeauftragte, Hansjürgen Garstka, der GPS für 
eine „verführerische Technik” hält. Generalbundes¬ 
anwalt Kay Nehm hingegen verteidigte die Anord¬ 
nung damit, dass die Beschuldigten „extrem konspi¬ 
rativ” gearbeitet hätten. 

Laut Angaben von Kriminalhauptkommissar 
Ralf von Gehlen nahm das BKA von 1998 bis 2004 
pro Jahr sechs bis zehn Observationseinsätze mit 
GPS-System vor. Mit einem Urteil des Bundesver¬ 
fassungsgerichts ist in einigen Monaten zu rechnen. 

(Azadi/ND, 11.11.2004) 

IMK gegen BKA-Pläne des Bundes¬ 
innenministers 

Beckstein: Damit wird Schily zum Sicherheitsrisiko 

Die Grünen lehnen eine von Bundesinnenminister 
intendierte Grundgesetzänderung, die dem Bundes¬ 
kriminalamt (BKA) mehr Befugnisse einräumen 
soll, ab. Gefahrenabwehr sei „ureigenste und aus¬ 
schließliche Aufgabe der Länder“, erklärte der parla¬ 
mentarische Geschäftsführer der Grünen, Volker 
Beck. 

Mit seinem Vorschlag, die Befugnisse des BKA 
zu erweitern und zu zentralisieren, ist Bundesinnen¬ 
minister auch auf der Innenministerkonferenz 
(IMK) am 18./19. November in Lübeck an den uni¬ 
onsregierten Ländern gescheitert. Schily beharrt 
jedoch weiter auf der Forderung, dem BKA im 
Kampf gegen den Terrorismus Ermittlungen ohne 


konkreten Tatverdacht zu erlauben. Bayerns Innen¬ 
minister Günther Beckstein kritisierte, dass es bisher 
keinerlei schriftliche Vorschläge von Schily gebe, wie 
eine Gesetzesänderung aussehen könnte. Außerdem 
wolle dieser die föderale Sicherheitsarchitektur 
umkrempeln: „Das ist ein völlig falscher Ansatz. 
Schily wird damit selbst zu einem Sicherheitsrisiko.“ 
Nun sollen Schilys Pläne erneut in der Föderalis¬ 
muskommission diskutiert werden, die ihre Arbeit 
am 17. Dezember beenden will. Die Grünen haben 
auch dort ihr Veto eingelegt. 

(Azadi/FR/ND, 13.,19., 20.11.2004) 

Geheimdienste im Aufwind 

CHIP warnt vor Ausweitung 

Über den zunehmenden Ausbau der Geheimdien¬ 
ste, die neuen Formen der Kooperation zwischen 
Polizei und Bundesnachrichtendienst (BND), des 
Verfassungsschutzes und den militärischen Diensten 
klärt die jüngste Ausgabe der Vierteljahreszeitschrift 
CILIP auf. Ferner befassen sich die Beiträge mit der 
EU-Terrorismusbekämpfung und die Praxis der 
„präventiven“ Telefonüberwachung sowie der ange¬ 
blichen Kontrollfunktion der Parlamente. 
Bürgerrechte & Polizei, Nr. 78 
Bezug: Verlag CILIP c/o FU Berlin, Malteserstr. 74- 
100, 12249 Berlin, Tel. 030/83 870462; 
info@cilip.de ; www.cilip.de 

(Azadi) 

Verfassungsgericht besteht auf 
Überprüfung der Sicherungsver¬ 
wahrung 

Nach einem Beschluss des Bundesverfassungsge¬ 
richts (BverfG) muss die Sicherungsverwahrung von 
Straftätern alle zwei Jahre überprüft werden. Ein 
Überschreiten der Frist verletze die Grundrechte 
erheblich, so die Karlsruher Richter in ihrer Ent¬ 
scheidung vom 19. November 2004. Hierbei sei das 
Argument der Überlastung von Strafvollstreckungs¬ 
kammern nicht akzeptierbar. Auch die Begründung, 
Prozessakten lägen beim Anwalt des Verwahrten, 
könnten nicht gelten. Die Sicherungsverwahrung sei 
ein schwerwiegender Eingriff in das Freiheitsrecht. 
Aktenzeichen: 2 BvR 2004/04 

(Azadi/FR, 20.11.2004) 

Dateisammler unter sich 

Durch eine geplante zentrale Informationsdatei soll 
nach den Vorstellungen des Bundesinnenministeri¬ 
ums das gesamte Spektrum des internationalen Ter- 
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rorismus abgedeckt werden - so eine Sprecherin der 
Behörde. Offen sei noch, ob die Zentraldatei beim 
Bundeskriminalamt (BKA), dem Bundesamt für 
Verfassungsschutz (VS) oder den Länderbehörden 
angesiedelt werden soll. Die FDP plädiert dafür, 
beim BKA die polizeilichen Daten und beim Verfas¬ 
sungsschutz die Geheimdiensterkenntnisse zu spei¬ 
chern. Damit sei der Grundsatz der Trennung von 
Polizei und Geheimdiensten gewährleistet. 

(Azadi/FR, 22.11.2004) 

Zuwanderungsgesetz: Nicht aus der 
Geschichte gelernt 

Vor allem die 217 000 lediglich geduldeten Flücht¬ 
linge erhoffen sich eine Verbesserung des im Januar 
2005 in Kraft tretenden Zuwanderungsgesetzes. 
Doch gerade dieser Personenkreis sei ausgeklam¬ 
mert worden und habe derzeit unter einer besonders 
restriktiven „Vertreibungs- und Verdrängungspolitik 66 
zu leiden, kritisiert die Flüchtlingsorganisation Pro 
Asyl. Insbesondere die etwa 150 000 „Altfälle 66 seien 
„Opfer einer verfehlten Flüchtlingspolitik der 
Bundesregierung 66 . Hierbei handelt es sich um 
Flüchtlinge, die seit mehr als fünf Jahren in 
Deutschland leben und denen in so genannten „Ket¬ 
tenduldungen 66 die Aufenthaltserlaubnis verlängert 
wird. Dass hier immer noch keine Regelung gefun¬ 
den sei, „ist ein deutliches Zeichen für Ineffzienz 
und mangelnde Lösungskompetenz 66 erklärt Chris¬ 
tian Schwarz-Schilling, ehemaliger Bundesminister. 
Es sei unerträglich, wenn gut integrierte Menschen 
wieder abgeschoben würden. Dies käme einer wei¬ 
teren Vertreibung gleich. Er sei erschüttert, dass 
Deutschland nicht mehr aus seiner Vergangenheit 
gelernt habe. Kein Zufüchtsland habe nach dem 2. 
Weltkrieg die vor dem Holocaust gefbhenen Men¬ 
schen aufgefordert, nach Deutschland zurückzukeh¬ 
ren, weil hier wieder Demokratie herrsche. 

(Azadi/ND, 28.10.2004) 

Mit Visaerlass und Einladerdatei 
gegen eine Einreise 

Das Auswärtige Amt hat die Vorschriften für die 
Erteilung von Visa verschärft. Mit Hilfe einer „Einla¬ 
derdatei 66 sollen Firmen und Personen ausfhdig 
gemacht werden, die systematisch und in großer 
Zahl Ausländern Einladungen nach Deutschland 
vermitteln. Diesem Erlass vorausgegangen war ein 
Streit zwischen dem Innen- und Außenministerium. 
Innenminister Otto Schily soll Mitarbeiter angewie¬ 
sen haben, Fälle aufzulisten, in denen Beschäftigte in 
den Botschaften versagt hätten. Im Auswärtigen 
Amt heißt es, dieser Erlass trage der veränderten 


Sicherheitslage und der Verabschiedung des Zuwan¬ 
derungsgesetzes Rechnung und sei nicht auf Schilys 
Intervention zurückzuführen. Sämtliche Botschafter 
mussten sich in Berlin einfhden, um sich in Sachen 
„Visapraxis 66 briefen zu lassen. Von einer Rück¬ 
nahme eines umstrittenen Erlasses des ehemaligen 
Staatsministers im Außenamt, Ludger Volmer, will 
man nicht sprechen. Dieser hatte Anfang 2000 den 
Grundsatz für eine Visumerteilung „Im Zweifel für 
die Einreise 66 geprägt, der im Innenministerium von 
Anfang an als fahrlässig empfunden worden war. 

Künftig soll auch die Rückkehrbereitschaft von 
Eingeladenen schärfer kontrolliert werden. Ab sofort 
müssen die Auslandsvertretungen vierteljährlich Sta¬ 
tistiken erstellen, um auf verdächtige Anstiege von 
Einreisebewilligungen schneller reagieren zu kön¬ 
nen. 

(Azadi/FR, 29.10.2004) 

Nach „Scheins-Libanesen, 
„Schein“-Ehen, jetzt „Schein“-Väter 

Folgen „schein“schwangere „Schein“-Mütter? 

Die Länderinnenminister, die Mitte November zur 
Innenministerkonferenz Zusammenkommen, wollen 
gegen so genannte Scheinvaterschaften („Imbissvä¬ 
ter 66 ) vorgehen, mit denen ausländische Frauen 
angeblich ein Aufenthaltsrecht erlangen. Deutsche 
Männer, vornehmlich Sozialhilfeempfänger, würden 
an Treffpunkten wie Imbissen, gezielt als „Scheinvä¬ 
ter 66 angeworben und mit hohen Geldbeträgen zur 
„zweckwidrigen Anerkennung der Vaterschaft zur 
Erlangung eines Aufenthaltstitels 66 gelockt. Der 
Grund: hat das Kind über seinen deutschen Vater 
selbst die deutsche Staatsbürgerschaft, kann auch 
die Mutter nicht mehr abgeschoben werden. Straf¬ 
bar ist das nicht, weil für die Behörden bei einer 
amtlichen Anerkennung der Vaterschaft unerheblich 
ist, ob der Vater auf dem Papier auch der biologi¬ 
sche Erzeuger ist. Eine Arbeitsgruppe der Innenmi¬ 
nisterkonferenz (IMK) soll im Jahre 2003 bundes¬ 
weit 1694 Fälle ermittelt haben, in denen die 
Vaterschaft anerkannt worden ist und die ausländi¬ 
sche Mutter zu diesem Zeitpunkt ausreisepflchtig 
gewesen sei. 

Das Problem werde übertrieben, äußert der Ber¬ 
liner Integrationsbeauftragte Günter Piening und 
warnte vor einem Generalverdacht. „Kampagnen¬ 
mäßig 66 werde das Thema „hochgekocht 66 . Auch die 
Jugendämter könnten keinen „nennenswerten Miss¬ 
brauch 66 feststellen, wie selbst die IMK-Arbeits- 
gruppe eingestehen musste. Dennoch wird Bundes¬ 
justizministerin Zypries zu einer Gesetzesänderung 
aufgefordert. Danach sollen die Jugendämter das 
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Recht erhalten, Yaterschaftsanerkennungen bei Ver¬ 
dacht anzufechten. „Das wäre ein tiefer Eingriff in 
den Kernbereich des Kindschafts- und Eltern¬ 
rechts/ 6 so Günter Piening. 

(Azadi/FR, 3.11.2004) 

Wiefelspütz entdeckt Menschen¬ 
würde 

Innenministerkonferenz: Bleiberecht abgelehnt 

„Es gibt weiter eine Vielzahl von menschlichen Pro¬ 
blemlagen, wo ich Handlungsbedarf sehe 66 , erklärte 
der innenpolitische Sprecher der SPD-Bundestags¬ 
fraktion, Dieter Wiefelspütz in einem Gespräch mit 
der Frankfurter Rundschau. Auf die Frage, wo beim 
Zuwanderungsgesetz nachgebessert werden müsste, 
meinte der Politiker, dass ihm „nicht einleuchten 66 
wolle, „warum wir diese Menschen, die womöglich 
seit acht oder zehn Jahren in Deutschland leben und 
daraus ihre Identität schöpfen, aus ihrem Dasein in 
Deutschland zu reißen und in eine unsichere 
Zukunft abschieben. 66 Dieser Flüchtlingsgruppe 
sollte man ”auch aus Gründen der Integration ein 
Bleiberecht einräumen”. Auf den Vorhalt der FR, 
dass die Innenminister eine Bleiberechtsregelung 
bisher abgelehnt hätten, meinte Wiefelspütz, hier 
gebe es ”eine gewachsene Bereitschaft, über das 
Problem zu sprechen”. Er kündigte an, dass es von 
Seiten der SPD in diese Richtung einen Vorstoß 
geben werde, weil es an der Zeit sei für eine solche 
Initiative. Davon wolle man auch Otto Schily über¬ 
zeugen, der sich bisher strikt gegen eine Bleibe¬ 
rechtsregelung ausgesprochen hat. 

Einen weiteren Änderungsbedarf gibt es laut 
Wiefelspütz in der Möglichkeit, dass Flüchtlinge 
Schnellere Arbeitsmöglichkeiten” erhalten. Hierfür 
sollten die Wartezeiten verkürzt werden. Außerdem 
könne er nicht sehen, ”dass die ohnehin sinkende 
Zahl von Flüchtlingen in Deutschland eine Konkur¬ 
renz ist zu den heimischen Arbeitskräften”. Und 
schließlich habe die Möglichkeit zu arbeiten Such 
etwas mit Menschenwürde zu tun”. 

Das Bundesinnenministerium hat sich zu den 
Vorschlägen skeptisch geäußert und ging auf Distanz 
zu dem SPD/Grünen-Vorstoß. Pro Asyl begrüßte 
dagegen die Bleiberechtsinitiative. 

Für Max Stadler, innenpolitischer Sprecher der 
FDP-Bundestagsfraktion, stehe „außer Frage, dass 
Personen, die sich schon über viele Jahre in 
Deutschland aufhalten und bestens integriert sind, 
eine Chance für ein dauerndes Bleiberecht erhalten 
müssen 66 . 

Auf der Innenministerkonferenz am 18./19. 
November in Fübeck wurden die Forderungen nach 


einem generellen Bleiberecht für langjährig gedul¬ 
dete Flüchtlinge abgelehnt. Die Minister sind über¬ 
eingekommen, irakische Flüchtlinge vorerst nicht 
abzuschieben. Bezüglich afghanischer Flüchtlinge 
solle der Bund einvernehmliche Fösungen mit der 
afghanischen Regierung anstreben. 

(Azadi/FR/ND, 10., 11.,12.11.2004) 

Anpassungen zum 1. Januar 2005? 

CDU/CSU blockiert 

Am 11. November 2004 stand im Bundestag ein 
Gesetz auf der Tagesordnung, durch das das Aufent¬ 
haltsgesetz und andere ausländerrechtliche Bestim¬ 
mungen an das Zuwanderungsgesetz und weitere 
Gesetze angepasst werden soll, die am 1. Januar 
2005 in Kraft treten. Sie umfassen folgende Punkte: 

Es werden EU-Richtlinien festgeschrieben, die 
auch für Deutschland bindend sind. Danach haben 
traumatisierte Flüchtlinge Anspruch auf besondere 
medizinische und andere Hilfe. 

Es wird eine Übergangsregelung getroffen für 
Flüchtlinge, die mindestens seit drei Jahren unan¬ 
fechtbar im Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention 
anerkannt sind. Sie werden von der Prüfungspflcht 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge aus¬ 
genommen, ob Voraussetzungen für den Widerruf 
ihres Status vorliegen. 

Der Bezug von Arbeitslosengeld II soll kein 
Grund sein für eine so genannte Ermessensauswei¬ 
sung von Flüchtlingen ohne Aufenthaltserlaubnis, 
weil dies im Zuwanderungskompromiss - im 
Gegensatz zum Bezug von Sozialhilfe - nicht 
genannt wurde. Die Möglichkeit einer „Ermessen¬ 
sausweisung 66 von AEG II-Empfängern wird neben 
der CDU auch von SPD-regierten Bundesländern 
gefordert. 

Die CDU/CSU-Fraktion wird den Gesetzent¬ 
wurf ablehnen und somit droht er im Bundesrat zu 
scheitern. 

(Azadi/ND, 12.11.2004) 

Milli Görüs-Mitglied kein Sicher¬ 
heitsrisiko 

Islamvereinigung dennoch verfassungsfeindlich 

Ein Flughafenmitarbeiter, der früher Mitglied war in 
der islamischen Vereinigung Milli Görus, ist nach 
einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) in Feipzig kein Sicherheitsrisiko. Die 
Fuftfahrtbehörde hatte dem Mitarbeiter im April 
2002 nach einem Hinweis des Verfassungsschutzes 
eine Zutrittserlaubnis zum Flughafen entzogen. Milli 
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Görüs verfolge zwar verfassungsfeindliche Ziele, 
doch geschehe dies „ohne Einsatz von Gewalt“, 
begründeten die Richter ihre Entscheidung. Deshalb 
könne auch ein Anschlag auf den Luftverkehr aus¬ 
geschlossen werden. Der 30jährige Familienvater sei 
vor seiner Anstellung als Facharbeiter nur zeitweise 
in der Vereinigung aktiv gewesen. 

Nach diesem Urteil hat sich der Münchener 
Flughafen bereit erklärt, den Kläger wieder als Flug¬ 
zeugabfertiger einzustellen. Aktenzeichen: BverwG 3 C 
33.03 

(Azadi/FR, 12.11.2004) 

Die meisten Asylsuchenden aus der 
Türkei 

Weniger Anträge als im Vorjahr 

In den ersten zehn Monaten des Jahres 2004 regis¬ 
trierten die Behörden mehr als 30 Prozent weniger 
Asylanträge als im Vergleichszeitraum 2003. Die 
meisten Asylsuchenden kamen in diesem Jahr aus 
der Türkei, Serbien, Montenegro und Russland. Im 
Oktober haben 2.898 Flüchtlinge in Deutschland 
Asyl beantragt. 

(Azadi/FR/ND, 13.11.2004) 

Distanzierungsinszenierungen 

„Ich verlange auch vom Papst keine Distanzierung, 
wenn Christen Verbrechen verüben. Ich verlange 
von den Deutschen keine Distanzierung für Solin¬ 
gen und Mölln - weil ich nicht unterstelle, dass die 
Deutschen diese Untaten gutheißen“, erklärt der 
Arzt und Vorsitzende des „Rates der türkeistämmi¬ 
gen Staatsbürger in Deutschland“, Yasar Bilgin. Er 
empfhdet das Ansinnen deutscher Politiker nach 
einer Distanzierung der „friedlichen“ Muslime von 
den „terroristischen“ als eine Zumutung. Derartige 
Forderungen würden von Nichtmuslimen nur des¬ 
halb erhoben, weil sie selbst eine Identifizierung von 
Islam und Terror vornehmen. Kein Patient und kein 
Nachbar habe ihn je um eine Distanzierung gebeten. 
Davon könne Schily im Umgang mit Anhängern 
anderer Religionen lernen. Verbrechen könnten 
schließlich sowohl von verirrten Christen, Satanisten 
und Organisten verübt werden. Er toleriere Gewalt 
nicht. Es sei aber nicht seine Aufgabe, dies öffentlich 
zu tun, um einen unbegründeten Verdacht von sich 
abzulenken. 

(Azadi/ND, 19.11.2004) 


Türkei will ehemaligen PKK-Kom- 
mandanten 

Der einstige Guerilla-Kommandant der PKK, Sait 
Cürükkaya, soll an die Türkei ausgeliefert werden, 
weil er angeblich an 17 Gewalttaten einschließlich 
Morden beteiligt gewesen sein soll, was dieser 
jedoch bestreitet. Das Bremer Oberlandesgericht 
(OLG) hatte vorläufige Auslieferungshaft angeord¬ 
net. Inzwischen wurde Cürükkaya wegen fehlender 
Fluchtgefahr vorerst unter Au fkgen wieder freigelas¬ 
sen. 

Im Jahre 2001 füchtete der Kurde nach 
Deutschland, wo er schnell als Asylberechtigter 
anerkannt worden ist. Weil die Türkei inzwischen 
auf die Todesstrafe (in Friedenszeiten, Anm.) ver¬ 
zichte, hat das Bundesamtes für Flüchtlinge den 
Asylstatus widerrufen. Außerdem: Cürükkaya habe 
sich Ende der 1990-er Jahre wahrscheinlich nur von 
der PKK losgesagt, um aus dem Exil noch radikaler 
gegen die Türkei zu kämpfen, was wiederum die 
innere Sicherheit Deutschlands gefährde. Das OLG 
vertritt die Auffassung, in der Türkei müssten 
zumindest Strafgefangene keine Folter befürchten. 
Dieser Sichtweise widersprechen Cürükkayas 
Anwälte und haben Klage eingereicht. Auch 
Amnesty International ist davon überzeugt, dass bei 
einer Auslieferung des einstigen PKK-Aktivisten „an 
den Verfolgerstaat“ die Menschenrechts- und 
Flüchtlingskonvention verletzt würden. Weder er¬ 
warte ihn ein fairer Prozess noch könne Folter aus¬ 
geschlossen werden. 

(Azadi/FR, 23.11.2004) 

Studiengang Migration 

Im Wintersemester 2004/2005 startete an der Uni¬ 
versität Osnabrück ein Master-Studiengang „Inter¬ 
nationale Migration und interkulturelle Beziehun¬ 
gen“. Der Soziologe Michael Bommes: „Damit 
bilden wir jene Experten aus, die für die Umsetzung 
des Zuwanderungsgesetzes dringend benötigt wer¬ 
den.“ Osnabrück folgt dem Vorbild skandinavischer 
und britischer Hochschulen. Infos: mbommes@uni- 
osnabrueck.de 

(Azadi/FR, 23.11.2004) 

Zwangsdeutsch 

Mit dem Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes ab 
1. Januar 2005 werden Hunderttausende Migranten 
verpflchtet, an einem Deutschkurs teilzunehmen. 
Wer die 630 Euro teure Teilnahme verweigert, kann 
seinen Aufenthaltstitel verlieren und ihm droht die 
Abschiebung. Der Integrationslehrgang umfasst ei¬ 
nen 600-stündigen Deutsch- und einen 30-stündigen 
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Orientierungskurs. Die Arbeitsagenturen sollen ab 
Januar bei Migranten, die Arbeitslosengeld II erhal¬ 
ten, prüfen, ob sie sich „auf einfache Art in deut¬ 
scher Sprache mündlich verständigen können“. Ist 
das nicht der Fall, werden sie an die Ausländerämter 
verwiesen, die über eine Kursverpflchtung entschei¬ 
den. Bekommen sie eine solche Bescheinigung, 
müssen sie an dem Sprachkurs teilnehmen. Kommt 
der/die Betroffene der Aufforderung nicht nach, 
werden 10 Prozent vom Arbeitslosengeld II gestri¬ 
chen. Kritik äußert Gazi Caglar, Professor für Sozi¬ 
alpädagogik an der Fachhochschule Hildesheim, an 
der Einseitigkeit der Integrationsleistung, vor allem 
an dem vorgeschriebenen Orientierungskurs, an 
dessen Ende ein positives Verhältnis zum deutschen 
Staat stehen soll. Er wehrt sich dagegen, dass davon 
die Aufenthaltsberechtigung abhängig gemacht wer¬ 
den soll: „Dann müsste ungefähr ein Drittel der 
Deutschen ebenfalls ausgewiesen werden, weil sie 


kein positives Verhältnis zum Staat haben.“ Außer¬ 
dem sei die Wohn- und Beschäftigungssituation von 
Migranten unverändert schlecht. 

(Azadi/ND, 25.11.2004) 


Zwangsformel für Einbürgerungs¬ 
willige 


Das Land Niedersachsen will künftig Einwanderer, 
wenn sie Deutsche werden wollen, auf das Grund¬ 
gesetz schwören lassen: „Ich erkläre hiermit feierlich 
unter Eid, dass ich die Verfassung und die Gesetze 
der Bundesrepublik Deutschland gegen alle äußeren 
und inneren Feinde unterstütze“, soll die Formel 
lauten, die eine Gesetzesinitiative der CDU vorsieht. 
Der bayerische Innenminister Günther Beckstein 
unterstützt den Vorschlag: „Wer sich dem Eid zu 
entziehen versucht, gibt eine ablehnende innere Hal¬ 
tung zu erkennen”, so der Minister gegenüber der 
Welt. 


(Azadi/jw, 27.11.2004) 










Patri(di)otismus und deutsche Leitkultur - eine kleine Auswahl: 


• Der frühere Bundesinnenminister Manfred Kanther 
steht derzeit wegen Untreue vor Gericht, weil er 
Ende 1983 rund 20,8 Millionen Mark Parteivermö¬ 
gen in die Schweiz hat schaffen lassen. Aus dieser 
schwarzen Kasse’ sind bis zu ihrer Aufdeckung An¬ 
fang 2000 Wahlkämpfe und andere Aktivitäten fi¬ 
nanziert worden, so die rassistische Kampagne ge¬ 
gen die doppelte Staatsbürgerschaft. Kürzlich er¬ 
klärte er, nicht damit gerechnet zu haben, angeklagt 
zu werden. Auch, dass die CDU wegen der 
SchwarzgeldafFäre etliche Millionen an den Staat zu¬ 
rückzuzahlen hat, überrascht ihn. 

• Die Migrationsbeauftragte des Bundes, Marieluise 
Beck, will Migranten ein „Angebot zum Patrio¬ 
tismus“ unterbreiten. Sie meint, es brauche mehr 
Angebote zur Identifikatiion. Deutschland könne 
mit Vorzügen wie Gleichberechtigung und Mei¬ 
nungsfreiheit aufwarten. 

• Nach den Bundeswehr-Folter-Vorwürfen in Coes¬ 
feld sind weitere Einzelfälle von Vielfällen bekannt 
geworden. 

• Der CDU-Abgeordnete im hessischen Landtag, 


Hans-Jürgen Irmer, macht Rechtsextremisten Kon¬ 
kurrenz: so forderte er die „Abschaffung des Indivi¬ 
dualrechts auf Asyl“ oder eine Klage gegen den EU- 
Kommissar Günther Verheugen wegen „Hochver¬ 
rats“, weil er sich für einen EU-Beitritt der Türkei 
einsetzt. Außerdem solle Hessen mehr tun, damit 
Homosexuelle „ihre Neigung überwinden“. Über 
die Bundesjustizministerin: „Schwachsinn in 
Deutschland hat einen Namen. Er ist weiblich und 
heißt Brigitte Zypries.“ Dem Grünen Fraktionschef 
Tarek Al-Wazir fügt Irmer stets den Namen „Moha- 
med“ an. Zu alledem schwieg der CDU-Landeschef 
Roland Koch bisher beharrlich. 

Der hessische CDU-Landtagsabgeordnete und pro¬ 
movierte Germanist Rolf Müller wünscht sich, dass 
das Land mit einem „Gesetz zum Schutz der deut¬ 
schen Sprache gegen englische Fremdwörter vor¬ 
geht. Bei Staatskanzleichef Stefan Grüttner stößt 
dieser Vorschlag nicht auf Gegenliebe. Er plädiert 
eher für die Abschaffung unverständlicher Wörter 
wie „Rindfleischetikettierungsüberwachungsauf¬ 
gabenübertragungsgesetz“. 
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• Altbundeskanzler Helmut Schmidt sagte gegenüber 
dem Hamburger Abendblatt: „Mit einer demokrati¬ 
schen Gesellschaft ist das Konzept von Multikulti 
schwer vereinbar.“ Es sei ein Fehler gewesen, „dass 
wir zu Beginn der sechziger Jahre Gastarbeiter aus 
fremden Kulturen ins Land holten“. 

• Der bayerische Innenminister Günther Beckstein 
überlegt, „ob es nicht besser wäre, die Fabriken zu 
den Menschen zu bringen, anstatt Menschen in an¬ 
dere Kulturen zu verpfknzen“. 

• Bundsinnenminister Otto Schily verlangt von Zu¬ 
wanderern, die die deutsche Staatsangehörigkeit be¬ 
antragen, ein klares Bekenntnis zu ihrer neuen Hei¬ 
mat. Sie müssten „am Schluss sagen, sie sind Deut¬ 
sche“. 


• CDU-Fraktionschefh Angela Merkel meint, Multi¬ 
kulti sei „grandios gescheitert“. Migranten seien 
willkommen, wenn sie die Gesetze respektierten, 
Deutsch lernten, sich integrieren und keine Parallel- 
Gesellschaften ins Leben riefen. 

• Der CDU-Generalsekretär Laurenz Meyer kündig¬ 
te ein gemeinsames Informationsblatt seiner Partei 
mit der türkischen Regierungspartei AKP an. Darin 
sollen in Deutschland lebende Türken aufgefordert 
werden, für gute Deutschkenntnisse ihrer Kinder 
noch vor der Einschulung zu sorgen. 

(Azadi/diverse Tageszeitungen , Ende November 2004) 



Ich möchte Fördermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Einzugsermächtigung: 
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Bank: 
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Konto: 


Ort/Datum: 

Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 
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infodienst nr. 25/26 

dezember 2004/januar 2005 


In eigener Sache: 

Der AZADI infodienst erscheint 
regelmäßig. Der Versand erfolgt 
per E-Mail. Auf Anfrage wird er 
gegen Kopier- und Portokosten 
auch per Post verschickt. Gefan¬ 
gene erhalten den infodienst 
kostenlos. Herausgeber ist 
AZADI e.V. Der Verein ist als ge¬ 
meinnützig und mildtätig an¬ 
erkannt, Spendenbescheinigun¬ 
gen können ausgestellt werden. 
AZADI e.V. unterstützt diejenigen 
Personen nicht-deutscher Her¬ 
kunft, die in Deutschland im 
Zuge ihrer politischen Betätigung 
für das Selbstbestimmungsrecht 
des kurdischen Volkes mit Straf¬ 
verfolgung bedroht werden. 

Die praktische Arbeit von AZADI 
ist die finanzielle und politische 
Unterstützung kriminalisierter 
Kurdinnen und Kurden. 

So können Sie uns unterstützen: 

• wenn Sie von Kriminali¬ 
sierung und Repression 
gegen Kurd(inn)en erfahren, 
informieren Sie uns bitte 

• werden Sie Fördermitglied, 

• spenden Sie. 

Kontakt- und Bestelladresse: 

AZADI e.V. 

Graf-Adolf-Str. 70A 
40210 Düsseldorf 
Tel. 0211/8302908 

E-Mail azadi@t-online.de 

Internet www.nadir.org/azadi/ 
V. i.S.d.P: Monika Morres 

Spendenkonto: GLS Gemein¬ 
schaftsbank eG mit Ökobank 
BLZ 430 609 67 
Kto-Nr. 8035 782 600 


AZADl Jl BO DR. REMZI KARTAL 

Freiheit für Dr. Remzi Kartal! 


A m 22. Januar 2005 wurde Dr. Remzi Kar¬ 
tal, ehemaliger Abgeordneter der pro-kur- 
dischen Demokratie-Partei (DEP), von der 
deutschen Polizei in Nürnberg festgenommen. 

Der kurdische Politiker wollte dort an einer Kul¬ 
turveranstaltung teilnehmen. Die Festnahme er¬ 
folgte vor dem Hintergrund eines Auslieferungser¬ 
suchens der Türkei, die ihm vorwirft, Mitglied 
einer „terroristischen Vereinigung 66 zu sein und am 
Umbau der PKK mitgewirkt zu haben. 

Hierzu erklärte der Exekutivrat des 
„Kurdistan Nationalkongresses“: 

„Remzi Kartal ist ein kurdischer Politiker, der sich bislang auf rein legaler Basis 
politisch betätigt und sich ausschließlich für eine demokratische und friedliche 
Lösung der kurdischen Frage eingesetzt hat. Er ist wegen seines Kampfes für 
Demokratie international bekannt-wie seine anderen DEP-Kollegen Hatip 
Diele, Leyla Zana, Orhan Dogan und Selim Sadak. Nun soll er an die Türkei 
ausgeliefert werden. Wurde Leyla Zana für ihren Kampf um eine demokratische 
Lösung der kurdischen Frage der Sacharow-Friedenspreis des Europaparla¬ 
ments verliehen, wird nun Remzi Kartal für das gleiche Engagement festge¬ 
nommen mit der Behauptung, er habe sich des 0„Terrorismus 66 schuldig 
gemacht. 

Kartal lebt seit 1994 im Exil (und ist anerkannter Flüchtling in Belgien , Anm J, 
weil in der Türkei keine Basis für eine legale politische Betätigung mehr vor¬ 
handen war. Seitdem setzte er in Europa seinen demokratischen Kampf in 
unterschiedlichen Institutionen, wie z.B. dem Solidaritätsverein mit der DEP, 
dem Kurdistan-Exilparlament, dem Kurdistan-Nationalkongress und zuletzt als 
stellvertretender Vorsitzender des Volkskongresses Kurdistan (KONGRA- 
GEL) fort. [...] 
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15 Unterstützungsfälle 


Mit dem jetzigen Vorgehen erschwert die Bundesrepublik Deutschland eine 
demokratische Lösung der kurdischen Frage. Gleichzeitig schadet sie den 
Demokratisierungsbestrebungen in der Türkei und leistet der Folterpraxis, den 
Menschenrechtsverletzungen sowie der Assimilations-, Verleugnungs- und Ver¬ 
nichtungspolitik der Türkei gegenüber den Kurden Vorschub. Deshalb bewerten 
wir die anti-kurdische Allianz zwischen der Türkei und Deutschland als einen 
Angriff auf den demokratischen und legalen Kampf aller Kurden. Die Fest¬ 
nahme von Remzi Kartal ist deren jüngstes Produkt. 66 









Das Oberlandesgericht wird nun über die Anordnung der Auslieferungshaft nach Eingang des entsprechen¬ 
den Ersuchens der Türkei, über die Zulässigkeit der Auslieferung entscheiden. Deren Bewilligung fällt dann 
in die Zuständigkeit der Bundesregierung. 

AZADI verurteilt diese neuerliche türkisch-deutsche Provokation aufs Schärfste. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, dem Auslieferungsersuchen der Türkei nicht nachzukommen und den kurdischen Politiker 
sofort freizulassen. 

AZADI ruft die demokratische Öffentlichkeit sowie alle Freundinnen und Freunde der Kurd(inn)en dazu auf, sich für 
die Freilassung von Remzi Kartal einzusetzen. 

(Wie die Tageszeitung Özgür Politika in ihrer Ausgabe vom 31. Januar 2005 berichtet, sieht sich das Oberlandes¬ 
gericht Nürnbergfür diesen „Fall“ nicht zuständig, weil Herr Kartal nicht in Nürnberg, sondern auf dem Weg dort¬ 
hin in Bamberg festgenommen worden sei. In Kürze soll auch darüber entschieden werden, ob Remzi Kartal auch 
in eine andere JVA verlegt wird. 



Urteil gegen «Kurdischen Roten Halbmond» 
und kurdischen Politiker 

Anwalt Kronauer: Dies war ein politischer Prozess 


Am 4. Januar 2005 fbl das Urteil im Prozess gegen 
„Heyva Sor a Kurdistane“ (Kurdischer Roter Halb¬ 
mond). Das Landgericht Koblenz erklärte die als 
gemeinnützig anerkannte Hilfsorganisation zu einer 
Nebenorganisation der PKK und verurteilte den 
kurdischen Politiker Mahmut Kaya mit der Behaup¬ 
tung, er sei als PKK-Vertreter bei Heyva Sor (HSK) 
tätig gewesen, zu einer Geldstrafe von 40 Tagessät¬ 
zen ä 20,— Euro. „Wir erkennen an, dass Heyva Sor 
eine humanitäre Organisation ist, die gemeinsam mit 
internationalen Organisationen Projekte durchge¬ 
führt hat. Doch beziehen wir uns auf die Aussage 
von Engin Sönmez, dass die PKK ein Baum sei und 
HSK ein Zweig davon/ 6 sagte der Vorsitzende Rich¬ 
ter Georg Gothen in seiner Urteilsverkündung. Er 
betonte, dass HSK Vertreter zu allen kurdischen 
Organisationen und Versammlungen delegiert habe. 
Mahmut Kaya habe als Politiker zuerst Aufgaben in 
der PKK-Führungsebene und später bei HSK inne¬ 
gehabt. 

Staatsanwalt Walter Schmengler erhob in seinem 
Plädoyer den Vorwurf, dass trotz des Betätigungs¬ 
verbotes von PKK/ERNK im Jahre 1993, Organi¬ 
sationen gegründet würden, die der Fortführung von 
militärischen Bedürfnissen und politischen Aktivitä¬ 
ten dienen. Hierzu sei auch der HSK zu zählen, der 
in Kurdistan verwundete Militante nach Europa 
bringen würde. Dies beweise, dass Heyva Sor auf 
Anweisung der PKK gegründet worden sei. 


Zu dem ursprünglich 
von der Anklage in 
das Verfahren ein¬ 
geführten Kron¬ 
zeugen Engin 
Sönmez, der seine 
Aussagen im Lau¬ 
fe des Prozesses 
vollständig zurück¬ 
genommen hatte, 
behauptete Schmengler, 
dieser sei hierzu gezwungen 
worden. 

Rechtsanwalt Kronauer erklärte in seinem Plä¬ 
doyer, dass der seit 19 Monaten andauernde Prozess 
eindeutig politisch sei. Tatsächlich habe sich das Ver¬ 
fahren nicht in erster Linie gegen seinen Mandanten 
gerichtet, sondern es sei darum gegangen, HSK zu 
verbieten: „Heyva Sor ist eine Hilfsorganisation. Sie 
wurde gegründet, um den Opfern des Krieges in 
Kurdistan zu helfen. Genau dies ist deren Ziel. Mit 
den während des Prozesses vorgelegten Beweisen 
wurde das auch bekräftigt. Dennoch behauptet der 
Staatsanwalt, bei Heyva Sor handele es sich um eine 
Nebenorganisation der PKK. Es trifft nicht zu, dass 
mein Mandant PKK-Verantwortlicher ist. 66 Kronauer 
führte weiter aus, Sönmez habe ausgesagt, dass 
seine 180-seitige Aussage ein von der Polizei vorbe¬ 
reitetes Szenario gewesen sei: „Eine seiner Anschul- 
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digungen war, dass HSK 100 Millionen DM an die 
PKK weitergeleitet habe. Aber sowohl von der 
Staatsanwaltschaft als auch von den Finanzbehör¬ 
den, die die Konten von HSK kontrolliert haben, 
wurde festgestellt, dass das nicht der Wahrheit ent¬ 
spricht. 66 Kronauer wies daraufhin, dass die Zeugen, 
die während des Prozesses gehört worden waren- 
darunter auch Polizei- und Kriminalbeamte-nicht 
haben belegen können, dass HSK eine PKK- 
Nebenorganisation oder gar deren Finanzquelle ist. 
Es ist völlig normal, dass eine kurdische Einrichtung 
auch Kontakte zu allen anderen kurdischen Organi¬ 
sationen hat. 66 

Gegen das Urteil des Landgerichts wird Revision 
eingelegt. 

(Azadi/Özgür Politika, 5.1.2005) 

Einbürgerung eines Kurden vom Ver¬ 
waltungsgericht Gießen aberkannt 

Am 3. Januar 2005 gab das Regierungspräsidium 
Gießen öffentlich bekannt, dass dem Kurden Sela- 
haddin T., einem Vater von fünf Kindern, die deut¬ 
sche Staatsangehörigkeit wieder entzogen worden 
sei. Hierbei beruft sich die Behörde auf ein entspre¬ 
chendes Urteil des Verwaltungsgerichts Gießen vom 
November 2004. 


eingebürgert worden. Ihre türkische Staatsangehö¬ 
rigkeit konnten sie beibehalten. 

Am 13. August 2002 informierte das Hessische 
Landesamt für Verfassungsschutz das Regierungs¬ 
präsidium Gießen darüber, dass Erkenntnisse über 
den Kurden vorlägen, die an das Hessische Innen¬ 
ministerium weitergeleitet worden seien. Dieses 
wiederum teilte dem Gericht am 29. Januar 2003 
mit, der Kläger habe sich für die PKK engagiert. 
Aus diesem Grunde sei die Einbürgerung zurück zu 
ne hm en. Der Betroffene erhielt am 19. Februar 2003 
Gelegenheit zu einer Stellungnahme. Mit Bescheid 
vom 30. Juli 2003 hat das Regierungspräsidium die 
Einbürgerung zurückgenommen, die Rückgabe der 
Urkunde angeordnet und hierfür eine Gebühr von 
255,— Euro festgelegt. 

«Falsche Loyalitätserklärung» 

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof bestätigte in 
seinem Urteil vom 26. November 2004 (Aktenzei¬ 
chen: 10 E 2961/03) sowohl die Entscheidung des 
Regierungspräsidiums vom Juli 2003 als auch des 
Verwaltungsgerichts (VG) Gießen vom 3. Mai 2004. 
Begründet wird dies im Wesentlichen damit, dass 
Selahaddin T. „eine falsche Loyalitätserklärung 
abgegeben“ habe, weil er „Mitglied im Deutsch- 
Kurdischen Freundschaftsverein und in dessen Vör- 


Es gekört zum Meckanismus der Rerrsckaft, 
die Erkenntnis des Leidens, das sie produziert, zu verbieten. 

(Theodor W. Adorno, 1944) 


Die Vorgeschichte 

Selahaddin T. reiste am 8. Juni 1993 in die Bundes¬ 
republik Deutschland ein und beantragte die Aner¬ 
kennung als Asylberechtigter. Am 23. Juli 1993 
lehnte das Bundesamt für die Anerkennung auslän¬ 
discher Flüchtlinge den Asylantrag ab. Das Verwal¬ 
tungsgericht Braunschweig verpflchtete jedoch die 
BRD mit Urteil vom 31. Mai 1994, den Kläger als 
asylberechtigt anzuerkennen, weil dieser als PKK- 
freundliche und politisch orientierte Person in der 
Türkei bekannt und aus diesem Grunde gefährdet 
sei. Zudem sei er für die pro-kurdische Partei HEP 
tätig gewesen. Daraufhin erhielt der Kurde am 30. 
August 1994 eine unbefristete Aufenthaltserlaubnis. 

Am 5. Juli 2000 stellte der Kläger, seine Ehefrau 
und ein Kind einen Antrag auf Einbürgerung; im 
Juli 2002 sind sie in den deutschen Staatsverband 


stand tätig gewesen sei“, der „in der YEK-KOM 
organisiert“ und „der PKK zuzurechnen sei“. Der 
Verein müsse „als von der PKK beeinfhsst und 
gesteuert“ angesehen und dessen „Aktivitäten als 
PKK-Aktivitäten qualifeiert“ werden. Weil der 
Kurde an „Volksversammlungen des PKK-Gebiets 
Gießen sowie weiteren PKK-nahen Aktivitäten teil¬ 
genommen“ habe, „sei die erfolgte Einbürgerung 
rechtswidrig“ gewesen und „könne zurückgenom¬ 
men werden“, zumal er durch die Beibehaltung der 
türkischen Staatsangehörigkeit nicht staatenlos 
würde. 

Klage des Betroffenen 

Gegen den Bescheid des Regierungspräsidiums Gie¬ 
ßen vom 30. Juli 2003 hatte Selahaddin T. Klage 
erhoben: Er habe keine „falsche Loyalitätserklä¬ 
rung“ abgegeben und der Deutsch-Kurdische 
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Freundschaftsverein unterstütze nicht die Ziele der 
PKK. Vielmehr arbeite er auf kulturellem Gebiet; 
seine Aktivitäten seien legal. Er habe an Veranstal¬ 
tungen teilgenommen, was für im Exil lebende Kur¬ 
den normal sei. Der Verein sei auch „vom Gießener 
Oberbürgermeister, dem Polizeipräsidenten, dem 
Regierungspräsidenten und anderen politischen 
Funktionären besucht worden“. Er selbst sei „einfa¬ 
ches Mitglied des Vereins und lediglich als Kassen¬ 
prüfer tätig gewesen“ und habe „in keiner Weise die 
Ziele der PKK unterstützt“. 

Als Kassenprüfer innere Sicherheit gefährdet 

Die Klage wurde abgewiesen und damit begründet, 
dass „der Verein über YEK-KOM eng mit der PKK 
verbunden“ und „zentraler Anlaufpunkt für das 
PKK-Gebiet Gießen“ sei. Außerdem habe der Ver¬ 
ein „PKK-Kundgebungen und Demonstrationen 
veranstaltet“ - so am 17.10.2003 für Öcalan. Ferner 
habe eine Durchsuchung am 2.8.2003 ergeben, 
„dass in den Vereinsräumen ERNK-Symbole und 
Bilder von Öcalan in großem Umfang aufgehängt 
gewesen“ seien. Durch seine Tätigkeit als Kassen¬ 
prüfer des Vereins habe der Kläger gezeigt, dass 
man ihn vonseiten des Vereins als „loyal gegenüber 
den Vereinszielen“ betrachtet hätte. 

Am 5. April 2004 hat das VG Gießen den Kläger 
in einer mündlichen Verhandlung „informatorisch 
angehört“. 

Nach Auffassung des Gerichts hätten „tatsächli¬ 
che Anhaltspunkte“ für die Annahme Vorgelegen, 
dass der Kurde „Bestrebungen gegen die Sicherheit 
des Bundes und gegen die freiheitlich demokratische 
Grundordnung in einem und für einen Personenzu¬ 
sammenschluss unterstützt“ habe. Seine Tätigkeit als 
Kassenprüfer des Vereins habe sich gegen „die 
Sicherheit des Bundes oder eines Landes“ gerichtet. 
Deshalb sei die erfolgte Einbürgerung rechtswidrig 
gewesen. 

Kriminalisierung von YEK-KOM 

Nach Erkenntnissen des hessischen Innenministeri¬ 
ums bzw. des Verfassungsschutzes sei die am 27. 
März 1994 in Bochum gegründete Föderation der 
kurdischen Vereine in Deutschland e.V. (YEK- 
KOM) als Mitgliedsverein „in die Strukturen der 
Konföderation kurdischer Vereine in Europa, KON- 
KURD, eingebunden“. YEK-KOM fhanziere sich 
durch „Mitgliedsbeiträge, Spenden und öffentliche 
Zuschüsse“. Bezugnehmend auf den Verfassungs¬ 
schutzbericht NRW für das Jahr 2003 wird weiter 
darauf verwiesen, dass deren Organ, YEK-KOM- 
Bülteni, „bislang 14-täglich“ erscheine und „umfas¬ 


send auf die kurdische Gesamtproblematik sowie 
die Belange des KADEK“ eingehe. Dies beweise, 
dass „sowohl KON-KURD als auch YEK-KOM 
eng mit den Zielen und den Strukturen der 
PKK/des KADEK verbunden“ seien. Somit treffe 
dies auch auf den Deutsch-Kurdischen Freund¬ 
schaftsverein Gießen zu, der „mit seiner politischen 
Ausrichtung nicht mit anderen kurdischen Vereinen 
vergleichbar“ sei, die „nicht der YEK-KOM ange¬ 
schlossen“ seien. Die Stigmatisierung als „PKK-Ver- 
ein“ wird in dem VG-Urteil explizit auch auf den 
„Nachfolgeverein Mesopotamisches Kurdisches 
Kulturzentrum“ ausgeweitet. Aktivitäten für derlei 
kurdische Einrichtungen, die von den Behörden der 
PKK zugerechnet werden, rechtfertigen ihnen 
zufolge den Ausschlussgrund nach §86 Nr. 2 AuslG. 
Außerdem gefährde eine Betätigung für die PKK die 
auswärtigen Belange der BRD: „Sowohl in der Tür¬ 
kei als auch in der Bundesrepublik Deutschland hat 
die PKK/ERNK in der Vergangenheit und nun¬ 
mehr in ihrer Nachfolge der KADEK Bestrebungen 
verfolgt, die, von Gewaltbereitschaft getragen, gegen 
die Sicherheit des Bundes gerichtet waren bzw. 
sind“, so die kühne und durch nichts belegte 


Behauptung des Gießener Gerichts. Bis zum Beweis 
des Gegenteils müsse dies „auch für den am 
15.11.2003 als Nachfolgeorganisation gegründeten 
Völkskongress Kurdistans, KONGRA-GEL, gel¬ 
ten.“ (Erinnert sei in diesem Zusammenhang an das 
Urteil des Bundesgerichtshofs (BGH) vom 21. Oktober 
2004. In einem Revisionsverfahren zweier Kurden 
haben die Karlsruher Richter ein Urteil des Oberlandes¬ 
gerichts Celle in dem Punkt missbilligt, in dem behaup¬ 
tet wurde, die PKK würde sich unter bestimmten Bedin- 
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gungen Vorbehalten, trotz des eingeschlagenen Friedens¬ 
weges wieder zum Gewaltkurs zurückzukehren. Aus¬ 
drücklich wird in der BGH-Entscheidung darauf ver¬ 
wiesen , dass es hierbei alleinig um die Situation in 
Deutschland zu gehen und sich nicht auf die Türkei zu 
beziehen habe.) 

PKK gefährdet NATO-Partner Türkei 

Wie eng die gemeinsamen Interessen zwischen der 
BRD und der Türkei sind, zeigt sich auch in folgen¬ 
der Passage des Gerichtsurteils: „Hinzu kommt, 
dass die PKK nicht nur in der Türkei, sondern auch 
in der Bundesrepublik Deutschland und in der 
Europäischen Union als terroristische und gewaltbe¬ 
reite Vereinigung angesehen wird, die zudem in der 
Bundesrepublik Deutschland rechtskräftig verboten 
ist. 66 Eine Betätigung für oder eine Mitgliedschaft in 
dieser Organisation stelle nicht nur eine „Gefähr¬ 
dung der inneren Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland“ dar, sondern gefährde auch die aus¬ 
wärtigen Belange der BRD „im Hinblick auf den 
NATO-Partner Türkei“. 


gerungsbewerber einräumt oder zumindest nicht 
bestreitet, früher eine durch § 86 Nr. 2 AuslG nor¬ 
mierte Bestrebung unterstützt zu haben“. 

Das VG Gießen stützt sich in seinen Einschät¬ 
zungen u. a. auf ein Urteil des Oberverwaltungsge¬ 
richts (OVG) NRW vom 27.6.2000 (Aktenzeichen: 
8 A 609/00), in dem darauf hingewiesen wird, dass 
eine „dauernde Hinwendung zu Deutschland grund¬ 
sätzlich nicht anzunehmen“ sei, „wenn sich ein Ein¬ 
bürgerungsbewerber in einer politischen Emigrante¬ 
norganisation betätige“. 

Verfassungsbeschwerde erhoben 

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof hatte in sei¬ 
nem Urteil festgelegt, dass der Antrag des Klägers 
auf Zulassung der Berufung des VG Gießen „wegen 
Versäumung der Begründungsfrist unzulässig“ sei. 
Hiergegen und gegen die Rücknahme der Einbürge¬ 
rung von Selahaddin T. hat dessen Verteidiger am 
30. Dezember 2004 Verfassungsbeschwerde erho¬ 
ben. 


Abschwörung als innerer Vorgang 

Um eine Aberkennung der Staatsangehörigkeit zu 
verhindern mit der Versicherung, politisch nicht 
mehr aktiv zu sein, ist nach Auffassung des VG Gie¬ 
ßen „mehr als ein bloß äußeres, zeitweiliges oder 
situationsbedingtes Unterlassen der früheren Unter¬ 
stützungshandlungen“ vonnöten. Vielmehr setze 
dies „grundsätzlich einen individuellen und von 
innerer Akzeptanz mitgetragenen kollektiven oder 
individuellen Lernprozess voraus“. Es müsse „ein 
innerer Vorgang stattgefunden haben“, um „mit hin¬ 
reichender Gewissheit zukünftig die Verfolgung oder 
Unterstützung der inkriminierten Bestrebungen aus¬ 
zuschließen“. Ein „reines Zweckverhalten angesichts 
eines laufenden Einbürgerungsverfahrens“ genüge 
nicht. 

Selahaddin T. hatte erklärt, aufgrund seiner star¬ 
ken beruflchen Beanspruchung seit mehreren Jah¬ 
ren an keinen Veranstaltungen mehr teilgenommen 
zu haben. Nach Meinung des Gerichts belege dies 
„aber nicht, dass sich der Kläger von den Zielen und 
Bestrebungen des Deutsch-Kurdischen Freund¬ 
schaftsvereins bzw. denen der PKK“ losgesagt habe, 
u.a., weil er „wohl nach wie vor Mitglied des Vereins 
in Gießen“ sei. Dass eine seiner Töchter eine Veran¬ 
staltung des Vereins im Jahre 2002 angemeldet habe, 
zeige „eine starke innere Verbundenheit des Klägers 
und seiner gesamten Familie zur PKK“. 

Die „Glaubhaftmachung“ einer Abwendung von 
früheren Aktivitäten setze voraus, „dass der Einbür¬ 


Die unendliche Gefängnis¬ 
geschichte von Mehmet T.: 

Von Griechenland an BRD ausgeliefert 



Seit dem 24. Januar 2005 ist der kurdische Politiker 
Mehmet T. wieder in einem 
deutschen Gefängnis, ausge¬ 
liefert von Griechenland auf 
der Grundlage eines Auslie¬ 
ferungsersuchens der deut¬ 
schen Behörden. 

Nach dem Putsch des 
türkischen Militärs im Jahre 
1980, wurden Dutzende 
kurdischer Aktivisten ermordet, Tausende verfolgt, 
verhaftet und in Militärgefängnissen brutal gefoltert. 
Mehmet T. war einer dieser Gefangenen. Nach 16 
Jahren Haft wurde er freigelassen. Zu seiner Familie 
zurückkehren konnte er jedoch nicht. Weil er 
gemeinsam mit anderen Gefangenen ein Buch über 
die Haftzeit und den Gefängniswiderstand geschrie¬ 
ben hatte, fanden ständig Wohnungsdurchsuchun¬ 
gen und Bedrohungen statt. Er war gezwungen, sich 
für das Exil zu entscheiden. Schließlich kam er auf 
Umwegen nach Deutschland. In diese Zeit fei der 
Druck der Türkei auf Syrien, den damaligen Vorsit¬ 
zenden der PKK, Abdullah Öcalan, jegliche Unter¬ 
stützung zu versagen. Öcalan musste Syrien am 9. 
Oktober 1998 verlassen. Es folgte eine Odyssee 
durch verschiedene europäische Länder, von denen 
keines bereit war, ihm Zuflicht zu gewähren. Wie 
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bekannt, wurde er im Februar 1999 mit Hilfe inter¬ 
nationaler Geheimdienste von Kenia in die Türkei 
verschleppt. Weltweit protestierten Kurd(inn)en 
hiergegen, so auch in der BRD. Es kam zu Demon¬ 
strationen, Kundgebungen, aber auch Besetzungen 
von Parteienbüros, Botschaften oder Generalkonsu¬ 
laten der an der Geheimdienstaktion beteiligten Län¬ 
der. 

Im August 2000 wurde Mehmet T. in Köln ver¬ 
haftet und der Mitgliedschaft in einer kriminellen 
Vereinigung (§ 129) bezichtigt. Außerdem wurde er 
verantwortlich gemacht für die Besetzung des Gene¬ 
ralkonsulats in Düsseldorf 1999. 

Das Oberlandesgericht (OLG) verurteilte ihn im 
Dezember 2001 zu einer Freiheitsstrafe von 3 Jah¬ 
ren und 3 Monaten. Am 25. September 2002 wurde 
er auf Bewährung und mit einer Reihe von Au fkgen 
entlassen. Dazu gehörte u. a. die regelmäßige poli¬ 
zeiliche Meldepflcht und ein quasi Politikverbot. 
Mehmet T. hat sich diesen Einschränkungen wider¬ 
setzt und ist nach Griechenland gegangen, wo er 
ursprünglich auch Asyl beantragt hatte. 

Diese „Dreistigkeit“ jedoch wollten die deut¬ 
schen Behörden nicht ungestraft lassen und begehr¬ 
ten von Griechenland die Auslieferung in die BRD. 
Am 23. September 2004 wurde Mehmet T. in 
Athen verhaftet und wie so oft in seinem Leben sei¬ 
ner Freiheit beraubt. 

Und nun be fhdet er sich wieder in jenem deut¬ 
schen Gefängnis, aus dem er zwei Jahre zuvor ent¬ 
lassen worden war. 

AZADI wird über den Fortgang des Verfahrens 
berichten. 

Europäischer Haftbefehl: 

Niederlande fordert Auslieferung von Mehmet B. 

Am 19. Januar 2005 wurde der 40-jährige Mehmet 
B. am Bahnhof in Hannover durch das Mobile Ein¬ 
satzkommando der Polizei festgenommen, weil er - 
laut Hannoversche Allgemeine Zeitung (HAZ) - ein 
„international gesuchter Funktionär der kurdischen 
Arbeiterpartei PKK“ sei. Rechtsgrundlage für die 
Festnahme ist offenbar ein Auslieferungsersuchen 
der Niederlande, die dem Kurden Mitgliedschaft in 
einer „kriminellen Vereinigung“ vorwirft. Das veran- 
lasste die niederländischen Behörden, einen europä¬ 
ischen Haftbefehl bei der Staatsanwaltschaft Arn¬ 
heim zu beantragen. 

Der Staatsanwaltschaft Celle erklärte gegenüber 
der HAZ, der Festgenommene lebe hier legal, 
„ohne sich etwas zu Schulden kommen zu lassen“ 
(HAZ) und ein Polizeisprecher beschrieb die hiesi¬ 
gen kurdischen Aktivisten als „unauffällig“ (was aus 


Polizeisicht wohl besonders auffällig bedeuten soll). 
Über die Anordnung und Zulässigkeit der beantrag¬ 
ten Auslieferung wird das Oberlandesgericht (OLG) 
Celle entscheiden; für deren Bewilligung ist wie bei 
Remzi Kartal die Bundesregierung zuständig. 

(Azadi/HAZv. 19.1.2005) 

Asyl eines früheren TKP/ML-TIKKO 

Aktivisten abgelehnt 

VG Osnabrück: Strafverfolgung kein politisches 
Verbrechen/Kurde bei Rückkehr nicht gefährdet 

Das Verwaltungsgericht (VG) Osnabrück hat in 
einer mündlichen Verhandlung vom 22. November 
2004 den Antrag eines Kurden auf Anerkennung als 
Asylberechtigter nach §§51, 53 AuslG abgelehnt, 
dessen Klage hiergegen abgewiesen und die Ent¬ 
scheidung des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge für Recht erkannt. 

Kurde stellt Asylantrag 

Der „türkische Staatsangehörige kurdischer Volks¬ 
zugehörigkeit“ ist laut eigenen Angaben im Septem¬ 
ber 2003 auf dem Luftweg in die Bundesrepublik 
eingereist und hat am 31. Oktober Anerkennung als 
Asylberechtigter beantragt. Seit 1990 habe er keinen 
festen Wohnsitz mehr in der Türkei gehabt und sich 
seitdem in der Provinz Tunceli (kurdisch: Dersim) 
bei den Guerilla-Kämpfern der TIKKO aufgehalten. 
Er sei nie an Guerilla-Angriffen beteiligt gewesen, 
sondern nachts in die Dörfer gegangen, um die 
Bewohner für die Organisation zu gewinnen. 1995 
sei er nach Istanbul zurückgekehrt und für die TKP 
mit Propagandaaufgaben betraut gewesen. Lediglich 
zur Selbstverteidigung habe er eine Pistole getragen. 
Weil auch sein Bruder für die Organisation aktiv 
gewesen sei, habe man vonseiten der Behörden 
Druck auf seine Familie ausgeübt. Im Jahre 2000 
oder 2001 habe er sich einen Ausweis mit einem 
anderen Namen besorgt und sei mit Hilfe von Par¬ 
teifreunden aus der Türkei ausgereist, wo er weiter¬ 
hin als Mitglied der TKP/ML-TIKKO gesucht 
werde. 

Das Bundesamt hat aufgrund der Schilderung 
des Kurden eine Auskunft des Auswärtige Amtes 
eingeholt. Danach habe das Polizeipräsidium Tunceli 
Ermittlungen gegen den Asylsuchenden eingeleitet 
wegen dessen politischer Aktivitäten. Ihm und wei¬ 
teren Personen werden Verbrechen gegen die Staats¬ 
organe nach Artikel 146 Abs. 1 sowie 168 Abs. 2 
Türkisches Strafgesetzbuch vorgeworfen. Der Kurde 
werde per Haftbefehl gesucht. 
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«Offensichtlich unbegründet» - 
Verfolgungsmaßnahmen legitim 

Trotzdem wurde der Asylantrag als offensichtlich 
unbegründet abgelehnt. Begründung: „Durch seine 
Einbindung in die Kaderstrukturen der terroristi¬ 
schen Organisation TKP/ML sei die Strafverfolgung 
nicht als politisches Verbrechen zu interpretieren.“ 
Durch seine Einreise in die BRD habe er sich „einer 
möglichen strafrechtlichen Verurteilung entziehen 
wollen“. Auf Art. 16a Abs. 1 GG könne sich nur 
berufen, „wer selbst politische Verfolgung erlitten“ 
habe oder „zu befürchten hat“. Doch seien „Maß¬ 
nahmen des Heimatstaates zur Abwehr von Terro¬ 
rismus [...] keine politische Verfolgung“. Das VG 
Osnabrück stellt in seiner Entscheidung weiter fest: 
„Bei der TKP/ML handelt es sich um eine terroris¬ 
tische Organisation“, die eine „gewaltsame Zerschla¬ 
gung des türkischen Staatsgefüges und die Errich¬ 
tung eines sozialistischen Systems“ anstrebe. Es 
müsse davon ausgegangen werden, „dass strafrecht¬ 
liche Verfolgungsmaßnahmen des türkischen Staates 
grundsätzlich legitim sind und nicht als politisch 
motivierte Verfolgung einzustufen sind“. 

«Keine beachtliche Gefahr» 

Außerdem stehe der Kurde „nicht in der beacht¬ 
lichen Gefahr, im Falle seiner Rückkehr in die Tür¬ 
kei Misshandlungen oder der Folter ausgesetzt zu 
sein.“ Hierbei verweist das Gericht auf den Lagebe¬ 
richt des Auswärtigen Amtes vom 19. Mai 2004, 
wonach es zwar noch derartige Fälle gebe, deren 
Intensität jedoch deutlich zurückgegangen sei. Dem 
Auswärtigen Amt sei seit über 3 Jahren kein einzi¬ 
ger Fall bekannt geworden, „in dem ein aus der 
BRD in die Türkei zurückgekehrter abgelehnter 
Asylbewerber im Zusammenhang mit früheren 
Aktivitäten gefoltert oder misshandelt wurde.“ Diese 
Auffassung habe das Außenministerium im Oktober 

2004 in einer Auskunft an das VG Frankfurt/M. 
bestätigt und auf den derzeitigen Reformprozess in 
der Türkei hingewiesen, der „energisch“ vorange¬ 
trieben werde und gegenüber Folter eine „Null-Tole¬ 
ranzpolitik“ verfolge. Zudem werde zum 1. April 

2005 ein „komplett neues Strafgesetzbuch in Kraft 
gesetzt“. 

(Azadi) 



Repression und Desintegration 
zum Jahresende 
ln Duisburg 

Am 14. Dezember 2004 wurden die Räumlichkeiten 
einschließlich Keller, Dachboden sowie Garage des 
„Kurdistan Solidaritätszentrums“ Duisburg durch¬ 
sucht und drei Kurden, Abdulrahman A., Necati L. 
und Nadir Y. festgenommen. Begründet wurde die 
Razz i a laut Durchsuchungsbeschluss des Amtsge¬ 
richts Essen u. a. mit dem Verdacht der Spenden¬ 
gelderpressung. Es sei davon auszugehen, dass der 
Beschuldigte Nadir Y. häufg die Räumlichkeiten des 
Vereins, „der Anlaufstelle der PKK-Sympathisan¬ 
ten“, aufsuche. Nach Auffassung des Gerichts wäre 
eine weitere Sachaufklärung ohne Durchsuchungs¬ 
anordnung „zumindest wesentlich erschwert“ wor¬ 
den. 

Necati L. und Nadir Y. be fnden sich seit ihrer 
Festnahme in Untersuchungshaft; Abdulrahman ist 
wegen „illegalen“ Aufenthalts in der BRD in die 
JVA Büren verbracht worden. 

(Azadi) 

In Leverkusen 

Ohne richterlichen Beschluss haben 20 bis 25 Poli¬ 
zeibeamte am Nachmittag des 14. Dezember 2004 
die Räume des „Mesopotamischen Jugend- und 
Kulturhauses“ in Leverkusen durchsucht und die 
Personalien aller Anwesenden aufgenommen. Ein 
Beweissicherungsteam der Polizei hat zudem alle 
Räume kontrolliert und fotografert. 

Gegenüber dem „Leverkusener Stadt-Anzeiger“ 
erklärte Wilhelm Krabbe, Leiter des Staatsschutz- 
Kommissariats Köln, ein Durchsuchungsbefehl sei 
nicht nötig gewesen, weil die Razzia aufgrund § 12 
Polizeigesetz stattgefunden habe. Danach dürfe die 
Polizei die Identität von Personen feststellen, die sich 
an Orten aufhalten, die die Annahme rechtfertigen, 
dass dort „Straftaten von erheblicher Bedeutung 
verabredet, vorbereitet oder geplant“ würden. Der 
Kripo sei im November eine Straftat im Zusammen¬ 
hang mit einer laufenden Spendenaktion von YEK- 
KOM gemeldet worden. Wie die Föderation gegen¬ 
über AZADI erklärte, wird sie juristisch gegen die 
Behauptung, sie stehe im Zusammenhang mit einer 
Spendenaktion, vorgehen. 



FÖDERATION KURDISCHER VEREINE IN DEUTSCHLAND 


zu seite 1 


7 


VERBOTSPRAXIS 










Der Integrationsrat der Stadt Leverkusen hat sich 
mit einem Schreiben vom 29. Dezember an den 
Innenminister des Landes NRW, Dr. Fritz Behrens, 
gewandt und gegen die Durchsuchungsaktion des 
Kölner Staatsschutz-Kommissariats protestiert. So 
verweist er u. a. darauf, dass sich „zum Zeitpunkt der 
rabiaten Durchsuchung in den Yereinsräumen 15 
Kinder im Alter von 6 bis 7 Jahren befanden, die am 
Musikunterricht für das Saiteninstrument Saz teilnah- 
men und die durch diese Aktion in Schrecken ver¬ 
setzt wurden“. Ferner macht er darauf aufmerksam, 
dass der Verein etwa 250 Mitglieder habe und ca. 500 
Personen die „Dienste und Angebote des Vereins in 
Anspruch nehmen“ würden. Darüber hinaus arbeite 
er „schon seit vielen Jahren eng mit dem Ausländer¬ 
beirat der Stadt Leverkusen im Rahmen der Integra¬ 
tionspolitik zusammen“ und werde dies auch mit 
dem „neu gewählten Integrationsrat, dem Nachfolge¬ 
gremium des Ausländerbeirates“ fortsetzen. Durch 
seine Mitwirkung habe der Verein „nicht unwesent¬ 
lich zu dem friedlichen Zusammenleben der verschie¬ 
denen Nationalitäten und Bevölkerungsgruppen in 
Leverkusen beigetragen.“ Regelmäßig würden Ver¬ 
einsvertreter „als stimmberechtigte Mitglieder in den 
Ausländerbeirat gewählt.“ Der Integrationsrat be¬ 
fürchtet, dass aufgrund „derartiger unsensibler Poli¬ 
zeiaktionen“ die Integrationsbemühungen behindert 
und „gleichzeitig bei den Betroffenen, aber auch bei 
anderen nichtdeutschen Bürgern der Eindruck ver¬ 
mittelt“ werde, „dass man Bürger zweiter Klasse und 
der Willkür staatlicher Organe ausgeliefert ist.“ Der 
Integrationsrat fordert Innenminister Dr. Behrens auf, 
darauf hinzuwirken, dass der Verein „von solchen 
ungerechtfertigten Polizeiaktionen verschont bleibt.“ 
Gegen die Durchsuchung wurde Beschwerde 
eingelegt. 

(Azadi/Leverkusener Stadt-Anzeiger, 17.12.2004) 

ln Stuttgart 

Ebenfalls am 14. Dezember 2004 fand eine Durch¬ 
suchung des „Mesopotamischen Kulturvereins“ in 
Stuttgart sowie der Wohnung des Vorsitzenden Ali 
G. statt. Diese Durchsuchung erfolgte auf Antrag 
der Staatsanwaltschaft vom 17. November 2004 an 
das Amtsgericht Stuttgart. Mithilfe dieser Maß¬ 
nahme sollten Gegenstände sichergestellt werden, 
„die als Beweismittel im Zusammenhang mit einer 
Tätigkeit des Beschuldigten für den KONGRA- 
GEL bzw. die PKK bzw. den KADEK von Bedeu¬ 
tung sein könnten“. Hierzu seien insbesondere zu 
zählen: 

• die Fahne des Kongra Gel (gelbe Sonne auf 
rot/grünem Grund), welche derart an einer 
Wand im Mesopotamischen Kulturverein e.V. 
aufgehängt war, dass sie von außen deutlich 


gesehen werden konnte, sowie weitere Fahnen/ 
Flaggen der genannten Vereinigung; 

• Propaganda-Material jeglicher Art; 

• Kontounterlagen, Rechnungen, Zahlungsbelege 
u.a., die Aufschluss über Zahlungen an die ge¬ 
nannten Organisationen oder an deren Verant¬ 
wortliche oder umgekehrt geben könnten; 

• Unterlagen über Vereinsaktivitäten und „Räum¬ 
lichkeiten; 

• Unterlagen über Kontakte zu anderen Unterstüt¬ 
zern der genannten Vereinigung; 

• Mobiltelefone, soweit sie Aufschluss über Kon¬ 
takte zu anderen Vereinsunterstützern geben 
können“ 

Darüber hinaus seien ebenfalls sicherzustellen: 
„Daten, die auf elektromagnetische, elektrische oder 
sonstige Weise gespeichert oder archiviert sind.“ 
Anlass der Durchsuchung war, dass „am 9.11.2004 
gegen 18.00 Uhr durch Beamte der Landespolizeidi¬ 
rektion Stuttgart II, Dezernat 1.6, festgestellt“ wor¬ 
den sei, „dass an der Wand des Mesopotamischen 
Kulturvereins e.V. eine Fahne des KONGRA-GEL 
hing, welche von außen gut zu erkennen war.“ 
Gegen die Durchsuchung wurde Beschwerde 
eingelegt. 

Die Föderation der kurdischen Vereine in 
Deutschland, YEK-KOM, kritisiert in einer Presse¬ 
mitteilung vom 15. Dezember 2004 die Vorgehens¬ 
weise gegenüber den Kurd(inn)en und ihren Institu¬ 
tionen. Sie beweise „wieder einmal“, dass die 
Bemühungen der Kurden um Integration „seitens 
der Regierung und ihrer bürokratischen Apparate 
blockiert“ würden. Der Dachverband fordert „ein 
Ende der Kriminalisierung und Diskriminierung der 
Kurden“. 

(Azadi) 

Denunziationsaufruf 

„KONGRA-GEL, Nachfolger von PKK und KADEK, 
hat eine Spendenkampagne gestartet. Wie bekannt, ist 
KONGRA-GEL in Deutschland verboten. Jede Art der 
Unterstützung wird als Unterstützung einer illegalen 
Organisation bewertet und das ist laut Gesetz straßar. “ 
Dieses gemeinsam vom thüringischen Landeskri¬ 
minalamt und Verfassungsschutz in türkischer Spra¬ 
che herausgegebene Flugblatt, wurde in den Herbst¬ 
monaten an alle ausländischen Vereine des Landes 
verteilt. 

(Azadi) 
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Tag der Menschenrechte: 

AI besorgt wegen Folterdebatte 

„Das zu Ende gehende Jahr war kein gutes Jahr für 
die Menschenrechte 66 , resümmiert Barbara Lochbih- 
ler, Generalsekretärin der deutschen Sektion von 
Amnesty International (AI) zum Tag der Menschen¬ 
rechte am 10. Dezember. In den Rechtsstaaten habe 
sich die „Schere zwischen Anspruch und Realpolitik 
weiter geöffnet 66 . Opfer der weltweit mehr als 30 
bewaffneten Kon Akte seien vor allem Frauen, die 
häufg gezielt sexueller Gewalt ausgesetzt seien. Von 
der Bundesregierung fordert AI die Einführung 
einer geschlechtsspezifschen Ausbildung der zivilen 
Friedenskräfte sowie der Bundeswehr im Auslands¬ 
einsatz. Mit großer Sorge verfolge AI zudem die 
aktuelle Folterdebatte: „Wenn Rechtsstaaten Folter 
zulassen, verabschieden wir uns von einer der wich¬ 
tigsten menschenrechtlichen Errungenschaften: dem 
absoluten Folterverbot. 66 

(Azadi/ND, 9.12.2004) 

Sauberwaschen mit EU-Richtlinie? 

Anwaltsverein übt scharfe Kritik 

Das 13 Jahre alte Geldwäschegesetz der EU, das 
2001 ergänzt worden war, wurde im Rahmen des 
„Kampfes gegen den internationalen Terrorismus 66 
verschärft. Danach müssen künftig Bargeschäfte mit 
einem Umfang von mehr als 15 000 Euro registriert 
und bei Verdacht Identitätsprüfungen durchgeführt 
werden. Außerdem werden anonyme Bankkonten 
und Konten unter fktiven Namen verboten. Das 
Europaparlament muss dem Gesetz noch zustim¬ 
men, um danach in den nationalen Gesetzen veran¬ 
kert werden zu können. Der Entwurf zur 3. Geldwä¬ 
scherichtlinie sieht verschärfte Melde-, 
Identifzierungs- und Überwachungspflchten für 
Rechtsanwälte vor. Der Deutsche Anwaltsverein 
(DAV) befürchtet in einer Stellungnahme vom 7. 
Januar 2005, dass durch diese Richtlinie Rechtsan¬ 
wälte zum „Spitzel gegen die Mandanten 66 gemacht 
würden. Problematisch sei, dass neben der Geldwä¬ 
sche auch die Bekämpfung der Terrorismusfhanzie- 
rung mitgeregelt werden soll. Der DAV vermutet, 
dass es eigentlich darum gehe, „gegen Straftaten 
vorzugehen, an deren Strafverfolgung der Staat aus 
finanziellen Gründen ein größeres Interesse hat 66 . 
Deshalb würden wieder einmal „in untragbarer 
Weise die Freiheiten der Bürger eingeschränkt 66 . 

(Azadi/FR/jw 8.12.2004 , 8.1.2005) 


Distanzierungsliste für 
Einbürgerungswillige 

Laut einem Bericht des „Spiegel 66 wird beim Bun¬ 
desamt für Verfassungsschutz eine Liste mit über 
120 als extremistisch eingestufte Vereinigungen ge¬ 
führt, die einbürgerungswilligen Ausländern vorge¬ 
legt werden soll, damit sie sich von diesen Gruppie¬ 
rungen distanzieren. Auf diese Liste war auf Antrag 
eines Bundeslandes auch die PDS geraten, nach 
einem Protest ihres Vorsitzenden Lothar Bisky 
jedoch wieder gestrichen worden. Laut einem Spre¬ 
cher des Bundesinnenministeriums habe sich die 
Aufnahme inländischer Organisationen als „nicht 
zielführend 66 erwiesen. Thüringens PDS-Fraktions¬ 
chef Bodo Ramelow sprach von einem „Skandal, 
der zeigt, dass die Kalten Krieger immer noch im 
Bundesamt für Verfassungsschutz sitzen. 66 

(Azadi/FR, 13.12.2004) 

Geheimdienste und 
Polizei zentralisiert 

Bundesinnenminister Otto Schily hat das „Zentrum 
zur Terrorismusabwehr 66 vorgestellt, das im Berliner 
Stadtteil Treptow errichtet worden ist. Ziel sei eine 
effektivere Zusammenarbeit der Nachrichtendienste 
mit den Polizeibehörden des Bundes und der Län¬ 
der. Intensiviert werden solle durch dieses Zentrum 
die gemeinsame analytische Arbeit des Bundesam¬ 
tes für Verfassungsschutz (BfV) und des Bundeskri¬ 
minalamtes (BKA). Dazu beitragen würden tägliche 
Lagebesprechungen, Gefährdungsbewertungen, Fal¬ 
lauswertungen, Strukturanalysen, Auswertungen des 
„islamistischen terroristischen Personenpotentials 66 
sowie Unterrichtung über operative Maßnahmen. 
Schily zufolge sollen 100 Terrorexperten für das 
BKA arbeiten, ab Mitte des nächsten Jahres 50 für 
das BfV. Hinzukommen 50 Mitarbeiter, die in Ver¬ 
bindungsbüros der Landeskriminalämter, des Bun¬ 
desgrenzschutzes, des Nachrichtendienstes BND, 
der Landesämter für Verfassungsschutz und des Mi¬ 
litärischen Abschirmdienstes MAD auf dem ge¬ 
meinsamen Gelände an der Koordinierung beteiligt 
werden sollen. Weiter strebt Schily die Einrichtung 
von gemeinsam von Geheimdienst und Polizei ver¬ 
walteten „zeitlich befristeten Projektdateien 66 an, für 
die er noch „die gesetzlichen Grundlagen 66 schaffen 
wolle. Die ehemalige Justizministerin Sabine Leu- 
theusser-Schnarrenberger sieht „die Gefahr, dass mit 
solchen Dateien die Trennung zwischen Diensten 
und Polizei durch die Hintertür ausgehöhlt wird 66 . 

(Azadi/FR, 15.12.2004) 
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Ab Januar Überwachung total 

Datenschützer sprechen von Generalverdacht 

Ab 1. Januar 2005 tritt die Telekommunikations¬ 
überwachungsverordnung (TKÜV) in Kraft. Auf 
Anordnung eines Richters oder des Bundesinnenmi¬ 
nisteriums müssen danach Telekommunikationsan¬ 
bieter sofort den Zugang zu bestimmten Verbin¬ 
dungsdaten ermöglichen. Bei Telefonaten sind 
Uhrzeit, gewählte Nummer und Dauer des Ge¬ 
sprächs zu übermitteln. Im Falle des Mobilfunks 
muss darüber hinaus der Standort des Telefons wei¬ 
tergegeben werden sowie bei SMS deren Inhalt. 
Bezüglich des Internets wird der Zugang zu den 
Daten über die angesteuerten Internetadressen ver¬ 


langt, bei E-Mail die Übermittlung der Empfängera¬ 
dresse und des Inhalts. Die Telekommunikations¬ 
unternehmen haben sich ausdrücklich dazu ver- 
p flehtet, ihre Kunden nicht über den Lauschangriff 
zu informieren. Da diese Technik von den Firmen 
selber zu fhanzieren sind, wird mit dem wirtschaft¬ 
lichen Aus eines Teils der Internet-Anbieter gerech¬ 
net. 

Datenschützer, wie die Initiative „Stop 1984“, 
sprechen von einem Generalverdacht gegenüber 
den Nutzern von Telekommunikation. Sie fordern 
die Beachtung des Rechts auf informationeile Selbst¬ 
bestimmung und empfehlen einen verschlüsselten 
E-Mail-Verkehr. 

(Azadi/ND, 28.12.2004) 



Gegen Rassismus und 
Diskriminierung 

Die Teilnehmenden von mehr als 100 europäischen 
Städten haben auf der 4. Europäischen Konferenz 
„Städte für Menschenrechte“ in Nürnberg einen 
Aktionsplan gegen Rassismus und Diskriminierung 
verabschiedet. Sie fordern die Mitgliedstaaten des 
Europarates auf, gesetzliche Maßnahmen für die 
gleichberechtigte Teilhabe aller Ausländer/innen auf 
kommunaler Ebene zu ergreifen. Dies sei Vorausset¬ 
zung für eine volle Integration von Menschen unter¬ 
schiedlicher kultureller Herkunft. 

(Azadi/ND, 11.12.2004) 

Nachklapp I: 

Abschiebung Kaplans rechtens 

Laut einer Entscheidung des Bundesverwaltungsge¬ 
richts (BVerwG) in Leipzig, hatte der am 12. Okt¬ 
ober 2004 in die Türkei abgeschobene Islamisten¬ 
führer Metin Kaplan keinen Anspruch auf 
Abschiebeschutz. Damit bestätigten die Richter ein 
vorangegangenes Urteil des Oberverwaltungsge¬ 
richts (OVG) Münster vom Mai 2004. Für etwaige 
Menschenrechtsverletzungen in der Türkei „ist 


Deutschland“ nach Auffassung der Richter „nur ein¬ 
geschränkt mitverantwortlich“. 

Wie der ehemalige Vorsitzende der PKK, Abdul¬ 
lah Öcalan, könne Kaplan ja bei möglichen Be¬ 
schwerden über ein unfaires Verfahren oder bei 
Misshandlungen „in der Türkei und von der Türkei 
aus“ den Rechtsweg zum Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte beschreiten. Der Gerichtshof in 
Straßburg biete inzwischen „effektiven Rechts¬ 
schutz“. 

Bundesinnenminister Otto Schily bejubelte das 
Urteil als Sieg des „wehrhaften Rechtsstaates“. 

(Azadi/ND, 8.12.2004) 

Nachklapp II: 

Abschiebung Kaplans rechtens 

Unmittelbar vor seiner Abschiebung hatte Metin 
Kaplan hiergegen Beschwerde eingelegt. Sie sei 
rechtswidrig gewesen, weil ihr gesundheitliche und 
familiäre Gründe entgegengestanden hätten. Nun 
entschied auch das Oberverwaltungsgericht (OVG) 
Münster gegen ihn. Es verwarf die Beschwerde als 
unzulässig, weil ihre Begründung den prozessrecht¬ 
lichen Anforderungen nicht genügt habe. 

(Azadi/FR, 16.12.2004) 
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Klage gegen Residenzpflicht bei 

Europäischem Gerichtshof für Menschenrechte 

„Ich gehe lieber aufrecht ins Gefängnis, als mich zu beugen“, erklärte Sunny Omwenyeke aus Nigeria, als er 
am 14. Dezember eine maximal 15-tägige Ersatzfreiheitsstrafe angetreten hat. Im Jahre 2003 war er wegen 
des Verstoßes gegen die Residenzpflicht vom Amtsgericht Bremen zu einer Geldstrafe von 15 Tagessätzen ä 
7,50 Euro verurteilt worden, obwohl er inzwischen als asylberechtigt anerkannt war. Weil alle eingelegten 
Rechtsmittel gegen dieses Urteil erfolglos blieben, hat Sunny Omwenyeke nun Klage vor dem Straßburger 
Gerichtshof für Menschenrechte erhoben. „Kein anderes sich demokratisch nennendes Land auf der Welt hat 
ein solches Gesetz. Nur die Passgesetze aus Südafrika zu Zeiten der Apartheid waren vergleichbar, aber die 
wurden glücklicherweise abgeschafft“, so der Menschenrechtler. 

Der deutsche Vertreter des UNHCR hatte vor Jahren vergeblich die Residenzpflicht kritisiert. Sie sei mit inter¬ 
nationalem Recht und der Genfer Flüchtlingskonvention nicht vereinbar. Das Bundesverfassungsgericht 
erklärte die Regelung 1997 für mit dem Grundgesetz vereinbar. 

Am 21. Dezember wurde Sunny Omwenyeke aus dem Gefängnis in Bremen-Oslebshausen entlassen. 

(Azadi/FR/jw, 14.,,24.12.2004 


Residenzpflicht verletzt 
Grundrechte 

Prozess gegen Ahmed Sameer 

Mit der Bekundung „Ich bin Ahmed“ unterstützten 
etwa 50 Menschen den Flüchtling Ahmed Sameer 
in dessen Prozess vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) in Erfurt. Laut Anklage soll er insgesamt 
dreimal gegen die Residenzpflcht verstoßen haben, 
die Asylbewerbern das Verlassen des Landkreises, 
in dem sich ih re Aufnahmestelle be fhdet, nur mit 
einer Bescheinigung der Ausländerbehörde erlaubt. 
„Wir kämpfen politisch gegen die Residenzpflcht, 
wie kann ich da Urlaubsscheine beantragen? Die 
Regelung verletzt mein Recht auf politische Betäti¬ 
gung,“ so der Aktivist der Flüchtlingsorganisation 
„The Voice Refugee Forum“. Nach Aussage einer 
Angestellten der Ausländerbehörde zur Praxis der 
Vergabe von Urlaubsscheinen würden diese nur 
mündlich erteilt, was auf das Unverständnis der 
Richterin fei: Die Ablehnung eines Urlaubsscheines 
sei ein belastender Verwaltungsakt und müsse durch 
einen Bescheid mit der Angabe von Gründen und 
Rechtsmittelbelehrung begleitet werden. Der Pro¬ 
zess wird fortgesetzt. 

(Azadi/jw, 10.12.2004) 

Junge Migrantinnen selbstbewusst 
und leistungsorientiert 

Für eine vom Bundesfamilienministerium fhanzierte 
Studie über ihre Lebenslage wurden 950 Migrantin¬ 
nen im Alter von 15 bis 21 Jahren befragt. Die Inte¬ 
grationsbeauftragte der Bundesregierung, Marieluise 
Beck, stellte die Ergebnisse der Untersuchung vor. 
Sie zeige, dass die meisten jungen Frauen selbstbe¬ 


wusst und leistungsorientiert seien und sich beruf¬ 
lichen Erfolg wünschten. Für 80 Prozent der Mäd¬ 
chen und jungen Migrantinnen stünden ihre Eltern 
an erster Stelle in ihrem Leben. Arrangierte Ehen 
würden von der Mehrheit abgelehnt; nur für 11 Pro¬ 
zent der türkischen Migrantinnen seien sie vorstell¬ 
bar. Die Mehrheit der Befragten bezeichne sich als 
„selbstverständlich“ religiös; 64 Prozent von ihnen 
wünschten sich mehr Interesse der Deutschen an 
ihrer Religion. 

(Azadi/FR, 15.12.2004) 

Migranten durch ALG II 
ins Abseits gedrängt 

Nach den Regeln der neuen Arbeitsmarkt- und 
Zuwanderungsgesetze werden noch mehr Migran¬ 
ten als bisher aus der Arbeitslosenstatistik fallen, da 
sie nicht unter den amtlichen Arbeitslosenbegriff fal¬ 
len. Die Reformen bringen für viele Ausländer neue 
deutliche Nachteile. Dies trifft zum Beispiel Bürger- 
kriegsfüchtlinge oder so genannte „geduldete“ Aus¬ 
länder, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld II 
haben, wenn ihr primärer Anspruch auf Arbeitslo¬ 
sengeld abgelaufen ist. Hinzu kommt, dass viele der 
Migranten auf das unterste Niveau des Asylbewer¬ 
berleistungsgesetzes gedrückt werden, welches 30 
Prozent unter der Sozialhilfe liegt. Diejenigen, denen 
ALG II verwehrt wird, haben meist auch keinen 
Anspruch auf Arbeitsförderungsmaßnahmen, Wei¬ 
terbildung oder Integrationshilfen. Asghar Eslami, 
Geschäftsführer des Vereins für interkulturelle Kom- 
munikations-, Migrations- und Flüchtlingsarbeit in 
Hannover, befürchtet das Entstehen einer „neuen 
Klassengesellschaft“, in der Ausländer rechtlich ge¬ 
sehen weniger Chancen haben als Deutsche: „Es 
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besteht innerhalb der Bevölkerung ein großes Mis¬ 
strauen gegenüber allem, was fremd ist. 66 Ein Pro¬ 
blem sei auch, dass im Ausland erworbene Qualifi¬ 
kationen auf dem deutschen Arbeitsmarkt nicht 
anerkannt würden. „Das Gefühl der Benachteiligung 
gehört zum Alltag dieser Menschen/ 6 so Eslami. 

(Azadi/FR, 21.12.2004) 

NRW ab Januar 2005 
mit Härtefall-Kommission 

Ab 1. Januar 2005 wird es in Nordrhein-Westfalen 
im Zusammenhang mit dem Zuwanderungsgesetz 
eine Härtefall-Kommission geben. „Damit eröffnen 
sich Menschen Chancen auf ein Bleiberecht, für die 
das bislang trotz gelungener Integration nicht mög¬ 
lich war/ 6 erklärte Innenminister Fritz Behrens. Seit 
1996 arbeitet eine solche Kommission bereits auf 
freiwilliger Basis, nun ist sie jedoch gesetzlich veran¬ 
kert. „Wenn sie darum ersucht wird, darf die Aus¬ 
länderbehörde den Aufenthalt eines ausreisepflchti- 
gen Ausländers - abweichend von den gesetzlich 
festgelegten Voraussetzungen-erlauben/ 6 unterstrich 
Behrens. Ein Rechtsanspruch auf ein derartiges Aus- 
nahme-Bleiberecht besteht für Bewerber nicht; 
außerdem unterliegt das Verfahren keiner gericht¬ 
lichen Kontrolle. 

Die neun Kommissionsmitglieder werden vom 
Innenminister berufen. Vorschläge können von Kir¬ 
chen, Wohlfahrtsverbänden und Flüchtlingsvereinen 
unterbreitet werden. 

(Azadi/General-Anzeiger Bonn, 22.12.2004) 


Ethno-Medizinisches Zentrum 
kann Arbeit fortsetzen 

Statt bisher 86000 Euro erhält das „Ethno-Medizini- 
sche Zentrum 66 (EMZ) in Hannover aus dem Lan¬ 
deshaushalt künftig nur noch 68 800 Euro jährlich. 
Dennoch kann die Einrichtung ihre Arbeit fortset¬ 
zen. Seit 1989 vermittelt sie zwischen Menschen 
verschiedener kultureller Traditionen und den sie 
behandelnden Ärzten. Hauptziel der Arbeit ist eine 
bessere Gesundheitsversorgung der hier lebenden 
Ausländer. Das EMZ bildet Dolmetscher für rund 
70 verschiedene Sprachen aus und vermittelt jähr¬ 
lich über 2000 Übersetzer/innen in Krankenhäuser, 
Arztpraxen und Gefängnisse. Eine weitere Aufgabe 
ist die Förderung der Selbsthilfe und die Gewinnung 
von ehrenamtlichen Mitarbeitern unter den Migran¬ 
ten. Aus der Arbeit des EMZ entstanden auch die 
ersten „Transkulturellen Pffegedienste“ in Deutsch¬ 
land. Rund 400 Menschen engagieren sich freiwillig. 
„Das deutsche Gesundheitswesen ist kompliziert, 
und wer aus einer anderen Kultur zu uns kommt, 
der fhdet sich nicht zurecht. Das ist wie ein Irrgar¬ 
ten und man muss ihn an die Hand nehmen und 
durch das System führen 66 , erklärt Professor Wie- 
landt Machleidt, der 1. Vorsitzende des EMZ. Eine 
komplette Kürzung des staatlichen Zuschusses 
käme einem „integrationspolitischen Offenbarungs¬ 
eid 66 gleich, denn zur Integration gehöre auch eine 
kompetente medizinische Versorgung. 

(Azadi/ND, 27.12.2004) 


Ich möchte Föndermitglied des Vereins AZADI e.V. werden. 

Einzugsermächtigung: 

Name: 

Bank: 

Straße: 

BLZ: 

PLZ/Ort: 

Konto: 


Ort/Datum: 

Mein Beitrag beträgt € im Monat 

Mindestbeiträge: Einzelpersonen € 5,— Arbeitslose, Student/inn/en, 
Schüler/innen € 3,— Organisationen (bundesweit) € 15,— 

Unterschrift: 


Bitte ausschneiden und einsenden an: AZADI e.V., Graf-Adolf-Str. 70A, 40210 Düsseldorf 
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Kindergeld auch 

bei Aufenthaltsbefugnis 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat Teile 
des Bundeskindergeldes, das zwischen 1994 und 
1995 gültig war, für verfassungswidrig erklärt. 
Danach wurde in diesem Zeitraum kein Kindergeld 
an Ausländer/innen gezahlt, die mit Aufenthaltsbe¬ 
fugnis in Deutschland leben. Dies ist laut Entschei¬ 
dung des Gerichts mit der durch Art. 3 Abs. 1 
Grundgesetz verbürgten Gleichheit vor dem Gesetz 
nicht vereinbar. Nach der damaligen Regelung 
wurde Kindergeld nur bei Yorliegen einer Aufent¬ 
haltserlaubnis oder -genehmigung gezahlt. Die Rich¬ 
ter des BVerfG fordern den Gesetzgeber auf, die 
verfassungswidrige Form durch eine Neuregelung 
zu ersetzen. Bis dahin bleiben Ausgangsverfahren 
vor dem Landessozialgericht ausgesetzt. Sollte der 
Gesetzgeber bis Anfang 2006 keine Neuregelung 
beschlossen haben, ist laut BVerfG in den anstehen¬ 
den Verfahren das bis Dezember 1993 geltende 
Recht anzuwenden. Aktenzeichen: 1 BvL 4/97 u.a. 

(Azadi/l1.12.2004) 

Zwangsgeld gegen türkische 
Fluglinie rechtens 

Deutsche Grenzschutzbehörden dürfen Fluggesell¬ 
schaften Zwangsgeld androhen, wenn diese Passa¬ 
giere ohne Pass und Visum ins Land bringen. Nach 
einem Urteil des Bundesverwaltungsgerichts 
(BVerwG) in Leipzig sind solche Zwangsgelddro¬ 
hungen mit deutschem und europäischem Recht so¬ 
wie dem neuen Zuwanderungsgesetz vereinbar. Ein 
Bescheid der Bundesgrenzschutzdirektion Koblenz 
gegen die Fluglinie Turkish Airlines sei „fehlerfrei 
ergangen 66 . Nun könnten auf die Fluglinie Zahlun¬ 
gen von bis zu 140 000 Euro für einen Zeitraum von 
2001 bis 2004 zukommen. Immer wieder habe sie 
Fluggäste ohne Papiere aus der Türkei nach 
Deutschland gebracht. Aktenzeichen: BVerwG IC 30.03 

(Azadi/FR, 17.12.2004) 

Ausländerinnen haben Anspruch 
auf Erziehungsgeld 
Ausschluss verfassungswidrig 

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat den 
Ausschluss einer bestimmten Ausländergruppe vom 
Erziehungsgeld für verfassungswidrig erklärt. Hier¬ 
von betroffen sind in Deutschland lebende Auslän¬ 
der, die über eine Aufenthaltsbefugnis und eine 
Arbeitsberechtigung verfügen. Sie dürfen-so der 
Erste Senat des Karlsruher Gerichts-nicht vom 
Erziehungsgeld ausgeschlossen werden. Hiermit war 


die Verfassungsbeschwerde einer Türkin erfolgreich, 
die seit 1990 in Deutschland lebt und 1993 ein Kind 
zur Welt gebracht hatte. Weil sie nur eine Aufent¬ 
haltsbefugnis hatte, wurde ihr das Erziehungsgeld 
von damals 600 DM monatlich nicht ausbezahlt. 
Der Gesetzgeber muss nun bis zum 1. Januar 2006 
eine Neuregelung schaffen, die nach Maßgabe der 
Karlsruher Richter aber auch auf ihre Verfassungs¬ 
mäßigkeit zu prüfen sind. Diese Prüfpflcht gilt 
ebenso für das ab 2005 geltende Zuwanderungsge¬ 
setz. Aktenzeichen: 1 BvR 2515/95 

(Azadi/FR, 30.12.2004) 

Verfassungsgericht stärkt 
Informationsrecht der Gefangenen 

Eine Kammer des Zweiten Senats des Bundesver¬ 
fassungsgerichts (BVerfG) hat entschieden, dass 
einem/r Gefangenen eine Broschüre nicht deshalb 
vorenthalten werden darf, weil sie ein Muster zum 
Abfassen von Haftbeschwerden enthält. Eine Infor¬ 
mationsschrift, die die Gefangenen in sachlicher und 
juristisch vertretbarer Weise über ihre Rechte auf¬ 
klärt, begründet nicht eine Gefährdung des Strafvoll¬ 
zugs. Die Deutsche Aids-Hilfe hatte 2001 eine Bro¬ 
schüre „Positiv in Haft 66 herausgegeben, die von 
einem Gefangenen in Straubing angefordert, aber 
von der JVA nicht ausgehändigt wurde mit der 
Begründung, die Informationen könnten die Gefan¬ 
genen zu einer missbräuchlichen Handhabung des 
Beschwerderechts veranlassen. Das Heft enthielt u.a. 
Musteranträge zur Abfassung von Beschwerden. 
Das Landgericht Regensburg und das Oberlandes¬ 
gericht Nürnberg bestätigten die ablehnende Ent¬ 
scheidung der JVA. Hiergegen hatte ein Hochschul¬ 
lehrer der Universität Bremen, der an der Broschüre 
mitgewirkt hatte, Verfassungsbeschwerde einge¬ 
reicht. Aktenzeichen: 2 BvR 2219/01 

(Azadi/FR, 31.12.2004) 

Zu kleine Zelle menschenunwürdig 

Das Oberlandesgericht (OLG) Zweibrücken hat am 
6. Januar 2005 entschieden: Die Grenze zur men¬ 
schenunwürdigen Inhaftierung wird bei einer mit 
zwei Männern belegten Doppelzelle von 8 Quadrat¬ 
metern Fläche für Aufenthalt, Schlafkojen, Wasch¬ 
gelegenheit und Toilette überschritten. Auch wegen 
Überfüllung der Gefängnisse und dem Zwang zu 
Mehrfachbelegungen sei dies nicht zu rechtfertigen. 
Die Haftanstalten müssten sich an die Europäischen 
Mindestgrundsätze für Strafgefangene halten. Akten¬ 
zeichen: OLG 1 Ws 276/04 

(Azadi/FR/ND, 7.1.2005) 
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URTEIL 




Eva Juhnke aus 
türkischer Haft entlassen 

Generalamnestie für politische Gefangene notwendig 


Schmutziges Händewaschen: 
Russland gegen PKK, Türkei gegen 
Tschetschenen 



1998 war sie von einem Staatssicherheitsgericht in 
der Türkei wegen PKK-Mitgliedschaft zu 15 Jahren 
Gefängnis verurteilt worden. Nach 7 Jahren, einem 
Monat und vier Tagen wurde sie entlassen: Eva 
Juhnke, inzwischen 39 Jahre alt. Nach mehreren 
Reisen ins kurdische Siedlungsgebiet im Südosten 
der Türkei hatte sich die Internationalistin aus Ham¬ 
burg im Mai 1993 der damaligen Volksbefreiungsar¬ 
mee Kurdistans, ARGK, angeschlossen und ist als 
Mitglied der Frauenarmee in die kurdischen Bergen 
gegangen. Ende Oktober 1997 ist sie nach ihren 
Aussagen auf irakischer Seite im Grenzgebiet zwi¬ 
schen der Türkei und Irak von türkischen Militärs 
festgenommen worden. „Ich bin glücklich, dass ich 
rauskomme 66 , sagte Eva Juhnke in einem ersten 
Telefongespräch mit Gerd Schumann von der jun¬ 
gen weit. „Ich möchte aber daran erinnern, dass 
noch viele Leute drin sind. 66 In der Türkei sei eine 
„Generalamnestie für alle politischen Gefange¬ 
nen“ notwendig. 

(Azadi/jw, 2.12.2004) 


Das russische Außenministerium prüfe derzeit, die 
von der Türkei verbotene frühere PKK auf seine 
Liste der Terrorgruppen zu setzen, sagte Verteidi¬ 
gungsminister Sergej Iwanow nach einem Treffen 
mit seinem türkischen Kollegen Vecdi Gönül in 
Ankara. Russland fordere im Gegenzug von der 
Türkei mehr Anstrengungen gegen Unterstützer 
tschetschenischer Rebellen. Schon vor Putins 
Ankunft hatten türkische Behörden 12 mutmaßliche 
tschetschenische Extremisten festgenommen. Bei 
seiner Ankunft in Ankara am 5. Dezember hatte der 
russische Präsident Wladimir Putin gesagt: „In unse¬ 
ren Beziehungen eröffnen sich neue Horizonte. 66 Der 
bilaterale Handel verzeichnete im ersten Halbjahr 
ein Wachstum von 60 Prozent. Russland ist nach 
Deutschland der zweitgrößte Handelspartner. Bei 
Putins Besuch sollen sechs Abkommen unterzeich¬ 
net werden, darunter eines über militärische 
Zusammenarbeit. In Istanbul protestierten meh¬ 
rere tausend Menschen mit einem Spruchband 
„Mörder Putin, raus aus der Türkei 66 . 

(Azadi/ND, 7.,8.12.2004) 
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WAS NOCH? 








AZADI unterstützt Kurdinnen und Kurden im Gefängnis, vor Gericht 
und bei Ermittlungsverfahren. Wofür wir Ihre/Eure Spenden u.a. verwenden, 
soll nachfolgend eine Auswahl von Fällen für die Monate Oktober bis Dezember 

2004 zeigen: 


Weil Selahaddin A. gegen das Betätigungsverbot verstoßen haben soll, wurde gegen ihn ermittelt. Es ent¬ 
standen Anwaltskosten in Höhe von 404,60 €, an denen sich AZADI mit 202,— € beteiligt hat. 

Um die Abschiebung von Frau Bekirogullari und ihren 5 Kindern in die Türkei zu verhindern, war ihr 
Rechtsanwalt erneut tätig geworden. Es entstanden Kosten in Höhe von 308,21 €. AZADI hat 154,— € 
übernommen und Pro Asyl gebeten, den restlichen Betrag zu übernehmen. Der Ehemann und Vater, Saba- 
hattin Bekirogullari, war bereits im März 2004 aus der JVA Butzbach in die Türkei abgeschoben worden. 
Das LG Frankfurt/M. hatte ihn wegen Beteiligung an der Besetzungsaktion im Februar 1999 (Verschlep¬ 
pung Abdullah Öcalan aus Kenia in die Türkei) zu einer Freiheitsstrafe von über 5 Jahren verurteilt. 

Leider blieben die anwaltlichen und die Bemühungen eines Unterstützer/innen-Kreises der Familie 
ohne Erfolg: Aufgrund des Beschlusses der Ausländerbehörde Gelnhausen und des Verwaltungsgerichts 
(VG) Gießen wurden Frau Bekirogullari und drei Töchter am 1. Dezember 2004 nach Istanbul/Adana 
abgeschoben. Wegen der psychischen Situation der Familie war es Unterstützer/innen gestattet worden, sie 
bis zur Maschine der Turkish Airlines zu begleiten. Frau Bekirogullari wurde in Istanbul in Gewahrsam der 
Polizei genommen und nach etlichen Stunden wieder freigelassen zur Weiterreise nach Adana. 

Wegen Verstoßes gegen das Vereinsgesetz in zwei Fällen (Urteil: 1 Jahr, 3 Monate auf Bewährung) muss 
Nihat E. Gerichts- und Pflichtverteidigerkosten von insgesamt 5949,61 € zahlen. AZADI hat sich mit 
einem Betrag von 400,— € beteiligt. 

Wegen Zuwiderhandelns gegen das Betätigungsverbot in zwei Fällen sind Ramazan S. Anwaltskosten von 
insgesamt 873,89 € entstanden. AZADI übernahm hiervon 437,— €. 

Weil Seyfeddin Ö. gegen das Vereinsgesetz verstoßen hatte, wurde er zu einer Geldstrafe von 400,— € ver¬ 
urteilt. Hinzu kamen Gerichtskosten und Pflchtverteidigerentschädigung in Höhe von 640,02 €, an denen 
sich AZADI mit einem Betrag von 310,— € beteiligt hat. 

Kazim G. wurde aufgrund des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz zu einer Freiheitsstrafe von 1 Jahr zur 
Bewährung verurteilt. AZADI übernahm die über die Pflchtverteidigung hinaus entstandenen Anwalts¬ 
kosten für die Hauptverhandlung von 154,92 € vollständig. Auch die Kosten für das Revisionsverfahren in 
Höhe von 180,21 € wurde von AZADI gezahlt. 

Weil ein Kurde aufgrund seiner wirtschaftlichen Situation nicht in der Lage ist, noch ausstehende Anwalts¬ 
kosten aus dem Jahre 2002 in Höhe von 309,36 € zu begleichen, wurde AZADI um Unterstützung gebe¬ 
ten und beteiligte sich mit 124,— €. Gegen ihn war ermittelt worden, weil er auf einer Demo ein Plakat mit 
dem Bildnis von Abdullah Öcalan getragen hatte. 

Im Rahmen der Gefangenenbetreuung hat AZADI die Kosten für Bücher für Vehbi A. (§ 129) von insge¬ 
samt 134,80 € übernommen. 

Mehmet D. wurde wegen des Verstoßes gegen das Vereinsgesetz zu einer Geldstrafe von 2700,— € verur¬ 
teilt. Ferner wurden ihm 159,60 € Prozesskosten in Rechnung gestellt, die AZADI vollständig übernom¬ 
men hat. 

Ayten K. wurde aus dem gleichen Grund zu einer Geldstrafe von 1300,— € verurteilt. Es entstanden 
zusätzlich 570,45 € Prozess- und Pflchtverteidigerkosten, an denen sich AZADI mit 400,— € beteiligt hat. 

Der Unterstützungsbetrag für drei Monate betrug somit insgesamt 2656,53 €. 
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UNTERSTUTZUNGSFALLE 




